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Druckerei  der  Pester  Lloyd-Qesellschaft,  Budapest. 
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Der  hier  veröffentlichte  Band  enthält  den  Entwurf 
und  — mit  geringen  Änderungen  — den  Allgemeinen 
Motivenbericht  des  neuen  ungarischen  Wahlrechts- 
gesetzes. Die  Reform  des  Wahlrechts  wurde  auch 
in  Ungarn  durch  das  Volk  zur  Reife  gebracht  und 
deshalb  ist  es  wünschenswert,  dass  diese  Erörterung 
der  Grundprinzipien,  der  wichtigeren  Bestimmungen 
und  der  wesentlicheren  Neuerungen  des  Entwurfes 
auch  weiteren  Kreisen  zugänglich  gemacht  werde. 
Der  Entwurf  will  die  verfassungsmässigen  Rechte 
auf  Massen  ausdehnen.  Es  ist  daher  nur  natürlich, 
dass  wir  auch  vor  breiteren  Schichten  der  Nationen 
die  Gesichtspunkte  darlegen  wollen,  die  uns  bei  der 
Ausarbeitung  des  Entwurfes  geleitet  haben  und  dass 
wir  schon  auch  auf  diesem  Punkte  den  Zusammen- 
hang mit  denjenigen  suchen,  um  deren  Recht  es 
sich  handelt. 

Erlangt  der  Entwurf  Gesetzeskraft,  so  wird  das  in 
Ungarn  seit  Schaffung  des  G.-A.V : X848  die  grösste 
Rechtsausdehnung.  Als  die  Volksvertretungsreform 


im  Jahr  1848  ins  Leben  gerufen  wurde,  war  rings 
um  uns  ganz  Europa  in  Gärung.  Die  Führer  unse- 
rer Nation  beeilten  sich,  durch  die  verschmelzende 
Kraft  des  gleichen  Rechtes  die  innere  Einheit  her- 
zustellen, damit  die  Nation  gegenüber  jedem  äussern 
Angriff  stark  und  widerstandsfähig  werde.  Sie 
wahrten  die  ungarischen  Überlieferungen,  gliederten 
sich  aber  der  europäischen  Demokratie  an.  Ihre 
Schöpfung  ist  ein  ewiger  Ruhm  des  ungarischen 
Geistes. 

Den  Spuren  dieser  grossen  Vorfahren  trachteten 
wir  bei  dem  Verfassen  des  Reformentwurfes  zu 
folgen.  Überall  haben  wir  nach  der  ungarischen 
Vorgeschichte  geforscht,  nach  Tunlichkeit  die  rein 
ungarischen  Einrichtungen  gewahrt,  aber  zugleich 
auch  Verbindung  mit  der  Demokratie  gesucht,  die 
Europa  jetzt  zum  Schauplatz  von  die  Kraft  des 
Jahres  1848  überragenden  epochalen  Umgestaltungen 
gemacht  hat. 

Den  achtundvierziger  Gesetzesschöpfungen  ent- 
sprang das  bürgerliche  Ungarn.  Die  Ständeverfas- 
sung stürzte  zusammen,  aber  Ungarn  ging  nicht  in 
Trümmer,  sondern  begann  von  neuem  aufzublühen. 
Meine  feste  Überzeugung  ist,  dass  auch  infolge 
der  neuen  grossen  Rechtsausdehnung  nichts  anderes 
zugrunde  gehen  wird,  als  Vorurteile  und  Privilegien; 
Ungarn  aber  wird,  wie  es  nach  1848  der  Fall  war, 
nur  stärker,  mächtiger  und  glücklicher  sein:  indem 
es  seine  nationalen  Überlieferungen  wahrt,  legt  es 
den  Grundstein  zu  seiner  künftigen  politischen 
Entwicklung,  stärkt  es  seine  Freiheitseinrichtungen, 
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erhöht  es  seine  Kultur,  seinen  wirtschaftlichen 
Wohlstand  und  seinen  sozialen  Fortschritt. 

Und  das  ist  die  ungarische  Überlieferung,  der 
ungarische  Ruhm,  — denn  das  Ungartum  kann  vor 
den  Völkern  der  Welt  nie  anderes  bedeuten,  als 
nur  die  verfassungsmässige  Freiheit. 

Budapest,  im  Dezember  i9t7. 


Dr.  Wilhelm  Väzsonyi. 
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ENTWURF 


DES  NEUEN  UNGARISCHEN  WAHLRECHTSGESETZES 
MIT  ALLGEMEINEM  MOTIVENBERICHT 


ERSTER  ABSCHNITT. 

Das  Wahlrecht  der  Männer. 

§ 1. 

Zu  der  Wahl  der  Reichstagsabgeordneten  ist  berech- 
tigt jeder  Mann,  der  das  vierundzwanzigste  Lebensjahr 
vollendet  hat,  ungarischer  Staatsbürger,  des  Schreibens 
und  Lesens  kundig  ist  und  ausserdem  einer  der  im  § 2 
angeführten  besonderen  Voraussetzungen  (Rechtstitel) 
entspricht. 

§ 2. 

Einer  der  zum  Wahlrecht  erforderten  besonderen  Vor- 
aussetzungen (Rechtstitel)  entspricht  derjenige  Mann,  der: 

1.  die  vierte  Klasse  der  Elementarvolksschule  mit  Er- 
folg absolviert  hat  (§  4) ; oder 

2.  sei  es  aus  einer,  sei  es  aus  mehreren  Steuer- 
gattungen  zusammen,  — sei  es  in  einer  und  der- 
selben, sei  es  in  mehreren  Gemeinden  — , mit  einer  direkten 
Staatssteuer  von  mindestens  10  Kronen  (§  5)  belastet  ist; 
oder 

3.  seiner  ordentlichen,  aktiven  Militärdienstpflicht  ent- 
sprochen, oder  während  des  Krieges  mindestens  zwei 
Jahre  lang,  — wenn  auch  mit  Unterbrechungen  — aktiven 
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Militärdienst  geleistet, _pder  — ohne  Rücksicht  auf  seine 
Dienstzeit  — im  Dienste  der  bewaffneten  Macht  oder  der 
Gendarmerie  den  Grad  eines  Unteroffiziers  erreicht  hat; 

oder 

4.  Besitzer  eiper  Tapferkeitsmedaille  ist  oder  das 
Karl- Truppenkreuz  erlangt  hat;  oder 

5.  auf  Grund  einer  Gewerbelizenz  oder  eines  Ge- 
werbezertifikats ein  Gewerbe  ausübt  oder  Handel  treibt; 
oder 

6.  in  einem  gewerblichen  Geschäft  oder  Unternehmen 
(den  Bergbau,  den  Handel  und  den  gewerbmässig  be- 
triebenen Verkehr  mitinbegriffen)  dauernd  angestellt, 
oder  bei  der  Urproduktion  als  Arbeiter  oder  Dienstbote 
dauernd  angestellt  ist  (§  6). 

Die  im  Funkt  4 Erwähnten  sind  ohne  Rücksicht  auf 
ihr  Alter  wahlberechtigt. 


§ 3. 

Derjenige,  der  in  eine  für  das  Jahr  1914  gültige 
Wählerliste  rechtskräftig  aufgenommen  wurde,  ist  in- 
solange  wahlberechtigt,  als  sein  alter  Rechtstitel  in  der 
Gemeinde  (Stadt),  in  deren  Wählerliste  er  für  das  Jahr 
1914  aufgenommen  wurde,  unverändert  besteht. 

Ohne  die  im  Absatz  1 bestimmte  Beschränkung  ist 
wahlberechtigt,  wer  in  die  für  das  Jahr  1914  gültige 
Wählerliste  unter  dem  Rechtstitel  der  auf 
G.-A.  XXX11I  : 1874  beruhenden  alten  Berechtigung  auf- 
genommen wurde. 

§ 4. 

Aus  dem  Gesichtspunkte  des  Wahlrechtes  ist  der 
Absolvierung  der  vierten  Klasse  einer  Elementarvolks- 
schule gleichwertig  die  Absolvierung  der  ersten  Klasse 
einer  Schule  für  Gewerbe-  und  Handelslehrlinge.  DasseiOe 
gilt  für  Schulen  und  Lehrkurse,  die  das  Ministerium  in 
einer  Verordnung  aus  dem  Gesichtspunkte  des  Wahlrechts 
der  vierten  Klasse  der  Elementarvolksschule  gleich- 
wertig erklärt,  wie  auch  für  die  Prüfung,  die  vor  der 
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gemäss  § 22  organisierten  Kommission  zum  Nachweis  der 
der  vierten  Klasse  der- Elementarvolksschule  entsprechen- 
den Bildung  abgelegt  wurde. 

§ 5. 

Aus  dem  Gesichtspunkte  der  im  § 2,  Punkt  2 er- 
wähnten Steuer  ist  die  in  dem  dem  Jahre  der  Entwertung 
oder  der  Richtigstellung  der  Namensliste  unmittelbar 
vorangehenden  Kalenderjahre  veranlagte  Grund-,  Haus-, 
Erwerb-,  Kapitalzins-  und  Renten-,  Bergwerk-  oder  Ein- 
kommensteuer — ohne  eventuelle  Steuerzuschläge  oder 
Ergänzungssteuer  — in  Rechnung  zu  ziehen,  zu  der  auch 
die  Grund-  und  Haussteuer  der  in  dem  gemeinsamen  Haus- 
halt lebenden  Gattin  und  der  minderjährigen  ehelichen 
(legitimierten)  Kinder  hinzuzurechnen  ist. 

Die  nach  zeitweilig  steuerfreiem  Grund-  und  Haus- 
besitz veranlagte  Steuer  ist  ebenfalls  in  Rechnung  zu 
ziehen. 

§ 6. 

Aus  dem  Gesichtspunkte  des  Wahlrechts  gilt  als  in 
einem  gewerblichen  Geschäft  oder  Unternehmen  dauernd 
angestellt,  wer,  sei  es  bei  einem,  sei  es  bei  mehreren 
Arbeitgebern  während  der  jüngsten  zwei  Jahre  — wenn 
auch  mit  Unterbrechungen  — mindestens  zwölf,  oder 
während  des  jüngsten  Einen  Jahres  — wenn  auch  mit 
Unterbrechungen  — mindestens  sechs  Monate  hindurch 
angestellt  war. 

Bei  der  Urproduktion  gilt  als  dauernd  angestellt,  wer, 
sei  es  bei  einem,  sei  es  bei  mehreren  Arbeitgebern 
während  der  jüngsten  fünf  Jahre  — wenn  auch  mit  Unter- 
brechungen — mindestens  drei  Jahre  hindurch  ange- 
stellt war. 

Bei  demjenigen,  der  als  Reservist,  Ersatzreservist 
oder  Landsturmmann  aktiven  Dienst,  wie  auch  bei  dem- 
jenigen, der  auf  Grund  der  Gesetze  über  die  Kriegsleistun- 
gen persönlichen  Dienst  leistet  oder  geleistet  hat,  gilt, 
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wenn  er  unmittelbar  vorher  in  einem  gewerblichen  Ge- 
schäft oder  Unternehmen,  beziehungsweise  bei  der  Ur- 
produktion angestellt  war,  die  Dauer  seines  Militär-  oder 
persönlichen  Dienstes  aus  dem  Gesichtspunkte  der  in  den 
Absätzen  1 und  2 enthaltenen  Bestimmungen  als  in  dem 
gewerblichen  Geschäft  oder  Unternehmen,  beziehungs- 
weise bei  der  Urproduktion  verbrachte  Anstellung. 

§ 7. 

Obgleich  er  den  in  den  §§  1 — 6 bestimmten  Voraus- 
setzungen entspricht,  ist  nicht  wahlberechtigt: 

1.  wer  im  aktiven  Dienste  stehendes  Mitglied  der 
bewaffneten  Macht  oder  der  Gendarmerie  ist,  ausgenom- 
men die  dauernd  Beurlaubten,  ferner  ausgenommen  solche 
Mitglieder  der  bewaffneten  Macht,  die  als  Reservisten, 
Ersatzreservisten  oder  Landsturmmänner  aktiven  Dienst 
leisten; 

2.  wer  Mitglied  der  Mannschaft  der  staatlichen, 
munizipalen  oder  kommunalen  Polizei  ist,  die  zum  Waffen- 
tragen berechtigten  anderen  Zivilangestellten  (Finanz- 
wache, Feld-,  Forst-  und  Berghüter  usw.)  nicht  inbegriffen. 

§ 8. 

Von  der  Ausübung  des  Wahlrechts  sind  ausge- 
schlossen : 

1.  die  Entmündigten,  wie  auch  diejenigen,  deren  Min- 
derjährigkeit verlängert  ist; 

2.  die  Geisteskranken  auch  dann,  wenn  sie  nicht  ent- 
mündigt sind; 

3.  die  unter  Konkurs  stehen; 

4.  die  durch  die  öffentliche  Wohltätigkeit  oder  durch 
öffentliche  Unterstützung  erhalten  werden,  wie  auch  die- 
jenigen, die  aus  einer  solchen  Quelle  erhalten  wurden, 
wenn  seit  dem  Aufhören  der  Beteiligung  ein  Jahr  noch 
nicht  verstrichen  ist,  diejenigen  mitinbegriffen,  die  in  einer 
asylartigen  Einrichtung  unentgeltlich  oder  für  eine  Ge- 
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biihr,  die  nicht  als  Gegenwert  gelten  kann,  wohnen  oder 
gewohnt  haben,  — nicht  inbegriffen  aber  diejenigen,  die 
aus  einer  Krankenunterstützüngs-,  Unfalls-,  Invaliditäts- 
oder  einer  anderen  derartigen  Kasse  eine  Unterstützung 
oder  eine  Rente  ziehen  oder  gezogen  haben,  noch  die- 
jenigen, die  auf  Grund  eines  gesetzlichen  Anspruchs,  oder 
auch  in  Ermangelung  eines  solchen  Anspruches,  wegen 
einer  infolge  höherer  Gewalt  oder  infolge  des  Krieges  ein- 
getretenen Schädigung  einer  Unterstützung  oder  Versor- 
gung teilhaftig  werden  oder  wurden; 

5.  dessen  väterliche  Gewalt  über  sein  Kind  durch  die 
Behörde  rechtskräftig  aufgehoben  wurde,  während  der 
Zeit,  in  der  das  Kind  unter  der  Vormundschaft  eines 
Dritten  steht,  aber  mindestens  zwei  Jahre  lang  von  der 
Aufhebung  der  väterlichen  Gewalt  an  gerechnet; 

6.  der  oder  dessen  mit  ihm  in  gemeinsamem  Haus- 
halt lebende  Gattin  ein  Bordellgeschäft  hält; 

7.  dessen  Wahlrecht  durch  das  in  Sachen  der  Reichs- 
tagsabgeordnetenwahlen urteilende  Gericht  suspendiert 
wurde,  während  der  im  Urteil  bestimmten  Frist; 

8.  wer  rechtskräftig  wegen  eines  gegen  den  Staat 
gerichteten  Verbrechens  zu  einer  Freiheitsstrafe,  oder 
wegen  eines  Verbrechens  oder  Vergehens,  bei  dem  nach 
dem  Gesetze  die  Ausübung  der  politischen  Rechte  zu 
suspendieren  ist,  wie  auch  wer  auf  Grund  des 
G.-A.  V:  1878  über  Verbrechen  und  Vergehen  (Straf- 
gesetz) wegen  Aufwiegelung  oder  auf  Grund  § 72  dieses 
Gesetzes  wegen  Aufreizung  gegen  eine  Nationalität 
rechtskräftig  zu  einer  Freiheitsstrafe  verurteilt  wurde, 
wenn  seit  der  Verbüssung  oder  der  Verjährung  der 
Strafe,  im  Falle  der  Begnadigung  seit  ihrer  Gewährung, 
im  Falle  der  Suspendierung  des  Strafvollzugs  aber  seit 
dem  Erwachsen  des  Urteils  in  Rechtskraft  fünf  Jahre 
noch  nicht  verstrichen  sind; 

9.  wer  auf  Grund  des  G.-A.  XXI  : 1913  über  gemein- 
gefährliche Arbeitsscheue  rechtskräftig  zu  einer  Freiheits- 
strafe verurteilt  oder  in  ein  Arbeitshaus  gewiesen  wurde, 
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wenn  die  im  Punkt  8 bestimmte  Frist  noch  nicht  ver- 
strichen ist; 

10.  wer  wegen  eines  Verbrechens  oder  eines  Ver- 
gehens auf  Grund  einer  rechtskräftigen  richterlichen 
Entscheidung  in  Präventiv-  oder  Untersuchungshaft  ist, 
wie  auch  wer  bedingt  freigelassen  wurde  und  schliesslich 
der  Verurteilte  während  der  Dauer  der  Freiheitsstrafe; 

11.  die  rechtskräftig  zur  Suspendierung  der  Aus- 
übung der  politischen  Rechte  Verurteilten,  gemäss  § 57 
St.-G.  während  der  im  Urteil  bestimmten  Frist. 

§ 9. 

Über  die  Wahlberechtigten  ist  eine  Namensliste  zu 
entwerfen.  (Siebenter  Abschnitt.)  Derjenige,  für  den  eine 
der  im  § 7 erwähnten  Ausnahmen  oder  einer  der  im  § 8 
erwähnten  Ausschliessungsgründe  besteht,  ist  ebenfalls 
in  die  Namensliste  aufzunehmen,  wenn  durch  eine  öffent- 
liche Urkunde  erwiesen  wird,  dass  die  Ausnahme  oder  der 
Ausschliessungsgrund  im  Kalenderjahre  der  Entwerfung 
der  Namensliste  aufhört. 

Das  Wahlrecht  kann  derjenige  ausüben,  der  in  die 
Namensliste  aufgenommen  ist. 

Das  Wahlrecht  kann  nur  persönlich  ausgeübt  werden. 

Jeder  Wähler  hat  auf  Eine  Stimme  ein  Recht. 

§ 10. 

Auch  ein  in  die  Wählerliste  aufgenommener  Wähler 
kann  das  Wahlrecht  nicht  ausüben: 

1.  wenn  durch  eine  öffentliche  Urkunde  nachgewiesen 
wird,  dass  er  seine  ungarische  Staatsbürgerschaft  ver- 
loren hat  oder  dass  er  gemäss  § 8 von  der  Ausübung 
des  Wahlrechts  ausgeschlossen  ist; 

2.  wenn  er  gemäss  § 7 nicht  wahlberechtigt  ist  oder 
als  Reservist,  Ersatzreservist  oder  Landsturmmann 
aktiven  Dienst  leistet,  ausgenommen  die  dauernd  Be- 
urlaubten. 


7 

ZWEITER  ABSCHNITT. 

Das  Wahlrecht  der  Frauen. 

§ 11. 

Zu  der  Wahl  der  Reichstagsabgeordneten  ist  berech- 
tigt jede  Frau,  die  das  vierundzwanzigste  Lebensjahr  voll- 
endet hat,  ungarische  Staatsbürgerin,  des  Schreibens  und 
Lesens  kundig  ist  und  überdies  einer  der  im  § 12  ange- 
führten besonderen  Voraussetzungen  (Rechtstitel)  ent- 
spricht. 


§ 12. 

Einer  der  zum  Wahlrecht  erforderten  besonderen 
Voraussetzungen  (Rechtstitel)  entspricht  diejenige  Frau, 
die: 

1.  die  vierte  Klasse  der  Bürgerschule  mit  Erfolg 
absolviert  hat  (§  13); 

2.  deren  Gatte  während  des  im  Jahre  1914  aus- 
gebrochenen Krieges  aktiven  Militärdienst  geleistet  hat 
(§  14)  und  gefallen  ist,  oder  infolge  einer  in  diesem  Militär- 
dienst erworbenen  Krankheit  oder  erlittenen  Verwundung 
oder  Verletzung,  oder  infolge  der  Kriegsstrapazen  ge- 
storben ist  (den  Heldentod  erlitten  hat),  wenn  sie  von  die- 
sem Gatten  ein  — beim  Ableben  des  Gatten  am  Leben  be- 
findliches — eheliches  (legitimiertes)  Kind  geboren  hat 
(Kriegswitwe)  ; 

3.  die  ein  auf  dem  Gebiete  der  Wissenschaft,  der 
Literatur  oder  der  Kunst  tätiges  Mitglied  einer,  min- 
destens seit  zwei  Jahren  wirkenden  wissenschaftlichen, 
literarischen  oder  künstlerischen  Vereinigung  oder  Gesell- 
schaft ist. 

Die  Kriegswitwe,  die  unter  dem  unter  Punkt  2 er- 
wähnten Rechtstitel  rechtskräftig  in  die  Wählerliste  auf- 
genommen wurde,  verliert  ihr  Wahlrecht  durch  neuer- 
liche Verehelichung  nicht. 
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§ 13. 

Aus  dem  Gesichtspunkte  des  Wahlrechtes  ist  der 
Absolvierung  der  vierten  Klasse  der  Bürgerschule 
gleichwertig  die  Absolvierung  der  dritten  Klasse  einer 
höhern  Volksschule,  der  achten  Klasse  der  jetzt  schon 
bestehenden  achtklassigen  Elementarvolksschule,  der 
vierten  Klasse  einer  höhern  Töchterschule  oder  der  vier- 
ten Klasse  einer  Mittelschule.  Dasselbe  gilt  für  Schulen, 
Lehrkurse  und  Prüfungen,  die  das  Ministerium  aus  dem 
Gesichtspunkte  des  Wahlrechtes  für  gleichwertig  mit  der 
vierten  Klasse  der  Bürgerschule  erklärt,  wie  auch  für 
den  Nachweis  der  der  vierten  Klasse  der  Bürgerschule 
entsprechenden  Bildung  vor  der  gemäss  § 28  letztem 
Absatz  organisierten  Kommission. 

§ 14. 

Militärdienst  leisten  aus  dem  Gesichtspunkte  der 
Bestimmung  des  § 12  Punkt  2:  die  im  aktiven  Dienst 
stehenden  Mitglieder  der  bewaffneten  Macht;  das  Per- 
sonal der  Gendarmerie,  der  Finanzwache  und  der 
Staatsforste,  wenn  es  sich  gemäss  G.-A.  XX  : 1886  § 2 
dem  Landsturm  anschliesst;  diejenigen  Personen  der 
Gendarmerie  und  der  Finanzwache,  die  für  den  mi- 
litärischen Grenzschutz-(Küstenschutz-)Dienst  bestimmt 
sind;  ferner  diejenigen,  die  auf  Grund  der  Gesetze  über 
die  Kriegsleistungen  persönlichen  Dienst  leisten.  Den 
Militärdienst  leistenden  Personen  gelten  gleich  jene  Zivil- 
personen, die  zu  der  Armee  im  Felde  in  amtlicher  Eigen- 
schaft zur  Dienstleistung  eingeteilt  sind,  oder  zum  Gefolge 
der  Armee  im  Felde  gehören,  schliesslich  diejenigen  Per- 
sonen, die  bei  der  Armee  im  Felde  an  dem  freiwilligen 
Sanitätsdienst  teilnehmen,  durch  den  Feind  gefangen  oder 
als  Geisel  in  Gewahrsam  genommen  wurden. 

§ 15. 

Die  in  den  §§  8 — 10  enthaltenen  Bestimmungen  fin- 
den für  Frauen  mit  der  Ergänzung  entsprechende  An- 
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Wendung,  dass  von  der-  Ausübung  des  Wahlrechtes  auch 
diejenige  Frau  ausgeschlossen  ist,  die  ihrer  innegehabten 
gesetzlichen  und  natürlichen  Vormundschaft  über  ihr 
Kind  durch  die  Behörde  rechtskräftig  enthoben  wurde, 
während  der  Zeit,  in  der  das  Kind  unter  der  Vormund- 
schaft eines  Dritten  steht,  jedoch  mindestens  zwei  Jahre 
lang  von  der  Enthebung  an  gerechnet. 


DRITTER  ABSCHNITT. 

Wählbarkeit. 

§ 16. 

Zum  Reichstagsabgeordneten  ist  wählbar,  wer  zur 
Zeit  der  Wahl  wahlberechtigt  ist,  unter  keinen  der  in 
den  Paragraphen  8 oder  15,  ferner  17  oder  18  erwähnten 
Ausschliessungsgründe  fällt,  wenn  er  sein  vierund- 
zwanzigtes  Lebensjahr  vollendet  hat  und  der  ungarischen 
Staatssprache  in  Wort  und  Schrift  mächtig  ist. 

Wer  den  im  ersten  Absatz  bestimmten  Voraussetzun- 
gen entspricht,  ist  auch. dann  wählbar,  wenn  er  in  keine 
Wählerliste  aufgenommen  ist. 

§ 17. 

Zum  Reichstagsabgeordneten  ist  nicht  wählbar: 

1.  wer  gemäss  Q.-A.  L : 1879  §§  15  und  44  über  den 
Erwerb  und  den  Verlust  der  ungarischen  Staatsbürger- 
schaft nicht  Mitglied  des  Reichstags  sein  kann; 

2.  wer  gemäss  G.-A.  XV : 1899  § 176  über  die  Gerichts- 
barkeit in  Sachen  der  Reichstagsabgeordnetenwahlen  we- 
gen Nichteinreichung  des  Abgeordnetenmandats  nicht  Ab- 
geordneter sein  kann,  wie  auch  wer  gemäss  G.-A.  XXIV : 
1901  § 25,  Absatz  2 über  die  Inkompatibilität  wegen  ver- 
botener Intervention  bei  der  Regierung  zur  Zeit  der  Wahl 
noch  nicht  zum  Abgeordneten  wählbar  ist; 

3.  wer  wegen  eines  im  § 8,  Punkt  8 erwähnten  De- 
liktes rechtskräftig  zu  einer  Freiheitsstrafe  verurteilt 
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wurde,  wie  auch,  wer  auf  Grund  des  im  § 8,  Punkt  9 er- 
wähnten G.-A.  XXI  : 1913  rechtskräftig  zu  einer  Freiheits- 
strafe verurteilt  oder  in  ein  Arbeitshaus  gewiesen  wurde, 
wenn  seit  der  Verbtissung  oder  der  Verjährung  der 
Strafe,  im  Falle  der  Begnadigung  seit  ihrer  Gewährung, 
im  Falle  der  Suspendierung  des  Strafvollzugs  aber  seit 
dein  Erwachsen  des  Urteils  in  Rechtskraft  zehn  Jahre 
noch  nicht  verstrichen  sind; 

4.  wer  wegen  eines  aus  Gewinnsucht  begangenen 
Verbrechens  zu  einer  drei  Jahre  übersteigenden  Frei- 
heitsstrafe oder  zu  einer  noch  schwereren  Strafe  rechts- 
kräftig verurteilt  wurde. 


§ 18. 

Zum  Reichstagsabgeordneten  ist  nicht  wählbar: 

1.  wer  in  der  Zeit  zwischen  der  Anberaumung  des 
Wahltages  (§  90)  und  der  Wahl  bei  einem  königlichen 
Bezirksgerichte  oder  bei  einem  königlichen  Gerichtshof 
als  urteilender  Richter,  oder  bei  einer  an  einem  könig- 
lichen Gerichtshof  wirkenden  königlichen  Staatsanwalt- 
schaft als  deren  Mitglied  angestellt  war,  in  dem  Wahl- 
bezirk, der  im  ganzen  oder  zum  Teil  auf  dem  Gebiete 
des  betreffenden  königlichen  Bezirksgerichtes  oder 
königlichen  Gerichtshofes  liegt; 

2.  wer  in  der  im  Punkt  1 erwähnten  Zeit  Oberge- 
span, (Oberbürgermeister),  Vizegespan,  Oberstuhlrich- 
ter, Stuhlrichter,  Bürgermeister,  Polizeistadthauptmann 
(Oberstadthauptmann,  Stadthauptmann,  Unterstadthaupt- 
mann) einer  Stadt  mit  Munizipalrecht  oder  mit  geregeltem 
Magistrat  in  dem  Wahlbezirke  war,  der  ganz  oder  zum 
Teil  auf  dem  Gebiete  des  betreffenden  Munizipiums,  des 
betreffenden  Bezirkes  oder  der  betreffenden  Stadt  liegt; 

3.  der  Präsident  (stellvertretende  Präsident)  der 
Wahl-  oder  Skrutiniumskommission  in  jenem  Wahlbezirk, 
in  dem  er  bei  der  Wahl  oder  bei  dem  Skrutinium 
mitwirkt. 
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VIERTER  ABSCHNITT. 

Der  Nachweis  der  Voraussetzungen  des  Wahlrechts. 

§ 19. 

Der  Nachweis  der  Voraussetzungen  des  Lebensalters 
und  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft  ist  nur  dann  zu 
verlangen,  wenn  über  das  Vorhandensein  dieser  Voraus- 
setzungen ein  Zweifel  aufgetaucht  ist.  Der  Nachweis  der 
ungarischen  Staatsbürgerschaft  ist  jedenfalls  von  dem- 
jenigen zu  verlangen,  der  ausserhalb  des  Gebietes  der 
Länder  der  heiligen  ungarischen  Krone  geboren  wurde. 

Sowohl  zum  Nachweis  des  Lebensalters,  wie  auch  zu 
dem  der  Staatsbürgerschaft  kann  jede  öffentliche  Urkunde 
verwendet  werden,  die  entsprechende  Angaben  über  das 
Vorhandensein  dieser  Voraussetzungen  enthält.  Die  strit- 
tige Staatsbürgerschaft  jedoch  entscheidet  nur  ein  durch 
den  Minister  des  Innern  ausgestelltes  Zeugnis. 

§ 20. 

Der  Nachweis  der  Voraussetzung  der  Kenntnis  des 
Schreibens  und  des  Lesens  besteht  in  dem  Lesen  des 
durch  den  bei  der  Konskriptionskommission  (§  48)  mit- 
wirkenden Elementarvolksschullehrer  bezeichneten  ge- 
druckten und  in  dem  Niederschreiben  des  durch  den 
Lehrer  diktierten  Textes  vor  der  Kommission. 

Die  Kenntnis  des  Schreibens  und  des  Lesens  kann 
vor  der  Kommission  ausser  in  der  ungarischen  Staats- 
sprache auch  in  einer  anderen  Sprache  nachgewiesen 
werden,  die  an  dem  betreffenden  Orte  massenhaft  ge- 
braucht wird.  In  einer  anderen  lebenden  Sprache  kann 
die  Kenntnis  des  Schreibens  und  des  Lesens  durch  ein 
Zeugnis  eines  für  die  betreffende  Sprache  befugten  be- 
eideten Gerichtsdolmetsches  nachgewiesen  werden. 

Der  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  sorgt  für  die 
Herausgabe  eines  Buches  in  der  ungarischen  Staats- 
sprache und  in  den  anderen  im  Lande  massenhaft  ge- 
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brauchten  Sprachen,  das  die  aus  dem  Gesichtspunkte  der 
erwachsenen  Bevölkerung  wichtigen  verfassungsrecht- 
lichen und  wirtschaftlichen  Kenntnisse  enthält.  Der 
Minister  des  Innern  stellt  dieses  Buch  durch  den  Zentral- 
ausschuss in  der  notwendigen  Zahl  von  Exemplaren  den 
Konskriptionskommissionen  zur  Verfügung.  Die  Kommis- 
sion hat  bei  dem  Nachweis  der  Kenntnis  des  Schreibens 
und  des  Lesens  sowohl  zum  Zwecke  des  Lesens  wie  zu 
dem  des  Diktierens  dieses  Buch  zu  benützen.  Insolange 
ein  solches  Buch  nicht  zur  Verfügung  steht,  ist  für  die 
Zwecke  des  Lesens  und  des  Diktierens  irgendein  durch 
den  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  für  die  vierte 
Klasse  der  Elementarvolksschulen  bewilligtes  oder 
gemäss  G.-A.  XXVII  : 1907  § 20  genehmigtes  Lesebuch 
zu  benützen. 

Sowohl  bei  dem  Lesen  wie  bei  dem  Diktieren  ist 
darauf  zu  achten,  dass  der  Ernst  des  Nachweises  nicht 
dadurch  gefährdet  werde,  dass  der  benützte  Text  allge- 
mein bekannt  war  oder  wird;  zu  diesem  Zwecke  sind  für 
das  Lesen  und  für  das  Diktieren  verschiedene  Stellen  des 
benützten  Buches  zu  bestimmen. 

Das  Vorhandensein  der  Voraussetzung  der  Kenntnis 
des  Schreibens  und  Lesens  ist  anzunehmen  (§  63)  und 
demgemäss  ist  der  Nachweis  dieser  Voraussetzung  nicht 
zu  verlangen  bei  demjenigen: 

1.  der  die  erfolgreiche  Absolvierung  der  vierten 
Klasse  der  Elementarvolksschule  oder  einer  Schule  oder 
eines  Lehrkurses,  die  dieser  Klasse  gleichwertig  sind,  oder 
das  Ablegen  der  zum  Nachweise  der  der  vierten  Klasse  der 
Elementarvolksschule,  entsprechenden  Bildung  dienenden 
Prüfung  bewiesen  hat  (§  4),  wie  auch  für  den  die  erfolg- 
reiche Absolvierung  der  vierten  Klasse  der  Elementar- 
volksschule gemäss  § 21  auch  ohne  besondern  Nachweis 
als  erwiesen  gilt; 

2.  der  ein  öffentlicher  Beamter  im  Dienste  des 
Staates,  eines  Munizipiums  oder  einer  Gemeinde,  ferner 
wer  Beamter  eines  öffentlichen  Instituts,  eines  öffentlichen 
Eonds,  eines  staatlichen,  kommunalen  oder  eines  anderen 
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Betriebes,  eines  Vereins,  einer  Stiftung  oder  eines  zur 
öffentlichen  Rechnungslegung  verpflichteten  Unternehmens 
ist,  wie  auch  zu  dessen  gegenwärtiger  oder  früherer  Stel- 
lung oder  Beschäftigung  schon  ihrer  Natur  nach  die  Kennt- 
nis des  Schreibens  und  Lesens  unbedingt  notwendig  ist; 

3.  der  im  Dienste  der  bewaffneten  Macht  oder  der 
Gendarmerie  den  Grad  eines  Unteroffiziers  erreicht  hat; 

4.  der  auf  Grund  einer  Gewerbelizenz  oder  eines  Ge- 
werbezertifikats ein  Gewerbe  oder  Handel  betreibt; 

5.  der  in  einem  gewerblichen  Geschäft  oder  Unter- 
nehmen dauernd  angestellt  ist  (§  6); 

6.  der  nach  einer  von  einer  Behörde,  von  einem  öffent- 
lichen Amte  oder  von  einer  Einrichtung  öffentlichen 
Charakters  stammenden  Angabe  des  Schreibens  und  des 
Lesens  kundig  ist; 

7.  der  das  Zählblatt  (§  54)  eigenhändig  ausgefüllt  und 
unterfertigt  hat,  wenn  nicht  ein  Zweifel  in  der  Richtung 
aufgetaucht  ist,  ob  die  Ausfüllung  und  Unterfertigung  von 
dem  Datierenden  stammt  oder  ob  der  Datierende  des 
Schreibens  und  des  Lesens  in  dem.  im  ersten  Absätze  des 
gegenwärtigen  Paragraphen,  geforderten  Masse  kun- 
dig ist; 

8.  der  den  durch  den  Landeskulturrat  zur  Aneignung 
der  Kenntnis  des  Schreibens  und  des  Lesens  für  Er- 
wachsene veranstalteten  Lehrkurs  mit  Erfolg  absolviert 
hat  und  das  durch  ein  Original-  oder  ein  in  beglaubigter 
Abschrift  ausgestelltes  Zeugnis  beweist; 

9.  der  laut  dem  Original-  oder  in  beglaubigter  Ab- 
schrift ausgestellten  Zeugnis  der  gemäss  § 22  organisier- 
ten Kommission  des  Schreibens  und  des  Lesens  kundig  ist. 

Das  Vorhandensein  der  Voraussetzung  der  Kenntnis- 
des  Schreibens  und  des  Lesens  gilt  auch  ohne  besonderen 
Naciiweis  für  diejenigen  Dräuen  als  erwiesen,  die  einem 
der  im  § 12,  Punkt  1 und  3 bestimmten  Rechtstitel  ent- 
sprechen. 

§ 21. 

Die  erfolgreiche  Absolvierung  der  vierten  Klasse 
einer  Elementarvolksschule,  wie  auch  einer  dieser  gleich- 
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wertigen  Schule  oder  eines  solchen  Lehrkurses,  schliess- 
lich das  Ablegen  der  zum  Nachweis  der  der  vierten  Klasse 
der  Elementarvolksschnle  entsprechenden  Bildung  die- 
nenden Prüfung  (§  4)  ist  durch  ein  den  einschlägigen 
geltenden  Vorschriften  entsprechendes  Original-  oder  in 
beglaubigter  Abschrift  ausgestelltes  Zeugnis  (Mitteilung) 
nachzuweisen. 

Der  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  bestimmt 
durch  Verordnung,  auf  Grund  welcher  Aufzeichnungen 
ein  derartiges  Zeugnis  zum  Zwecke  des  Nachweises  nach- 
träglich ausgestellt  werden  kann,  wie  auch  die  Modali- 
täten für  die  Ausstellung  eines  solchen  nachträglichen 
Zeugnisses. 

Ist  jemand  nicht  imstande,  ein  in  den  vorangehenden 
Absätzen  erwähntes  Zeugnis  aufzuweisen,  bezeichnet  er 
aber  anlässlich  der  Ausfüllung  des  Zählblattes  (§  54)  oder 
später,  in  welcher  Schule  und,  mindestens  beiläufig,  wann 
er  die  vierte  Klasse  der  Elementarvolksschule  oder  eine 
dieser  gleichwertige  Schule  oder  einen  solchen  Lehrkurs 
absolviert,  beziehungsweise  wo  und  wann  er  die  zum 
Nachweis  der  der  vierten  Klasse  der  Elementarvolks- 
schule  entsprechenden  Bildung  dienende  Prüfung  abge- 
legt hat,  so  ist  die  Beschaffung  des  Zeugnisses  nach 
Bedarf  von  Amts  wegen  zu  verfügen. 

Die  erfolgreiche  Absolvierung  der  vierten  Klasse  der 
Elementarvolksschule  gilt  auch  ohne  besonderen  Nachweis 
dieses  Rechtstitels  als  erwiesen  für  denjenigen: 

1.  der  eine  Stellung  oder  eine  Beschäftigung  hat  oder 
hatte,  die  in  einem  Gesetz  an  eine  Schulbildung  geknüpft 
ist,  oder  damals,  als  der  Betreffende  die  Stellung  bekleidet 
oder  betrieben  hat,  geknüpft  war; 

2.  für  den  die  erfolgreiche  Absolvierung  der  vierten 
Klasse  der  Elementarvolksschule  kraft  der  Natur  seiner 
gegenwärtigen  oder  früheren  Stellung  oder  Beschäftigung 
nicht  zweifelhaft  ist; 

3.  der  durch  eine  Original-  oder  durch  eine  in  be- 
glaubigter Abschrift  ausgestellte  Urkunde  nachweist,  dass 
er  eine  Schule  oder  einen  Lehrkurs  absolviert  oder  be- 


15 


sucht,  oder  eine  Prüfung  abgelegt  hat,  für  welche  Schule, 
für  welchen  Lehrkurs  oder  für  welche  Prüfung  mindestens 
die  erfolgreiche  Absolvierung  der  vierten  Klasse  der 
Elementarvolksschule,  beziehungsweise  einer  dieser 
Klasse  gleichwertigen  Schule  oder  eines  solchen  Lehr- 
kurses berechtigt. 

§ 22. 

Die  zum  Nachweise  der  der  vierten  Klasse  der  Ele- 
mentarvolksschule entsprechenden  Bildung,  wie  auch 
der  Kenntnis  des  Schreibens  und  des  Lesens  organisierte 
Kommission  (§  4;  §.20,  Punkt  9)  wirkt  als  ständige  Kom- 
mission in  jeder  Stadt  mit  Munizipalrecht,  ferner  an  dem 
Sitz  eines  jeden  Komitatsmunizipiurns,  schliesslich  dort, 
wo  eine  königliche  Schulinspektoratsexpositur  besteht. 
Die  ständige  Kommission  wird  aus  dem  königlichen 
Schulinspektor  oder  dessen  Stellvertreter  als  Präsiden- 
ten, aus  zwei  ordentlichen  wie  auch  aus  zwei  Ersatz- 
mitgliedern für  die  Dauer  von  drei  Jahren  gebildet.  Die 
Mitglieder  der  Kommission  werden  durch  den  Verwal- 
tungsausschuss bestimmt,  und  zwar  ein  ordentliches  und 
ein  Ersatzmitglied  aus  der  Reihe  der  Verwaltungs- 
beamten, ein  ordentliches  und  ein  Ersatzmitglied  aber 
aus  der  Reihe  der  durch  den  königlichen  Schulinspektor 
in  Vorschlag  gebrachten  Elememtarvolksschullehrer. 
Diese  Aufgabe  obliegt  dem  nach  dem  Sitz  der  ständigen 
Kommission  zuständigen  Verwaltungsausschuss.  Für 
eine  in  einer  Stadt  mit  Munizipalrecht  gebildete  ständige 
Kommission  aber  bestimmen,  wenn  diese  Stadt  zugleich 
der  Sitz  eines  Komitatsmunizipiurns  ist,  sowohl  der  Ver- 
waltungsausschuss des  Komitats  wie  der  der  Stadt  zwei 
ordentliche  und  zwei  Ersatzmitglieder.  In  Budapest  wer- 
den sowohl  für  die  Haupt-  und  Residenzstadt  wie  für  das 
Komitat  besondere  ständige  Kommissionen  gebildet. 

An  den  im  ersten  Absatz  erwähnten  Orten  können 
je  nach  Bedarf  auch  mehrere  ständige  Kommissionen  ge- 
bildet werden.  In  einem  solchen  Falle  wird  die  Zahl  der 
ständigen  Kommissionen  durch  den  Minister  für  Kultus 
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und  Unterricht  festgestellt.  Der  Minister  für  Kultus  und 
Unterricht  kann  auch  für  volkreichere  Städte  mir  gere- 
geltem Magistrat  die  Bildung  einer  ständigen  Kommission 
anordnen. 

ln  den  nicht  unter  den  ersten  Absatz  fallenden 
Städten  mit  geregeltem  Magistrat,  in  denen  eine  ständige 
Kommission  nicht  gebildet  wird,  ferner  in  jeder  Gross- 
gemeinde und  ausserdem  mindestens  auch  an  jedem  Sitz 
eines  Kreisnotariats  ist  jährlich  mindestens  einmal  an- 
lässlich des  amtlichen  Besuches  des  kön.  Schulinspektors 
oder  seines  Stellvertreters  eine  Kommission  zu  bilden. 
Diese  Kommission  konstituiert  sich  aus  dem  kön.  Schul- 
inspektor oder  dessen  Stellvertreter  als  Präsidenten,  fer- 
ner aus  dem  durch  den  kön.  Schulinspektor  oder  seinen 
Stellvertreter  bezeichneten  Volksschullehrer,  und  in 
Städten  aus  dem  durch  den  städtischen  Magistrat  be- 
zeichneten Verwaltungsbeamten,  in  Gemeinden  aus  dem 
Gemeinde-(Kreis-)Notär  als  Mitgliedern.  Ort  und  Zeit 
der  Funktion  dieser  Kommission  sind  in  ortsüblicher 
Weise  rechtzeitig  öffentlich  kundzumachen. 

Den  Umfang  der  bei  der  zum  Nachweis  der  der  vier- 
ten Klasse  der  Elementarvolksschule  entsprechenden  Bil- 
dung dienenden  Prüfung  erforderten  Kenntnise  stellt  mit 
Rücksicht  auf  die  in  den  für  die  vierte  Klasse  der  Ele- 
mentarvolksschule gültigen  Lehrplänen  und  der  in  G.-A. 
XXVII  : 1907  § 19  enthaltenen  Forderungen  der  Minister 
für  Kultus  und  Unterricht  fest.  Für  den  Nachweis  der 
Kenntnis  des  Schreibens  und  des  Lesens  sind  die  in  § 20, 
Absätze  1 — 4 des  gegenwärtigen  Gesetzes  enthaltenen 
Bestimmungen  massgebend. 

Im  sonstigen  regelt  der  Minister  für  Kultus  und 
Unterricht  die  Organisation  und  das  Verfahren  dieser 
Kommissionen  durch  Verordnung.  Der  Minister  für 
Kultus  und  Unterricht  wird  ferner  ermächtigt,  zur  An- 
eignung der  der  vierten  Klasse  der  Elementarvolksschule 
entsprechenden  Bildung,  wie  auch  der  Kenntnis  des 
Schreibens  und  Lesens  unter  Berücksichtigung  der  in 
dem  vorangehenden  Absatz  enthaltenen  Bestimmungen 
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für  Erwachsene  Lehrkurse  zu  errichten  und  ihre  Organi- 
sation durch  Verordnung  zu  regeln. 

§ 23. 

Der  Nachweis  der  Veranlagung  einer  als  Grundlage 
des  Wahlrechtes  dienenden  Steuer  (§  5)  erfolgt  in  der 
Regel  durch  die  Angaben  des  Steuerhauptbuches,  für  einst- 
weilig steuerfreien  Grund-  und  Hausbesitz  aber  aus  denen 
des  Steuerveranlagungsregisters.  Über  diejenigen  Män- 
ner, die  unter  dem  Titel  von  Grund-,  Haus-,  Erwerb-, 
Kapitalzins-  und  Renten-,  Bergwerks-  oder  Einkommen- 
steuer — ohne  eventuelle  Steuerzuschläge  oder  Ergän- 
zungssteuer — mit  einem  Steuerbetrag  von  10  Kronen 
oder  darüber  belastet  sind,  haben  die  kön.  Steuerämter 
und  die  kommunalen  (städtischen)  Organe  zu  Zwecken 
der  Wählerkonskription  alljährlich  ein  Verzeichnis  zu- 
sammenzustellen. 

Die  Veranlagung  der  Steuer  kann  auch  durch  ein 
Steuerbuch  oder  durch  eine  andere  öffentliche  Urkunde 
nachgewiesen  werden. 

§ 24. 

Der  Nachweis  dessen,  dass  jemand  seiner  ordent- 
lichen aktiven  Militärdienstpflicht  Genüge,  wie  auch 
dessen,  dass  jemand  zur  Kriegszeit  — wenn  auch  mit 
Unterbrechungen  — zwei  Jahre  lang  aktiven  Militärdienst 
geleistet,  schliesslich,  dass  jemand  im  Dienste  der  be- 
waffneten Macht  oder  der  Gendarmerie  den  Grad  eines 
Unteroffiziers  erreicht  hat,  erfolgt  in  der  Regel  auf  Grund 
der  bei  der  Gemeindevorstehung  (bei  dem  städtischen 
Magistrat)  geführten  Evidenzhaltung.  Zum  Zwecke  der 
Aufnahme  in  diese  Evidenzhaltung  hat  der  Gemeinde- 
vorsteher (der  funktionierende  städtische  Beamte)  an- 
lässlich der  im  Gesetze  vorgeschriebenen  Meldung  der 
Mitglieder  der  bewaffneten  Macht  auf  Grund  der  mili- 
tärischen Legitimation  (Militär-,  Honved-  oder  Land- 
sturmlegitimationsbuch,  Entlassungsurkunde)  festzustel- 
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len,  ob  der  sich  Meldende  einem  der  eben  erwähnten 
Rechtstitel  entspricht.  Ausserdem  teilen  zum  Zwecke 
der  Evidenzhaltung  die  Militärbehörden  der  nach  dem 
Aufenthaltsort  zuständigen  Gemeindevorstehung  (dem 
städtischen  Magistrat)  die  Entlassung  eines  jeden  Mit- 
gliedes der  bewaffneten  Macht  oder  der  Gendarmerie 
aus  dem  aktiven  Dienst  mit,  das  zur  Kriegszeit  — wenn 
auch  mit  Unterbrechungen  — mindestens  zwei  Jahre  lang 
aktiven  Dienst  geleistet  oder  den  Grad  eines  Unteroffi- 
ziers erreicht  hat,  wenn  der  Betreffende  nach  den  be- 
stehenden gesetzlichen  Bestimmungen  einer  Meldungs- 
pflicht nicht  unterliegt,  ln  die  Evidenzhaltung  ist  auch 
derjenige  aufzunehmen,  der  durch  die  erwähnte  Militär- 
legitimation, ausser  dem  Falle  der  im  Gesetz  vorge- 
schriebenen Meldung,  nachweist,  dass  er  einem  der  in 
dem  gegenwärtigen  Absatz  erwähnten  Rechtstitel  ent- 
spricht. 

Das  Vorhandensein  der  im  Absatz  1 erwähnten 
Rechtstitel  kann  auch  durch  eine  andere  öffentliche 
Urkunde,  die  eine  zur  Aufnahme  in  die  im  ersten  Absatz 
erwähnte  Evidenzhaltung,  wie  auch  in  die  Wählerliste 
entsprechende  Angabe  enthält,  nachgewiesen  werden. 

Über  diejenigen,  die  Besitzer  einer  Tapferkeits- 
medaille sind  oder  das  Karl-Truppenkreuz  erlangt  haben, 
führt  die  Gemeindevorstehung  (der  städtische  Magistrat) 
auf  Grund  der  in  der  im  ersten  Absatz  erwähnten  Weise 
beschafften,  beziehungsweise  beigestellten  Daten  eine  be- 
sondere Evidenzhaltung.  Im  übrigen  erfolgt  der  Nachweis 
des  Erlangens  der  Tapferkeitsmedaille  oder  des  Karl- 
Truppenkreuzes  in  der  in  den  Absätzen  1 und  2 bestimm- 
ten Weise. 

Die  Detailvorschriften  für  die  Evidenzhaltungen  stellt 
der  Honvedminister  durch  Verordnung  fest. 

§ 25. 

Das  Betreiben  eines  Gewerbes  auf  Grund  einer  Ge- 
werbelizenz oder  eines  Gewerbezertifikats,  wie  auch  das 
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Betreiben  eines  Handels  weist  die  Gewerbebehörde  erster 
Instanz  nach.  Die  Gewerbebehörde  erster  Instanz  stellt 
zum  Zwecke  der  Konskription  der  Wähler  jährlich  ein 
Verzeichnis  der  Männer  zusammen,  die  auf  Grund  einer 
Gewerbelizenz  oder  eines  Gewerbezertifikats  ein  Ge- 
werbe oder  Handel  betreiben. 

Die  Führung  des  Gewerberegisters  stellt  der  Han- 
delsminister durch  Verordnung  derart  fest,  dass  es  auch 
die  zur  Feststellung  des  Wahlrechts  notwendigen  Per- 
sonalangaben (Familien-  und  Zunamen,  Geburtsort  und 
-jahr,  Wohnort)  zu  enthalten  hat. 


§ 26. 

Für  einen  in  einem  gewerblichen  Geschäft  oder 
Unternehmen  Angestellten  erfolgt  der  Nachweis  der 
dauernden  Anstellung  (§  6,  Absatz  1)  in  der  Regel 
durch  den  Ausweis,  dass  der  Angestellte  innerhalb  der 
jüngsten  zwei  Jahre  — wenn  auch  mit  Unterbrechungen 
— mindestens  zwölf,  oder  während  des  jüngsten  Einen 
Jahres  — wenn  auch  mit  Unterbrechungen  — mindestens 
sechs  Monate  hindurch  ein  der  Versicherungspflicht 
iür  den  Krankheitsfall  unterliegendes  versichertes  Mit- 
glied einer  Bezirksarbeiterversich'erungs-  oder  einer 
Unternehmungsarbeiter-Unterstützungskasse,  einer  auf 
Grund  des  Berggesetzes  ins  Leben  gerufenen  Berg- 
werk-Krankenunterstützungskasse (Bruderlade),  bezie- 
hungsweise einer  in  einer  staatlichen  Tabakfabrik  be- 
stehenden Krankenunterstützungskasse  war.  Die  erwähn- 
ten Kassen  haben  ihre  der  Versicherungsverpflichtung  für 
den  Krankheitsfall  unterliegenden  Mitglieder  derart  in 
Evidenz  zu  halten,  dass  das  Verzeichnis  derjenigen  ver- 
sicherten Männer,  die  das  23.  Lebensjahr  vollendet  haben 
und  der  Voraussetzung  der  aus  dem  Gesichtspunkte  des 
Wahlrechts  erforderten  dauernden  Anstellung  ent- 
sprechen, zu  Zwecken  der  Konskription  der  Wähler  nach 
Gemeinden,  beziehungsweise  nach  Stimmbezirken  in 
jedem  Jahre  zusammengestellt  werden  könne. 
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Zu  Zwecken  der  Evidenzhaltung  der  Kassen  und  des 
auf  dieser  Grundlage  anzufertigenden  Verzeichnisses 
haben  alle  der  Versicherungsverpflichtung  für  den  Krank- 
heitsfall unterliegenden  Männer,  die  das  23.  Lebensjahr 
vollendet  haben,  alljährlich  nach  den  dem  10.  Januar  ent- 
sprechenden Angaben  in  der  Zeit  vom  10.  bis  12.  Januar  der 
Kasse  über  die  Angaben  Meldung  zu  erstatten,  aus  denen 
festgestellt  werden  kann,  ob  sie  wahlberechtigt  sind.  Die 
Meldung  hat  durch  eigenhändige  Ausfüllung  amtlicher 
Meldeblätter  zu  erfolgen  und  ist  die  Richtigkeit  der  Mel- 
dung durch  eigenhändige  Unterfertigung  zu  bekräftigen. 
Anstatt  derjenigen,  die  des  Schreibens  nicht  kundig  sind 
oder  wegen  eines  körperlichen  Gebrechens  oder  aus  einem 
anderen  Grunde  nicht  imstande  sind,  das  Meldeblatt 
eigenhändig  auszufüllen  und  zu  unterzeichnen,  füllt  der 
Arbeitgeber  oder  sein  Betrauter  das  Meldeblatt  aus.  In 
diesem  Falle  ist  zu  erwähnen,  aus  welchem  Grunde  die 
eigenhändige  Ausfüllung  und  Unterfertigung  des  Melde- 
blattes unterblieben  ist.  Der'  Arbeitgeber  oder  sein  Be- 
trauter hat  die  Wahrheit  der  in  dem  Meldeblatt  enthal- 
tenen Daten  nach  Tunlichkeit  zu  kontrollieren,  auf  dem 
Meldeblatte  durch  eigenhändige  Unterfertigung  zu  be- 
zeugen, dass  das  geschehen  ist,  und  die  Meldeblätter  un- 
verzüglich der  Kasse  zukommen  zu  lassen.  Die  Kasse 
schliesst  die  Meldeblätter  dem  im  ersten  Absatz  erwähn- 
ten Verzeichnis  an. 

Jeder  Arbeitgeber  und  jeder  Angestellte  hat,  auch 
abgesehen  von  der  Ausfüllung  und  Ablieferung  des  Melde- 
blattes, die  von  der  Kasse  verlangten  Angaben  ungesäumt 
zu  liefern. 

Die  detaillierten  Vorschriften  der  Evidenzhaltung 
wie  auch  der  Zusammenstellung  der  Verzeichnisse,  ebenso 
die  Modalitäten  für  die  Lieferung  der  erwähnten  Angaben 
stellt  der  Handelsminister  durch  Verordnung  fest. 

Der  Nachweis  der  dauernden  Anstellung  kann  durch 
ein  Arbeitsbuch,  eventuell  auch  durch  einen  beglaubigten 
Auszug  aus  dem  von  der  Gewerbebehörde  über  die  Ge- 
hilfen (Fabriksarbeiter)  geführten  Register,  und  im  Not- 
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falle  auch  durch  eine  andere  entsprechende  Urkunde  er- 
folgen. Die  Ausstellung  der  Arbeitsbücher  für  die  gewerb- 
lichen Gehilfen  (Fabriksarbeiter)  regelt  der  Handels- 
minister  durch  Verordnung  derart,  dass  sie  auch  die 
zur  Feststellung  des  Wahlrechts  notwendigen  Personal- 
angaben (Familien-  und  Zunamen,  Geburtsort  und  -jahr, 
Kenntnis  des  Schreibens  und  Lesens)  zu  enthalten  haben. 

Arbeitgeber  oder  Betraute  von  Arbeitgebern,  wie 
auch  Angestellte,  die  die  Ausfüllung  %und  die  Ablieferung 
des  im  gegenwärtigen  Paragraphen  erwähnten  Melde- 
blattes in  der  vorgeschriebenen  Zeit  und  Weise,  wie  auch 
{die  Einlieferung  der  von  der  Kasse  geforderten  Angaben  in 
der  vorgeschriebenen  Zeit  und  Weise  ohne  triftigen  Grund 
verabsäumen,  sind  — insoweit  die  Handlung  nicht  unter 
eine  schwerere  Strafbestimmung  fällt  — wegen  Über- 
tretung an  Geld  bis  zu  200  Kronen  zu  bestrafen.  Das  Ver- 
fahren wegen  dieser  Übertretung  gehört  in  den  Wirkungs- 
kreis der  zur  Beurteilung  der  im  G.-A.  XVII  : 1884  be- 
stimmten gewerblichen  Übertretungen  berufenen  Be- 
hörden. 

§ 27. 

Für  den  bei  der  Urproduktion  Angestellten  erfolgt 
•der  Nachweis  der  dauernden  Anstellung  (§  6,  Absatz  2) 
In  der  Regel  durch  eine  Arbeiterlegitimation  oder  durch 
ein  Gesinde-Dienstbuch. 

Die  Ausstellung  der  Arbeiterlegitimationen  für  land- 
wirtschaftliche Arbeiter  und  des  Dienstbuches  für  das 
landMürtschaftliche  Gesinde  regelt  der  Ackerbauminister 
derart,  dass  sie  auch  die  zur  Feststellung  des  Wahlrechtes 
notwendigen  Personalangaben  (Familien-  und  Zunamen, 
Geburtsort  und  -jahr,  Kenntnis  des  Schreibens  und 
Lesens)  zu  enthalten  haben. 

Die  im  ersten  Absatz  erwähnte  Anstellung  kann  even- 
tuell auch  durch  ein  Zeugnis  des  Arbeitgebers  oder  seines 
Betrauten  nachgewiesen  werden,  das  die  Art  und  die  Zeit 
der  Anstellung  genau  bezeichnet,  ferner  durch  einen  Ar- 
beitsvertrag, durch  ein  Gemeindezeugnis  oder  auch  durch 
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eine  andere  entsprechende  Urkunde.  Der  Arbeitgeber 
oder  der  Betraute  des  Arbeitgebers,  die  die  Ausstellung 
eines  im  vorangehenden  Absätze  entsprechenden  Zeug- 
nisses über  eine  bei  der  Urproduktion  erfolgte  Anstellung 
ohne  triftigen  Grund  verweigern,  sind  — insoweit  die 
Handlung  nicht  unter  eine  schwerere  Strafbestimmung 
fällt  — wegen  Übertretung  an  Geld  bis  zu  200  Kronen 
zu  bestrafen.  Das  Verfahren  wegen  dieser  Übertretung 
gehört  in  den  Wirkungskreis  der  Verwaltungsbehörde 
als  Polizeistrafgericfit,  auf  dem  Funktionsgebiete  der  köm 
ung.  Staatspolizei  der  Haupt-  und  Residenzstadt  aber  in 
den  der  kön.  ung.  Staatspolizei. 


§ 28. 

Von  den  Wahlrechtstiteln  der  Frau  ist  die  erfolg- 
reiche Absolvierung  der  vierten  Klasse  einer  Bürgerschule 
oder  einer  dieser  gleichwertigen  Schule,  oder  eines 
solchen  Lehrkurses,  oder  das  Ablegen  einer  gleichwerti- 
gen Prüfung,  schliesslich  der  erfolgte  Nachweis  der  der 
vierten  Klasse  der  Bürgerschule  entsprechenden  Bildung 
unter  entsprechender  Anwendung  der  in  § 21,  Absatz  1 — 3 
enthaltenen  Bestimmungen  nachzuweisen. 

Die  erfolgreiche  Absolvierung  der  vierten  Klasse  der 
Bürgerschule  gilt  auch  ohne  besonderen  Nachweis  dieses 
Rcchtstitels  als  erwiesen  für  diejenige  Frau: 

1.  die  eine  Stelle  oder  eine  Beschäftigung  hat  oder 
hatte,  die  in  einem  Gesetz  an  die  Absolvierung  der  vierten 
Klasse  der  Bürgerschule  oder  einer  anderen,  dieser  gleich- 
wertigen oder  einer  höheren  Schule,  oder  eines  solchen 
Lehrkurses,  wie  auch  an  das  Ablegen  einer  Prüfung  ge- 
knüpft ist,  oder  geknüpft  war  zur  Zeit,  in  der  die  Betref- 
fende die  Stellung  bekleidet  oder  die  Beschäftigung  ge- 
trieben hat; 

2.  die  durch  eine  Original-  oder  durch  eine  in  be- 
glaubigter Abschrift  ausgestellte  Urkunde  die  Absolvie- 
rung oder  den  Besuch  einer  Schule  oder  eines  Lehrkurses, 
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oder  das  Ablegen  einer  Prüfung  nachweist,  für  welche 
Schule,  Lehrkurs-  oder  Prüfung  mindestens  die  erfolgreiche 
Absolvierung  der  vierten  Klasse  der  Bürgerschule,  bezie- 
hungsweise einer  dieser  gleichwertigen  Schule  oder  eines 
solchen  Lehrkurses,  oder  das  Ablegen  einer  gleichwerti- 
gen Prüfung  berechtigt. 

Die  Kommissionen,  vor  denen  die  der  vierten  Klasse 
der  Bürgerschulen  entsprechende  Bildung  nachgewiesen 
werden  kann,  sind  bei  den  durch  den  Minister  für  Kultus 
und  Unterricht  bezeichneten  Unterrichtsanstalten  zu 
bilden.  Die  Organisation  und  das  Verfahren  dieser  Kom- 
missionen, wie  auch  das  Mass  der  bei  diesem  Nachweise 
erforderten  Kenntnisse  stellt  der  Minister  für  Kultus  und 
Unterricht  durch  Verordnung  fest. 


§ 29. 

Der  Nachweis  der  Kriegswitwenschaft  (§  12,  Punkt  2) 
erfolgt  in  der  Regel  auf  Grund  der  durch  die  Gemeinde- 
vorstehung (den  städtischen  Magistrat)  geführten 
Evidenzhaltung.  Zu  Zwecken  der  Evidenzhaltung  teilen  die 
Militärbehörden  der  Gemeindevorstehung  (dem  städti- 
schen Magistrat)  die  Namen  und  die  Personalangaben  der- 
jenigen mit,  die  in  dem  im  Jahre  1914  ausgebrochenen 
Krieg  aktiven  Militärdienst  geleistet  haben  und  gefallen, 
oder  infolge  einer  während  dieses  Militärdienstes  erwor- 
benen Krankheit  oder  erhaltenen  Verwundung  oder  Ver- 
letzung, oder  infolge  der  Kriegsstrapazen  gestorben  sind 
(den  Heldentod  erlitten  haben),  wenn  die  Betreffenden 
laut  den  der  Militärbehörde  zur  Verfügung  stehenden  An- 
gaben eine  Witwe  hinterlassen  haben,  die  von  diesem 
Gatten  ein  — zur  Zeit  des  Ablebens  des  Gatten  am  Leben 
befindliches  — eheliches  (legitimiertes)  Kind  geboren  hat. 

Die  Kriegswitwenschaft  kann  sowohl  zu  Zwecken  der 
Aufnahme  in  die  im  ersten  Absatz  erwähnte  Evidenz- 
haltung,  wie  auch  der  Aufnahme  in  die  Wählerliste  auch 
in  anderer  geeigneten  Weise  nachgewiesen  werden. 
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§ 30. 

Der  Nachweis  dessen,  dass  eine  Frau  eyi  auf  dem 
Gebiete  der  Wissenschaft,  der  Literatur  oder  der  Kunst 
tätiges  Mitglied  einer  wissenschaftlichen,  literarischen  oder 
künstlerischen  Vereinigung  oder  Gesellschaft  ist  (§  12, 
Punkt  3),  erfolgt  durch  den  amtlichen  Bericht  der  Ver- 
einigung oder  der  Gesellschaft.  Dass  die  betreffende  Ver- 
einigung oder  Gesellschaft  seit  mindestens  zwei  Jahren 
wirkt,  wird  im  Zweifelfalle  durch  den  ersten  Beamten  des 
Munizipiums  nachgewiesen. 

§ 31. 

Demjenigen,  der  rechtskräftig  in  die  Wählerliste  auf- 
genommen wurde,  hat  die  Gemeindevorstehung  (der 
städtische  Magistrat,  die  Bezirksvorstehung)  auf  Ver- 
langen hierüber  ein  Zertifikat  auszustellen  (Wähler- 
zeriifikat).  Das  Wählerzertifikat  hat  sämtliche  in  die 
Wählerliste  aufgenommenen  Angaben  zu  enthalten. 

Von  demjenigen,  der  nach  der  im  Wählerzertifikat 
enthaltenen  Angabe  einem  Rechtstitel  entspricht,  der 
keiner  Veränderung  unterliegt  (§  2,  Punkt  1,  3 und  4, 
§ 3,  Absatz  2,  § 12,  Punkt  1 und  2),  ist  — den  Fall  eines 
ernsten  und  begründeten  Bedenkens  ausgenommen  — der 
Nachweis  dieses  Rechtstitels  nicht  zu  fordern. 

Das  Wählerzertifikat  ist  stempelfrei,  es  ist  gebühren- 
frei auszustellen.  'Sein  Formular  stellt  der  Minister  des 
Innern  durch  Verordnung  fest. 

§ 32. 

Über  Ersuchen,  beziehungsweise  Aufforderung  der 
bei  dem  Entwerfen  der  Wählerliste  mitwirkenden  Behörde 
oder  eines  solchen  Organs  hat  jede  Behörde,  jedes  öffent- 
liche Amt,  jeder  öffentliche  Beamte,  Seelsorger,  jede 
Institution  öffentlichen  Charakters,  jeder  Verein,  jede 
Stiftung,  jedes  zur  öffentlichen  Rechnungslegung  ver- 
pflichtete Unternehmen,  wie  auch  jede  Privatperson  die 
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ihr  zur  Verfügung  stehenden  Angaben  auszufolgen,  die  zur 
Feststellung  dessen  notwendig  sind,  ob  jemand  wahl- 
berechtigt ist.  Ein  solches  Ersuchen,  beziehungsweise  eine 
solche  Aufforderung  kann  entweder  an  einzelne  Personen 
oder  im  allgemeinen  gerichtet  werden.  Diesem  Ersuchen, 
beziehungsweise  dieser  Aufforderung  ist  aussertourlich, 
dringlich  Genüge  zu  leisten.  Für  das  Erfüllen  des  Er- 
suchens, beziehungsweise  der  Aufforderung  hat  eine  Ge- 
bührenanrechnung nicht  statt  und  sind  die  zu  diesem 
Zwecke  ausgestellten  Urkunden  stempelfrei. 

Wer  die  Ausfolgung  der  durch  das  im  ersten  Absatz 
erwähnte  Ersuchen,  beziehungsweise  durch  eine  solche 
Aufforderung  verlangten  Angaben  in  der  vorgeschriebenen 
Zeit  und  Weise  ohne  triftigen  Grund  verabsäumt,  ist  — 
insoweit  die  Handlung  nicht  unter  eine  schwerere  Straf- 
bestimmung fällt  — wegen  Übertretung  an  Geld  bis  zu 
200  Kronen  zu  bestrafen.  Das  Verfahren  gegen  diese  Über- 
tretung gehört  in  den  Wirkungskreis  der  Verwaltungs- 
behörde als  Polizeistrafgericht,  auf  dem  Funktionsgebiete 
der  königlich  ungarischen  Staatspolizei  der  Haupt-  und 
Residenzstadt  aber  in  den  der  königlich  ungarischen 
Staatspolizei.  Gegen  einen  in  staatlichem,  munizipalem 
oder  kommunalem  Dienst  stehenden  öffentlichen  Beamten 
hat  an  Stelle  des  Übertretungsverfahrens  das  Disziplinar- 
verfahren statt. 

Von  Amts  wegen  haben  alljährlich  spätestens  bis 
31.  Januar  dem  Zentralausschuss,  beziehungsweise  dem 
Gemeinde-(Kreis-)notär  (dem  städtischen  Magistrat)  ein- 
zusenden: 

1.  jede  Behörde,  jedes  öffentliche  Amt,  jede  Institution 
öffentlichen  Charakters,  jeder  Verein,  jede  Stiftung  und 
jedes  zur  öffentlichen  Rechnungslegung  verpflichtete 
Unternehmen  ein  Verzeichnis  über  diejenigen  männlichen 
und  weiblichen  Angestellten,  die  den  zum  Wahlrecht  er- 
forderlichen Voraussetzungen  entsprechen,  ausgenom- 
men diejenigen  in  einem  gewerblichen  Geschäft  oder  Un- 
ternehmen angestellten  Männer,  die  der  Versicherungs- 
verpflichtung für  den  Krankheitsfall  unterliegen; 


2.  der  Erhalter  jeder  öffentlichen  oder  mit  dem  Öffent- 
lichkeitsrecht bekleideten  Unterrichtsanstalt  ein  Ver- 
zeichnis über  die  Mitglieder  des  bei  der  Anstalt  in  Verwen- 
dung stehenden  männlichen  und  weiblichen  Lehrpersonals 
und  über  ihre  übrigen  männlichen  Angestellten; 

3.  jede  Advokaten-  und  Notariatskammer  ein  Ver- 
zeichnis über  ihre  Mitglieder,  ferner  über  die  Advokaten- 
stellvertreter und  die  Advokaturskandidaten,  beziehungs- 
weise über  die  Notariatssubstituten  und  die  Notariats- 
kandidaten, die  das  23.  Lebensjahr  vollendet  haben; 

4.  der  erste  Beamte  des  Munizipiums  ein  Verzeichnis 
über  die  auf  dem  Gebiete  des  Munizipiums  praktizierenden 
Ärzte  und  .Tierärzte; 

5.  die  königlichen  Steuerämter  und  die  kommunalen 
(städtischen)  Organe  das  im  § 23  erwähnte  Verzeichnis 
über  die  mit  einer  direkten  Staatssteuer  belasteten 
Männer; 

6.  jede  Gewerbebehörde  erster  Instanz  das  im  § 25 
erwähnte  Verzeichnis  über  die  auf  ihrem  Obrigkeitsgebiete 
auf  Grund  einer  Gewerbelizenz  oder  eines  Gewerbe- 
zertifikats ein  Gewerbe  oder  Handel  betreibenden  Männer; 

7.  jede  Bezirks-Arbeiterversicherungs-  und  jede 
Unternehmungs-Krankenunterstützungskasse,  jede  auf 
Grund  des  Berggesetzes  ins  Leben  gerufene  Bergwerks- 
Krankenunterstützungskasse  (Bruderlade)  und  jede  in 
einer  staatlichen  Tabakfabrik  bestehende  Krankenunter- 
stützungskasse das  im  § 26  erwähnte  Verzeichnis  ihrer 
der  Versicherungspflicht  für  den  Krankheitsfall  unter- 
liegenden versicherten  Mitglieder; 

8.  der  erste  Beamte  des  Munizipiums  ein  Verzeichnis 
über  die  naturalisierten  Männer,  die  das  23.  Lebensjahr 
vollendet  und  vor  ihm  den  Staatsbürgereid  geleistet 
haben; 

9.  jeder  Matrikelführer  ein  Verzeichnis  über  die 
Männer,  die  das  23.  Lebensjahr  vollendet  haben,  deren 
Ableben  er  in  dem  vorangehenden  Jahre  eingetragen  hat. 

Die  hier  angeführten  Verzeichnisse  sind  nach  Tunlich- 
keit gemeindeweise,  beziehungsweise  stimmbezirksweise 
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abgesondert  zu  entwerfen  und  sind  in,  ihnen  alle  Daten 
ersichtlich  zu  machen,  die  zur  Feststellung  dessen  not- 
wendig sind,  ob  die  im  Verzeichnis  Angeführten  wahl- 
berechtigt sind.  Das  Formular  der  Verzeichnisse  stellt 
— - insoweit  das  Gesetz  nicht  anders  verfügt  — der  Mi- 
nister des  Innern  durch  Verordnung  fest.  Die  Verzeich- 
nisse werden  durch  die  zu  ihrer  Einsendung  Verpflichte- 
ten dem  im  Orte  befindlichen  Gemeinde-(Kreis-)notär 
(städtischen  Magistrat)  unmittelbar,  sonst  aber  dem  Zen- 
tralausschuss zugesendet. 

Von  jedem  Beschluss  und  von  jeder  Verfügung,  die 
einen  Umstand  feststellen,  der  als  Grundlage  für  einen 
der  im  § 8 oder  im  § 15  angeführten  Ausschliessungs- 
gründe dient,  oder  die  das  Erlöschen  eines  solchen  Um- 
standes zur  Folge  haben,  ist  der  Zentralausschuss  mit 
Berufung  auf  dieses  Gesetz  unverzüglich  zu  verständigen. 
In  der  Verständigung  sind  die  über  das  betreffende  Indi- 
viduum zur  Verfügung  stehenden  Angaben  ersichtlich  zu 
machen.  Das  Formular  der  Verständigung  stellt  der  be- 
teiligte Minister  durch  Verordnung  fest. 

Der  Zentralausschuss  übersendet  die  auf  Grund  der 
Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Paragraphen  ihm  zu- 
gekommenen Verzeichnisse  und  Verständigungen  behufs 
Benützung  im  Laufe  der  Vorbereitung  der  Konskription, 
nach  Gemeinden,  beziehungsweise  Stimmbezirken  abge- 
sondert, rechtzeitig  dem  Gemeinde-(Kreis-)notär  (städti- 
schen Magistrat). 


FÜNFTER  ABSCHNITT. 

Wahlbezirke  und  Stimmbezirke. 

§ 33. 

Die  Wahl  der  Abgeordneten  erfolgt  nach  Wahl- 
bezirken. 

Jeder  Bezirk  wählt  einen  Abgeordneten. 


Über  die  neuerliche  Feststellung  der  Wahlbezirke 
und  ihrer  Sitze  verfügt  ein  besonderes  Gesetz. 

§ 35. 


Hie  Wahlbezirke  zerfallen  in  Stimmbezirke. 

Die  Stimmbezirke  sind  derart  festzustellen,  dass  jede 
Stadt,  ferner  jede  Grossgemeinde  und  jedes  Kreis- 
notariat, in  denen  die  Zahl  der  Wähler  eintausendfünf- 
hundert übersteigt,  nach  Tunlichkeit  einen  besonderen 
Stimmbezirk  bilden  sollen. 

Eine  volkreichere  Stadt  und  Grossgemeinde,  wie  auch 
ein  Kreisnotariat,  das  aus  einer  grösseren  Zahl  von  einan- 
der entfernt  liegender  Kleingemeinden  besteht,  können 
auch  in  mehrere  Stimmbezirke  aufgeteilt  werden. 

Benachbarte  Grossgemeinden  mit  geringerer  Bevöl- 
kerungszahl, Kreisnotariate  und  zu  verschiedenen  Kreis- 
notariaten gehörende  einzelne  Kleingemeinden  können  zu 
einem  Stimmbezirk  vereinigt  werden. 

§ 36. 

Die  Stimmbezirke  werden  durch  die  Generalver- 
sammlung des  Munizipalausschusses,  in  einer  Stadt  mit 
geregeltem  Magistrat  aber,  die  einen  besonderen  Wahl- 
bezirk bildet,  von  der  der  Repräsentanz  festgestellt,  die 
sie  auch  abändern  kann.  In  einem  Wahlbezirk,  der  aus- 
nahmsweise aus  dem  Gebiete  von  zwei  (Komitats-  oder 
städtischen)  Munizipien  gebildet  wird,  hat  die  General- 
versammlung des  nach  dem  Wahlort  zuständigen  Muni- 
zipalausschusses die  Stimmbezirke  festzustellen,  die  sie 
auch  abändern  kann. 

Zur  Gültigkeit  des  Beschlusses  ist  die  Genehmigung 
des  Ministers  des  Innern  notwendig.  Zu  diesem  Zweck 
unterbreitet  auch  die  Stadt  mit  geregeltem  Magistrat  den 
Beschluss  unmittelbar  dem  Minister  des  Innern. 
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Der  Minister  des  Innern  überprüft  den  Generalver- 
sammlungsbeschluss — ohne  Rücksicht  darauf,  ob  eine 
Berufung  eingelegt  wurde  — in  der  Sache  selbst. 

Äussert  sich  der  Minister  des  Innern  innerhalb  vier- 
zig Tage  von  der  Unterbreitung  an  gerechnet  nicht,  so 
gilt  der  Beschluss  als  genehmigt. 

Unterbreitet  die  Generalversammlung  des  Munizipal- 
ausschusses oder  der  städtischen  Repräsentanz  bei  der 
auf  Grund  dieses  Gesetzes  erfolgten  ersten  Feststellung 
der  Stimmbezirke  ihren  meritorischen  Beschluss  inner- 
halb der  durch  den  Minister  des  Innern  mit  Rücksicht  auf 
§ 176,  Absatz  3 anberaumten  Frist  nicht,  so  geht  das 
Recht  der  Feststellung  auf  den  Minister  des  Innern  über. 

Der  Minister  des  Innern  legt  bei  der  auf  Grund  dieses 
Gesetzes  erfolgten  ersten  Feststellung  der  Stimmbezirke 
das  Verzeichnis  der  Stimmbezirke  dem  Abgeordneten- 
hause unverzüglich  vor  und  meldet  diesem  spätere 
Änderungen  sofort  an. 

Ein  Beschluss  über  eine  Abänderung  der  Stimm- 
bezirke tritt  erst  nach  sechs  Monaten  von  dem  Tage  an 
gerechnet  in  Kraft,  an  dem  der  Minister  des  Innern  den 
Beschluss  genehmigt  hat,  beziehungsweise  an  dem  der 
Beschluss  auf  Grund  des  4.  Absatzes  des  gegenwärtigen 
Paragraphen  als  genehmigt  gilt. 

Auf  die  Feststellung  und  Abänderung  des  Sitzes 
eines  aus  mehreren ' Gemeinden  bestehenden  Stimm- 
bezirkes, wie  auch  auf  die  Anmeldung  in  dem  Abgeord- 
netenhaus sind  die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen 
Paragraphen  anzuwenden. 

SECHSTER  ABSCHNITT. 

Der  Zentralausschuss  und  die  Konskriptionskommissionen. 

7.  Der  Zentralausschuss. 

§ 37. 

Behufs  Entwerfung  und  alljährlicher  Richtigstellung 
der  Wählerliste,  wie  auch  zur  Vorbereitung  der  Abgeord- 
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netenwahlen  ist  in  jedem  Munizipium,  ferner  in  jeder 
Stadt  mit  geregeltem  Magistrat,  die  einen  besonderen 
Wahlbezirk  bildet,  oder  der  Sitz  eines  aus  mehreren 
Städten  mit  geregeltem  Magistrat  gebildeten  Wahl- 
bezirks ist,  ein  Zentralausschuss  zu  bilden. 

In  einem  Wahlbezirk,  der  ausnahmsweise  aus  dem 
Gebiete  von  zwei  (Komitats-  oder  städtischen)  Munizipien 
gebildet  wird,  versieht  die  Agenden  des  Zentralausschus- 
ses der  nach  dem  Wahlort  zuständige  Zentralausschuss. 

§ 38. 

Der  Zentralausschuss  besteht  aus  dem  Präsidenten 
und  aus  den  durch  die  Generalversammlung  des  Munizi- 
palausschusses, beziehungsweise  der  Repräsentanz  der 
Stadt  mit  geregeltem  Magistrat  gewählten  Mitgliedern 
(§  39).  Ausserdem  ist  noch  Mitglied  des  Zentralaus- 
schusses der  durch  den  Präsidialsenait  der  königlichen  Tafel 
aus  der  Reihe  der  urteilenden  Richter  der  Gerichte  erster 
Instanz  oder  der  königlichen  Tafel  bestimmte  Richter, 
der  bei  der  Verhandlung  der  gegen  die  einstweilige  Na- 
mensliste eingereichten  Reklamationen  und  Bemerkungen, 
und  überhaupt  in  Fragen,  in  denen  gegen  den  Beschluss 
gemäss  § 47  das  Verfahren  vor  dem  Verwaltungsgerichts- 
hof statt  hat,  der  stimmberechtigte  Berichterstatter  des 
Zentralausschusses  ist,  in  anderen  in  den  Wirkungskreis 
des  Zentralausschusses  gehörenden  Angelegenheiten  aber 
zu  dem  zu  fassenden  Beschluss  nur  aus  dem  Gesichtspunkt 
der  Gesetzmässigkeit  das  Wort  ergreifen  kann.  Das  rich- 
terliche Mitglied  und  sein  Stellvertreter  werden  durch  den 
Präsidialsenat  der  königlichen  Tafel  im  Dezember  eines 
jeden  Jahres  für  das  folgende  Kalenderjahr  bestimmt, 
wovon  der  Präsidialsenat  den  Präsidenten  des  Zentral- 
ausschusses rechtzeitig  verständigt. 

Präsident  des  Zentralausschusses  sind  in  einem 
Munizipium  der  erste  Beamte  des  Munizipiums,  in  einer 
Stadt  mit  geregeltem  Magistrat  der  Bürgermeister,  in 
einem  aus  mehreren  Städten  mit  geregeltem  Magistrat 
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gebildeten  Wahlbezirk  der  Bürgermeister  der  als  Wahl- 
ort dienenden  Stadt,  oder  ihre  gesetzlichen  Stellvertreter. 

Den  Schriftführer  des  Zentralausschusses  oder  dessen 
Stellvertreter  bestellt  der  Präsident  alljährlich  aus  der 
Reihe  der  Notäre  des  Munizipiums,  der  Stadt  mit  ge- 
regeltem Magistrat,  in  einem  aus  mehreren  Städten  mit 
geregeltem  Magistrat  gebildeten  Wahlbezirk  aber  aus  der 
Reihe  der  Notäre  der  als  Wahlort  dienenden  Stadt  mit 
geregeltem  Magistrat.  Der  Schriftführer  ist  in  dieser 
Eigenschaft  nicht  Mitglied  des  Zentralausschusses. 

§ 39. 

In  dem  Zentralausschuss  sind  dort,  wo  sein  Wirkungs- 
kreis sich  auf  einen  Wahlbezirk  erstreckt,  zwölf  Mit- 
glieder, wo  er  sich  auf  zwei  Wahlbezirke  erstreckt,  acht- 
zehn, wo  er  sich  auf  drei  erstreckt,  vierundzwanzig,  wenn 
sein  Wirkungskreis  sich  aber  auf  mehr  als  drei  Bezirke 
erstreckt,  nach  jedem  weiteren  Bezirk  noch  je  zwei  Mit- 
glieder zu  wählen. 

In  den  Zentralausschuss  eines  aus  mehreren  Städten 
mit  geregeltem  Magistrat  gebildeten  Wahlbezirks  wählt 
die  Repräsentanz  jeder  Stadt  eine  gleiche  Anzahl  der  in 
der  im  ersten  Absatz  bestimmten  Zahl  zu  wählenden  Mit- 
glieder. Wieviel  von  den  in  der  im  ersten  Absatz  bestimm- 
ten Zahl  zu  wählenden  Mitgliedern  jedes  der  beteiligten 
Munizipien  in  einen  Zentralausschuss  zu  wählen  hat, 
dessen  Wirkungskreis  sich  auf  zwei  Munizipien  erstreckt 
(§  37,  Absatz  2),  entscheidet  nach  Anhören  dieser 
Munizipien  der  Minister  des  Innern. 

Die  Wahl  erfolgt  durch  geheime  Abstimmung  mit 
Stimmzetteln.  Als  gewähltes  Mitglied  des  Zentralaus- 
schusses gelten  in  der  gemäss  dem  ersten,  beziehungs- 
weise zweiten  Absatz  bestimmten  Zahl  diejenigen,  die  die 
relative  Mehrheit  der  abgegebenen  Stimmen  erlangt 
haben;  insoweit  es  jedoch  ausser  den  derart  Gewählten 
noch  solche  gibt,  auf  die  mindestens  ein  Viertel  der  abge- 
gebenen Stimmen  entfallen  sind,  so  werden  von  diesen 
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letzterwähnten,  wenn  der  Munizipalausschuss  mehr  als 
vierundzwanzig  Mitglieder  zu  wählen  hätte,  höchsten  vier, 
in  jedem  anderen  Falle  aber  höchstens  zwei  in  der  Reihen- 
folge der  Zahl  der  erlangten  Stimmen  gewählte  Mitglieder 
sein  und  sind  als  solche  ausser  den  in  der  im  ersten  Absatz 
bestimmten  Zahl  gewählten  Mitgliedern  in  den  Zentral- 
ausschuss einzuberufen.  In  den  Zentralausschuss  eines 
aus  mehreren  Städten  mit  geregeltem  Magistrat  gebildeten 
Wahlbezirks  kann  jedoch  ausser  den  durch  die  Repräsen- 
tanz der  einzelnen  Städte  mit  geregeltem  Magistrat  in  der 
gemäss  dem  zweiten  Absatz  bestimmten  Zahl  zu  wählen- 
den Mitgliedern  aus  jeder  Stadt  aus  der  Reihe  derjenigen, 
die  mindestens  ein  Viertel  der  abgegebenen  Stimmen  er- 
langt haben,  einer  als  in  der  eben  erwähnten  Weise  ge- 
wähltes Mitglied  gelten.  Im  Falle  der  Stimmengleichheit 
ist  der  an  Jahren  ältere  das  gewählte  Mitglied. 

In  den  Zentralausschuss  sind  nach  Tunlichkeit  aus 
jedem  Wahlbezirk  mindestens  zwei  Mitglieder  zu  wählen. 

§ 40. 

Die  Wahl  der  Mitglieder  des  Zentralausschusses  ist 
in  der  Generalversammlung  des  Munizipalausschusses, 
beziehungsweise  der  Repräsentanz  der  Stadt  mit  geregel- 
tem Magistrat,  mindestens  zwei  Monate  früher  vorzu- 
nehmen, als  die  Betrauung  des  alten  Ausschusses  dem 
Gesetze  nach  ablauft.  In  der  Einladung  zur  Generalver- 
sammlung ist  mitzuteilen,  dass  die  Wahl  der  Mitglieder 
des  Zentralausschusses  als  Gegenstand  der  Generalver- 
sammlung anberaumt  ist.  In  einem  aus  mehreren  Städten 
mit  geregeltem  Magistrat  gebildeten  Wahlbezirk  ersucht 
um  Vornahme  der  Wahl  der  Bürgermeister  der  als  Sitz 
des  Wahlbezirkes  dienenden  Stadt  die  einzelnen  Städte, 
der  auch  von  dem  Ergebnis  der  Wahl  behufs  Bildung  des 
Ausschusses  zu  verständigen  ist. 

Zum  Mitglied  des  Zentralausschusses  kann  nur  ein 
Mann  gewählt  werden,  der  der  ungarischen  Staatssprache 
in  Wort  und  Schrift  mächtig,  von  der  Wählbarkeit  gemäss 
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§ 45,  Absatz  3 nicht  ausgeschlossen  und  entweder  in  die 
Wählerliste  eines  Wahlbezirks  auf  dem  Gebiete  des  be- 
treffenden Munizipiums  (der  Stadt  mit  geregeltem 
Magistrat)  aufgenommen,  oder  Ausschussmitglied  des  be- 
treffenden Munizipiums  ist. 

Die  Betrauung  gilt  für  ein  vom  1.  Januar  an  gerech- 
netes Kalenderjahr. 

Von  der  Wahl  sind  die  Mitglieder  durch  Protokoll- 
auszüge zu  verständigen.  Wer  die  Wahl  nicht  annimmt, 
hat  das  dem  Präsidenten  innerhalb  acht  Tage  von  der  Ver- 
ständigung an  gerechnet  anzumelden. 

An  Stelle  desjenigen,  der  die  Mitgliedswahl  nicht 
angenommen,  verzichtet,  seine  Mitgliedschaft  verloren 
hat  (§  45,  Absatz  3),  oder  gestorben  ist,  ist  in  der  nächsten 
Generalversammlung  ein  neues  Mitglied  zu  wählen. 

Gegen  den  Beschluss  der  Generalversammlung  des 
Munizipalausschusses  (der  städtischen  Repräsentanz),  mit 
dem  die  Mitglieder  des  Zemtralausschusses  gewählt  wur- 
den, hat  das  Verfahren  vor  dem  Verwaltungsgerichtshof 
statt.  Der  Verwaltungsgerichtshof  erledigt  die  Beschwerde 
aussertourlich  dringend. 

§ 41. 

Der  Präsident  und  der  stellvertretende  Präsident, 
die  gewählten  Mitglieder,  der  Schriftführer  und  der  stell- 
vertretende Schriftführer  des  Zentralausschusses  legen 
vor  dem  Beginn  ihrer  Tätigkeit  den  folgenden  Eid 
(Gelöbnis)  ab: 

„Ich  schwöre  (gelobe  feierlich),  dass  ich  in  all  jenen 
Agenden,  die  das  Gesetz  dem  Zentralausschuss  (dem 
Präsidenten,  dem  Schriftführer  des  Zentralausschusses) 
überträgt,  treu,  ohne  Parteilichkeit,  gewissenhaft  Vor- 
gehen werde.  So  wahr  mir  Gott  helfe!“  (Im  Falle  eines 
Gelöbnisses  entfällt  der  letzte  Satz.) 

Der  Präsident  des  Zentralausschusses  legt  den  Eid 
(das  Gelöbnis)  in  der  Generalversammlung  des  Muni- 
zipalausschusses, beziehungsweise  der  städtischen  Re- 
präsentanz ab,  der  stellvertretende  Präsident  ebenda, 
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oder  vor  dem  Zentralausschuss.  Die  gewählten  Mitglie- 
der legen  den  Eid  entweder  vor  der  Generalversammlung 
ab,  in  der  sie  gewählt  wurden,  oder  vor  dem  Ausschuss, 
oder  vor  dessen  Präsidenten.  Der  Schriftführer  und  der 
stellvertretende  Schriftführer  legen  den  Eid  (das  Gelöb- 
nis) vor  dem  Präsidenten  ab.  Der  Präsident  fertigt  über 
das  Ablegen  des  Eides  (des  Gelöbnisses)  ein  Protokoll  an. 


§ 42. 

Die  Amtssprache  des  Zentralausschusses  ist  d'ie 
ungarische. 

§ 43. 

Der  Zentralausschuss  hält  seine  Sitzungen  nach 
Bedarf. 

Vom  ersten  Tage  der  Sitzung  verständigt  der  Präsi- 
dent die  Mitglieder  durch  besondere  Einladungen.  Die 
Einladung  ist  mindestens  drei  Tage  vor  Beginn  der 
Sitzungen  zu  versenden  und  durch  Anschlag  am  Amts- 
hause des  Munizipiums  (am  Stadthause)  kundzumachen. 
In  ausserordentlich  dringenden  Fällen  steht  dem  Prä- 
sidenten das  Recht  zu,  den  Zentralausschuss  unverzüglich 
einzuberufen. 

Anlässlich  allgemeiner  Abgeordnetenwahlen  hält  der 
Zentralausschuss  nach  Bedarf  täglich  Sitzungen. 


§ 44. 

Die  Generalversammlung  des  Munizipalausschusses 
kann  beschliessen,  dass  der  Zentralausschuss  die  Zu- 
sammenstellung der  einstweiligen  Namensliste  (§  69)  und 
die  Verhandlung  der  gegen  diese  eingereichten  Rekla- 
mationen und  Bemerkungen  im  Bedarfsfälle  in  mehreren 
Sektionen  vornehme.  Zu  diesem  Zwecke  bestimmt  die 
Generalversammlung  des  Munizipalausschusses  aus  der 
Reihe  der  gewählten  Mitglieder  des  Zentralausschusses 
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In  der  notwendigen  Zahl  diejenigen,  die  in  den  Sektionen 
ausser  dem  Präsidenten  des  Ausschusses  und  seines  Stell- 
vertreters die  Präsidialagenden  versehen.  Als  Sektions- 
präsident ist  nach  Tunlichkeit  ein  gewähltes  Mitglied  zu 
bestimmen,  das  zugleich  Munizipalbeamter  ist. 

Im  Falle  der  Bildung  von  Sektionen  bestimmt  auf 
Ersuchen  des  Präsidenten  des  Zentralausschusses  der 
Präsidialrat  der  königlichen  Tafel  ausser  dem  gemäss 
§ 38  bestimmten  richterlichen  Mitglied  in  der  notwen- 
digen Anzahl  noch  richterliche  Mitglieder  zu  dem  Zwecke, 
damit  bei  der  Zusammenstellung  der  einstweiligen  Na- 
mensliste und  bei  der  Verhandlung  der  gegen  diese  ein- 
gereichten Reklamationen  und  Bemerkungen  in  jeder 
Sektion  in  dem  im  § 38,  Absatz  1 bestimmten  Wirkungs- 
kreise je  ein  Richter  mitwirke. 

Die  Mitglieder  des  Zentralausschusses  teilt  der  Aus- 
schuss selbst  in  die  Sektionen  ein,  und  zwar  derart,  dass 
jede  Sektion  ausser  dem  Präsidenten  aus  einem  richter- 
lichen und  aus  mindestens  vier  gewählten  Mitgliedern  be- 
stehe und  dass  nach  Tunlichkeit  in  jeder  Sektion  min- 
destens je  ein  gewähltes  Mitglied  aus  denjenigen  Wahl- 
bezirken sich  befinde,  deren  Namensliste  die  Sektion 
verhandelt. 

Die  Schriftführer  für  die  Sektionen  bestellt  der  Prä- 
sident des  Zentralausschusses  in  der  notwendigen  An- 
zahl aus  der  Reihe  der  Notäre  des  Munizipiums. 


§ 45. 

Die  Sitzungen  des  Zentralausschusses  sind  öffentlich. 

Zur  Fassung  eines  gültigen  Beschlusses  ist  ausser 
dem  Präsidenten  und  dem  richterlichen  Mitgliede  die  An- 
wesenheit von  mindestens  sechs,  in  einer  Sektionssitzung 
von  mindestens  zwei  gewählten  Mitgliedern  notwendig. 

Wer  in  drei  aufeinanderfolgenden  Sitzungen  nicht 
erschienen  ist  und  sein  Fernbleiben  nicht  bei  jedem  An- 
lass entsprechend  gerechtfertigt  hat,  verliert  seine  Aus- 
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schussmitgliedschaft  und  kann  bei  der  nächsten  Mit- 
gliederwahl nicht  neuerlich  gewählt  werden. 

Der  Zentralausschuss  entscheidet  mit  relativer 
Stimmenmehrheit. 

Im  Falle  gleicher  Verteilung  der  Stimmen  entscheidet 
der  Präsident,  der  sonst  nicht  stimmen  kann. 

Über  jede  Sitzung  des  Zentralausschusses  ist  unter 
Anführung  der  Namen  der  Anwesenden  ein  Protokoll  anzu- 
fertigen, das  der  Präsident  und  zwei  Mitglieder,  die  an- 
wesend waren,  beglaubigen.  Das  Protokoll  ist  in  dem 
Archiv  des  Munizipiums  (der  Stadt  mit  geregeltem 
Magistrat)  zu  hinterlegen  und  in  beglaubigter  Abschrift 
binnen  drei  Tagen  dem  Minister  des  Innnern  zu  unter- 
breiten. 


§ 46. 

Der  Zentralausschuss  verkehrt  mit  dem  Minister  des 
Innern,  mit  anderen  Verwältungsbehörden,  mit  den  Ge- 
richten, ferner  mit  Ämtern  und  mit  Privaten  unmittelbar. 


§ 47. 

Gegen  die  das  Wahlrecht  betreffenden  Beschlüsse 
des  Zentralausschusses  (§§  77,  78  und  85),  ferner  gegen 
seine  auf  Grund  der  §§  49  und  93  eine  Geldbusse  bestim- 
menden Beschlüsse  hat  das  Verfahren  vor  dem  Verwal- 
tungsgerichtshof statt.  Gegen  anderweitige  Beschlüsse  des 
Zentralausschusses  kann  innerhalb  15  Tage  nach  Fassung 
des  Beschlusses  aus  dem  Gesichtspunkte  der  Gesetz- 
mässigkeit an  den  Minister  des  Innern  Berufung  eingelegt 
werden. 

Der  Minister  des  Innern  kann  den  gegen  das  Gesetz 
verstossenden  Beschluss,  sei  es  von  Amts  wegen,  sei  es 
auf  Grund  einer  Berufung,  auch  vor  Ablauf  der  Berufungs- 
frist annullieren  und,  insofern  eine  Verfügung  notwendig 
ist,  die  Fassung  eines  neuen  Beschlusses  anordnen.  Hat 


37 


jedoch  der  Zentralausschuss  bei  der  Anberaumung  einer 
Frist  oder  eines  Termins  das  Gesetz  unrichtig  angewendet 
und  schliesst  die  Kürze  der  Zeit  die  Fassung  eines  neuen 
Beschlusses  aus,  so  verfügt  der!  Minister  des  Innern  in 
dieser  Frage  in  der  Sache. 


2.  Die  Konskriptionskommissionen. 

§ 48. 

Der  Zentralausschuss  bildet  in  jedem  Jahre  bis 
5.  Januar  für  jeden  Stimmbezirk  eine  oder  mehrere  Kon- 
skriptionskommissionen. Ausnahmsweise  kann  die  Kon- 
skription auch  in  mehreren  Stimmbezirken  einer  und  der- 
selbeni  Kommission  anvertrlaut  werden. 

Wirken  in  einem  und  demselben  Stimmbezirk  mehrere 
Konskriptionskommissionen,  so  stellt  der  Zentralausschuss 
den  Wirkungskreis  jeder  Kommission  genau  fest. 

Der  Zentralausschuss  bestimmt,  an  welchem  Orte 
oder  an  welchen  Orten  die  Konskriptionskommission  in 
jedem  Stimmbezirk  erscheinen  wird. 


§ 49. 

Die  Konskriptionskommission  besteht  aus  drei 
ordentlichen  Mitgliedern  und  aus  einem  Ersatzmitglied. 

Die  Mitglieder  der  Konskriptionskommission  wählt 
der  Zentralausschuss.  Gewäht  kann  nur  ein  Mann  werden, 
der  auf  dem  Gebiete  des  betreffenden  Munizipiums  (der 
Stadt  mit  geregeltem  Magistrat)  in  einem  Wahlbezirk  in 
die  Wählerliste  aufgenommen  und  der  ungarischen  Staats- 
sprache in  Wort  und  Schrift  mächtig  ist,  wenn  aber  in  dem 
betreffenden  Stimmbezirk  massenhaft  des  Ungarischen 
nicht  kundige  Personen  sich  befinden,  auch  ihre  Sprache 
versteht. 

Der  Gewählte  hat  die  Wahl  anzunehmen.  Demjenigen, 
der  die  Wahl  ohne  triftigen  Grund  nicht  annimmt,  oder 
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der  aus  der  Wahl  hervorgehenden  Pflicht  ohne  triftigen 
Grund  nicht  Genüge  leistet,  kann  der  Zentralausschuss 
eine  Geldbusse  von  50  bis  5000  Kronen  auferlegen  und 
zugleich  besetzt  er  seine  Stelle  mit  einem  andern.  Gegen 
den  die  Geldbusse  bestimmenden  Beschluss  hat  das  Ver- 
fahren vor  dem  Verwaltungsgerichtshof  statt  (§  67). 

Gemeinde-(Kreis-)notäre  (Hilfsnotäre),  ferner  an  öffent- 
lichen, sowie  auch  an  mit  dem  Öffentlichkeitsrecht  be- 
kleideten Elementarvolksschulen  angestellte  männliche 
Lehrer  haben  anstatt  einer  Geldbusse  bei  sonstiger 
disziplinärer  Verantwortlichkeit  die  Wahl  anzunehmen 
und  die  aus  der  Wahl  hervorgehenden  Pflichten  zu  er- 
füllen. 

Den  Präsidenten  der  Konskriptionskommission  und 
seinen  Stellvertreter  bestimmt  aus  der  Reihe  der  ordent- 
lichen Mitglieder  der  Kommission  der  Zentralausschuss. 

Der  Präsident  und  die  übrigen  Mitglieder  der  Kon- 
skriptionskommission sind  von  ihrer  Wahl  schriftlich  zu 
verständigen. 


§ 50. 

Der  Präsident  und  die  übrigen  Mitglieder  der  Kon- 
skriptionskommission legen  vor  Beginn  ihrer  Tätigkeit  den 
folgenden  Eid  (Gelöbnis)  ab: 

„Ich  schwöre  (gelobe  feierlich),  dass  ich  in  all  den 
Agenden,  die  das  Gesetz  der  Konskriptionskommission 
überträgt,  treu,  ohne  Parteilichkeit,  gewissenhaft  Vorgehen 
werde.  So  wahr  mir  Gott  helfe!“  (Im  Falle  eines  Gelöb- 
nisses entfällt  der  letzte  Satz.) 

Der  Eid  (das  Gelöbnis)  ist  vor  dem  Präsidenten  des 
Zentralausschusses  abzulegen;  in  Komitaten  kann  der  Eid 
(das  Gelöbnis)  auch  vor  dem  dem  Wohnorte  nach  zustän- 
digen Oberstuhlrichter,  oder  vor  dem  Bürgermeister  der 
Stadt  mit  geregeltem  Magistrat  abgelegt  werden.  Über 
das  Ablegen  des  Eides  (des  Gelöbnisses)  ist  ein  Protokoll 
anzufertigen,  das  der  Oberstuhlrichter  (Bürgermeister) 
dem  Präsidenten  des  Zentralausschusses  unterbreitet. 
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SIEBENTER  ABSCHNITT. 

Die  Wählerliste. 

/.  Allgemeine  Bestimmungen. 

§ 51. 

Die  Wählerlisten  sind  nach  Stimmbezirken,  wenn 
aber  der  Stimmbezirk  aus  mehreren  Gemeinden  besteht, 
nach  Gemeinden  zu  entwerfen. 

Die  Wählerliste  hat  zu  enthalten  den  Familien-  und 
Zunamen,  den  Geburtsort  und  da:s  Geburtsjahr,  die 
Stellung  (Beschäftigung),  den  Wohnsitz  und  den  Wahl- 
rechtstitel des  Wählers  (§§  2,  3 und  12).  Entspricht  der 
Wähler  mehreren  Rechtstiteln,  so  hat  die  Namensliste 
sämtliche  nachgewiesenen  Rechtstitel  zu  enthalten. 

Das  Formular  der  Namensliste  stellt  der  Minister  des 
Innern  durch  Verordnung  fest  und  er  unterbreitet  das 
festgestellte  Formular  dem  Abgeordnetenhause. 

§ 52. 

Die  Namensliste  ist  ständig  und  innerhalb  eines 
Jahres  von  dem  Zeitpunkte  des  Inslebentretens  des  Ge- 
setzes über  die  neuerliche  Feststellung  der  Wahlbezirke 
und  ihrer  Sitze  (§  34)  an  gerechnet  von  Amts  wegen  zu 
entwerfen,  von  einem  Jahr,  nachdem  sie  Gültigkeit  erlangt 
hat  (§  176,  letzter  Absatz),  angefangen  aber  alljährlich 
von  Amts  wegen  richtigzustellen. 

Die  kalendarischen  Fristen  für  die  Anfertigungs- 
arbeiten der  Namensliste  stellt  — mit  tunlicher  Einhaltung 
der  für  das  Richtigstellungsverfahren  im  Gesetz  bestimm- 
ten Zwischenzeiten  — der  Minister  des  Innern  durch  Ver- 
ordnung fest. 

2.  Die  Vorbereitung  der  Konskription. 

§ 53. 

Gleichzeitig  mit  der  Bildung  der  Konskriptions- 
kommissionen ordnet  der  Zentralausschuss  die  Vorberei- 


40 


tung  der  Konskription  der  Wähler  an.  Die  Vorbereitung 
der  Konskription  versehen  nach  den  Weisungen  des  Zen- 
tralausschusses die  Gemeinden  (Städte).  Die  Vorbereitung 
besteht  darin,  dass  in  Gemeinden  der  Notar  (Kreisnotär), 
in  Städten  die  durch  den  Magistrat  in  notwendiger  Anzahl 
bestimmten  Beamten  auf  Grund  der  vom  Zentralausschuss 
übersendeten,  ferner  der  bei  der  Gemeinde  (Stadt)  zur 
Verfügung  stehenden  amtlichen,  wie  auch  der  zu  diesem 
Zwecke  beschafften  anderweitigen  Angaben  von  Amts 
wegen  erheben,  wer  diejenigen  sind,  die  den  zum  Wahl- 
recht erforderten  Voraussetzungen  entsprechen. 

Zur  Kontrolle  der  Vorbereitung  der  Konskription 
kann  der  Zentralausschuss  auch  besondere  Betraute  be- 
stellen. 

§ 54. 

Zum  Zwecke  der  Vorbereitung  der  Konskription  hat 
jeder  Mann,  der  sein  23.  Lebensjahr  vollendet  hat,  all- 
jährlich nach  dem  dem  10.  Januar  entsprechenden  Stande 
in  den  Tagen  vom  10.  bis  12.  Januar  an  seinem  ordent- 
lichen Wohnsitz  eine  Fassion  über  die  Angaben  zu 
machen,  die  zur  Feststellung  dessen  notwendig  sind,  ob 
er  wahlberechtigt  ist.  Diejenigen,  die  gemäss  § 7 nicht 
wahlberechtigt  sind,  haben  keine  Fassion  zu  machen. 

Die  Fassion  ist  auf  einem  amtlichen  individuellen 
Zählblatte  zu  machen.  Das  Zählblatt  hat  Fragen  zu  ent- 
halten über  die  zur  Feststellung  des  Wahlrechtes  not- 
wendigen Personalangaben  (Familien-  und  Zuname,  Ge- 
burtsort und  -jahr,  Stellung  oder  Beschäftigung,  Wohn- 
sitz, Kenntnis  des  Schreibens  und  Lesens),  ferner  über  das 
Vorhandensein  der  Wahlrechtstitel  (§§  2 und  3).  Das 
Zählblatt  hat  auch  eine  Frage  darüber  zu  enthalten,  ob 
der  Fatierende,  wenn  er  die  Elementarvolksschule  mit  Er- 
folg, oder  eine  dieser  gleichwertige  Schule  oder  einen  sol- 
chen Lehrkurs  absolviert,  oder  eine  zum  Nachweis  der  der 
vierten  Klasse  der  Elementarvolksschule  entsprechenden 
Bildung  systeinisierte  Prüfung  abgelegt  hat,  über  ein  Ori- 
ginal- oder  ein  in  beglaubigter  Abschrift  ausgestelltes 
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Zeugnis  über  die  erfolgreiche  Absolvierung  der  erwähn- 
ten Klasse,  oder  des  erwähnten  Lehrkurses,  beziehungs- 
weise über  das  Ablegen  der  erwähnten  Prüfung  verfügt, 
und  wenn  das  nicht  der  Fall  ist,  in  welcher  Schule  und, 
mindestens  beiläufig,  wann  er  die  erwähnte  Klasse  oder 
den  erwähnten  Lehrkurs  absolviert,  beziehungsweise 
wo  und  wann  er  die  erwähnte  Prüfung  abgelegt  hat. 

Der  Minister  des  Innern  stellt  die  Zählblätter  dem 
Zentralausschuss  in  der  notwendigen  Anzahl  rechtzeitig 
zur  Verfügung,  der  Zentralausschuss  aber  übersendet  an- 
lässlich der  Anordnung  der  Vorbereitung  der  Konskrip- 
tion jedem  Gemeinde-(Kreis-)notär  (städtischen  Magi- 
strat) eine  entsprechende  Anzahl  von  Zählblättern.  Für 
die  Verteilung  der  Zählblätter  unter  der  Bevölkerung, 
ferner  für  ihre  Ausfüllung  und  für  ihr  Einsammeln  sorgt 
der  Gemeinde-(Kreis-)notär  (hiezu  bestimmte  städtische 
Beamte).  Für  diese  Arbeiten  kann  der  Zentralausschuss 
nach  Bedarf  auch  Zählkommissäre  verwenden.  An  öffent- 
lichen wie  auch  an  mit  Öffentlichkeitsrecht  bekleideten 
Elementarvolksschulen  angestellte  Lehrer  und  Lehrerin- 
nen haben  bei  sonstiger  disziplinärer  Verantwortlichkeit 
als  Zählkommissäre  zu  wirken.  Auf  die  Beeidigung  der 
Zählkommissäre  sind  die  Bestimmungen  des  § 50  anzu- 
wenden. 

Das  Zählblatt  ist  eigenhändig  auszufüllen  und  ist  die 
Richtigkeit  der  Fassion  durch  eigenhändige  Unterschrift 
zu  bekräftigen.  Das  Zählblatt  kann  ausser  in  der  unga- 
rischen Staatssprache  auch  in  einer  Sprache  ausgefüllt 
werden,  die  an  dem  betreffenden  Orte  massenhaft  ge- 
braucht wird.  Hält  sich  der  Fatierende  auf  Grund  der  auf 
die  Fragen  erteilten  Antworten  unter  irgendeinem  Rechts- 
titel für  wahlberechtigt,  so  bringt  er  auf  dem  Zählblatte 
das  Ansuchen  vor,  in  die  Wählerliste  aufgenommen  zu 
werden. 

An  Stelle  derjenigen,  die  des  Schreibens  unkundig 
sind,  oder  wegen  eines  körperlichen  Gebrechens  oder  aus 
einem  anderen  Grunde  das  Zählblatt  eigenhändig  auszu- 
füllen und  zu  unterfertigen  nicht  vermögen,  wie  auch  an 
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Stelle  Abwesender  füllt  das  Zählblatt  der  Gemeinde- 
(Kreis-)notär  (hiezu  bestimmte  städtische  Beamte),  even- 
tuell der  Zählkommissär  aus.  In  einem  solchen  Falle  ist 
anzugeben,  aus  welchem  Grunde  die  eigenhändige  Aus- 
füllung und  Unterfertigung  des  Zählblattes  unter- 
blieben ist. 

An  Stelle  derjenigen,  die  in  der  für  die  Fassion  be- 
stimmten Frist  als  Reservisten,  Ersatzreservisten  oder 
Landsturmmänner  aktiven  Dienst,  sowie  an  Stelle  der- 
jenigen, die  in  der  erwähnten  Zeit  auf  Grund  der  Gesetze 
über  die  Kriegsleistungen  persönlichen  Dienst  leisten, 
kann  wer  immer  das  Zählblatt  ausfüllen.  Der  Gerneinde- 
(Kreis-)notär  (hiezu  bestimmte  städtische  Beamte)  hat 
die  eben  erwähnten  Personen  auch  von  Amts  wegen  zu 
erheben  und  statt  ihrer  das  Zählblatt  nach  den  Bestim- 
mungen des  vorangehenden  Absatzes  auszufülien. 

Das  Formular  der  Zählblätter,  wie  auch  die  detaillier- 
ten Vorschriften  über  die  Verteilung,  die  Ausfüllung,  das 
Einsammeln,  die  Aufbewahrung  der  Zählblätter,  sowie 
über  ihre  Überlassung  zu  statistischen  Zwecken  bestimmt 
der  Minister  des  Innern  durch  Verordnung.  Der  Minister 
des  Innern  kann  für  die  des  Schreibens  und  des  Lesens 
nicht  Kundigen  ein  der  Form  nach  von  den  angeführten 
Bestimmungen  des  Gesetzes  abweichendes,  einfacheres 
Zählblatt  bestimmen. 

Wer  die  Ausfolgung  der  Fassion  in  der  vorgeschrie- 
benen Zeit  und  Weise  ohne  triftigen  Grund  verabsäumt,  ist 
— insoweit  die  Handlung  nicht  unter  eine  schwerere 
Strafbestimmung  fällt  — wegen  Übertretung  an  Geld  bis 
zu  200  Kronen  zu  bestrafen.  Das  Verfahren  wegen  dieser 
Übertretung  gehört  in  den  Wirkungskreis  der  Verwal- 
tungsbehörde als  Polizeistrafgericht,  auf  dem  Funktions- 
gebiete der  königlich  ungarischen  Staatspolizei  der  Haupt- 
und  Residenzstadt  in  den  der  königlich  ungarischen 
Staatspolizei. 

Wer  aber  in  der  Fassion,  sei  es  über  seine  Person,  sei 
es  über  einen  Dritten,  bewusst  eine  unwahre  Angabe 
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macht,  ist  nach  den  hiefür  bestehenden  besonderen  Be- 
stimmungen zu  bestrafen. 


§ 55. 

Frauen  können  zum  Zwecke  der  Vorbereitung  der 
Konskription  ebenfalls  eine  Fasssion  machen.  Diejenigen 
aber,  die  zur  Fatierung,  sei  es  persönlich,  sei  es  im  allge- 
meinen aufgefordert  werden,  haben  eine  Fassion  zu 
machen. 

Die  Fassion  ist  auf  dem  zu  diesem  Zwecke  ausge- 
gebenen amtlichen  individuellen  Zählblatte  zu  machen. 

Die  Bestimmungen  des  § 54  sind  entsprechend  anzu- 
wenden. 

§ 56. 

Der  Gemeinde-(Kreis-)notär  (hiezu  bestimmte  städti- 
sche Beamte)  überprüft  die  eingesammelten  Zählblätter 
und  lässt  sie  nach  Bedarf  ergänzen,  zur  Fatierung  ver- 
pflichtete Personen  aber,  die  das  Zählblatt  nicht  ausge- 
füllt haben,  ladet  er  behufs  Ausfüllung  des  Zählblattes  vor, 
oder  er  sorgt  für  die  Ausfüllung,  den  Umständen  des 
Falles  entsprechend,  in  anderer  Weise.  ' 

Die  Unterlassung  der  Fatierung  ist  kein  Hindernis 
dafür,  dass  jemand  entweder;  auf  Grund  der  durch  ihn  auf 
andere  Weise  beigebrachten  oder  der  zur  Verfügung 
stehenden  amtlichen,  wie  auch  der  zu  diesem  Zwecke  be- 
schafften anderweitigen  Angaben  von  Amts  wegen  in  die 
Wählerliste  aufgenommen  werde. 

§ 57. 

Der  Gemeinde-(Kreis-)notär  (hiezu  bestimmte  städti- 
sche Beamte)  kontrolliert  die  Wahrheit  der  in  den  Zähl- 
blättern enthaltenen  Angaben  auf  Grund  der  durch  den 
Zentralausschuss  übersendeten,  der  ihm  unmittelbar  zu- 
kommenden, ferner  der  bei  der  Gemeinde  (Stadt)  zur  Ver- 
fügung stehenden  amtlichen  Angaben.  Dem  Ergebnis 
dieses  Vorgehens  entsprechend,  bemerkt  er  es  beson- 
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ders  auf  den  Zählblättern,  wenn  er  von  Angaben  betref- 
fend das  Lebensalter,  die  Staatsbürgerschaft,  die  erfolg- 
reiche Absolvierung  der  vierten  Klasse  der  Elementar- 
volksschule (§  4),  die  Veranlagung  der  Steuer,  die 
Leistung  des  ordentlichen  aktiven  Militärdienstes,  den 
zu  Kriegszeiten  geleisteten  Militärdienst,  das  Erlangen 
des  Grades  eines  Unteroffiziers,  der  Tapferkeitsmedaille 
oder  des  Karl-Truppenkreuzes,  das  Betreiben  eines  Ge- 
werbes oder  Handels,  schliesslich  betreffend  die  dauernde 
Anstellung  in  einem  gewerblichen  Geschäft  oder  Unter- 
nehmen, beziehungsweise  bei  der  Urproduktion,  wie  auch 
von  dem  Vorhandensein  des  alten  Rechtstitels  (§  3)  oder 
irgendeines  Frauenrechtstitels  (§  12)  amtliche  Kenntnis 
hat,  oder  wenn  er  sich  von  der  Wahrheit  der  diese  Fra- 
gen betreffenden  Angaben  des  Zählblattes  auf  Grund  der 
erwähnten  amtlichen  Angaben  überzeugt  hat.  In  Erman- 
gelung einer  derartigen  amtlichen  Kenntnis  oder  der- 
artiger amtlicher  Angaben  aber  erhebt  er  unter  Beobach- 
tung der  in  den  §§  19 — 32  enthaltenen  Bestimmungen  die 
zum  Nachweis  des  Vorhandenseins  der  einzelnen  Voraus- 
setzungen geeigneten  Angaben  von  Amts  wegen  und  for- 
dert zu  diesem  Zweck  den  Fatierenden  auf,  nach  Bedarf 
weitere  Angaben  zu  machen  oder  seine  Urkunden  vorzu- 
legen. Ist  aber  der  Fatierende  nicht  imstande,  die  Urkunde 
vorzulegen,  so  verfügt  er  von  Amts  wegen  ihre  Beschaffung. 
Entspricht  der  Fatierende  nach  den  schon  zur  Verfügung 
stehenden  Angaben  einem  keiner  Änderung  unterliegen- 
den Rechtstitel,  so  sind  die  zum  Nachweis  seiner  eventuell 
bestehenden  anderen  Rechtstitel  dienenden  Angaben  nicht 
von  Amts  wegen  zu  erheben. 

Der  Gemeinde-(Kreis-)notär  (hiezu  bestimmte  städti- 
sche Beamte)  hat  die  Vorbereitung  der  Konskription 
bis  Ende  Februar  zu  beenden  und  die  Zählblätter  samt 
den  vom  Zentralausschuss  zugesendeten,  den  ihm  un- 
mittelbar zugekommenen,  wie  auch  den  von  Amts  wegen 
beschafften  Angaben,  ferner  samt  der  für  das  Jahr  1914 
gültigen  Wählerliste  der  Konskriptionskommission  zur 
Verfügung  zu  stellen. 
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§ 58. 

Für  die  Haupt-  und  Residenzstadt  Budapest  kann  der 
Minister  des  Innern  zur  Vorbereitung  der  Konskription 
der!  Wähler  und  zur  Evidenzhaltung  der  Wähler  die  Orga- 
nisierung eines  besonderen  Amtes  neben  dem  Zentral- 
ausschusse  anordnen.  Die  gesamten  Personal-  und  sach- 
lichen Ausgaben  dieses  Amtes  belasten  den  Fiskus;  die 
Organisation  und  das  Wirken  des  Amtes  stellt  das  Muni- 
zipium  der  Haupt-  und  Residenzstadt  durch  ein  Statut  fest. 
Das  Statut  erheischt  die  Genehmigung  des  Ministers  des 
Innern. 

3.  Die  Konskription. 

§ 59. 

Der  Präsident  der  Kommission  beraumt  den  ersten 
Tag  der  Tätigkeit  der  Konskriptionskommission  spätestens 
auf  den  10.  März  an  und  macht  sowohl  den  anberaumten 
Tag,  wie  auch  den  Umstand,  in  welchem  Lokal  die  Kom- 
mission wirken  wird,  mindestens  acht  Tage  vor  dem 
Beginn  der  Tätigkeit  der  Kommission  mit  Vermittlung  der 
Gemeindevorstehung,  beziehungsweise  des  städtischen 
Bürgermeisters  in  üblichen  Weise  (durch  Maueranschläge 
in  entsprechender  Zahl,  in  Gemeinden  durch  Austrom- 
meln) kund.  Die  Kundmachung  hat  die  Bemerkung  zu  ent- 
halten, dass  die  Konskription  von  Amts  wegen  erfolgt,  dass 
aber  jedermann  zum  Nachweis  seines  Wahlrechtes  vor 
der  Kommission  erscheinen  kann,  auf  Vorladung  durch  die 
Kommission  jedoch  zu  erscheinen  und  über  Aufforderung 
seine  Urkunden  vorzülegen  hat. 

Sollte  die  Kommission  ihre  Tätigkeit  wegen  eines 
unabwendbaren  Hindernisses  am  anberaumten  Tage  nicht 
beginnen  können,  so  macht  der  Präsident  dies,  wie  auch 
den  anberaumten  neuen  Termin  in  der  im  ersten  Absatz 
erwähnten  Weise  kund.  Der  neue  Termin  ist  nach  Tunlich- 
keit derart  anzuberaumen,  dass  zwischen  der  Kund- 
machung und  dem  Beginn  der  Tätigkeit  mindestens  ein 
dreitägiger  Zeitraum  sei. 
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§ 60. 

Das  Verfahren  der  Konskriptionskommission  ist 
öffentlich. 

Zum  Verfahren  ist  aiusser  dem  Präsidenten  die  An- 
wesenheit von  mindestens  noch  einem  Mitgliede  notwendig. 

Der  Gemeinde-(Kreis-)notär  (Hilfsnotär)  hat  auch 
dann,  wenn  er  nicht  Mitglied  der  Kommission  ist,  ferner 
hat,  wenn  unter  den  Mitgliedern  der  Kommisson  sich  kein 
Elementarvolksschullehrer  befindet,  ein  durch  den  könig- 
lichen Schulinspektor  bestimmter  solcher  Lehrer  unter 
disziplinärer  Verantwortlichkeit  bei  dem  Verfahren  der 
Konskriptionskommission  mitzuwirken.  Von  den  Ge- 
meindevorstehern haben  diejenigen,  die  die  Konskriptions- 
kommission dazu  auffordert,  bei  der  Konskription  zu 
erscheinen  und  die  notwendigen  Aufklärungen  zu  erteilen. 

§ 61. 

Die  Konskriptionskommission  erhebt  von  Amts  wegen, 
wer  den  zum  Wahlrecht  erforderten  Voraussetzungen 
entspricht,  und  beschafft  auch  die  das  Vorhandensein  die- 
ser Voraussetzungen  nachweisenden  Angaben  — soweit 
sie  nicht  von  Amts  wegen  zur  Verfügung  stehen  oder  ihre 
Beschaffung  nicht  schon  im  Verlaufe  der  Vorbereitung  der 
Konskription  erfolgt  wäre  — von  Amts  wegen. 

Die  Kommission  hat  in  den  Entwurf  der  Namensliste 
alle  diejenigen  von  Amts  wegen  aufzunehmen,  die  nach 
den,  sei  es  ihr  von  Amts  wegen  zur  Verfügung  stehenden, 
sei  es  von  Amts  wegen  erhobenen  oder  ihr  ander- 
weitig zur  Kenntnis  gelangten  Angaben,  den  zum  Wahl- 
recht erforderten  Voraussetzungen  entsprechen.  Wer 
diesen  Voraussetzungen  entspricht,  ist  in  den  Entwurf  der 
Namensliste  ohne  Rücksicht  auf  seinen  Wunsch  aufzu- 
nehmen. 

Diejenigen,  die  zum  Nachweis  ihres  Wahlrechts  vor 
der  Kommission  persönlich  erscheinen,  sind  in  der  Reihen- 
folge ihrer  Meldung  anzuhören.  Auf  Vorladung  hat  jeder- 
mann vor  der  Kommission  zu  erscheinen  und  über  Auf- 
forderung seine  Urkunden  vorzulegen. 


Demjenigen,  der  auf  Vorladung  durch  die  Kommis- 
sion ohne  triftigen  Grund  nicht  erscheint,  kann  der  Prä- 
sident der  Kommission  eine  Geldbusse  von  10  bis  200 
Kronen  auferlegen.  Im  Falle  der  Erfolglosigkeit  kann  die 
Geldbusse  wiederholt  werden.  Auf  diese  Rechtsfolge  ist 
der  Geladene  in  der  Vorladung  aufmerksam  zu  machen. 
Gegen  den  eine  Geldbusse  bestimmenden  Beschluss  des 
Präsidenten  der  Kommission  hat  eine  Berufung  an  den 
Zentralausschuss  statt. 

§ 62. 

In  den  Entwurf  der  Namensliste  ist  derjenige  aufzu- 
nehmen, für  dem  die  zu  dem  Wahlrecht  erforderten  Vor- 
aussetzungen zur  Zeit  der  Konskription  vorhanden  sind. 

In  Anbetracht  des  Lebensalters  genügt  es  zur  Auf- 
nahme in  den  Entwurf  der  Namensliste,  wenn  die  aufzu- 
nehmende Person  das  24.  Lebensjahr  in  dem  Kalenderjahr 
vollendet,  in  dem  die  Konskription  erfolgt.  Diejenigen, 
deren  Wahlrechtsititel  das  Erlangen  der  Tapferkeits- 
medaille oder  des  Karl-Truppenkreuzes  bestimmt,  sind 
in  den  Entwurf  der  Namensliste  ohne  Rücksicht  auf  ihr 
Alter  aufzunehmen. 

§ 63. 

Die  Konskriptionskommission  hat  diejenigen,  bei 
denen  das  Vorhandensein  der  Voraussetzung  der  Kenntnis 
des  Schreibens  und  Lesens  gemäss  § 20,  Absatz  5 anzu- 
nehmen ist  — wenn  sie  nach  den,  sei  es  ihr  von  Amts  wegen 
zur  Verfügung  stehenden,  sei  es  von  Amts  wegen  erhobe- 
nen, oder  ihr  sonst  zur  Kenntnis  gelangten  Angaben,  den 
im  § 1,  beziehungsweise  im  § 11  erforderten  übrigen  allge- 
meinen Voraussetzungen,  wie  auch  einem  der  im  § 2,  oder 
im  § 12  angeführten  Rechtstitel  entsprechen  — , in  den  Ent- 
wurf der  Namensliste  von  Amts  wegen  aufzunehmen;  sind 
aber  die  jetzt  erwähnten  Personen,  sei  es  nach  der  auf  dem 
Zählblatte  gemachten  Fatierung,  sei  es  nach  einer  ande- 
ren offenkundigen  Angabe  des  Schreibens  und  des  Lesens 
nicht  kundig,  so  ist  von  ihrer  Aufnahme  in  den  Entwurf 
der  Namensliste  abzusehen. 
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Diejenigen,  bei  denen  das  Vorhandensein  der  Voraus- 
setzung der  Kenntnis  des  Schreibens  und  des  Lesens 
gemäss  § 20,  Abs.  5 nicht  anzunehmen  ist,  sind  — wenn 
sie  den  im  § 1,  beziehungsweise  im  § 11  geforderten  übrigen 
Voraussetzungen,  wie  auch  einem  der  im  §2,  oder  im  § 12 
angeführten  Rechtstitel  nach  den,  sei  es:  von  Amts  wegen 
zur  Verfügung  stehenden,  sei  es  von  Amts  wegen  erho- 
benen, oder  sonst  zur  Kenntnis  gelangten  Angaben  ent- 
sprechen — durch  die  Konskriptionskommission  zum 
Nachweis  der  Kenntnis  des  Schreibens  und  des  Lesens 
vorzuladen,  es  sei  denn,  dass  sie,  sei  es  laut  der  auf  dem  • 
Zählblatte  gemachten  Fatierung,  sei  es  nach  einer  anderen 
offenkundigen  Angabe,  des  Schreibens  und  des  Lesens 
nicht  kundig  sind. 

§ 64. 

Der  Wähler  kann  nur  in  eine  Namensliste  aufgenom- 
men werden,  und  zwar  in  die  Namensliste  desjenigen 
Stimmbezirkes,  beziehungsweise  derjenigen  Gemeinde, 
wo  der  Wähler  zur  Zeit  der  Konskription  seinen  ordent- 
lichen Wohnsitz  hat.  Derjenige  Wähler  aber,  der  ausser 
seinem  ordentlichen  Wohnsitze  noch  einen  Grund-,  Haus- 
oder  Bergwerksbesitz  hat,  nach  dem  in  dem  dem  Jahre 
der  Entwertung,  beziehungsweise  der  Richtigstellung  der 
Namensliste  unmittelbar  vorangehenden  Kalenderjahr  in 
einer  und  derselben  Gemeinde,  ohne  die  even  tuellen  Steuer- 
zuschläge und  Ergänzungssteuer,  eine  Staatssteuer  von 
insgesamt  mindestens  100  Kronen  — die  nach  zeitweilig 
steuerfreiem  Grund-  und  Hausbesitz  veranlagte  Steuer 
mitinbegriffen  — veranlagt  war,  ist  ausser  an  seinem 
ständigen  Wohnsitze  auch  dort  aufzunehmen,  wo  der 
Besitz  liegt.  Zu  der  Grund-,  Haus-  und  Bergwerksteuer 
des  Wählers)  ist  auch  die  gleichartige  Steuer  der  mit  ihm 
in  gemeinsamem  Haushalte  lebenden  Gattin  und  der 
minderjährigen  ehelichen  (legitimierten)  Kinder  hinzu- 
zurechnen. 

Derjenige,  der  als  Reservist,  Ersatzreservist  oder 
Landsturmmann  aktiven  Dienst,  wie  auch  derjenige,  der 
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auf  Grund  der  Gesetze  über  die  Kriegsileistungen  persön- 
lichen Dienst  leistet,  ist  in  die  Namensliste  desjenigen 
Stimmbezirks,  beziehungsweise  derjenigen  Gemeinde 
aufzunehmen,  wo  er  unmittelbar  vor  seinem  Dienst  ge- 
wohnt hat. 

Derjenige,  der  auf  Grund  einer  vom  König,  von  der 
ungarischen  Regierung  oder  von  einem  der  gemeinsamen 
Minister  erhaltenen  Ernennung  oder  Betrauung  ausserhalb 
des  Wirksamkeitsgebietes  dieses  Gesetzes  einen  öffentlichen 
Dienst  versieht,  oder  der  als  Beamter  eines  zur  öffentli- 
chen Rechnungslegung  verpflichteten  ungairländischen 
Unternehmens  ausserhalb  des  Wirksamkeitsgebietes  dieses 
Gesetzes  angestellt  ist,  ist  in  die  Namensliste  desjenigen 
Stimmbezirkes,  beziehungsweise  derjenigen  Gemeinde 
aufzunehmen,  wo  er  vor  seiner  Ernennung  oder  Be- 
trauung (Anstellung)  zuletzt  gewohnt  hat,  oder  wo  er 
Steuer  zahlt,  oder  auf  seinen  Wunsch  in  die  Namensliste 
eines  durch  ihn  bezeichneten  Stimmbezirkes  der  Haupt- 
und  Residenzstadt  Budapest. 

§ 65. 

Geht  aus  den  der  Konskriptionskommission  zur  Ver- 
fügung stehenden  amtlichen  Verzeichnissen  und  Verstän- 
digungen (§  32),  oder  aus  anderen  amtlichen  Angaben 
hervor,  dass  jemand  irgendeinem  Wahlrechtstitel  ent- 
spricht, und  sieht  die  Kommission  dennoch  von  der  Auf- 
nahme des  Betreffenden  in  den  Entwurf  der  Namensliste 
auf  Grund  der  durch  sie  vorgenommenen  Erhebung  oder 
einer  ihr  sonst  zur  Kenntnis  gelangten  Angabe  ab,  so  ist 
das  Unterlassen  der  Aufnahme  in  jedem  Fall  besonders 
zu  begründen.  Über  diejenigen,  von  deren  Aufnahme  die 
Kommission  derart  abgesehen  hat,  ist  eine  besondere  Zu- 
sammenstellung anzufertigen. 

Nimmt  die  Kommission  in  den  Entwurf  der  Namens- 
liste einen  Wähler  auf,  der  nach  den  zur  Verfügung 
stehenden  Angaben  in  dem  vorangehenden  Jahre  in  die 
Namensliste  einer  anderen  Gemeinde,  beziehungsweise 
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eines  anderen  Stimmbezirkes  rechtskräftig  aufgenommen 
war,  so  hat  sie  von  der  erfolgten  Aufnahme  in  den  Entwurf 
der  Namensliste  diejenige  Kommission  zu  verständigen, 
zu  deren  Wirkungsgebiet  die  Gemeinde,  beziehungsweise 
der  Stimmbezirk  gehören,  in  deren  Namensliste  der 
Wähler  in  dem  vorangehenden  Jahre  aufgenommen  war. 

§ 66. 

Von  der  Aufnahme  in  den  Entwurf  der  Namensliste 
kann  wegen  eines  der  im  § 15  angeführten  Ausschliessungs- 
gründe nur  dann  abgesehen  werden,  wenn  der  als  Basis 
des  Ausschliessungsgrundes  dienende  Umstand  durch 
eine  Verständigung  oder  einen  Original-  oder  einen  in  be- 
glaubigter Abschrift  ausgestellten  Beschluss  der  zustän- 
digen Behörde  erwiesen  ist. 

Aus  dem  Grunde  der  Geisteskrankheit  kann  von  der 
Aufnahme  in  den  Entwurf  der  Namensliste  nur  dann  abge- 
sehen werden,  wenn  diese  durch  ein  entmündigendes 
Urteil  oder  durch  das  Zeugnis  eines  behördlichen  Arztes 
festgestellt  wird. 

§ 67. 

Die  Konskriptionskommission  lässt  anlässlich  der 
Richtigstellung  der  Namensliste  von  den  in  die  Namens- 
liste Aufgenommenen  denjenigen  aus,  der,  sei  es  nach 
einer  von  Amts  wegen  zur  Verfügung  stehenden,  sei  es 
nach  einer  von  Amts  wegen  erhobenen  oder  ihr  sonstwie 
zur  Kenntnis  gelangten  Angabe: 

1.  eine  der  zum  Wahlrecht  erforderten  Voraussetzun- 
gen verloren  hat,  oder 

2.  in  eine  Namensliste  irrtümlicherweise  aufgenommen 
war,  oder 

3.  in  einen  anderen  Stimmbezirk  oder  in  eine  andere 
Gemeinde  verzogen,  oder 

4.  gestorben  ist. 

Aus  der  Namensliste  ist  auch  derjenige  auszulassen, 
für  den  eine  der  im  § 7 angeführten  Ausnahmen  oder  einer 
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der  im  § 8,  beziehungsweise  § 15  angeführten  Ausschlies- 
sungsgründe eingetreten  ist,  und  der  als  Basis  des  Aus- 
schliessungsgrundes dienende  Umstand  gemäss  den  Be- 
stimmungen des  § 66  erwiesen,  beziehungsweise  fest- 
gestellt  ist. 

Ist  es  bekannt,  wohin  ein  Wähler,  der  unter  einem 
keiner  Veränderung  unterliegenden  Rechtstitel  in  die 
Namensliste  aufgenommen  war,  verzogen  ist,  so  ist  von 
dem  Auslassen  aus  der  Namensliste,  wie  auch  von  dessen 
Ursache  unter  Mitteilung  des  keiner  Veränderung  unter- 
liegenden Rechtstitels  diejenige  Kommission  zu  verstän- 
digen, auf  deren  Wirksamkeitsgebiet  der  Umzug  erfolgte. 

Diejenigen,  die  nach  den  der  Kommission  zur  Ver- 
fügung stehenden  amtlichen  Listen  und  Verständigungen 
(§  32)  oder  nach  anderen  amtlichen  Angaben  irgendeinem 
Wahlrechtstitel  entsprechen,  sind,  wenn  die  Kommission 
sie  auf  Grund  der  durch  sie  vorgenommenen  Erhebung 
oder  ihr  sonstwie  zur  Kenntnis  gelangten  Angaben  dennoch 
aus  der  Namensliste  auslässt,  mit  Hinweis  auf  die  Be- 
gründung des  Auslassens  in  die  im  § 65,  Absatz  1 erwähnte 
Zusammenstellung  aufzunehmen. 

4.  Der  Entwurf  der  Namensliste. 

§ 68. 

Die  Konskriptionskommission  fertigt  den  Entwurf  der 
Namensliste  von  jedem  Stimmbezirk,  wenn  der  Stimm- 
bezirk aber  aus  mehreren  Gemeinden  besteht,  von  jeder 
Gemeinde  besonders,  in  einem  Exemplar,  nach  Tunlichkeit 
in  alphabetarischer  Ordnung  an. 

Anlässlich  der  Richtigstellung  der  Namensliste  ist 
bei  den  Neuaufgenommenen  die  neuerlich  erfolgte  Auf- 
nahme in  der  Anmerkungsrubrik  des  Entwurfes  der  Na- 
mensliste ersichtlich  zu  machen.  Ebenso  ist  in  der  An- 
merkungsrubrik der  geltenden  Namensliste  das  Auslassen 
derjenigen  ersichtlich  zu  machen,  die  in  den  Entwurf  der 
neuen  Namensliste  nicht  aufgenommen  wurden. 
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Den  Entwurf  der  Namensliste  hat  die  Kommission 
— und  zwar  anlässlich  der  Richtigstellung  samt  dem 
gemäss  dem  vorangehenden  Absatz  mit  Anmerkungen  ver- 
sehenen Exemplar  der  geltenden  Namensliste  — nach 
Beendigung  ihrer  Tätigkeit  mit  der  Unterschrift  der  Mit- 
glieder, die  an  der  Konskription  teilgenommen  haben, 
versehen,  dem  Zentralausschuss  zu  einer  Zeit  einzusen-> 
den,  dass  der  Zentralausschuss  ihre  Überprüfung  in  dem 
im  § 69  bestimmten  Zeitpunkte  beginnen  könne.  Zugleich 
hat  die  Kommission  dem  Zentralausschuss  auch  die  in 
den  §§  65  und  67  erwähnte  Zusammenstellung  einzu- 
senden. 


5.  Die  einstweilige  Namensliste. 

§ 69. 

Der  Zentralausschuss  unterzieht  die  Entwürfe  der 
Namenslisten  in  seinen  vom  15.  April  an  täglich  fort- 
setzungsweise stattfindenden  Sitzungen  einer,  Prüfung, 
ändert  sie  auf  Grund  der  amtlichen  Angaben  oder 
sonstwie  erlangter  Kenntnis  — unter  entsprechender  An- 
wendung der  Vorschriften  der  §§  19 — 32,  ferner  der 
§§  61 — 67  — ab  und  stellt  auf  dieser  Grundlage  die  einst- 
weilige Namensliste  zusammen. 

Der  Zentralausschuss  hat,  insoweit  die  ihm  zur  Ver- 
fügung stehenden  Angaben  es  zulassen,  auch  die  seit  der 
Konskription  inzwischen  eingetretenen  Änderungen  zu 
berücksichtigen. 

Der  Zentralausschuss  stellt  die  einstweilige  Namens- 
liste für  jeden  Wahlbezirk  entsprechend  dem  § 68,  Abs.  1, 
aber  in  strikter  alphabetarischer  Ordnung,  in  je  zwei 
Exemplaren  zusammen. 

Zugleich  stellt  er  besondere  Verzeichnisse  über  die 
Ausgelassenen,  ferner  über  diejenigen,  die  auf  dem  Zähl- 
blatte ihre  Aufnahme  in  die  Namensliste  verlangt  haben 
(§  54,  Abs.  4),  in  die  einstweilige  Namensliste  jedoch 
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nicht  aufgenommen  wurden,  ebenso  in  je  zwei  Exempla- 
ren zusammen.  (Verzeichnis  der  Ausgelassenen,  Ver- 
zeichnis der  Abgewiesenen.) 

Sowohl  die  einstweilige  Namensliste,  wie  auch  das 
Verzeichnis  der  Ausgelassenen  und  das  Verzeichnis  der 
Abgewiesenen  sind  vom  Präsidenten  und  vom  Schrift- 
führer des  Zentralausschusses  durch  Namensfertigung 
zu  beglaubigen. 

Nach  Beendigung  der  Arbeiten  übersendet  der  Zen- 
traü'ausschuss  ein  Exemplar  sämtlicher  einstweiliger  Na- 
menslisten des  Wahlbezirkes,  ferner  der  Verzeichnisse 
der  Ausgelassenen  und  der  Verzeichnisse  der  Abgewie- 
senen dem  Bürgermeister  der  als  Sitz  des  Wahlbezirkes 
dienenden  Stadt,  oder  der  Vorstehung  der  entsprechen- 
den Gemeinde,  die  die  Wähler  der  einzelnen  Städte, 
Grossgemeinden  und  Kreisnotariate  betreffenden  Teile 
der  einstweiligen  Namensliste,  ferner  des  Verzeichnisses 
der  Ausgelassenen  und  des  Verzeichnisses  der  Abgewie- 
senen aber  der  betreffenden  Stadt,  Grossgemeinde  oder 
dem  betreffenden  Kreisnotariat.  Zugleich  hat  er  all  die- 
jenigen, die  in  der  geltenden  Namensliste  Vorkommen, 
oder  in  den  Entwurf  der  neuen  Namensliste  aufgenom- 
men, aus  der  einstweiligen  Namensliste  jedoch  ausgelassen 
wurden,  von  ihrem  Auslassen  unter  Angabe  des  Grundes 
durch  die  Post  unmittelbar  zu  verständigen.  Ebenso  hat 
er  all  diejenigen  zu  verständigen,  die  auf  dem  Zählblatte 
ihre  Aufnahme  in  die  Namensliste  verlangt  haben,  in  die 
einstweilige  Namensliste  jedoch  nicht  aufgenommen 
wurden. 

Der  Zentralausschuss  erlässt  gleichzeitig,  spätestens 
aber  bis  1.  Mai  in  ungarischer,  und  nach  Bedarf  auch 
in  einer  im  Bezirk  massenhaft  gebrauchten  anderen 
Sprache  eine  Kundmachung,  in  der  er  bekanntgibt,  wo 
und  in  welcher  Zeit  die  einstweilige  Namensliste  zur 
öffentlichen  Einsicht  ausgelegt  sein  wird,  ferner  dass 
gegen  die  Namensliste  gemäss  den  §§  71 — 73  des  Ge- 
setzes Reklamationen  und  gegen  die  Reklamationen 
Bemerkungen  statthaben,  schliesslich  wo  und  während 
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welcher  Zeit  die  Reklamationen  und  die  Bemerkungen 
einzureichen  sind. 

Diese  Kundmachung  hat  an  jenen  Orten,  in  denen 
die  einstweilige  Namensliste  zur  öffentlichen  Einsicht 
auszulegen  ist  (§  70),  die  Gemeindevorstehung,  bezie- 
hungsweise der  städtische  Bürgermeister  in  üblicher 
Weise  bekanntzumachen. 

§ 70. 

Die  einstweilige  Namensliste  sämtlicher  Wähler  des 
Wahlbezirkes  ist  samt  dem  Verzeichnis  der  Ausgelasse- 
nen und  dem  der  Abgewiesenen  am  Sitz  des  Wahlbezir- 
kes, die  einstweilige  Namensliste  der  Wähler  der  ein- 
zelnen Städte  und  Gemeinden  aber  ebenfalls  samt  den 
Verzeichnissen  der  Ausgelassenen  und  der  Abgewie- 
senen in  der  betreffenden  Stadt  mit  geregeltem  Magistrat, 
in  der  betreffenden  Grossgemeinde,  und  am  Sitze  des 
betreffenden  Kreisnotariats  vom  16.  Mai  bis  einschliess- 
lich 14.  Juni  zur  öffentlichen  Einsicht  auszulegen.  Das 
Auslegen  zur  öffentlichen  Einsicht  erfolgt  im  Stadt-  oder 
im  Gemeindehause,  beziehungsweise  im  Amtslokal  des 
Kreisnotärs,  in  der  Haupt-  und  Residenzstadt  Budapest 
aber  ausserdem  für  die  zu  je  einem  Verwaltungsbezirk 
gehörenden  Wähler  auch  bei  der  Bezirksvorstehung 
täglich  von  8 Uhr  morgens  bis  12  Uhr  mittags. 

Während  dieser  Zeit  kann  jedermann  in  die  Namens- 
liste, ferner  in  die  Verzeichnisse  der  Ausgelassenen  und 
Abgewiesenen  in  Anwesenheit  eines  Mitgliedes  oder  Be- 
trauten der  Gemeindevorstehung  (des  Magistrats,  der 
Bezirksvorstehung)  Einsicht  nehmen  und  an  Wochentagen 
von  2 bis  6 Uhr  nachmittags  sie  abschreiben. 

6.  Rechtsmittel  gegen  die  einstweilige  Namensliste. 

§71. 

Gegen  die  einstweilige  Namansliste  kann  für  seine 
Person  jedermann  reklamieren.  Ausserdem  steht  dem- 
jenigen, der  in  die  einstweilige  Namensliste  aufgenommen 
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ist,  das  Recht  zu,  in  dem  Wahlbezirk,  als  dessen  Wähler 
er  aufgenommera  wurde,  wegen  jeder  in  die  Namensliste 
erfolgten  Aufnahme  oder  wegen  jedes  Auslassens  zu 
reklamieren. 

Die  Reklamationen  können  vom  16.  Mai  bis  ein- 
schliesslich 30.  desselben  Monats  schriftlich  eingereicht 
werden. 

Der  Reklamant  hat  seine  Reklamation  zu  begründen 
und  diejenigen  urkundlichen  Beweismittel,  deren  Be- 
schaffung dem  Einzelnen  möglich  ist,  beizuschliessen, 
beziehungsweise  vorzulegen,  auf  Beweismittel  aber,  deren 
Beschaffung  dem  Einzelnen  nicht  möglich  ist,  hat  er  in 
seiner  Reklamation  derart  hinzuweisen,  dass  diese  auf- 
gefunden und  beschafft  werden  können. 

Demjenigen,  der  reklamieren  will,  hat  jede  Behörde, 
jedes  öffentliche  Amt,  jeder  öffentliche  Beamte,  Seel- 
sorger, jede  Institution  öffentlichen  Charakters,  jeder 
Verein,  jede  Stiftung  und  jedes  zur  öffentlichen  Rechnungs- 
legung verpflichtete  Unternehmen  unverzüglich  diejenigen 
Angaben  zur  Verfügung  zu  stellen,  die  zum  Beweis  dessen 
notwendig  sind,  was  er  in  der  Reklamation  anführt.  Richtet 
sich  die  Reklamation  gegen  das  Auslassen  einer  unter  dem 
Titel  der  Steuerzahlung  aufgenommenen  Person,  deren 
Steuer  in  der  Gemeinde,  in  der  sie  aufgenommen  wurde, 
den  als  Voraussetzung  des  Wahlrechts  erforderlichen  Be- 
trag nicht  erreicht,  so  kann  der  Zentralausschuss  die  Per- 
son, deren  Auslassen  beantragt  wird,  in  begründetem 
Falle  zum  Nachweis  dessen  auffordern,  dass  sie  mit  der 
entsprechenden  Steuer  in  einer  anderen  Gemeinde  oder 
in  anderen  Gemeinden  belastet  ist. 

Die  Reklamation  kann  auch  auf  eine  Veränderung  ge- 
gründet werden,  die  seit  der  Konskription  eingetreten  ist. 
Im  der  Reklamation  können  auch  neue  Beweise  vor- 
gebracht werden. 

§ 72. 

Die  Reklamation  ist  an  den  Zentralaussdhuss  zu 
richten  und  in  Städten  bei  dem  Bürgermeister,  in  Buda- 


56 


Pest  bei  der  Bezirksvorstehung,  in  Gemeinden  bei  dem 
(jemeinde-(Kreis-)notär  einzureichen. 

Dem  Reklamanten  ist  auf  Verlangen  über  die  Über- 
nahme der  Reklamation  eine  Bestätigung  auszufolgen. 

Die  Reklamationen  sind  von  ihrem  Einreichern  an  bis 
einschliesslich  14.  Juni  in  den  im  § 40  vorgeschriebenen 
Stunden  und  an  dem  dort  bestimmten  Ort  täglich  zur 
öffentlichen  Einsicht  auszulegen  und  kann  von  ihnen  nach 
den  Bestimmungen  desselben  Paragraphen  Abschrift 
genommen  werden. 

§ 73. 

Auf  die  Reklamationen  können  all  diejenigen,  denen 
nach  § 71  das  Recht  der  Reklamation  zukommt,  vom 
16.  Mai  bis  einschliesslich  14.  Juni  schriftlich  Bemerkungen 
einreichen. 

Die  Bemerkungen  sind  entsprechend  § 72,  Absatz  1 
einzureichen. 


§ 74. 

Die  Reklamationen  und  die  Bemerkungen  sind  in  der 
Reihenfolge  ihres  Einlangens  in  besonders  zu  diesem 
Zwecke  eröffnete  Registraturbücher  einzutragen  und  nach 
Ablauf  der  Frist  (§  73)  samt  dem  Registraturbuch,  der 
einstweiligen  Namensliste  und  der  Liste  der  Ausgelasse- 
nen und  der  Abgewiesenen  dem  Zentralausschuss  sofort 
zu  übersenden. 

Wurde  in  der  gesetzlichen  Frist  keine  Reklamation 
eingereicht,  so  ist  das  dem  Zentralausschuss  anzumelden. 


§ 75. 

Über  die  Reklamationen  und  über  die  Bemerkungen 
hat  der  Zentralausschuss  bis  31.  Juli  zu  entscheiden.  Der 
Beschluss  ist  zu  begründen  und  samt  den  Gründen  zu 
Protokoll  zu  nehmen. 
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Die  Reklamation  oder  die  Bemerkung,  die  den 
Bestimmungen  des  § 71,  beziehungsweise  des  § 73  nicht 
entspricht,  wird  vom  Zentralausschuss  ohne  meritorische 
Verhandlung  zurückgewiesen.  In  der  Einladung  zur  ersten 
Sitzung  des  Zemtralausschusses  ist  die  Reihenfolge  mitzu- 
teilen, in  der  der  Zentralausschuss  die  gegen  die  Namens- 
listen der  einzelnen  Wahlbezirke,  Stimmbezirke  und  der 
zu  ihnen  gehörenden  Gemeinden  eingereichten  Reklama- 
tionen und  die  gegen  diese  gemachten  Bemerkungen  ver- 
handeln wird.  Der  die  Reihenfolge  bestimmende  Beschluss 
ist  an  dem  der  Sitzung  vorangehenden  Tage  auch  an  dem 
Amtshause  des  Munizipiums  (der  Stadt  mit  geregeltem 
Magistrat)  anzuschlagen. 


§ 76. 

Die  die  Reklamationen  und  die  Bemerkungen  be- 
treffenden Beschlüsse  des  Zentralausschusses,  die  auf 
Grund  des  § 75,  Absatz  2 gefassten  zurückweisenden  Be- 
schlüsse mitinbegriffen,  sind  mit  sämtlichen,  in  der 
einstweiligen  Namensliste  wahrgenommene  Mängel  und 
Richtigstellungen  betreffenden  Beschlüssen  vom  1.  bis 
einschliesslich  15.  August  am  Sitz  des  Zentralausschusses 
im  Amtshause  des  Munizipiums  (der  Stadt  mit  geregeltem 
Magistrat),  ferner  die  die  einstweiligen  Namenslisten  der 
einzelnen  Wahlbezirke,  Städte  und  Gemeinden  betreffen- 
den Beschlüsse  am  Sitz  des  betreffenden  Wahlbezirks, 
wie  auch  in  der  betreffenden  Stadt  mit  geregeltem 
Magistrat,  in  der  betreffenden  Gemeinde,  oder  am  Sitz 
des  betreffenden  Kreisnotariats  in  den  im  § 70  vorge- 
schriebenen Stunden  täglich  zur  öffentlichen  Einsicht  aus- 
zulegen. 

Demjenigen,  der  für  seine  Person  reklamiert  hat,  ist 
der  abweisende  Beschluss  einzuhändigen. 

Ausserdem  ist  ein  Beschluss,  der  die  Streichung  eines 
m die  einstweilige  Namensliste  Aufgenommenen  ange- 
ordnet hat,  demjenigen  einzuhändigen,  dessen  Wahlrecht 
der  Beschluss  betrifft. 
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§ 77. 

Gegen  die  die  Reklamationen  und  die  Bemerkungen 
betreffenden  Beschlüsse  des  Zentralausschusses  hat  eine 
Beschwerde  an  den  Verwaltungsgerichtshof  statt  (§  47). 
Das  Recht  der  Beschwerde  kommt  demjenigen  zu,  über 
dessen  Reklamation  oder  Bemerkung  der  Zentralausschuss 
einen  Beschluss  gefasst  hat,  ferner  demjenigen,  dessen 
Wahlrecht  der  Beschluss  betrifft,  schliesslich  jedem, 
der  in  die  einstweilige  Namensliste  des  betreffenden 
Wahlbezirks  aufgenommen  ist.  Derjenige,  dem  der  Be- 
schluss gemäss  § 76  eingehändigt  wurde,  kann  innerhalb 
15  Tage  von  der  Einhändigung  gerechnet,  die  übrigen 
aber  können  spätestens  während  15  Tage  nach  dem 
5.  August  die  Beschwerden  bei  dem  Präsidenten  des 
Zentralausschusses  schriftlich  einreichen.  In  der  Be- 
schwerde können  auch  neue  urkundliche  Beweise  vorge- 
bracht, doch  kann  die  Beschwerde  nicht  auf  inzwischen 
eingetretene  Veränderungen  gegründet  werden.  Jede  Be- 
schwerde kann  nur  Eine  Person  betreffen. 

Der  Zentralausschuss  kann  über  die  Beschwerden 
und  über  die  Beweismittel  seine  Bemerkungen  machen 
und  unterbreitet  sämtliche  Beschwerden  zusammen  in  Be- 
gleitung der  diese  betreffenden  Akten  und  seiner  eigenen 
Bemerkungen  bis  1.  September  dem  Verwaltungs- 
gerichtshofe. 

Derjenige,  dem  der  im  § 76  erwähnte  Beschluss  zu 
einer  Zeit  eingehändigt  wurde,  dass  die  zur  Einreichung 
der  Beschwerde  eingeräumte  Frist  für  ihn  nach  dem 
31.  August  ablauft,  kann  die  Beschwerde  binnen  15  Tagen 
nach  der  Einhändigung,  spätestens  jedoch  bis  15.  Oktober 
noch  einreichen.  Eine  solche  Beschwerde  unterbreitet  der 
Zentralausschuss  unverzüglich  dem  Verwaltungsgerichts- 
hofe. 

• § 78. 

Der  Zentralausschuss  streicht  denjenigen,  der  die 
ungarische  Staatsbürgerschaft  verloren  hat,  wie  auch  den- 
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jenigen,  für  den  eine  der  im  § 7 angeführten  Ausnahmen 
oder  einer  der  im  § 8,  beziehungsweise  im  § 15  angeführten 
Ausschliessungsgründe  eintritt,  bis  15.  Oktober  von  Amts 
wegen  aus  der  einstweiligen  Namensliste;  im  übrigen  aber 
kann  er  an  der  einstweiligen  Namensliste  von  ihrem  Aus- 
legen zur  öffentlichen  Einsicht  angefangen  (§  70)  von 
Amts  wegen  nichts  ändern. 

Der  Zentralausschuss  lässt  demjenigen,  den  er  gemäss 
dem  vorangehenden  Absatz  aus  der  Namensliste  von 
Amts  wegen  gestrichen  hat,  seinen  Beschluss  sofort  ein- 
händigen. Gegen  den  Beschluss  hat  eine  Beschwerde  an 
den  Verwaltungsgerichtshof  statt  (§  47),  die  binnen  15 
Tagen  nach  der;  Einhändigung,  spätestens  aber  bis  15.  No- 
vember bei  dlem  Präsidenten  des  Zentralausschusses  ein- 
zureichen ist.  Der  Zentralausschuss  unterbreitet  die  Be- 
schwerde unverzüglich  dem  Verwaltungsgerichtshofe. 


§ 79. 

Über  die  gegen  die  dais  Wahlrecht  berührenden  Be- 
schlüsse des  Zentralausschusses  emigereichten  Beschwer- 
den entscheidet  der  Verwaltungsgerichtshof  in  einem  aus 
der  Verwaltungsabteilung  gebildeten  Dreiersenat.  Von  den 
Mitgliedern  des  Senats  soll  mindestens  eines  richterliche 
Befähigung  haben.  Nach  Bedarf  können  auch  mehrere 
Senate  gebildet  werden. 

Die  Erledigung  der  Angelegenheiten  erfolgt  bei 
öffentlichem  Referat  und  in  der  Regel  auf  Grund  der  Akten 
ohne  Anhören  der  Parteien.  Erachtet  es  der  Gerichtshof 
jedoch  im  Interesse  der  Klärung  der  Angelegenheit  für 
notwendig,  so  kann  er  eine  mündliche  und  unmittelbare 
Verhandlung  anordnen. 

Der  Verwaltungsgerichtshof  kann  im  Notfälle  auch 
die  Ergänzung  der  Akten  und  die  weitere  Aufklärung  des 
Tatbestandes  anordnen.  Im  übrigen  bestimmt  die  Art  der 
Erledigung  dieser  Angelegenheiten  die  durch  das  Mini- 
sterium festgestellte  Geschäftsordnung. 
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Oer  Verwaltungsgerichtshof  hat  bis  1.  Dezember  die 
Beschwerden  in  der  Sache  zu  erledigen  und  die  Akten 
dem  Zentralausschusse  zurückzusenden. 

§ 80. 

Wer  gegen  die  Aufnahme  eines  Dritten  in  die  einst- 
weilige Namensliste  offenbar  unbegründeterweise  in  der 
Absicht  der  Vexation  eine  Reklamation  oder  eine  Be- 
schwerde einreicht,  ist  — soweit  die  Handlung  nicht  unter 
eine  schwerere  Strafbestimmung  fällt  — wegen  Ver- 
gehens an  Geld  bis  zu  2000  Kronen  zu  bestrafen. 

Wegen  dieses  Vergehens  kann  das  Strafverfahren 
nur  auf  Privatantrag  eingeleitet  werden.  Der  Privatantrag 
ist  binnen  dreissig  Tagen  von  dem  Tage  an  gerechnet 
einzureichen,  an  dem  der  Verletzte  von  dem  infolge  der 
Reklamation  oder  der  Beschwerde  gefassten  Beschluss 
Kenntnis  erhalten  hat. 

7.  Die  endgültige  Namensliste. 

§ 81. 

Hat  gegen  die  die  Reklamationen  und  die  Bemer- 
kungen betreffenden  Beschlüsse  des  Zentralausschusses 
niemand  gemäss  § 77  eine  Beschwerde  eingereicht,  und 
hat  der  Zentralausschuss  bis  zum  Ablaufe  der  gemäss 
§ 78  eingeräumten  Frist  keine  Streichung  vorgenommen, 
oder  hat  er  wohl  eine  vorgenommen,  doch  hat  gegen  die 
Streichung  niemand  eine  Beschwerde  eingereicht,  oder 
hat  der  Verwaltungsgerichtshof  sämtliche,  die  betreffende 
Namensliste  berührende  Beschwerden  in  der  Sache 
erledigt:  so  wird  die  Namensliste  endgültig.  Das  stellt 
der  Zentralausschuss  in  einer  Sitzung  fest. 

Der  Zentralausschuss  stellt  die  endgültige  Namens- 
liste entsprechend  § 68,  Absatz  1,  aber  in  strikter  alpha- 
betarischer Ordnung  und  jeden  Wähler  mit  einer  Ord- 
nungszahl versehend,  in  so  vielen  Exemplaren  zusammen, 
als  wieviel  laut  § 82  notwendig  sind. 
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Sämtliche  beglaubigten!  Exemplare  der  endgültigen 
Namensliste  werden  von'  dem  Präsidenten  und  von  dem 
Schriftführer  unterfertigt  und  diese  haften  auch  persön- 
lich für  ihre  treue  und  sorgfältige  Ausfertigung. 

§ 82. 

Ein  Exemplar  der  endgültigen  Namensliste  ist  dem 
Minister  des  Innern  zu  unterbreiten,  zwei  Exemplare  sind 
in  dem  Archiv  des  Munizipiums,  beziehungsweise  der 
Stadt  mit  geregeltem  Magistrat  zu  hinterlegen,  die  ent- 
sprechenden Teile  eines  Exemplars  sind  den  beteiligten 
Städten  und  Gemeinden,  in  Budapest  der  betreffenden 
Bezirksvorstehung  einzusenden. 

Bei  dem  dem  Sitz  des  Wahlbezirkes  nach  zustän- 
digen kön.  öffentlichen  Notar,  und  wenn  es  deren  mehrere 
gibt,  bei  jedem  von  ihnen,  ist  je  ein  Exemplar  zu 
hinterlegen. 

Der  kön.  öffentliche  Notar  nimmt  das  ihm  zur  Auf- 
bewahrung anvertraute  Exemplar  gebührenfrei  in  amt- 
liche Verwahrung  und  kann  es  nach  Ablauf  des  der  Gül- 
tigkeitszeit folgenden  Kalenderjahres  vernichten.  Die  für 
das  Jahr  1914  gültige  Namensliste  darf  nicht  vernichtet 
werden. 

§ 83. 

Der  Zentralausschuss  hat  die  endgültige  Namensliste 
alljährlich  bis  31.  Dezember  an  die  bezeichneten  Orte 
gelangen  zu  lassen. 

§ 84. 

Die  endgültige  Namensliste  ist  für  das  dem  Jahre  der 
Richtigstellung  unmittelbar  folgende  Kalenderjahr  gültig. 
Bei  einer  und  derselben  Abgeordnetenwahl,  die  Stichwahl 
mit  inbegriffen,  ist  während  der  ganzen  Wahl  diejenige 
Namensliste  zu  benützen,  auf  Grund  deren  die  Wahl  be- 
gonnen hat,  wenn  auch  das  Jahr,  für  das  diese  Namens- 
liste gültig  war,  inzwischen  schon  abgelaufen  ist. 
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§ 85. 

Erfolgt  in  der  Einteilung  der  Stimmbezirke  eine 
Änderung  (§  36),  so  verfügt  der  Zentralausschuss,  dass 
diejenigen  Wähler,  die  infolge  der  neuen  Einteilung  ihr 
Wahlrecht  in  einem  anderen  Stimmbezirke  ausüben  wer- 
den, gleichzeitig  mit  dem  Inslebentreten  der  Änderung 
in  den  den  letzterwähnten  Stimmbezirk  betreffenden 
Teil  der  Namensliste  übertragen  werden. 

§ 86. 

Sämtliche,  die  Namensliste  betreffenden  Auszüge, 
Zeugnisse  und  anderweitigen  Urkunden  sind  Stempel-, 
und,  soweit  das  Gesetz  nicht  anders  bestimmt,  gebühren- 
frei auszustellen. 

Die  die  Namenslisten  betreffenden  Eingaben  sind 
stempelfrei. 

§ 87. 

In  die  den  beteiligten  Städten  und  Gemeinden  zu- 
gesendeten Exemplare  der  endgültigen  Namensliste  kann 
jedermann  Einsicht  nehmen,  jedermann  kann  von  ihnen 
Abschrift  nehmen  oder  sie  abschreiben  lassen  und  haben 
hiezu  in  Städten  der  Bürgermeister,  in  Budapest  die 
Bezirksvorstehungen,  in  Gemeinden  die  Vorstehung  auf 
Wunsch  Gelegenheit  zu  bieten. 

Von  den  im  Archiv  des  Munizipiums  (der  Stadt  mit 
geregeltem  Magistrat)  aufbewahrten  Exemplarien  der  end- 
gültigen Namensliste  kann  jedermann  gegen  vorherige 
Bezahlung  der  Schreibgebühr  eine  vollständige  oder  teil- 
weise Abschrift  bekommen.  Das  Ersuchen  ist  bei  dem 
Präsidenten  des  Zentralausschusses  schriftlich  einzu- 
reichen. Die  Abschrift  ist  innerhalb  acht  Tage,  von  der 
Protokollierung  des  Gesuches  an  gerechnet,  gegen  Be- 
stätigung auszufolgen. 

Von  dem  im  Ministerium  des  Innern  aufbewahrten 
Exemplar  der  Namensliste  kann  ebenfalls  — gegen  vor- 
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herige  Bezahlung  der  Schreibgebühr  — eine  Abschrift 
ausgefolgt  werden. 

Den  Minister  des  innern  bestimmt  die  Schreibgebühr 
für  die  Abschriften  der  sowohl  im  Archiv  des  Munizipiums 
(der  Stadt  mit  geregeltem  Magistrat),  wie  auch  der  im 
Ministerium  des  Innern  aufbewahrten  Exemplare. 

Der  kön.  öffentliche  Notar  hat  jedermann  von  dem 
ihm  zur  Aufbewahrung  anvertrauten  Exemplar  eine 
beglaubigte  vollständige  oder  teilweise  Abschrift  auszu- 
folgen, wie  auch  eine  Beurkundung  darüber  zu  geben,  ob 
der  Name  irgendeiner  Person  in  der  Namensliste  vor- 
kommt oder  nicht.  Der  kön.  öffentliche  Notar  kann  für  die 
Abschriften  und  Beurkundungen  die  vorschriftsrnässigen 
Gebühren  aufrechnen. 


§ 88. 

Verweigert  oder  verzögert  der  Präsident  des  Zentral- 
ausschusses die  AusMgung  der  Abschrift,  so  kann  die 
Partei  sich  dagegen  an  den  Präsidenten  des  Verwaltungs- 
gerichtshofs  wenden. 

Der  Präsident  des  Verwaltungsgerichtshofs  fordert 
den  Präsidenten  des  Zentralausschusses  auf,  die  Abschrift 
innerhalb  einer  Notfrist  auszufolgen  und  die  Gründe  der 
Verweigerung  oder  der  Verzögerung  vorzulegen. 

Dem  öffentlichen  Beamten,  der  innerhalb  der  an- 
beraurnten  Notfrist  die  Abschrift  nicht  ausfolgt  oder  die 
Verweigerung  oder  Verzögerung  nicht  entsprechend 
rechtfertigt,  kann  der  Präsident  des  Verwaltungs- 
gerichtshofs eine  Geldbusse  von  50  bis  5000  Kronen  auf- 
erdegen. 

Der  öffentliche  Beamte,  der  auch  innerhalb  der  durch 
den  Präsidenten  des  Verwaltungsgerichtshofs  nach  dem 
Auferlegen  der  Geldbusse  neuerlich  anberaumiten  Frist  die 
Abschrift  nicht  ausfolgt,  ist  wegen  Vergehens  mit 
Gefängnis  bis  zu  einem  Jahr,  wie  auch  mit  der  Suspendie- 
rung der  Ausübung  der  politischen  Rechte  und  mit  dem 
Verlust  des  bekleideten  Amtes  zu  bestrafen. 
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ACHTER  ABSCHNITT. 

Die  Wahl.  - 


/.  Anberaumung  und  Vorbereitung  der  Wahl. 

§ 89. 

Für  die  allgemeinen  Abgeordnetenwahlen  bestimmt 
der  Minister  des  Innern  eine  zehntägige  Frist,  und  zwar 
derart,  dass  von  der  Veröffentlichung  seiner  Verordnung 
im  amtlichen  Blatte  bis  zum  letzten  Tage  der  für  die 
Wahlen  bestimmten  Frist  mindestens  ein  dreissigtägiger, 
von  dem  letzten  Tage  der  für  die  Wahlen  bestimmten 
Frist  bis  zur  Eröffnung  des  Reichstages  aber  mindestens 
ein  zehntägiger  Zeitraum  bleibe.  Diese  Verordnung  ist 
gleichzeitig  mit  der  Versendung  der  königlichen  Ein- 
berufungsschreiben zu  erlassen. 

§ 90. 

Der  Zentralausschuss  beraumt  die  allgemeinen 
Wahlen  in  sämtlichen  Wahlbezirken,  auf  die  sich  sein 
Wirkungskreis  erstreckt,  innerhalb  der  gemäss  § 89  be- 
stimmten zehntägigen  Frist  auf  einen  und  denselben 
Tag  an. 

Den  Tag  der  Ersatzwahl  beraumt  der  Zentralaus- 
schuss derart  an,  dass  von  der  Entgegennahme  des  Be- 
schlusses des  Abgeordnetenhauses  bis  zum  Tage  der 
Wahl  mindestens  ein  zwanzig-  und  längstens  ein  dreissig- 
tägiger Zeitraum  bleibe. 

§ 91. 

Der  Zentralausschuss  tritt  bei  den  allgemeinen 
Wahlen  am  Tage  der  in  der  Generalversammlung  des 
Munizipiums  oder  der  mit  dem  Rechte  der  Entsendung 
eines  besonderen  Abgeordneten  bekleideten  Stadt  (in 
einem  aus  mehreren  Städten  mit  geregeltem  Magistrat 
gebildeten  Bezirk  in  der  als  Sitz  dienenden  Stadt)  erfolg- 
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ten  Kundmachung  des  königlichen  Einberufungsschreibens 
oder  an  dem,  diesem  folgenden  Tage,  bei  einer  Ersatzwahl 
binnen  drei  Tagen  von  der  Entgegennahme  des  Be- 
schlusses des  Abgeordnetenhauses  an  gerechnet  zusam- 
men, um  die  mit  der  Wahl  zusammenhängenden  Ver- 
fügungen zu  treffen. 


§ 92. 

Der  Zentralausschuss  wählt  für  jeden  Wahlbezirk 
eine  Wahlkommission,  die  die  Wahl  in  dem  ganzen  Wahl- 
bezirk, die  Abstimmung  aber  am  Sitz  des  Wahlbezirks, 
beziehungsweise  in  dem  durch  den  Zentralausschuss  be- 
stimmten Stimmbezirk  des  Wahlortes  (des  städtischen 
Wahlbezirks)  leitet. 

Zur  Leitung  der  Abstimmung  in  den  übrigen  Stimm- 
bezirken wählt  der  Zentralausschuss  Skrutiniums- 
kommissionen  und  bestimmt,  welche  Kommission  in 
welchem  Stimmbezirk  zu  wirken  habe. 

§ 93. 

Sowohl  die  Wahl-,  wie  die  Skrutiniumskommission 
ist  derart  zu  wählen,  dass  jede  aus  einem  Präsidenten, 
einem  stellvertretenden  Präsidenten,  aus  einem  Schrift- 
führer und  einem  stellvertretenden  Schriftführer  bestehe. 
Der  Präsident  der  Wahlkommission  ist  zugleich  Wahl- 
präsident. 

Zum  Präsidenten  und  zum  Mitglied  der  Wahl-  und  der 
Skrutiniumskommission  kann  nur  ein  Mann  gewählt  wer- 
den, der  der  ungarischen  Staatssprache  in  Wort  und 
Schrift  mächtig,  und  entweder  in  einem  der  Wahlbezirke, 
auf  die  sich  der  Wirkungskreis  des  Zentralausschusses 
erstreckt,  in  die  gültige  Wählerliste  aufgenommen  oder 
Mitglied  des  Ausschusses  des  betreffenden  Mu- 
nizipiums  ist. 

Der  Gewählte  hat  die  Wahl  anzunehmen.  Demjenigen, 
der  die  Wahl  ohne  triftigen  Grund  nicht  annimmt,  oder 
den  aus  der  Wahl  sich  ergebenden  Pflichten  ohne  triftigen 
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Grund  nicht  Genüge  leistet,  kann  der  Zentralausschuss 
eine  Geldbusse  von  50  bis  5000  Kronen  auferlegen.  Gegen 
den  die  Geldbusse  bestimmenden  Beschluss  hat  eine  Be- 
schwerde an  den  Verwaltungsgerichtshof  statt  (§  47). 
Gemeinde-(Kreis-)notäre  (Hilfsnotäre),  ferner  an  öffent- 
lichen, sowie  auch  an  mit  dem  Öffentlichkeitsrecht  be- 
kleideten Elementarvolksschulen  angestell'te  männliche 
Lehrer  haben  anstatt  der  Geldbusse  die  Wahl  unter 
disziplinärer  Verantwortlichkeit  anzunehmen  und  die  aus 
der  Wahl  sich  ergebenden  Pflichten  zu  erfüllen. 

Der  Präsident  und  die  Mitglieder  der  Wahl-  und  der 
Skrutiniumskommission  sind  von  ihrer  erfolgten  Wahl 
schriftlich  zu  verständigen. 

Im;  Falle  der  Verhinderung  des  Präsidenten  oder  des 
Schriftführers  versehen  ihre  Stellvertreter  ihre  Agenden. 


§ 94. 

Der  Präsident  und  die  Mitglieder  der  Wahl-  und  der 
Skrutiniumskommission  legen  den  folgenden  Eid  (Ge- 
löbnis) ab: 

„Ich  schwöre  (gelobe  feierlich),  dass  ich  in  allen 
Agenden,  die  das  Gesetz  der  Wahl-(Skrutiniums-)kom- 
mission  (dem  Präsidenten  der  Wahl-,  der  Skrutiniums- 
kommission) überträgt,  treu,  unparteiisch,  gewissenhaft 
Vorgehen  werde.  So  wahr  mir  Gott  helfe!“  (Im  Falle 
eines  Gelöbnisses  entfällt  der  letzte  Satz.) 

Die  Präsidenten  und  die  Mitglieder  der  Kommission 
legen  den  Eid  (das  Gelöbnis)  entweder  sofort  nach  ihrer 
erfolgten  Wahl,  oder  innerhalb  48  Stunden  von  der  Ein- 
händigung der  Verständigung  über  ihre  erfolgte  Wahl  an 
gerechnet  vor  dem  Präsidenten  des  Zentralausschusses 
ab,  doch  können  siie  ihn  in  Komitaten  auch  vor  dem  nach 
ihrem  Wohnsitze  zuständigen  Oberstuhlrichter  oder  Bür- 
germeister der  Stadt  mit  geregeltem  Magistrat  ablegen. 
Der  Oberstuhlrichter,  beziehungsweise  der  Bürgermeister 
der  Stadt  mit  geregeltem  Magistrat  erstattet  dem  Präsi- 
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denten  des  Zentralausschusses  über  das  Ablegen  des 
Eides  (Gelöbnisses)  sofort  Bericht. 

Die  Stelle  desjenigen,  der  den  Eid  (das  Gelöbnis)  in 
der  erwähnten  Frist  nicht  ablegt,  oder  auf  Ersuchen  zum 
Ablegen  des  Eides  (Gelöbnisses)  vom  Zentralausschuss 
keinen  Aufschub  erhält,  ist  — eventuell  bei  Bemessung 
der  Geldbusse  (§  93,  Absatz  3)  — sofort  mit  einem  andern 
zu  besetzen. 

Auf  Grund  einer  Bewilligung  des  Zentralausschusses 
kann  das  Kommissionsmitglied  den  Eid  (das  Gelöbnis) 
ausnahmsweise  am  Wahltage,  vor  Beginn  des  Verfahrens, 
auch  vor  dem  Präsidenten  der  Wahl-  oder  der  Skruti- 
niumskommission  ablegen. 

Die  erledigten  Stellen  werden  durch  den  Zentralaus- 
schuss besetzt.  Während  der  ganzen  Dauer  des  Wahl- 
verfahrens ernennt  jedoch  der  Kommissionspräsident 
nach  Bedarf  an  Stelle  der  Kommissionsmitglieder  andere. 

Insofern  der  Wrahlpräsident,  beziehungsweise  der 
Präsident  der  Skrutiniumskommission  keine  unmittelbare 
Kenntnis  davon  haben  sollte,  dass  der  Eid  (das  Gelöbnis) 
abgelegt  wurde,  haben  der  Präsident  der  Skrutiniums- 
kommission das  die  Ablegung  des  Eides  (Gelöbnisses) 
nachweisende  Zeugnis  dem  Wahlpräsidenten  spätestens 
an  dem  der  Wahl  vorangehenden  Tage,  die  Mitglieder 
der  Skrutiniumskommission  aber  dem  Präsidenten  der 
Skrutiniumskommission  spätestens  vor  Beginn  des  Wahl- 
verfahrens vorzulegen. 

Das  durch  den  Kommissionspräsidenten  ernannte 
Kommissionsmitglied  legt  den  Eid  (das  Gelöbnis)  vor  Be- 
ginn seiner  Tätigkeit  vor  dem  Kommissionspräsi- 
denten ab. 

Über  das  Ablegen  des  Eides  (Gelöbnisses)  ist  ein 
Protokoll  anzufertigen. 


§ 95. 

Zu  jeder  Wahlkommission,  ausserdem  aber  in  den 
Bezirken,  in  denen  die  Abstimmung  geheim  ist  (§  131), 
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zu  jeder  Skrutiniumskommission  entsendet  der  Präsidial- 
senat der  königlichen  Tafel  — bei  allgemeinen  Wahlen 
sofort  nach  Veröffentlichung  der  Verordnung  des  Mini- 
sters des  Innern  in  dem  amtlichen  Blatte,  bei  einer  Ersatz- 
wahl aber  auf  Ersuchen  des  Präsidenten  des  Zentralaus- 
schusses — aus  der  Reihe  der  urteilenden  Richter  der 
Gerichte  erster  Instanz,  oder  der  königlichen  Tafel  je 
einen  Richter  und  bestimmt  für  diese  auch  zugleich  je 
einen  Stellvertreter  und  verständigt  davon  unverzüglich 
den  Zentralausschuss. 

Das  richterliche  Mitglied  der  Wahlkommission  hat 
bei  der  Abgeordnetenkandidation,  wie  auch  bei  jedem 
Verfahren  der  Wahlkommission,  das  richterliche  Mit- 
glied der  Skrutiniumskommission  aber  bei  jedem  Ver- 
fahren dieser  Kommission  ständig  anwesend  zu  sein. 
Das  richterliche  Mitglied  der  Kommission  hat  die  Gesetz- 
mässigkeit des  Verfahrens  zu  kontrollieren.  Bei  jeder 
Verfügung  und  bei  jedem  Beschluss  kann  es  ausschliess- 
lich aus  dem  Gesichtspunkte  der  Gesetzmässigkeit  das 
Wort  ergreifen.  Auf  seinen  Wunsch  sind  seine  Äusserun- 
gen und  seine  eventuellen  Bemerkungen  zu  Protokoll  zu 
nehmen. 


§ 96. 

Der  Zentralausschuss  veröffentlicht  in  der  ungari- 
schen Staatssprache,  und  wenn  es  in  dem  Bezirk  massen- 
haft des  Ungarischen  nicht  Kundige  gibt,  auch  in  der 
durch  diese  gebrauchten  Sprache  eine  Kundmachung,  in 
der  er  bekanntgibt: 

a)  den  Tag  der  Wahl  und  den  Zeitpunkt  ihres  Be- 
ginnes; 

b)  die  Namen  des  Wahlpräsidenten  und  des  stell- 
vertretenden Präsidenten,  des  Wahlschriftführers  und  des 
stellvertretenden  Schriftführers ; 

c)  für  jeden  Stimmbezirk  die  Namen  des  Präsidenten, 
des  stellvertretenden  Präsidenten,  des  Schriftführers  und 
des  stellvertretenden  Schriftführers  der  Skrutiniums- 
kommission; 
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d)  für  jeden  aus  mehreren  Gemeinden  bestehenden 
Stimmbezirk  die  Reihenfolge,  in  der  die  Wähler  der  Ge- 
meinden zur  Abstimmung  aufgerufen  werden; 

e)  Ort  und  Zeitpunkt  für  die  Überreichung  der 
Empfehlung ; 

f)  den  Ort  für  die  Verkündigung  des  Wahlergeb- 
nisses; 

g)  andere  bei  der  Wahl  zu  beachtende  Verfügungen. 

Diese  Kundmachung  ist  der  Vorstehung  einer  jeden 

Gemeinde  des  Wahlbezirkes  (dem  städtischen  Bürger- 
meister) einzusenden  und  diese  haben  die  Kundmachung 
mindestens  zwei  Tage  vor  der  Wahl  in  üblicher  Weise 
bekanntzumachen. 

Der  Zentralausschuss  hat  ferner  dem  Wahlpräsiden- 
ten eine  vollständige  Wählerliste  des  Bezirkes,  dem 
Präsidenten  der  Skrutiniumskommission  die  Namens- 
liste des  betreffenden  Stimmbezirkes  in  beglaubigter 
Form  rechtzeitig  zur  Verfügung  zu  stellen. 

§ 97. 

Das  Lokal,  in  dem  die  Abstimmung  vor  sich  geht, 
bestimmt  für  jeden  Stimmbezirk  der  Wahlpräsident,  er 
sorgt  auch  zugleich  dafür,  dass  seine  Verfügung  in  jeder 
Gemeinde  und  in  jeder  Stadt  des  Wahlbezirkes  recht- 
zeitig bekanntgemacht  werde. 

Zu  Zwecken  der  Wahl  sind  das  bestimmte  öffentliche 
Gebäude,  wie  auch  nichtbenützte  Privatgebäude  — die 
letzterwähnten  gegen  eiinie  Entschädigung  — zu  über- 
lassen. Das  Ausmiaiss  der  Entschädigung  wird  auf  Grund 
einer  Unterbreitung  des  Zentralausschusses  durch  den 
V erwaltungsausschuss  bestimmt. 

§ 98. 

In  Städten  mit  Munizipalrecht  und  in  solchen  mit 
geregeltem  Magistrat  hat  bei  allgemeinen  Abgeordneten- 
wahlen nach  Veröffentlichung  der  die  Frist  für  die  Wahlen 
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anberaumenden  Verordnung  des  Ministers  des  Innern 
im  amtlichen  Blatte,  bei  einer  Ersatzwahl  aber 
nach  Entgegennahme  der  Verständigung  des  Zen- 
tralaussehusses  der  Bürgermeister  (in  Budapest  die 
Bezirksvorstehung)  jedem  in  die  Wählerliste  auf- 
genommenen Wähler  eine  Legitimation  zustehen  zu 
lassen,  die  die  entsprechende  Ordnungszahl  der 
Wählerliste,  den  Namen,  die  bürgerliche  Stellung  oder 
Beschäftigung  und  den  Wohnsitz  (die  Wohnung)  des 
Wählers  ersichtlich  macht  (Abstimmungslegitimation). 
Der  Zentriailausschuss  kann  auch  für  Klein-  und  Gross- 
gemeinden anordnen,  dass  die  Gemeindevorstehung  die 
Wähler  mit  derartigen  Abstimmungslegitimatio-nen  zu 
versehen  habe.  Die  Zustellung  erfolgt  in  Städten  durch 
die  Rost,  in  Klein-  und  Grossgemeinden  nach  den  für  die 
administrativen  Zustellungen  bestehenden  allgemeinen 
Vorschriften.  Eine  Legitimation,  die  nicht  zugestellt 
werden  kann,  kann  der  Wähler  gegen  Nachweis  seiner 
Identität  bei  dem  städtischen  Bürgermeister  (bei  der 
Bezirks-,  Gemeindevorstehung)  übernehmen.  Darüber, 
welchen  Personen  und  aus  welchem  Grunde  Abstimmungs- 
legitimationen nicht  zugestellt  werden  konnten,  ist  der 
Präsident  der  Skrutiniumskommission  vor  Beginn  des 
Wahlverfahrens  zu  verständigen. 

Die  Legitimation  dient  zur  Erleichterung  des  Nach- 
weises der  Identität.  Das  Fehlen  der  Legitimation  ist  weder 
für  das  Erscheinen  im  Abstimmungslokal,  noch  für  die 
Abstimmung  ein  Hindernis. 


2.  Sicherung  der  Lauterkeit  und  des  ungestörten  Verlaufes 

der  Wahlen. 

§ 99. 

Bei  allgemeinen  Wahlen  ist  von  der  Veröffentlichung 
der  die  Frist  für  die  Wahlen  anberaumenden  Verordnung 
des  Ministers  des  Innern  in  dem  amtlichen  Blatte,  bei  einer 
Ersatzwahl  aber  von  dem  Tage  an,  an  dem  das  Abgeord- 
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netenhaus  die  Wahl  angeordnet  hat,  bis  zur  Beendigung 
des  Wahl  Verfahrens  verboten,  im  Wahlbezirke  zu 
Zwecken  der  Wahl  Fahnen  anzubringen  oder  sonstwie 
öffentlich  zu  benützen. 

Wer  das  im  ersten  Absätze  bestimmte  Verbot  ver- 
letzt, ist  wegen  Übertretung  an  Geld  bis  zu  200  Kronen  zu 
bestrafen. 

Mit  Haft  bis  zu  einem  Moiniat  ist  zu  bestrafen: 

1.  wer  die  Fahne  oder  das  Abzeichen  einer  Partei 
oder  eines  Kandidaten  an  einer  Kirche  (Gebethaus)  oder 
an  einem  staatlichen,  munizipalen  oder  kommunalen 
öffentlichen  Gebäude,  an  dem  Gebäude  einer  öffentlichen 
Schule,  oder  an  deren  Zubehören  anbringt,  wie  auch  wer 
ihr  Anbnngen  an  solchen  Stellen  anordnet  oder  gestattet; 

2.  wer  eine  Fahne  oder  ein  Abzeichen  anbringt  oder 
öffentlich  benützt,  deren  Anbringen  oder  Benützen  aus 
dem  Grunde,  weil  sie  gegenüber  dem  ungarischen  Staat 
oder  dessen  gesetzlichen  Einrichtungen  eine  feindliche 
Tendenz  andeuten,  durch  eine  Verordnung  des  Ministers 
des  Innern  verboten  ist; 

3.  wer  einen  Maueranschilag,  der  einen  Aufruf  oder 
eine  andere  Kundmachung  einer  Partei  oder  eines  Kandi- 
daten enthält,  an  den  in  Punkt  1 erwähnten  Orten  an- 
schlägt, wie  auch  wer  das  Anschlägen  an  solchen  Orten 
anordnet  oder  gestattet. 

Die  entgegen  diesem  Verbot  angebrachte  oder  be- 
nützte Fahne,  wie  auch  ein  solches  Abzeichen,  ferner  der 
entgegen  dem  Verbot  angeschlagene  Maueinanschlag  sind 
durch  die  Polizeibehörde,  beziehungsweise  die  Gemeinde- 
vorstehung zu  entfernen. 

Die  verbotene  Fahne  oder  das  verbotene  Abzeichen 
sind  einzuziehen. 

§ 100. 

Bei  den  Wahlen  gilt  die  Beförderung  des  Wählers  an 
den  Ort  der  Abstimmung  und  seine  Rückbeförderung  von 
dort,  wie  auch  das  Zuwenden  irgendeiner  Verpflegung  an 
den  Wähler  am  Orte  und  während  der  Dauer  der  Abstim- 
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mutig  als  ein  Vorteil,  dessen  Gewähren  oder  Versprechen 
gemäss  G.-A.  XV:  1899  § 3 unter  den  dort  bestimmten  Be- 
dingungen die  Ungültigkeit  der  Wahl  nach  sich  zieht  und 
gemäss  den  gesetzlichen  Bestimmungen  über  den  straf- 
rechtlichen Schutz  des  Wahlrechtes  zu  bestrafen  ist. 

In  einem  Wahlbezirke,  beziehungsweise  in  einem 
Stimmbezirke,  der  aus  mehreren  Gemeinden  besteht,  haben 
die  Eisenbahn-  und  Schiffahrtunternehmungen  des  öffent- 
lichen Verkehrs  den  Wähler  — gegen  eine  vom  Staat  zu- 
kommende Entschädigung  — an  den  Abstimmungsort  zu 
befördern  und  von  dort  zurückzubefördern.  In  Ermange- 
lung derartiger  Verkehrsmittel  kann  der  Zentralausschuss 
— wenn  die  Wähler  ohne  Benützung  eines  Fuhrmittels  von 
ihrem  Wohnort  an  denj  Abstimmungsort  nicht  oder  nur  mit 
Schwierigkeiten  gelangen  können  — zu  diesem  Zwecke  die 
Inanspruchnahme  der  in  dem  Wahlbezirke,  beziehungs- 
weise Stimmbezirke  geeigneten  Vorspann-  und  Maschi- 
nenfuhrwerke und  der  geeigneten  Tiere  anordnen.  Im 
Falle  einer  Inanspruchnahme  gebührt  eine  Entschädigung, 
deren  Ausmass  auf  eine  Unterbreitung  des  Zentralaus- 
schusses durch  den  Verwaltungsausschuss  bestimmt  wird. 

Die  detaillierten  Vorschriften  über  die  Beförderung 
der  Wähler  durch  Eisenbahn-  und  Schiffahrtunternehmun- 
gen des  öffentlichen  Verkehrs  bestimmt  der  Handelsmi- 
nister, die  detaillierten  Vorschriften  für  die  Inanspruch- 
nahme und  für  die  Anweisung  der  Entschädigung  aber  der 
Minister  des  Innern  durch  Verordnung. 

§ 101. 

Von  der  Anberaumung  des  Wahltages  (§  90)  ange- 
fangen können  öffentliche  Wahlparteiversammlungen, 
Parteifeiern  oder  Umzüge  nur  in  dem  Falle  veranstaltet 
werden,  wenn  das  in  der  Haupt-  und  Residenzstadt  Buda- 
pest bei  dem  Oberstadthauptmann  der  Staatspolizei,  in 
Städten  bei  dem  Polizeistadthauptmann,  in  Klein-  und 
Grossgemeinden  bei  dem  Oberstuhlrichter  mindestens  vier 
in  der  Stadt  (in  der  Gemeinde)  wohnhafte  Wähler  unter 
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Angabe  des  Ortes  und  des  Zeitpunktes,  der  Wegrichtung 
und  der  Dauer  des  Umzuges  mindestens  24  Stunden  vor- 
her anmelden. 

Die  Polizeibehörde  folgt  den  Anmeldern  darüber, 
dass  die  Anmeldung  erfolgt  ist,  unter  Angabe  des  Tages 
und  der  Stunde  der  Anmeldung  eine  Bestätigung  aus. 

Die  Polizeibehörde  kann  das  Abhalten  der  angemel- 
deten Parteiversammlung  nicht  verbieten,  doch  kann  sie, 
wenn  der  Gesichtspunkt  der  öffentlichen  Sicherheit  es  er- 
heischt, das  Abhalten  der  Parteiversammlung  mit  einem 
begründeten  Beschluss  davon  abhängig  machen,  dass  die 
Anmelder  für  die  Abhaltung  der  Parteiversammlung  einen 
andern  Ort  und  einem  andern  Zeitpunkt  bestimmen. 

Die  Abhaltung  einer  Parteifeier  oder  eines  Umzuges 
kann  mit  einem  begründeten  Beschluss  verboten  werden, 
wenn  das  der  Gesichtspunkt  der  öffentlichen  Sicherheit 
oder  der  Sanität  notwendig  macht. 

Gegen  den  Beschluss  der  Polizeibehörde  hat  eine 
stufenweise  Berufung  statt. 

Äussert  sich  die  Polizeibehörde  innerhalb  12  Stun- 
den, von  der  Anmeldung  an  gerechnet,  nicht,  so  kann  die 
Parteiversammlung,  die  Parteifeier  oder  der  Umzug  ver- 
anstaltet werden. 

In  der  öffentlichen  Parteiversammlung,  bei  der  Par- 
teifeier oder  bei  dem  Umzug  hat  die  Polizeibehörde  sich 
durch  einen  Bevollmächtigten  vertreten  zu  lassen. 

In  einer  öffentlichen  Wahlparteiversammlung  ist  vor 
allem  ein  Präsidium  zu  wählen.  Für  die  Aufrechterhaltung 
der  Ordnung  haften,  bis  das  gewählte  Präsidium  seine 
Tätigkeit  beginnt,  die  Anmelder,  von  da  an  aber  die  Mit- 
glieder des  Präsidiums. 

Im  Falle  einer  Ruhestörung  kann  der  Bevollmäch- 
tigte der  Polizeibehörde  die  Parteiversammlung,  die  Par- 
teifeier oder  den  Umzug  auflösen. 

Wer  an  einem  nicht  angemeldeten  oder  nicht  gestat- 
teten Orte,  oder  in  einem  solchen  Zeitpunkte  eine  Partei- 
versiaimmlung,  beziehungsweise  wer  eine  nichtangemeldete 
oder  verbotene  Parteifeier,  einen  solchen  Umzug  einberuft 
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oder  veranstaltet,  wie  auch  wer  in  einer  Parteiversamm- 
lung,  bei  einer  Parteifeier  oder  bei  einem  Umzug  die  Ruhe- 
störung trotz  Ermahnung  fortsetzt,  oder  wer  der  zur  Auf- 
rechterhaltung der  öffentlichen  Ordnung  getroffenen  be- 
hördlichen Verfügung  nicht  gehorcht,  ist  — soweit  die 
Handlung  nicht  unter  eine  schwerere  Strafbestimmung  fällt 
— wegen  Übertretung  mit  Haft  bis  zu  einem  Monate  zu 
bestrafen. 

Gegen  das  Mitglied  der  Polizeibehörde,  das  die  Ab- 
haltung einer  öffentlichen  Wahlparteiversam'mlung  aus 
offenbar  nicht  ernstem  Grunde  hindert,  oder  die  Abhaltung 
einer  Parteifeier  oder  eines  Umzuges  aus  einem  offenbar 
nicht  ernsten  Grunde  verbietet,  hat  gemäss  den  Bestim- 
mungen des  § 103  ein  Disziplinarverfahren  statt. 

§ 102. 

Einem  in  einem  öffentlichen  Amte  des  Staats,  eines 
Munizipiums,  einer  Stadt  mit  geregeltem  Magistrat  ange- 
stellten  Beamten,  sowie  einem  Gemeinde-(Kreis-)notär 
(Hilfsnotär)  ist  es  verboten,  an  der  Einberufung  oder  Ver- 
anstaltung einer  Wahlparteiversammlung,  einer  Partei- 
feier, oder  eines  Umzuges  teilzunehmen,  wie  auch  als  Prä- 
sident oder  Schriftführer  einer  solchen  Parteiversammlung 
zu  fungieren  oder  von  einer  solchen  Parteiversammlung 
eine  Betrauung  anzunehmen,  schliesslich  an  der  Rundreise 
eines  Abgeordnetenkanididaten  teilzunehmen,  oder  die 
Wähler  zu  sammeln  und  an  den  Ort  der  Abstimmung  zu 
führen. 

Wer  eines  der  im  1.  Absatz  bestimmten  Verbote  ver- 
letzt, ist  wegen  Vergehens  mit  Gefängnis  bis  zu  einem 
Jahr,  mit  der  Suspendierung  der  Ausübung  der  politischen 
Rechte  und  mit  dem  Verluste  des  bekleideten  Amtes  zu 
bestrafen. 

Wegen  dieses  Vergehens  kann  das  Verfahren  nur 
dann  eingeleitet  werden,  wenn  es  jemand  innerhalb 
dreissig  Tage  von  dem  Begehen  der  Handlung  an  gerech- 
net angezeigt  hat.  Hat  dieses  Vergehen  ein  in  dem  betref- 


fenden  Wahlbezirke  in  die  Wählerliste  aufgenommener 
Wähler  angezeigt,  so  kommt  ihm  im  Laufe  des  Strafver- 
fahrens der  Rechtskreis  des  Verletzten  zu. 


§ 103. 

Von  6 Uhr  nachmittags  des  dem  Wahltage  voran- 
gehenden Tages  angefangen  bis  zur  Beendigung  des 
Wahl  Verfahrens  ist  in  dem  Wahlbezirk  der  Verschleiss, 
die  Verteilung  oder  die  sonstige  Inverkehrsetzung  geisti- 
ger Getränke  zum  Zwecke  unmittelbaren  Verbrauchs  ver- 
boten. 

Wer  das  im  ersten  Absätze  bestimmte  Verbot  ver- 
letzt oder  ausspielt,  ist  mit  Haft  bis  zu  15  Tagen,  wie  auch 
an  Geld  bis  zu  200  Kronen  zu  bestrafen. 


§ 104. 

Vor  dem  Wahl  verfahren  sorgt  der  Wahlpräsident 
— nach  Anhören  der  Verwaltungsbehörde  und  der  Präsi- 
denten der  Skrutiniumskommissionen  — dafür,  dass  die 
eventuell  notwendige  bewaffnete  Macht  zur  Verfügung 
stehe,  er  teilt  diese  auch  im  Einvernehmen  mit  der  Ver- 
waltungsbehörde in  die  einzelnen  Stimmbezirke  ein. 

Der  Präsident  der  Skrutiniumskommission  verfügt 
zur  Sicherung  der  Freiheit  der  Wähler,  insbesondere  was 
ihren  Einzug  und  ihre  Unterkunft  am  Sitz  des  Stimm- 
bezirks anliangt,  nach  Anhören  der  Verwaltungsbehörde 
für  das  ganze  Gebiet  des  Stimmbezirks  auch  vorgängig 
und  lässt  seine  Verfügung  in  geeigneter  Weise  zur  allge- 
meinen Kenntnis  gelangen. 

Die  Verfügung  betreffend  die  Unterkunft  der  Wähler 
hat  der  Kommissionspräsident,  wenn  die  Vertrauens- 
männer der  Partei  (§  114)  damals  schon  bestimmt  sind, 
nach  ihrem  Anhöreim  und  derart  zu  treffen,  dass  die  Auf- 
rechterhaltung der  Ruhe  und  der  Ordnung  und  der  Ver- 
kehr der  Wähler  mit  der  Skrutiniumskommission  ge- 
sichert werden,  dass  ferner  die  für  die  Wähler  bestimmten 
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Versammlungsorte  von  dem  Abstinnnungslokal  nach  Tun- 
lichkeit gleich  weit  entfernt  seien,  und  dass  schliesslich  die 
Wähler  für  ihre  Versorgung  mit  Nahrungsmitteln  sorgen 
körmen. 

§ 105. 

Am  Wahlorte,  und  in  einem  städtischen  Wahlbezirk, 
der  nicht  aus  mehreren  Städten  mit  geregeltem  Magistrat 
besteht,  sorgt  der  Wahlpräsident  für  die  Aufrechterhal- 
tung der  Ruhe  und  Ordnung.  Zu  diesem  Zwecke  verfügt  er 
über  die  Organe  der  öffentlichen  Sicherheit  und  über  die 
beigestellte  bewaffnete  Macht  auf  dem  ganzen  Gebiete  des 
Wahlortes,  beziehungsweise  des  erwähnten  städtischen 
Wahlbezirks.  An  solchen  Orten  sorgt  der  Präsident  der 
Skrutiniumskommission  nur  in  dem  Abstimmungslokal  und 
in  dessen  unmittelbarer  Umgebung  für  die  Aufrechterhal- 
tung der  Ruhe  und  Ordnung  und  er  kann  über  die  Organe 
der  öffentlichen  Sicherheit  wie  auch  über  die  beigestellte 
bewaffnete  Macht  nur  innerhalb  dieser  Grenzen  und  bei 
sofortiger  Berichterstattung  an  den  Wahlpräsidenten  ver- 
fügen. 

Anderwärts  sorgt  für  die  Aufrechterhaltung  der  Ruhe 
und  der  Ordnung  auf  dem  ganzen  Gebiete  des  Stimm- 
bezirks der  Präsident  der  Skrutiniumskommission,  zu 
welchem  Zwecke  er  über  die  Organe  der  öffentlichen  Si- 
cherheit und  über  die  beigestellte  bewaffnete  Macht 
verfügt. 

In  der  Verfügung  über  die  zur  Aufrechterhaltung  der 
Ruhe  und  Ordnung  berufenen  Organe  der  öffentlichen  Si- 
cherheit und  der  zu  diesem  Zwecke  beigestellten  bewaffne- 
ten Macht  kann  den  hiezu  zuständigen  Präsidenten  — 
und  zwar  ausschliesslich  auf  Grund  einer  von  Fall  zu  Fall 
erteilten  Ermächtigung  — nur  der  stellvertretende  Präsi- 
dent oder  die  zuständige  Verwaltungsbehörde  vertreten. 

Gegen  den  Präsidenten  der  Wahl-  und  der  Skruti- 
niumskommission, wie  auch  gegen  den  zur  Verfügung  über 
die  Organe  der  öffentlichen  Sicherheit  und  über  die  beige- 
stellte bewaffnete  Macht  berufenen  Verwaltungsbeamten 
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hat,  wenn  sie  die  Organe  der  öffentlichen  Sicherheit  oder 
die  beigestellte  bewaffnete  Macht  zu  einem  anderen 
Zwecke  als  im  Interesse  der  Aufrechterhaltung  der  Ruhe 
und  Ordnung  in  Anspruch  nehmen,  ferner  wenn  sie  ihr 
Verfügungsrecht  über  die  Organe  der  öffentlichen  Sicher- 
heit oder  über  die  bewaffnete  Macht  einem  anderen  als 
dem  zuständigen  behördlichen  Organ  übertragen,  gemäss 
der  Bestimmung  des  § 163  ein  Disziplinarverfahren  statt. 

Über  die  im  Laufe  des  Wahlverfahrens  notwendig 
werdende  Ergänzung  der  bewaffneten  Macht,  wie  auch 
über  die  Abänderung  der  Einteilung  der  in  dem  betreffen- 
den Wahlbezirke  zur  Verfügung  stehendem  bewaffneten 
Macht  verfügt  für  das  ganze  Gebiet  des  Wahlbezirks  der 
Wahlpräsident. 

Am  Orte  der  Wahl!  oder  der  Abstimmung  können  mit 
einer  Waffe  nur  diejenigen  erscheinen,  die  eine  solche 
kraft  ihrer  Amts-  öden  Dienststellung  tragen. 

Soweit  die  Handlung  nicht  unter  eine  schwerere  Straf- 
bestimmung fällt,  ist  wegen  Übertretung  mit  Haft  bis  zu 
einem  Monate  zu  bestrafen: 

1.  wer  am  Orte  der  Wahl  oder  der  Abstimmung  un- 
berechtigt mit  einer  Waffe  erscheint; 

2.  wer  am  Orte  der  Wahl  oder  der  Abstimmung 
einen  mitgebrachten  Stock  oder  ein  anderes  zu  einer  tät- 
lichen Beleidigung  geeignetes  Werkzeug  über  Aufforde- 
rung des  zuständigen  Organs  nicht  sofort  übengibt,  oder 
dort  zum  Zwecke  der  Störung  der  öffentlichen  Ordnung 
ein  gefährliches  Werkzeug  ergreift; 

3.  wer  am  Orte  der  Wahl  oder  den  Abstimmung  die 
Ordnungsstörung  trotz  Ermahnung  fortsetzt. 

§ 106. 

Das  Verfahren  wegen  der  in  den  §§  99,  101,  103  und 
105  bestimmten  Übertretungen!  gehört  in  den  Wirkungs- 
kreis des  kön.  Bezirksgerichts.  Das  Verfahren  kamn  nur 
dann  eingelleitet  werden,  wenn  jemand  die  Handlung 
binnen  30  Tagen  von  ihrer  Begehung  an  gerechnet  ange- 
zeigt hat. 
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3.  Abgeordnetenkandidation. 

§ 107. 

Der  Wahl  geht  eine  Abgeordnetenkandidation  voran. 

Eine  Empfehlung  zum  Abgeordnetenkandidaten  ist 
an  dem  dem  Wahltage  vorangehenden  fünften  Tage  dem 
Wahlpräsidenten  zu  überreichen.  An  dem  der  Wahl  voran- 
gehenden fünften  Tage  hat  der  Wahlpräsident  am  Sitz  des 
Wahlbezirks  (in  dem  städtischen1  Wahlbezirk)  zu  erschei- 
nen und  dort  in  dem,  in  der  Kundmachung  (§  96)  bestimm- 
ten Lokal  von  vormittags  8 Uhr  an  bis  mittags  12,  und 
nachmittags  von  2 bis  6 Uhr  behufs  Übernahme  der  Emp- 
fehlungen den  Wählern  zur  Verfügung  zu  stehen.  Später 
kann  er  eine  Empfehlung  nicht  übernehmen. 

Einen  Kandidaten  können  mindestens  fünfzig  in  die 
endgültige  Namensliste  des  betreffenden  Bezirks  aufge- 
nommene Wähler  schriftlich  empfehlen. 

Der  Wähler,  der  an  der  Empfehlung  eines  Kandida- 
ten teilgenommen  hat,  kann  an  der  Empfehlung  eines  an- 
deren Kandidaten  nicht  teilnehmen,  es  sei  denn,  dass  der 
Wahlpräsident  die  Übernahme  der  früheren  Empfehlung 
verweigert  hat  (§  108),  oder  wenn  die  frühere  Empfehlung 
aus  irgendeinem  Grunde  unwirksam  geworden  ist.  Wer 
diese  Bestimmung  verletzt,  ist  wegen  Übertretung  an 
Geld  bis  zu  200  Kronen  zu  bestrafen.  Wegen  dieser  Über- 
tretung gehört  das  Verfahren  in  den  Wirkungskreis  des 
kön.  Bezirksgerichtes.  Das  Verfahren  kann  nur  dann  ein- 
geleitet werden,  wenn  jemand  die  Handlung  innerhalb 
dreissig  Tage  von  ihrem  Begehen  an  gerechnet  ange- 
zeigt hat. 

Die  Berechtigung  der  Empfehlenden  stellt  der  Wahl- 
präsident auf  Grund  der  Wählerliste  fest.  Hat  ein  Empfeh- 
lender, entgegen  der  im  vorangehenden  Absätze  enthalte- 
nen Bestimmung,  an  der  Empfehlung  mehrerer  Kandidaten 
teilgenommen,  so  kann  der  Präsident  die  Unterschrift 
eines  solchen  Empfehlenden  auf  der  ihm  später  über- 
reichten Empfehlung  nicht  berücksichtigen. 

Die  Empfehlung  hat  zu  enthalten:  den  Familien-  und 
Zunamen,  die  bürgerliche  Stellung  (Beschäftigung)  und 
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die  Wohnung  des  Kandidaten,  und  hat  mit  den  Unter- 
schriften sämtlicher  Empfehlenden  versehen  zu  sein.  Jeder 
Empfehlende  hat  neben  seiner  Namensunterfertigung  die 
Gemeinde  zu  bezeichnen,  in  deren  Liste  er  aufgenommen 
ist.  Die  Empfehlung  ist  mindestens  von  zwei  und  höchstens 
von  zehn  Empfehlenden  persönlich  zu  überreichen,  die  der 
Wahlpräsident  kennt  oder  die  vor  ihm  ihre  Identität  nach- 
weisen.  Den  durch  die  Gemeindevorstehung  erfolgten 
Nachweis  der  Identität  hat  der  Präsident  anzunehmen. 
Sind  auf  der  Empfehlung  die  Unterschriften  von  minde- 
stens zwei  Empfehlenden,  die  von  den  übrigen  Empfehlen- 
den in  der  Empfehlung  zu  deren  Überreichung  ermächtigt 
wurden,  notariell  (gerichtlich)  beglaubigt,  so  kann  der  Prä- 
sident von  den  Überreichem  dex  Empfehlung  den  Nach- 
weis ihrer  Identität  nicht  verlangen.  Die  Überreicher  der 
Empfehlung,  beziehungsweise  diejenigen,  deren  Unter- 
schrift auf  der  Empfehlung  beglaubigt  ist,  haften  für  die 
Echtheit  sämtlicher  auf  der  Empfehlung  befindlichen  Un- 
terschriften. 

Die  Überreicher  der  Empfehlung  und  das  richter- 
liche Mitglied  der  Wahlkommission  ausgenommen,  kann 
der  Wahlpräsident  aus  dem  für  die  Übernahme  der  Em- 
pfehlung bestimmten  Lokal  jedermann  verweisen. 


§ 108. 

Der  Wahlpräsident  kann  eine  Empfehlung,  die  den 
im  § 107  vorgeschriebenen  Bestimmungen  nicht  entspricht, 
nicht  übernehmen,  andererseits  die  Übernahme  einer 
Empfehlung,  die  diesen  Bestimmungen  entspricht,  nicht 
verweigern. 

Der  Wahlpräsident  folgt  innerhalb  einer  Stunde  den 
Empfehlenden  eine  Bestätigung  über  die  Übernahme  der 
Empfehlung  aus,  wenn  er  aber  die  Übernahme^  verweigert, 
teilt  er  ihnen  gleichzeitig  schriftlich  den  Grund  hiefür  mit. 

Die  gegen  Bestätigung  übernommene  Empfehlung 
können  weder  die  Empfehlenden  widerrufen  noch  der 
Wahlpräsident  zurückgeben.  Der  empfohlene  Kandidat 
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jedoch  kann  von  der  Kandidatur  zurücktreten,  doch  kann 
der  Wahlpräsident  seinem  Rücktritt  nur  dann  zur  Kennt- 
nis nehmen,  wenn  ihn  der  Kandidat  ihm  persönlich,  münd- 
lich oder  in  einer  notariell  (gerichtlich)  beglaubigten  Er- 
klärung mitteilt. 


§ 109. 

Der  Wahlpräsidemt  hat  die  in  der  übernommenen 
Empfehlung  enthaltene  Kandidation  anzunehmen,  es  sei 
denn,  dass  sie  eine  Person  betrifft,  die  gemäss  Q.-A.  XV : 
1899  § 176  wegen  Nichtvorlegen  des  Abgeordnetenman- 
dats zur  Zeit  der  Wahl  nicht  Reichstagsiabgeordneter  sein 
kann. 

Der  Wahlpräsident  kann  die  angenommene  Kandida- 
tion nachträglich  nicht  zurückweisen. 

§ HO. 

Der  Wahlpräsident  hat  nach  Ablauf  der  für  die  Emp- 
fehlung anberaumten  Frist  die  Namen  der  Kandidaten 
den  Präsidenten  der  Skrutiniumskommissionen  sofort 
bekanntzugeben  und  am  Sitz  eines  jeden  Stimmkreises 
zugleich  veröffentlichen  zu  lassen. 

§ 111. 

In  den  Bezirken,  in  denen  die  Abstimmung  geheim 
ist  (§  131),  hat  der  Wahlpräsident,  wenn  es  mehrere  Kan- 
didaten gibt,  nach  Ablauf  der  für  die  Empfehlung  an- 
beraumten Frist  die  Namen  der  Kandidaten  dem  Zentral- 
ausschuss sofort  anzumelden!. 

§ 112. 

Tritt  einer  der  Kandidaten  schon  vor  Beginn  des 
Wahlverfahrens  zurück,  und  wird  das  dem  Wahlpräsiden- 
ten in  einer  dem  § 108  letztem  Absatz  entsprechenden 
Weise  angemeldet,  so  teilt  der  Wahlpräsident  den  Rück- 
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tritt  den  von  der  Kandidation  schon  verständigten  Präsi- 
denten der  Skrutiniumskommissionen  sofort  mit,  und  ver- 
fügt zugleich,  dass  der  Rücktritt  am  Sitze  eines  jeden 
Stimmbezirks  veröffentlicht  werde. 

In  den  Bezirken,  in  denen  die  Abstimmung  geheim 
ist,  erstattet  der  Wahlpräsident,  wenn  einer  der  angemel- 
deten Kandidaten  (§  111)  zurücktritt,  hierüber  dem 
Zentralausschuss  sofort  Bericht. 

§ 113. 

Ist  eine  vorschriftsmässige  Kandidation  nicht  erfolgt, 
oder  sind  vor  dem  für  den  Beginn  des  Wahlverfahrens 
bestimmten  Zeitpunkt  sämtliche  Kandidaten  zurückgetre- 
ten, oder  ist  einer  der  Kandidaten  gestorben,  so  unter- 
bleibt die  Wahl.  Hievon  verständigt  der  Wahlpräsident 
die  Wahlkommissiou  und  die  Skrutiniumskommissionen, 
wie  auch  die  zur  Mitwirkung  bei  der  Wahl  berufenen  Or- 
gane unverzüglich;  er  sorgt  zugleich  dafür,  dass  das  Un- 
terbleiben der  Wahl  in  allen  Gemeinden  und  Städten  des 
Wahlbezirks  rechtzeitig  kundgemacht  werde  und  erstat- 
tet über  all  das  dem  Zentralausschusse  sofort  Bericht. 

4.  Verwendung  von  Vertrauensmännern  und  von  beson- 
deren Betrauten. 

§ 114. 

Die  Wähler,  die  die  Empfehlung  überreicht  haben, 
können  von  der  Überreichung  der  Empfehlung  angefan- 
gen bis  zum  Beginn  der  Abstimmung  (§  117)  für  die  Partei, 
zum  Zwecke  der  Kontrolle  über  die  Gesetzmässigkeit  des 
Wahlverfahrens  und  die  Identität  der  Abstimmenden,  in 
jedem  Stimmbezirk  einen  oder  zwei  Vertrauensmänner 
verwenden.  Die  Vertrauensmänner  können  im  Rahmen 
dieser  ihrer  Aufgaben  kurz  das  Wort  ergreifen  und  ver- 
langen, dass  das  Wesen  ihrer1  Äusserung  zu  Protokoll  ge- 
nommen werde. 
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Die  Namen  der  Vertrauensmänner  sind  dem  Kom- 
missionspräsidenten rechtzeitig  bekanntzugeben. 

Ist  der  Vertrauensmann  nicht  ein  in  die  Namensliste 
desjenigen  Wahlbezirks,  in  dem  die  Abstimmung  erfolgt, 
aufgenommener  Wähler,  so  hat  er  durch  eine  öffentliche 
Urkunde  nachzuweisen,  dass  er  in  die  gültige  Namensliste 
irgendeines  Wahlbezirks  aufgenonnnen  ist. 

§ 115. 

Die  Vertrauensmänner  können  zum  Zwecke  der 
zwischen  den  Wählern  und  der  Skrutiniumskommission 
aufrechtzuhaltenden  Verbindung  in  einer  durch  den  Prä- 
sidenten für  die  Partei  eines  jeden  Kandidaten  gleicher- 
massen  festzustellenden  Zahl  und  mit  gleichem  Rechte  be- 
sondere Betraute  verwenden.  Wollen  die  Vertrauens- 
männer einer  Partei  von  diesem  Rechte  keinen  Gebrauch 
machen,  so  ist  dieser  Umstand  kein  Hindernis  dafür,  dass 
die  übrigen  Parteien  Betraute  verwenden. 

Die  Namen  der  Betrauten  sind  dem  Kommissions- 
präsidenten rechtzeitig  bekanntzugeben. 

Hält  der  Kommissionspräsident  die  Verwendung  der 
Betrauten  für  notwendig,  bestimmen  aber  die  Vertrauens- 
männer über  Aufforderung  durch  den  Kommissionspräsi- 
denten solche  nicht,  so  verwendet  der  Kommissionspräsi- 
dent Betraute,  und  zwar  aus  jeder  Partei  in  gleicher  Zahl 
und  mit  gleichen  Rechten;. 


5.  Allgemeine  Vorschriften  fiir  die  Abstimmung. 

§ 116. 

Unterbleibt  die  Wahl  nicht  gemäss  § 113,  so  hat  die 
Wahlkommission  am  Wahltage  auch  dann  am  Wahlort  zu 
erscheinen,  wenn  es  nur  einen  Kandidaten  gibt. 

Der  Wahlpräsident  eröffnet  das  Wahlverfahren  um 
8 Uhr  morgens  und  erklärt,  wenn  es  nur  einen  Kandidaten 
gibt,  diesen  für  den  gewählten  Reichstagsabgeordneten, 
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und  verkündet  das  Ergebnis  an  dem  in  der  Kundmachung 
bestimmten  Orte. 

Gibt  es  mehrere  Kandidaten,  so  hat  eine  Abstim- 
mung statt. 

§ 117. 

Die  Skrutiniumskommissionen  haben  am  Wahltage 
in  dem  für  sie  bestimmten  Stimmkreise  in  dem  zur  Ab- 
stimmung dienenden  Lokal  zu  erscheinen,  es  sei  denn, 
dass  sie  von  dem  Wahlpräsidenten  schon  früher  verstän- 
digt wurden,  dass  die  Wahl  oder  die  Abstimmung 
unterbleibt. 

Wird  die  im  Stimmbezirk  erschienene  Kommission 
vom  Wahlpräsidenten  vor  Beginn  der  Abstimmung  von 
dem  Unterbleiben  der  Wahl  oder  der  Abstimmung  ver- 
ständigt, so  teilt  das  der  Kommissionspräsident  den  ver- 
sammelten Wählern  mit. 


§ 118. 

Der  Präsident  der  Skrutiniumskommission  hat  für 
die  Einrichtung  des  Abstimmungslokals  und  dafür  zu 
sorgen,  dass  die  zur  Abstimmung  notwendigen  Aus- 
stattungs-  und  Hilfsmittel  zur  Verfügung  stehen. 

Er  hat  ferner  — im  Notfälle  im  Wege  der  Verwal- 
tungsbehörde — dafür  zu  sorgen,  dass  dem  Schriftführer 
zum  Versehen  der  bei  der  Abstimmung  vorkommenden 
schriftlichen  Agenden  eine  entsprechende  Arbeitskraft 
(Schreiber)  zur  Verfügung  stehe. 

Er  hat  schliesslich  die  Namen  der  Kandidaten,  die 
nicht  zurückgetreten  sind,  in  alphabetarischer  Ordnung 
gut  leserlich  und  an  auffallender  Stelle  im  Abstimmungs- 
lokal anzuschlagen. 

§ 119. 

Das  Abstimmungsverfahren  beginnt  in  jedem 
Stimmbezirk  am  Wahltage  um  8 Uhr  morgens. 

Vor  Beginn  der  Abstimmung  stellt  der  Kommissions- 
präsident fest,  ob  die  Kommissionsmitglieder  und  die  zur 
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Mitwirkung  bei  dem  Verfahren  berufenen  übrigen  Perso- 
nen erschienen  sind,  und  trifft  die  zur  Vornahme  der  Ab- 
stimmung notwendigen  vorläufigen  Verfügungen. 

§ 120. 

Ist  ein  Mitglied  der  Kommission  nicht  erschienen 
oder  am  Verfahren  verhindert,  so  verfügt  über  die  ent- 
sprechende Ergänzung  der  Kommission  unter  Beobach- 
tung der  Bestimmungen  des  § 94  der  Kommissionspräsi- 
dent. Das  neue  Mitglied  legt  vor  Beginn  seiner  Tätigkeit 
in  die  Hand  des  Kommissionspräsidenten  entsprechend 
dem  § 94  den  Eid  (das  Gelöbnis)  ab. 

Der  Kommissionspräsident  nimmt  den  Eid  (das  Ge- 
löbnis) auch  dem  Schreiber  (§  118),  ferner  demjenigen  ab, 
der  ihn  auf  Grund  der  Bewilligung  des  Zentralausschusses 
(§  94)  vor  ihm  ablegen  kaum 

4 

§ 121. 

Haben  bis  zum  Beginn  der  Abstimmung  diejenigen 
Wähler,  die  die  Empfehlung  überreicht  haben,  keine  Ver- 
trauensmänner verwendet,  so  macht  sie  der  Kommissions- 
präsident auf  dieses  ihnen  durch  das  Gesetz  gewährte 
Recht  aufmerksam. 

Ist  einer  der  angemeldeten  Vertrauensmänner  nicht 
erschienen,  oder  hat  er  seine  Tätigkeit  unterbrochen,  so 
verwendet  anstatt  seiner  der  Kommissionspräsident  aus 
der  Reihe  der  zur  Partei  des  Kandidaten  gehörenden 
Wähler  einen  anderen  Vertrauensmann  und  verständigt 
hievon  einen  der  Überreicher  der  Empfehlung  sofort.  Die 
Betrauung  des  stellvertretenden  Vertrauensmannes  en- 
digt, wenn  die  Überreicher  der  Empfehlung  einen  neuen 
Vertrauensmann  verwenden,  oder  wenn  der  durch  sie 
vorher  angemeldete  Vertrauensmann  erscheint  oder  seine 
Tätigkeit  fortsetzt. 

§ 122. 

Zur  Kontrolle  über  die  Identität  der  Wähler  haben  bei 
jeder  Skrutiniumskommission  aus  jeder  Gemeinde  der 
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Gemeinderichter  oder  sein. Stellvertreter  und  ein  entsen- 
detes Mitglied  der  Gemeindevorstehung,  aus  jeder  Stadt 
aiber  zwei  betraute  Mitglieder  des  Magistrats  oder  zwei 
von  dem  Magistrat  entsendete  Beamten  am  Abstim- 
mungsorte zu  erscheinen,  und  dort  so  lange,  als  die  Wäh- 
ler der  betreffenden  Gemeinde  oder  Stadt  abstimmen,  und 
ausserdem  von  der  Verkündigung,  beziehungsweise  An- 
beraumung der  Schlussstunde  (§  142)  an  bis  zur  Beendi- 
gung der  Abstimmung  als  Identitätszeugen  anwesend 
zu  sein. 

Ausserdem  haben  die  Vertrauensmänner  der  Partei 
das  Recht,  aus  der  Reihe  der  in  der  Gemeinde  oder  in  der 
Stadt  wohnenden  Männer  je  einen  Wähler  als  Identitäts- 
zeugen zu  bestimmen,  der  solange,  als  die  Wähler  der  be- 
treffenden Gemeinde  oder  Stadt  abstimmen,  die  Identität 
der  Wähler  kontrolliert. 

Ist  einer  der  kommunalen  (städtischen)  Entsendeten 
bei  der  Abstimmung  nicht  erschienen  oder  hat  er!  seine 
Tätigkeit  unterbrochen,  so  ernennt  an  seiner  statt  der 
Kommissionspräsident  aus  der  Reihe  der  in  der  betreffen- 
den Gemeinde  oder  Stadt  wohnenden  männlichen  Wähler 
einen  anderen. 

Sämtliche  Identitätszeugen  haben  vor  der  Skruti- 
niumskommission  folgenden  Eid  (Gelöbnis)  abzulegen: 

„Ich  schwöre  (gelobe  feierlich),  dass  ich  auf  alle 
Fragen,  die  über  die  Identität  der  Reichstagsabgeordne- 
ten-Wähler  an  mich  gerichtet  werden,  ohne  jedes  Partei  - 
und  Nebeninteresse,  nach  bestem  Wissen  und  nach  meiner 
Überzeugung,  der  reinen  Wahrheit  entsprechend  antwor- 
ten werde.  So  waihr  mir  Gott  helfe.“  (Im  Falle  eines  Ge- 
löbnisses entfällt  der  letzte  Satz.) 

§ 123. 

Tritt  ein  Hindernis  ein,  wegen  dessen  die  Abstim- 
mung zur  bestimmten  Stunde  in  dem  betreffenden  Stimm- 
bezirk nicht  begonnen  werden  kann,  so  schiebt  der  Kom- 
missionspräsident nach  seiner  Einsicht  und  auf  seine 
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eigene  Verantwortung  den  Beginn  der  Abstimmung  bis 
zur  Abwendung  des  Hindernisses  auf.  Die  Abstimmung 
hat,  sobald  das  Hindernis  abgewendet  wurde,  sofort  zu  be- 
ginnen. Der  Aufschub  des  Beginns  der  Abstimmung  una 
seine  voraussichtliche  Dauer  sind  kundzumachen  und  isi 
der  Beginn  der  Abstimmung  von  Stunde  zu  Stunde  zu 
versuchen.  Konnte  das  Hindernis  spätestens  bis  zur  ge- 
setzlichen Schlussstunde  (§  142)  nicht  abgewendet  und 
deshalb  die  Abstimmung  nicht  begonnen  werden,  so  gilt 
die  Abstimmung  in  dem  betreffenden  Stimmbezirk  als 
vereitelt. 

Die  begonnene  Abstimmung  ist  in  der  Regel  ohne 
Unterbrechung  fortzusetzen. 


§ 124. 


Während  der  Dauer  der  Abstimmung  können  im 
Abstimmunigslokal  ausser  dem  Präsidemen,  den  Mitglie- 
dern der  Skrutiniumskommission,  dem  richterlichen 
Mitglied  der  Kommission  und  den  zur  Abstimmung  herein- 
gerufenen Wählern  nur  die  Vertrauensmänner,  die  beson- 
deren Betrauten,  die  Verwaltumgsbeamten,  die  Schreiber, 
ferner  solange,  als  die  Wähler  der  betreffenden  Gemeinde 
oder  Stadt  abstimmen,  die  durch  die  Gemeindevorste- 
hung oder  durch  den  städtischen  Magistrat  Entsendeten 
und  die  durch  die  Vertrauensmänner  bestimmten  Identi- 
tätszeugen anwesend  sein. 

Sämtliche  Mitglieder  der  Kommission  müssen  sich 
während  der  ganzen  Dauer  der  Abstimmung  am  Sitz  des 
Wahlbezirks,  beziehungsweise  des  Stimmbezirks  (städti- 
schen Stimmbezirks),  der  Präsident  oder  dessen  Stellver- 
treter aber,  ferner  das  richterliche  Mitglied  der  Kommis- 
sion oder  sein  Stellvertreter  und  der  Schriftführer  oder 
dessen  Stellvertreter  im  Abstimmungslokal  aufhalten. 

Der  Kommissionspräsident  kann  anordnen,  dass  die 
Abstimmenden  in  der  durch  ihn  bestimmten  Zahl  in  das 
Abstimmunigslokal  eingelassen  werden  und  sich  von  da 
nach  Abgabe  ihrer  Stimme  sofort  entfernen. 
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Denjenigen,  der  sich  gegen  die  Ordnung  vergeht 
oder  einer  gemäss  diesem  Gesetze  getroffenen  berechtig- 
ten Verfügung  nicht  gehorcht,  weist  der  Präsident  zur 
Ordnung,  im  Falle  wiederholter  Zurechtweisung  aber  ver- 
weist er  ihn  aus  dem  Abstimmungslokal.  Derartige  Ver- 
fügungen sind  gegenüber  dem  richterlichen  Mitgliede  der 
Kommission  nicht  anwendbar.  Der  durch  den  Präsidenten 
verwiesene  Wähler  kann  sich,  wenn  er  noch  nicht  abge- 
stimmt hat,  zur  Abstimmung  nur  nach  der  gesetzlichen 
Schlussstunde,  beziehungsweise  während  der  Präsidial- 
schlussstunde (§  142)  melden. 

Musste  ein  bei  der  Wahl  mitwirkendes  Organ  ver- 
wiesen werden,  so  verwendet  an  seiner  statt  der  Kom- 
missionspräsident gemäss  den  für  die  Stellvertretung  vor- 
geschriebenen Bestimmungen  (§§  94,  121  und  122)  einen 
anderen. 

§ 125. 

In  einem  aus  mehreren  Gemeinden  bestehenden 
Stimmbezirk  stimmen  die  Wähler  nach  Gemeinden  in  der 
durch  den  Zentralausschuss  bestimmten  Reihenfolge  ab, 
und  zwar  zuerst  die  Wähler  des  Sitzes  des  Stimmbezirks. 

Diejenigen  Gemeinden,  deren  Wähler  sich  zur  Zeit, 
in  der  nach  der  bestimmten  Reihenfolge  an  ihnen  die  Reihe 
war,  sich  nicht  gemeldet  haben,  sind,  nachdem  die  übrigen 
Gemeinden  abgestimmt  haben,  noch  einmal  zur  Abstim- 
mung aufzurufen. 

§ 126. 

Als  Grundlage  für  die  Abstimmung  dient  das  für  die 
betreffende  Wahl  gültige  beglaubigte  Exemplar  der 
Wählerliste  des  Stimmbezirks  (§  96,  letzter  Absatz). 
Dieses  Exemplar  muss  sich  während  des  ganzen  Verlaufes 
der  Abstimmung  bei  der  Kommission  befinden. 

Nur  derjenige  Wähler  kann  stimmen,  der  in  diese 
Namensliste  aufgenommen  ist. 

Der  Präsident  und  die  Mitglieder  der  Skrutiniums- 
kommission,  das  richterliche  Mitglied  der  Kommission  und 
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sein  Stellvertreter,  die  Vertrauensmänner  und  die  beson- 
deren Betrauten,  wie  auch  die  zur  Wahl  entsendeten 
Schreiber  können,  wenn  sie  in  die  Namensliste  des  betref- 
fenden Wahlbezirks  aufgenommen  sind,  in  dem  Stimm- 
bezirk, in  dem  sie  tätig  sind,  auch  dann  stimmen,  wenn  sie 
in  die  Namensliste  eines  anderen  Stimmbezirks  aufgenom- 
men sind. 

Zur  Abstimmung  ist  nicht  zuzulassen  derjenige: 

1.  dessen  Identität  nicht  festgestellt  ist; 

2.  der  gemäss  § 10  ein  Wahlrecht  nicht  ausüben  kann; 

3.  der  bei  einer  und  derselben  allgemeinen  Wahl  (die 
Ergänzungswahl  und  auch  die  Neuwahl  mitinbegriffen), 
oder  in  einem  und  demselben  Kalenderjahre  in  einem 
anderen  Wahlbezirk,  oder  bei  einer  und  derselben  Wahl 
in  einem  anderen  Stimmbezirk  gültig  gestimmt  hat. 

Der  Wähler  kann,  wenn  seine  Identität  im  übrigen 
zweifellos  festgestellt  werden  kann,  wegen  irrtümlicher 
oder  mangelhafter  Angabe,  beziehungsweise  Eintragung 
seines  Namens,  seines  Alters,  seiner  bürgerlichen  Stellung 
(Beschäftigung)  oder  seiner  Wohnung  von  der  Abstim- 
mung nicht  ausgeschlossen  werden. 

§ 127. 

Der  Wähler  darf  bei  der  Abstimmung  nicht  überredet 
oder  in  anderer  Weise  beeinflusst  werden.  Ein«  Frage 
kann  an  den  Wähler  nur  der  Präsident  der  Skrutiniums- 
kommission  und  auch  dieser  nur  innerhalb  der  Grenzen 
seiner  Aufgabe  stellen. 

Während  der  Wahl  ist  in  dem  das  Abstimmungslokal 
in  sich  fassenden  ganzen  Gebäude  und  in  dessen  durch  den 
Präsidenten  der  Skrutiniumskommission  territorial  be- 
stimmten Umgebung  das  Halten  einer  Rede,  die  Über- 
redung der  Wähler  und  überhaupt  jede  Handlung  ver- 
boten, die  das  Wahlergebnis  zu  beeinflussen  vermag. 

§ 128. 

Über  die  Abstimmung  sind  rubrizierte  Bogen  zu 
führen  und  in  diese  sind  einzutragen:  die  Gemeinde,  zu 
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der  der  Abstimmende  gehört,  die  entsprechende 
Ordnungszahl  der  Wählerliste,  der  Familien-  und  Zu- 
name, die  Stimme  des  Abstimmenden,  beziehungsweise 
im  Falle  geheimer  Abstimmung  der  Umstand,  dass  er  ab- 
gestimmt hat. 

§ 129. 

Der  Präsident  der  Skrutiniumskommission  hat  die  sich 
Meldenden,  die  gemäss  § 126  zur  Abstimmung  nicht  zu- 
gelassen oder  deren  Stimme  gemäss  § 134  oder  gemäss 
§ 141  letztem  Absatz  nicht  angenommen  werden  können, 
zurückzuweisen,  die  übrigen  aber  anzunehmen. 

Gegen  die  Zulassung  der  sich  Meldenden  zur  Ab- 
stimmung und  gegen  die  Annehmbarkeit  der  Stimmen 
können  die  Kommissionsmitglieder,  das  richterliche  Mit- 
glied der  Kommission  und  die  Vertrauensmänner,  im  Hin- 
blick auf  die  Identität  aber  die  Kommissionsmitglieder, 
die  Vertrauensmänner,  die  behördlichen  Entsendeten  und 
die  Identitätszeugen  vor  der  Annahme  der  Stimme  Ein- 
wendung erheben. 

Über  die  Einwendungen,  ferner  in  den  die  Leitung 
der  Abstimmung  betreffenden  Fragen,  und  überhaupt  in 
den  in  den  Wirkungskreis  der  Skrutiniumskommission 
gewiesenen  Angelegenheiten  entscheidet  auf  eigene 
Verantwortung  der  Kommissionspräsident. 

§ 130. 

Über  die  zur  Abstimmung  nicht  zugelassenen  Wähler 
und  über  die  nichtangenommenen  Stimmen  ist  unter  Er- 
wähnung des  Grundes  für  die  Nichtzulassung  zur  Ab- 
stimmung oder  für  die  Nichtannahme  eine  besondere 
Liste  zu  führen  (Liste  der  Zurückgewiesenen). 

Eine  besondere  Liste  ist  auch  über  diejenigen  Wähler 
zu  führen,  gegen  deren  Zulassung  zur  Abstimmung  oder 
bei  denen  gegen  die  Annahme  ihrer  Stimme  eine  Ein- 
wendung erhoben  wurde,  vorausgesetzt,  dass  der  Präsi- 
dent die  Stimme  trotz  der  Einwendung  angenommen  hat 
(Liste  der  Bemängelten). 
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§ 131. 

Geheim  ist  die  Abstimmung  in  den  Bezirken  der 
Haupt-  und  Residenzstadt  Budapest,  der  Stadt  und  des 
Distrikts  von  Fiume,  der  übrigen  Städte  mit  Muni- 
zipalrecht, ferner  in  den  aus  Einer  Stadt  mit  geregeltem 
Magistrat  oder  aus  Einer  Gemeinde  oder  aus  mehreren 
Städten  mit  geregeltem  Magistrat  gebildeten  Wahl- 
bezirken, schliesslich  in  denjenigen  Wahlbezirken,  die  das 
Gesetz  über  die  neuerliche  Feststellung  der  Wahlbezirke 
und  ihrer  Sitze  (§  34)  besonders  bestimmt. 

ln  anderen  Wahlbezirken  ist  die  Abstimmung 
öffentlich. 


6.  Die  öffentliche  Abstimmung  insbesondere. 


§ 132. 

Bei  der  öffentlichen  Abstimmung  stimmen  die  Wähler 
mündlich,  Stumme  (Taubstumme)  können  durch  Über- 
reichung eines  ausgefüllten  Stimmzettels  abstimmen,  den 
der  Kommissionspräsident  öffentlich  verliest.  Ein  Wider- 
ruf oder  eine  Abänderung  der  eingetragenen  Stimme  hat 
nicht  statt. 


§ 133. 

Die  Wähler  sind,  je  nachdem  sie  für  den  einen  oder 
anderen  Kandidaten  stimmen,  in  besonderen  Gruppen  zur 
Abstimmung  zuzulassen.  Darüber,  die  Anhänger  welches 
Kandidaten  zuerst,  beziehungsweise,  wenn  es  mehr  als 
zwei  Kandidaten  gibt,  in  welcher  Reihenfolge  die 
Wähler  der  einzelnen  Kandidaten  zur  Abstimmung 
zugelassen  werden  sollen,  entscheidet  das  durch 
den  Kommissionspräsidenten  gezogene  Los.  In  einem 
aus  mehreren  Gemeinden  bestehenden  Stimmbezirk 
ist  die  bei  der  ersten  Gemeinde  derart  festgestellte  Reihen- 
folge für  sämtliche  Gemeinden  massgebend. 
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. § 134. 

Eine  Stimme  kann  nicht  angenommen  werden,  wenn 
sie  keimen  Sinn  hat,  an  eine  Bedingung  geknüpft  oder 
anderweitig  eingeschränkt  wurde,  wenn  sie  verschieden- 
artig gedeutet  werden  kann,  wenn  sie  nicht  auf  einen 
Kandidaten  lautet. 

Gibt  es  nur  einen  Kandidaten  mit  demselben  Familien- 
namen, so  kann  die  Stimme  aus  dem  Grunde,  weil  der 
Zuname  fehlerhaft  oder  überhaupt  nicht  ausgesprochen 
wurde,  nicht  zurückgewiesen  werden,  wie  auch  die 
Stimme  auch  in  anderen  Fällen,  in  denen  es  in  unzweifel- 
hafter Weise  festgestellt  werden  kann,  für  welchen 
Kandidaten  die  Stimme  lautet,  nicht  zurückgewiesen 
werden  kann. 

§ 135. 

Die  zur  Abstimmung  nicht  zugelassene  Person  ist, 
wenn  ihr  Name  in  der  Wählerliste  des  betreffenden 
Stimmbezirkes  vorkommt,  durch  den  Präsidenten  der 
Skrutiniumskommission  zu  befragen,  für  welchen  Kan- 
didaten sie  zu  stimmen  beabsichtigte.  Die  infolge  der  Auf- 
forderung abgegebene  Erklärung  ist  in  der  Liste  der 
Zurückgewiesenen  (§  130)  zu  erwähnen. 

Die  Erklärung  desjenigen  Wählers,  dessen  Stimme 
der  Kommissionspräsident  auf  Grund  des  § 134  nicht  an- 
genommen hat,  ist  in  dieselbe  Liste  aufzunehmen. 


7.  Die  geheime  Abstimmung  insbesondere. 

§ 136. 

Bei  geheimer  Abstimmung  stimmen  die  Wähler  mit 
in  einen  Umschlag  eingeschlossenen  Stimmzetteln.  Zur 
Abstimmung  können  sowohl  amtliche  Stimmzettel  (§  138), 
wie  auch  andere  Stimmzettel,  die  die  Wähler  mit  sich  ge- 
bracht haben,  verwendet  werden.  Die  letzterwähnten 
Stimmzettel  müssen  derart  sein,  dass  sie  von  weissem 
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Papier  angefertigt  und  entweder  in  Handschrift  oder  in 
Vervielfältigung  den  Namen  des  Kandidaten  aufweisen. 

§ 137. 

Der  Minister  des  Innern  lässt  die  zur  Aufnahme  der 
Stimmzettel  dienenden  Umschläge  von  undurchsichtigem 
Papier,  das  weder  den  Inhalt  noch  die  Farbe  des  in  den 
Umschlag  gelegten  Stimmzettels  verrät,  einheitlich  her- 
steilen. 

Der  Umschlag  hat  eine  Grösse  von  10X12  Zenti- 
metern und  ist  mit  dem  Landeswappen  versehen. 

Der  Minister  des  Innern  übersendet  dem  Zentral- 
ausschuss rechtzeitig  eine  entsprechende  Menge  von 
Umschlägen. 

§ 138. 

Der  Zentralausschuss  verfügt,  sobald  der  Wahlpräsi- 
dent gemäss  § 111  die  Namen  der  Kandidaten  angemeldet 
hat,  sofort,  dass  durch  Handschrift  oder  durch  Verviel- 
fältigung für  jeden  Kandidaten  mit  dem  Namen  des  be- 
treffenden Kandidaten  versehene  mindestens  doppelt  so- 
viel amtliche  Stimmzettel  hergestellt  werden,  als  wieviel 
Wähler  in  dem  Wahlbezirk  sind. 

Die  amtlichen  Stimmzettel  sind  in  einer  Grösse  von 
8X10  Zentimetern  von  Papier  von  gleicher  Dicke  und 
Qualität,  aber  für  jeden  Kandidaten  des  betreffenden 
Wahlbezirkes  in  einer  anderen  Farbe  herzustellen. 

Der  Zentralausschuss  schickt  von  den  durch  den 
Minister  des  Innern  übersendeten  amtlichen  Umschlägen 
in  sorgfältig  verschlossenen  und  versiegelten  Paketen 
jeder  Skrutiniumskommission  soviel  Exemplare,  als  wie- 
viel Wähler  in  dem  Stimmbezirk  sind,  und  ausserdem, 
abgesondert,  von  den  amtlichen  Stimmzetteln  eines  jeden 
Kandidaten  ebenso  mindestens  zweimal  soviel  Exemplare, 
als  Wähler  in  dem  Stimmbezirk  sind. 

Der  Zentralausschuss  kann  es  dem  Wahlpräsidenten 
übertragen,  die  amtlichen  Stimmzettel  hersteilen  zu 
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lassen.  Der  Wahlpräsident  sorgt  für  die  Herstellung  der 
amtlichen  Stimmzettel  auch  dann,  wenn  dessen  Notwen- 
digkeit später  aufgetaucht  ist. 

Lässt  der  Wahlpräsident  die  amtlichen  Stimmzettel 
herstellen,  so  sorgt  er  in  der  angegebenen  Weise  dafür, 
dass  die  amtlichen  Stimmzettel  an  die  Skrutiniums- 
kommissionen  gelangen. 


§.139. 

Die  Skrutiniumskommission  prüft  vor  Beginn  der  Ab- 
stimmung in  Anwesenheit  der  Vertrauensmänner  den  un- 
verletzten Zustand  der  die  amtlichen  Stimmzettel  und 
Umschläge  enthaltenden  Pakete,  öffnet  sie  sodann  und 
sorgt,  wenn  von  den  Stimmzetteln  oder  von  den  Um- 
schlägen eines  Kandidaten  die  entsprechende  Menge  nicht 
zur  Verfügung  stehen  sollte,  für  den  Ersatz  des  Abganges. 

Der  Kommissionspräsident  verkündet  vor  Beginn  der 
Abstimmung,  von  welcher  Farbe  der  Stimmzettel  eines 
jeden  Kandidaten  ist  und  weist  je  ein  Exemplar  sämtlicher 
amtlicher  Stimmzettel  auf. 

§ 140. 

Der  Tisch,  an  dem  die  Skrutiniumskommission  Platz 
nimmt,  soll  von  allen  Seiten  leicht  zugänglich  sein. 

Auf  den  Tisch  ist  eine  gedeckte  und  verschlossene 
Urne  zu  stellen,  die  mit  einer  zum  Einwurf  der  Stimm- 
zettel geeigneten  Öffnung  versehen  ist. 

Der  Minister  des  Innern  lässt  die  Urnen  einheitlich 
herstellen.  Die  Urne  muss  mit  einem  Schlüssel  derart  ver- 
sperrbar sein,  dass  aus  der  Urne  ohne  Öffnung  des 
Schlosses  ein  Stimmzettel  nicht  entfernt  werden  könne. 

Vor  Beginn  der  Abstimmung  hat  sich  die  Skrutiniums- 
kommission  davon  zu  überzeugen,  dass  die  Urne  leer  ist. 
Sodann  ist  die  Urne  mit  einem  Schlüssel  abzusperren.  Den 
Schlüssel  nimmt  das  richterliche  Mitglied  der  Kommission 
in  Verwahrung. 
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Neben  der  Urne  oder  auf  einem  unmittelbar  neben  die 
Urne  gestellten  Tisch  sind  die  zur  Aufnahme  der  Stimm- 
zettel dienenden  Umschläge  anzubringen. 

Damit  der  Abstimmende  seinen  Stimmzettel  un- 
bemerkt in  den  Umschlag  legen  könne,  muss  der  Ab- 
stimmungsraum unmittelbar  aus  ihm  sich  öffnende  Neben- 
zimmer haben  oder  es  sind  in  dem  Abstimmungsraum 
selbst  zu  diesem  Zwecke  abgeschlossene  Nischen 
derart  einzurichten,  dass  in  jedem  Falle  mindestens  zwei 
solche  Nebenzimmer,  beziehungsweise  abgeschlossene 
Nischen  den  Abstimmenden  zur  Verfügung  stehen. 

In  den  Nebenzimmern  oder  abgeschlossenen  Nischen 
sind  die  amtlichen  Stimmzettel,  nach  Kandidaten  abge- 
sondert, auf  dem  Tische  anzubringen,  und  zwar  — auf 
die  Nebenzimmer  oder  Nischen  verhältnismässig  verteilt  — 
von  den  amtlichen  Stimmzetteln  eines  jeden  Kandidaten 
insgesamt  soviel,  als  wieviel  Wähler  im  Stimmbezirk  sind. 
Der  Präsident  verfügt,  wenn  er  erfährt,  dass  irgendein 
amtlicher  Stimmzettel  in  einem  Nebenzimmer  oder  in 
einer  abgeschlossenen  Nische  nicht  mehr  zur  Verfügung 
steht,  dass  ein  entsprechender  neuer  Vorrat  angebracht 
werde. 

Sowohl  im  Abstimmungslokal,  wie  auch  in  den  Neben- 
zimmern oder  in  den  abgeschlossenen  Nischen,  und  zwar 
in  dem  Abstimmungslokal  in  Verbindung  mit  dem  im 
§ 118,  letzten  Absatz  erwähnten  Anschlag,  ist  an  auf- 
fallender Stelle  eine  gutleserliche  Aufschrift  darüber  anzu- 
bringen, welche  Farbe  die  amtlichen  Stimmzettel  eines 
jeden  Kandidaten  haben.  Der  Aufschrift  ist  auch  je  ein 
Exemplar  der  amtlichen  Stimmzettel  eines  jeden  Kandi- 
daten anzufügen. 


§ 141. 

Die  Abgabe  der  Stimme  beginnt  damit,  dass  der 
Wähler  an  den  Tisch  der  Skrutiniumskommission  tritt  und 
nach  seiner  Zulassung  zur  Abstimmung  von  dem  Präsiden- 
ten einen  Umschlag  übernimmt. 
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Auf  Ersuchen  des  Wählers  hat  ihm  der  Präsident  zu 
erklären,  welche  Farbe  der  amtliche  Stimmzettel  der  ein- 
zelnen Kandidaten  hat. 

Dann  begibt  sich  der  Wähler  in  das  Nebenzimmer 
oder  in  die  abgeschlossene  Nische,  wo  er  einen  amtlichen 
Stimmzettel  desjenigen  Kandidaten,  für  den  er  stimmen 
will,  oder  den  mit  sich  gebrachten  Stimmzettel  in  den 
Umschlag  legt  und  den  Umschlag  schliesst.  Von  da  begibt 
er  sich  zurück  zur  Kommission  und  übergibt  den  den 
Stimmzettel  enthaltenden  Umschlag  dem  Präsidenten,  der 
ihn  uneröffnet  und  so,  dass  jedes  Mitglied  der  Kommission 
es  beobachten  könne,  sofort  in  die  Urne  legt. 

Derjenige  Wähler,  den  ein  körperliches  Gebrechen 
daran  hindert,  den  amtlichen  Stimmzettel  auszuwählen, 
oder  den  Stimmzettel  eigenhändig  in  den  Umschlag  zu 
legen  und  diesen  dem  Präsidenten  zu  übergeben,  kann 
sich  der  Beihilfe  eines  Begleiters  bedienen. 

In  dem  Nebenzimmer  oder  in  der  abgeschlossenen 
Nische  darf  sich  während  der  Zeit,  in  der  der  Abstimmende 
dort  ist,  ausser  dem  Abstimmenden  und  dem  im  voran- 
gehenden Absätze  erwähnten  Begleiter  niemand  aufhalten. 
Auch  kann  niemand  dort  eintreten  oder  hineinblicken.  Die 
Nebenzimmer  oder  die  abgeschlossenen  Nischen  kann  der 
Präsident  nur  im  Falle  unumgänglicher  Notwendigkeit, 
ein  Dritter  aber  nur  mit  Bewilligung  des  Präsidenten 
betreten. 

Denjenigen  Wähler,  der  sich  in  dem  Nebenzimmer 
oder  in  der  abgeschlossenen  Nische  länger  aufhält,  als 
zum  Einlegen  des  amtlichen  Stimmzettels  in  den 
Umschlag  zweifellos  genügt,  macht  der  Präsident  durch 
ein  Glockenzeichen  oder  durch  ein  anderes  geeignetes 
Zeichen  auf  die  Abgabe  seiner  Stimme  aufmerksam. 
Gibt  der  Wähler  auch  nach  der  Ermahnung  seine  Stimme 
nicht  ab,  so  erklärt  der  Präsident  die  Möglichkeit  der 
Abstimmung  für  ihn  für  vorläufig  erloschen  und  lässt  den 
folgenden  Wähler  zur  Abstimmung  zu.  Der  Wähler,  dem 
derart  die  Abstimmung  vorläufig  unmöglich  geworden  ist, 
kann  sich  zur  neuerlichen  Abstimmung  nur  nach  der 
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gesetzlichen  Schlussstunde,  beziehungsweise  während  der 
Präsidialschlussstunde  melden. 

Einen  Stimmzettel,  den  der  Wähler  in  einem  mit 
einem  Kennzeichen  versehenen  Umschlag  oder  nicht  in 
einem  amtlichen  Umschlag  abgeben  will,  ferner  den 
Stimmzettel  desjenigen  Wählers,  der  auch  nach  der  Auf- 
forderung des  Präsidenten  sich  nicht  in  das  Neben- 
zimmer oder  in  die  abgeschlossene  Nische  begibt,  kann 
der  Präsident  nicht  annehmen. 


8.  Beendigung  der  Abstimmung  und  Zusammenzählen 
der  Stimmen. 

§ 142. 

Zur  Abstimmung  kann  man  sich  bis  8 Uhr  abends, 
wenn  aber  die  Abstimmung  nicht  um  8 Uhr  morgens  be- 
ginnt (§  123),  innerhalb  zwölf  Stunden,  von  dem  Beginn 
der  Abstimmung  an  gerechnet,  melden.  Diese  Endfrist 
der  Meldung  (gesetzliche  Schlussstunde)  stellt  der  Prä- 
sident der  Skrutiniumskommission  fest,  der  auch  verkün- 
det, dass  er  Meldungen,  insoweit  nicht  schon  früher 
die  Anberaumung  der  Präsidialschlussstunde  notwendig 
wird,  bis  zum  Verstreichen  der  gesetzlichen  Schluss- 
stunde annehmen  werde. 

Nach  Verstreichen  der  gesetzlichen  Schlussstunde 
fordert  der  Präsident  die  auf  die  Abstimmung  wartenden 
Wähler  auf,  sich  auf  den  durch  ihn  bestimmten  Platz  zu 
begeben,  und  er  verfügt  zugleich,  dass  die  derart  auf- 
geforderten Wähler  abgesondert  werden. 

Nach  der  gesetzlichen  Schlussstunde  können  nur  die 
abgesonderten  Wähler  zur  Abstimmung  zugelassen  wer- 
den. Meldet  sich  nach  der  Aufforderung  von  den  abge- 
sonderten Wählern  niemand  mehr  zur  Abstimmung,  so 
schliesst  der  Kommissionspräsident  die  Abstimmung  und 
dann  kann  er  nur  mehr  die  im  § 126,  Absatz  3 erwähnten 
Personen  zur  Abstimmung  zulassen. 
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Wurden  gemäss  § 125.,  Absatz  2 die  Wähler  der  ein- 
zelnen Gemeinden  zum  zweitenmal  zur  Abstimmung  auf- 
gerufen, beziehungsweise  haben  sie  abgestimmt,  oder 
melden  sich  in  einem  Stimmbezirk,  der  nicht  aus  mehre- 
ren Gemeinden  besteht,  die  Wähler  nur  sehr  spärlich, 
so  kann  der  Kommissionspräsident  auch  vor  dem  Ver- 
streichen der  im  ersten  Absatz  erwähnten  gesetzlichen 
Schlussstunde  eine  Frist  von  einer  bis  zu  zwei  Stunden 
anberaumen  (Präsidiaischlusssitunde)  mit  der  Erklärung, 
dass  diejenigen  Wähler,  die  noch  abstimmen  wollen, 
während  dieser  Zeit  sich  melden  können. 

Wähler,  die  sich  vor  Verstreichen  der  Präsidial- 
schlussstunde melden,  sind  zur  Abstimmung  zuzulassen, 
wenn  auch  die  Abstimmung  eventuell  nur  nach  Ver- 
streichen der  Schlussstunde  erfolgen  kann. 

Die  während  der  Präsidialschlussstunde  sich  melden- 
den Wähler  sind  nach  Verstreichen  der  Schlussstunde 
abzusondern. 

Nach  Verstreichen  der  Präsidialschlussstunde  sich 
meldende  Wähler  können  zur  Abstimmung  nicht  mehr 
zugelassemi  werden,  ausgenommen  die  im  § 126,  Absatz  3 
erwähnten  Personen. 

§ 143. 

Erklärt  vor  dem  Schluss  der  Abstimmung  einer  der 
Kandidaten  dem  Wahlpräsidenten  in  einer  dem  § 108 
letzten  Absatz  entsprechenden  Weise,  dass  er  zurücktritt, 
so  verfügt  der  Wahlpräsident  sofort,  dass  die  Abstimmung 
für  den  zurückgetretenen  Kandidaten  in  allen  Stimm- 
bezirken eingestellt  werde. 

Die  Abstimmung  ist  vollkommen  einzustellen,  wenn 
infolge  des  Rücktrittes  nur  ein  oder  gar  kein  Kandidat 
geblieben  ist. 

Der  Präsident  der  Skrutiniurnskommission  kann  die 
Abstimmung  auf  Grund  dieses  Paragraphen  nur  auf  eine 
unmittelbare  mündliche  oder  eigenhändig  unterfertigte 
schriftliche  Weisung  des  Wahlpräsidenten  teilweise  oder 
ganz  einstellen. 
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§ 144. 

Tritt  vor  Schluss  der  Abstimmung  ein  Hindernis  ein, 
wegen  dessen  die  Abstimmung  vorschriftsmässig  nicht 
fortgesetzt  werden  kann,  so  suspendiert  der  Präsident 
der  Skrutiniumskommission  nach  seiner  Einsicht  und  auf 
eigene  Verantwortung  bis  zur  Abwendung  des  Hinder- 
nisses die  Abstimmung.  Die  Abstimmung  ist,  sobald  das 
Hindernis  abgewendet  wurde,  sofort  fortzusetzen.  Die 
Suspendierung  der  Abstimmung  und  ihre  voraussicht- 
liche Dauer  sind  kundzumachen  und  ist  der  Beginn  der 
Abstimmung  von  Stunde  zu  Stunde  zu  versuchen.  Konnte 
das  Hindernis  spätestens  innerhalb  zwei  Stunden  nach 
der  gesetzlichen  Schlussstunde  nicht  abgewendet  und 
deshalb  die  suspendierte  Abstimmung  nicht  fortgesetzt 
werden,  so  unterbricht  der  Präsident  der  Skrutiniums- 
kommission die  Abstimmung. 

Bei  geheimer  Abstimmung  versiegeln  im  Falle  der 
Suspendierung  der  Präsident,  wie  auch  das  richterliche 
Mitglied  der  Deputation  die  bei  der  Abstimmung  ver- 
wendete Urne.  Die  Vertrauensmänner  können  ebenfalls 
Siegel  anwenden. 

§ 145. 

Nach  Schluss  der  Abstimmung,  ob  nun  die  Abstim- 
mung durch  vorschriftsmässigen  Schluss  (§  142)  oder 
durch  Einstellung  (§  143,  Absatz  2)  ein  Ende  erreicht  hat, 
wie  auch  im  Falle  einer  Unterbrechung  der  Abstimmung 
(§  144)  zählt  der  Präsident  der  Skrutiniumskommission 
vor  den  erschienenen  Kommissionsmitgliedern,  dem 
richterlichen  Mitgliede  der  Kommission  und  vor  den  Ver- 
trauensmännern die  abgegebenen  Stimmen  nach  Kandi- 
daten zusammen. 

Bei  dem  Zusammenzählen  der  Stimmen  können  die 
in  der  Liste  der  Zurückgewiesenen  enthaltenen  Stimmen 
nicht  in  Rechnung  gezogen  werden. 

Konnte  die  Abstimmung  nicht  begonnen  werden 
(§  123)  oder  wurde  das  Zusammenzählen  der  Stimmen 
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durch  eine  strafbare  Handlung  oder  aus  einem  anderen 
Grunde  unmöglich,  so  stellt  der  Präsident  der  Skrutiniums- 
kommission  fest,  dass  die  Abstimmung  vereitelt  wurde. 

§ 146. 

Bei  geheimer  Abstimmung  entnimmt  der  Präsi- 
dent behufs  Zusammenzählens  der  Stimmen  der  Urne  die 
Umschläge  und  zählt  sie  uneröffnet.  Zugleich  stellt  er  auf 
Grund  der  über  die  Abstimmung  geführten  rubrizierten 
Bogen  die  Zahl  der  Wähler,  die  abgestimmt  haben,  fest. 
Stimmt  diese  letzterwähnte  Zahl  mit  der  Zahl  der  Um- 
schläge trotz  wiederholter  Zählung  nicht  überein,  so  ist 
das  und  der  eventuell  zur  Aufklärung  dienende  Umstand 
in  dem  Protokoll  (§  149)  zu  erwähnen. 

Sodann  öffnet  ein  Mitglied  der  Skrutiniumskommission 
einzeln  jeden  Umschlag,  entnimmt  ihm  den  Stimmzettel 
und  überreicht  diesen,  nachdem  er  ihn  besichtigt  hart,  dem 
Präsidenten,  der  ihn  laut  verliest  und  vorweist.  Den 
Stimmzettel  können  die  Kommissionsmitglieder  und  die 
Vertrauensmänner  besichtigen. 

Zur  Eintragung  der  Stimmen  ist  für  jeden  Kandi- 
daten eine  besondere  Liste  zu  eröffnen  und  in  diese  ist 
jede  auf  ihn  entfallende  Stimme  derart  einzutragen,  dass 
die  erste  auf  ihn  entfallende  Stimme  mit  der  Ziffer  1,  die 
zweite  mit  der  Ziffer  2,  die  dritte  mit  der  Ziffer  3 usw.  zu 
bezeichnen  ist. 

§ 147. 

Bei  geheimer  Abstimmung  ist  die  Stimme  ungül- 
tig und  sie  kann  bei  der  Feststellung  des  Wahlergeb- 
nisses nicht  in  Rechnung  gezogen  werden,  wenn: 

1.  der  Stimmzettel  in  einem  mit  einem  Kennzeichen 
versehenen  Umschlag  oder  nicht  in  einem  amtlichen  Um- 
schlag abgegeben  wurde; 

2.  zur  Abstimmung  nicht  der  amtliche  Stimmzettel 
oder  ein  den  im  § 136  vorgeschriebenen  Erfordernissen 
nicht  entsprechender  anderer  Stimmzettel  benützt  wurde; 
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3.  der  Stimmzettel  mit  einem  Kennzeichen  ver- 
sehen ist; 

4.  auf  dem  Stimmzettel  der  Name  des  Kandidaten 
durch  Durchstreichen  oder  auf  andere  Weise  unwirksam 
gemacht  ist; 

5.  der  Stimmzettel  nicht  auf  einen  Kandidaten  lautet 
oder  mehrere  Namen  enthält; 

6.  der  Stimmzettel  eine  Bedingung  oder  eine  andere 
Einschränkung  enthält; 

7.  in  einem  und  demselben  Umschlag  auf  verschiedene 
Kandidaten  lautende  mehrere  Stimmzettel  gefunden 
wurden. 

ln  einen  und  denselben  Umschlag  gelegte  mehrere 
Stimmzettel  gelten,  wenn  sämtliche  auf  einen  und  den- 
selben Kandidaten  lauten,  als  eine  Stimme. 

Gibt  es  unter  einem  und  demselben  Familiennamen 
nur  einen  Kandidaten,  so  ist  die  Stimme  nicht  ungültig, 
weil  der  Stimmzettel  den  Zunamen  unrichtig  oder  über- 
haupt nicht  enthält,  wie  auch  die  Stimme  in  dem  Falle 
nicht  ungültig  ist,  in  dem  der  Stimmzettel  den  Namen  des 
Kandidaten  wohl  fehlerhaft,  aber  dennoch  in  einer  Weise 
enthält,  dass  es  unzweifelhaft  festgestellt  werden  kann, 
auf  welchen  Kandidaten  die  Stimme  lautet. 

§ 148. 

Bei  geheimer  Abstimmung  können  im  Hinblick 
auf  die  Gültigkeit  der  Stimmen  die  Kommissionsmitglieder, 
das  richterliche  Mitglied  der  Kommission  und  die  Ver- 
trauensmänner vor  der  Eintragung  der  Stimme  Einwen- 
dung erheben. 

Über  die  Einwendung  entscheidet  der  Präsident  auf 
eigene  Verantwortung. 

Die  Stimmzettel,  wegen  deren  Gültigkeit  ein  Beschluss 
zu  fassen  ist,  wie  auch  diejenigen,  die  der  Präsident  in 
seinem  Wirkungskreis  für  ungültig  erklärt  hat,  sind  abzu- 
sondern und  mit  fortlaufenden  Zahlen  zu  versehen;  zu- 
gleich ist  in  dem  Protokoll  der  Grund  kurz  anzugeben, 
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weshalb  der  Präsident  den  Stimmzettel  für  gültig  oder  für 
ungültig  erklärt  hat. 

fiat  zu  dem  Beschluss  die  Vorschriftswidrigkeit  des 
Umschlages  Anlass  gegeben,  so  ist  dem  Stimmzettel  auch 
der  Umschlag  beizulegen. 

Die  übrigen  Stimmzettel  und  Umschläge  schlägt  der 
Präsident  zusammen  in  ein  Papier  ein  und  versiegelt  sie. 
Ein  Siegel  wendet  auch  das  richterliche  Mitglied  der  Kom- 
mission an;  die  Vertrauensmänner  können  ebenfalls  Siegel 
anwenden. 

§ 149.  ' 

Jede  Skrutiniumskommission  hat  über  den  Verlauf 
der  Abstimmung  ein  Protokoll  anzufertigen. 

In  dem  Protokoll  sind  zu  erwähnen; 

a)  der  Sitz  des  Stimmbezirks  und  der  Tag  der  Ab- 
stimmung ; 

b)  die  Namen  der  Mitglieder  der  Skrutiniumskommis- 
sion, der  durch  die  Empfehlenden  verwendeten,  oder  durch 
den  Kommissionspräsidenten  einstweilig  ernannten  Ver- 
trauensmänner und  der  besonderen  Betrauten,  ausserdem, 
wenn  bei  der  Kommission  auch  ein  richterliches  Mitglied 
mitwirkt,  auch  dessen  Name; 

c)  der  Beginn  der  Abstimmung  und  der  Grund  ihres 
eventuellen  Aufschubs  oder  ihrer  Vereitlung; 

d)  im  Falle  einer  Suspendierung  der  Abstimmung  der 
Umstand,  warum  und  wann  die  Abstimmung  suspendiert 
wurde,  wer  der  letzte  Abstimmende  war  (bei  öffent- 
licher Abstimmung,  wer  für  jeden  Kandidaten  zuletzt  ge- 
stimmt hat)  und  wann  die  Abstimmung  fortgesetzt  wurde; 
der  Grund  und  der  Zeitpunkt  einer  eventuellen  Unter- 
brechung und  der  Umstand,  wer  damals  der  letzte  Ab- 
stimmende war  (bei  öffentlicher  Abstimmung,  wer 
zuletzt  für  jeden  Kandidaten  abgestimmt  hat) ; 

e)  der  Zeitpunkt  der  Verkündigung  der  gesetzlichen 
Schlusisstunde,  oder  der  Anberaumung  der  Präsidial- 
schlussstunde, und  der  Umstand,  wer  zur  Zeit,  in  der  die 
Schlussstunde  verkündigt  oder  anberaumt  wurde,  der 
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letzte  Abstimmende  war  . (bei  öffentlicher  Abstim- 
mung, wer  zuletzt  für  jeden  Kandidaten  abgestimmt  hat), 
die  Dauer  der  Präsidialschlussstunde; 

f)  der  Zeitpunkt,  in  dem  die  Abstimmung  geschlossen 
wurde; 

g)  Benennung  der  Kommissionsmitglieder,  des  rich- 
terlichen Mitgliedes  der  Kommission,  der  Vertrauens- 
männer, der  besonderen  Betrauten  und  der  beigestellten 
Schreiber,  die  abgestimmt  haben,  die  aber  nicht  in  die 
Namensliste  des  betreffenden  Stimmbezirks  aufgenommen 
waren ; 

h)  die  Zahl  der  in  die  Liste  der  Zurückgewiesenen, 
ferner  der  in  die  Liste  der  Bemängelten  aufgenommenen 
Wähler; 

i)  bei  geheimer  Abstimmung  die  Zahl  der  un- 
gültig erklärten  Stimmen; 

k)  das  Ergebnis  der  vorschriftsmässig  geschlossenen, 
beziehungsweise  eingestellten  oder  unterbrochenen  Ab- 
stimmung ; 

l)  die  im  Stimmbezirk  aufgetauchten  wichtigeren 
Momente,  eventuelle  Beschlüsse  und  im  Interesse  der 
Ruhe  und  Ordnung  getroffene  Verfügungen  des  Präsi- 
denten. 

Das  Formular  des  Abstimmungsprotokolls  bestimmt 
der  Minister  des  Innern. 


§ 150. 

Sowohl  das  Abstimmungsprotokoll,  wie  auch  die 
rubrizierten  Abstimmungsbogen,  ferner  die  Listen  der 
Zurückgewiesenen  und  der  Bemängelten,  schliesslich  die 
Listen  der  auf  die  einzelnen  Kandidaten  entfallenen  Stim- 
men sind  in  der  ungarischen  Staatssprache  in  drei 
Originalexemplaren  zu  führen.  Die  zu  ihrer  Ausfertigung 
berufenen  Personen  haben  die  etwa  fehlenden  Exemplare 
nachträglich  im  Original  auszufertigen. 

Nach  Zusammenzählen  der  Stimmen,  oder  nach  der 
Feststellung  der  Vereitlung  der  Abstimmung  unterfertigen 
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alle  diese  Akten  der  Präsident  und  der  Schriftführer  der 
Skrutiniumskommission,  ausserdem,  wenn  bei  der  Kom- 
mission auch  ein  richterliches  Mitglied  mitgewirkt  hat, 
auch  das  richterliche  Mitglied.  Nachdem  dies  geschehen, 
lässt  der  Kommissionspräsident  — insoweit  er  nicht  zu- 
gleich Wahlpräsident  ist  — alle  drei  Exemplare  der 
erwähnten  Akten,  die  Wählerliste,  bei  geheimer 
Abstimmung  ausserdem  auch  die  Stimmzettel  und  die  Um- 
schläge persönlich,  oder  durch  ein  Kommissionsmitglied, 
oder  durch  ein  behördliches  Organ  unverzüglich  dem 
Wahlpräsidenten  zukommen.  Dem  Präsidenten,  bezie- 
hungsweise dem  Kommissionsmitglied,  oder  dem  behörd- 
lichen Organ  kann  sich  aus  jeder  Partei  je  ein  Vertrauens- 
mann anschliessen. 


9.  Feststellung  des  Wahlergebnisses. 

§ 151. 

Sobald  die  die  Abstimmung  betreffenden  Akten  (§  150) 
aus  sämtlichen  Stimmbezirken  eingelangt  sind,  prüft 
der  Wahlpräsident  vor  den  erschienenen  Mitgliedern  der 
Skrutiniumskommission,  vor  dem  richterlichen  Mitglied 
der  Kommission  und  vor  den  Vertrauensmännern,  ob  die 
Abstimmung  in  sämtlichen  Stimmbezirken  beendet,  oder 
ob  sie  nicht  eventuell  vereitelt  oder  unterbrochen  wurde 
(§  145). 


§ 152. 

Wurde  die  Abstimmung  in  sämtlichen  Stimmbezirken 
beendet,  so  stellt  spätestens  binnen  24  Stunden  vom  Ein- 
langen! der  Akten  an  gerechnet  der  Waihlpräsident  vor 
den  erschienenen  Mitgliedern  der  Skrutiniumskommis- 
sion, vor  dem  richterlichen  Mitglied  der  Kommission  und 
vor  den  Vertrauensmännern  durch  Zusammenzählen  der 
in  sämtlichen  Stimmbezirken  abgegebenen  Stimmen  das 
Wahlergebnis  fest. 
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Der  Wahlpräsident  nimmt  die  auf  eine  nicht  kandi- 
dierte Person  abgegebenen  Stimmen  nicht  in  Betracht, 
im  übrigen  aber  kann  er  das  durch  die  Präsidenten  der 
einzelnen  Skrutiniumskornmissionen  festgestellte  Wahl- 
ergebnis und  das  Verfahren  der  Kommissionspräsidenten 
nicht  zum  Gegenstand  der  Prüfung  machen. 

Der  Wahlpräsident  macht  das  Wahlergebnis  an  dem 
in  der  Kundmachung  vorher  bezeichneten  Orte  kund. 

§ 153. 

Für  den  gewählten  Reichstagsabgeordneten  des 
Wahlbezirkes  ist  derjenige  zu  erklären,  der  die  absolute 
Mehrheit  der  Stimmen  erlangt  hat.  Die  absolute  Mehrheit 
der  Stimmen  ist  die  die  Hälfte  der  gesamten  gültigen 
Stimmen  übersteigende  Zahl,  die  auf  die  zurückgetretenen 
oder  verstorbenen  Kandidaten  entfallenen  Stimmen  eben- 
falls mitgerechnet. 


§ 154. 

Hat  keiner  der  Kandidaten  die  absolute  Mehrheit  der 
Stimmen  erlangt,  so  hat  zwischen  den  zwei  Kandidaten, 
die  die  verhältnismässig  meisten  Stimmen  erhalten  haben, 
sind  aber  die  verhältnismässig  meisten  Stimmen  auf  mehr 
als  zwei  Kandidaten  entfallen,  derart,  dass  mehrere  von 
ihnen  eine  gleiche  Zahl  von  Stimmen  erhalten  haben, 
zwischen  sämtlichen  Kandidaten,  die  die  verhältnismässig 
meisten  Stimmen  erhalten  habend  eine  Stichwahl  statt 
(§  161). 

Waren  zwei  oder  mehr  Kandidaten,  und  hat  jeder  von 
diesen  eine  gleiche  Zahl  Stimmen  erhalten,  so  hat  eben- 
falls eine  Stichwahl  statt. 

§ 155. 

Ist  einer  der  Kandidaten  während  der  Wahl  zurück- 
getreten und  nur  ein  Kandidat  geblieben,  so  erklärt  der 
Wahlpräsident  diesen  Kandidaten  — ohne  Rücksicht  auf 
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die  auf  ihn  entfallenen  Stimmen  — für  den  gewählten 
Reichstagsabgeordneten. 

Sind  nach  dem  Rücktritt  mehr  als  ein  Kandidat  ge- 
blieben und  hat  keinen  von  diesen  die  absolute  Mehrheit 
der  Stimmen  erlangt,  so  hat  unter  den  gebliebenen  Kandi- 
daten, entsprechend  den  Bestimmungen  des  § 154,  eine 
Stichwahl  statt. 

Ist  aber  im  Falle  eines  Rücktritts  auf  den  zurück- 
getretenen Kandidaten  eine  die  Hälfte  sämtlicher  Stimmen 
des  Wahlbezirkes  übersteigende  Zahl  von  Stimmen  ent- 
fallen, so  gilt  die  Wahl  als  vereitelt  und  hat  eine  Neuwahl 
statt  (§  162). 

§ 156. 

Ist  der  Kandidat,  der  gemäss  der  §§  143 — 155  für  den 
gewählten  Reichstagsabgeordneten  erklärt  oder  zur 
Stichwahl  zugelassen  werden  müsste,  während  des  Wahl- 
verfahrens gestorben,  so  gilt  die  Wahl  :ails  vereitelt  und 
hat  eine  Neuwahl  statt  (§  162). 

§ 157. 

War  die  Abstimmung  in  einem  oder  in  mehreren 
Bezirken  unterbrochen  oder  vereitelt  (§  145),  so  ordnet 
der  Wahlpräsident,  bevor  er  das  Wahlergebnis  feststellt, 
in  dem  betreffenden  Stimmbezirk  eine  fortsetzungsweise, 
beziehungsweise  neue  Abstimmung  an. 

Könnten  aber  die  noch  rückständigen  gesamten 
Stimmen  des  betreffenden  Stimmbezirkes  (der  betreffen- 
den Stimmbezirke)  das  Wahlergebnis  nicht  ändern,  so 
sieht  der  Wahlpräsident  von  der  Anordnung  der  fort- 
setzungsweisen oder  der  neuem  Abstimmung  ab. 

Für  die  fortsetzungsweise  oder  neue  Abstimmung 
beraumt  der  Wahlpräsident  sofort  einen  Termin  an,  der 
vom  Tage  der  Präsidialverfügung  an  gerechnet  nicht 
früher  als  der  vierte  und  nicht  später  als  der  sechste 
Tag  sein  kann.  Der  Wahlpräsident  übersendet  seinen 
bezüglichen  Beschluss  behufs  Kundmachung  den  Vor- 
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Stellungen  (städtischem  Bürgermeister)  der  zu  dem 
Stimmbezirk  gehörenden  Gemeinden,  die  ihn  in  üblicher 
Weise  sofort  kundmachen. 

An  der  fortsetzungsweisen  Abstimmung  können  nur 
diejenigen  teilnehmen,  die  bei  der  unterbrochenen  Ab- 
stimmung gültig  nicht  gestimmt  haben.  Bei  dem 
Zusammenzählen  der  Stimmen!  sind  auch  die  vor  der 
Unterbrechung  abgegebenen  Stimmen  zu  berücksichtigen. 
Im  übrigen  gelten  für  die  fortsetzungsweise  und  für  die 
neue  Abstimmung  dieselben  Vorschriften,  die  für  die 
Abstimmung  im  allgemeinen  massgebend  sind. 

Im  Falle  der  Anordnung  einer  fortsetzungsweisen 
oder  neuen  Abstimmung  stellt  der  Wahlpräsident  das 
Wahlergebnis  nur  nach  Einlangen  der  die  fortsetzungs- 
weise oder  die  neue  Wahl  betreffenden  Akten  fest. 

Wurde  die  Abstimmung  in  sämtlichen  Stimmbezirken 
des  Wahlbezirkes  vereitelt,  so  gilt  die  ganze  Wahl  als 
vereitelt  und  hat  eine  Neuwahl  statt  (§  162). 


§ 158. 

Über  den  Verlauf  der  ganzen  Wahl  ist  ein  Protokoll 
anzufertigen. 

In  dem  Protokoll  ist  zu  erwähnen: 

a)  der  Name  des  Wahlbezirks; 

b)  der  Tag  der  Wahl  und  der  Zeitpunkt  des  Beginnes 
des  Wahlverfahrens; 

c)  der  Zeitpunkt  der  Überreichung,  der  Übernahme 
und  der  eventuellen  Rückgabe  der  Empfehlungen,  der 
Grund  der  Rückgabe,  die  Namen  der  Kandidaten; 

d)  die  Namen  der  durch  die  Empfehlenden  verwende- 
ten oder  durch  die  Präsidenten  einstweilig  ernannten 
Vertrauensmänner  und  der  besonderen  Betrauten; 

e)  der  eventuelle  Rücktritt  des  oder  der  Kandidaten, 
und  wann  der  Präsident  diesen  zur  Kenntnis  genommen 
hat;  der  Zeitpunkt  einer  Verfügung  betreffend  die  Ein- 
stellung der  Abstimmung; 
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f)  nach  Stimmbezirken  der  Zeitpunkt  des  Beginns  und 
der  Beendigung  der  Abstimmung  (der  eventuellen  fort- 
setzungsweisen oder  neuen  Abstimmung),  dlas  Ergebnis 
der  Abstimmung,  der  Grund  des  eventuellen  Aufschubs, 
der  eventuellen  Vereitlung  oder  Unterbrechung  der  Ab- 
stimmung; 

g)  die  Zahl  der  in  die  Liste  der  Zurückgewiesenen  und 
in  die  der  Bemängelten  aufgenommenen  Wähler; 

h)  die  Zahl  der  bei  geheimer  Abstimmung  un- 
gültig erklärten  Stimmen; 

i)  die  Zahl  der  gemäss  § 152,  Absatz  2 nicht  berück- 
sichtigten Stimmen; 

k)  das  Wahlergebnis  und  der  Zeitpunkt  seiner  Ver- 
kündigung; 

l)  die  während  der  Wahl  aufgetauchten  wichtigeren 
Momente,  eventuelle  Beschlüsse  und  im  Interesse  der 
Ruhe  und  Ordnung  getroffene  Verfügungen  des  Wahl- 
präsidenten und  der  Präsidenten  der  Skrutiniums- 
kommissionen. 

Das  Protokoll  wird  vom  Wahilpräsidenten,  von  dem 
richterlichen  Mitgliede  der  Kommission  und  von  dem 
Schriftführer  unterfertigt. 

Das  Formular  des  Wahlprotokolls  bestimmt  der 
Minister  des  Innern. 


§ 159. 

Das  Wahlprotokoll  ist  in  der  ungarischen  Staats- 
sprache in  drei  Origmailexemplaren  anzufertigen.  Die  zu 
seiner  Ausfertigung  berufenen  Personen  haben  die  etwa 
fehlenden  Exemplare  nachträglich  im  Original  auszuferti- 
gen. Jedem  Exemplar  ist  je  ein  Exemplar  der  von  den 
Skrutiniumskommissionen  einlangenden  Akten  (§  150)  bei- 
zulegen. 

Das  eine  Exemplar  des  Wahlprotokolls  ist  sofort 
samt  den  Beilagen  dem  gewählten  Abgeordneten  zu  über- 
geben oder  gegen  Retourrezepisse  einzusenden.  Die  an- 
deren zwei  Exemplare  sind  unverzüglich  dem  Zentral- 
ausschuss einzusenden,  der  das  eine  Exemplar  in  dem 
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Archiv  des  Munizipiums  (der  Stadt  mit  geregeltem  Ma- 
gistrat) hinterlegt,  das  andere  dem  Minister  des  Innern 
übersendet. 

Die  Originalempfehlungen,  ferner  bei  geheimer 
Abstimmung  die  Stimmzettel  und  auch  die  Umschläge 
sind  dem  in  dem  Archiv  des  Munizipiums  (der  Stadt  mit 
geregeltem  Magistrat)  hinterlegten  Exemplar  beizu- 
legen. Nach  endgültiger  Verifizierung  des  Abgeordneten 
können  die  Stimmzettel  und  die  Umschläge  vernichtet 
werden. 

Dem  gewählten  Abgeordneten  dient  das  Wahlproto- 
koll als  Mandat. 

§ 160. 

Von  dem  in  dem  Archiv  des  Munizipiums  (der  Stadt 
mit  geregeltem  Magistrat)  aufbewahrten  Exemplar  der 
in  den  §§  150  und  159  erwähnten  Akten  (Protokolle, 
rubrizierte  Abstimmungsbogen,  Listen,  Empfehlungen, 
Rücktrittserklärungen)  ist  jedermann  eine  vollständige 
oder  teilweise  Abschrift  gegen  vorherige  Bezahlung  der 
festgestellten  Schreibgebühr  auszufolgen,  eine  Abschrift 
des  im  Ministerium  des  Innern  aufbewahrten  Exemplars 
aber  kann  ausgefolgt  werden. 

Für  die  Unterbreitung  des  Ersuchens  und  für  die 
Ausfolgung  der  Abschrift,  wie  auch  für  das  im  Falle  der 
Verweigerung  und  der  Verzögerung  der  Ausfolgung 
einer  Abschrift  zu  befolgende  Verfahren  und  für  die 
Ahndung  dieser  Verweigerung  oder  Verzögerung  sind  die 
Bestimmungen  des  § 88  massgebend. 


10.  Stichwahl  und  Neuwahl. 

§ 161. 

Erfährt  der  Zentralausschuss  aus  dem  Wahlprotokoll, 
dass  einer  der  im  § 154  oder  im  § 155,  Absatz  2 bestimmten 
Fälle  eingetreten  ist,  so  ordnet  er  die  Stichwahl  zwischen 
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den  zu  dieser  zugelassenen  Kandidaten  an,  erlässt  hier- 
über eine  Kundmachung  und  übersendet  sie  behufs  Ver- 
öffentlichung den  Gemeindevorstehungen  (dem  städti- 
schen Bürgermeister). 

Die  Stichwahl  ist  von  dem  Tage  der  Beendigung  der 
Grundwahl  an  gerechnet  frühestens  am  achten,  spätestens 
am  zehnten  Tage  vorzunehmen. 

Für  die  Stichwahl  bildet  der  Zentralausschuss  eine 
neue  Wahlkommissiön  und  neue  Skrutiniumskommissio- 
nen,  zu  deren  Mitgliedern  nach  Tunlichkeit  dieselben  zu 
wählen  sind,  die  bei  der  Grundwahl  mitgewirkt  haben. 

Bei  der  Stichwahl  können  auch  diejenigen  Wähler 
stimmen,  die  bei  der  Grundwahl  nicht  gestimmt  haben. 

Über  die  Stichwahl  ist  ein  neues  Protokoll  anzu- 
fertigen. 

Ist  bei  der  Stichwahl  infolge  Rücktrittes  nur  ein  Kan- 
didat geblieben,  so  erklärt  der  Wahlpräsident  den  ohne 
Gegenkandidaten  gebliebenen  Kandidaten  am  neuen 
Termin  für  den  Reichstagsabgeordneten. 

Ist  einer  der  zu  der  Stichwahl  zugelassenen  Kandida- 
ten vor  dem  neuen  Termin  gestorben,  so  gilt  die  Wahl  als 
vereitelt  und  hat  eine  Neuwahl  statt  (§  162).  Über  das  Ab- 
leben des  Kandidaten  erstattet  der  Wahlpräsident  dem 
Zentralausschuss  Bericht. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  ist  der  an  Jahren 
Ältere  der  gewählte  Abgeordnete. 

Im  übrigen  gilt  für  die  Stichwahl  dasselbe  wie  für  die 
Grundwahl. 

§ 162. 

Erfährt  der  Zentralausschuss  aus  dem  Berichte  des 
Wahlpräsidenten  oder  aus  dem  Wahlprotokoll,  dass  in 
einem  Wahlbezirk  die  anberaumte  Wahl  unterblieben  ist 
(§  113),  oder  einer  der  Fälle  eingetreten  ist,  in  denen  die 
Wahl  gemäss  den  §§  155,  156,  157  und  161  als  vereitelt  gilt, 
oder  dass  die  Feststellung  des  Wahlergebnisses  infolge 
einer  strafbaren  Handlung  oder  aus  einem  anderen  Grunde 
unmöglich  geworden  ist,  so  ordnet  der  Zentralausschuss 
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eine  Neuwahl  an  und  beraumt  für  deren  Vornahme  einen 
Termin  an. 

Der  Termin  der  Neuwahl  ist  derart  anzuberaumen, 
dass  von  der  Entgegennahme  des  Berichtes  des  Wahl- 
präsidenten oder  des  Wahlprotokolls  bis  zum  Wahltage 
mindestens  ein  zwanzig-  und  längstens  ein  dreissigtägiger 
Zeitraum  bleibe. 

Für  die  Neuwahl  bildet  der  Zentralausschuss  die 
Wahlkommission  und  die  Skrutiniumskommissionen  von 
neuem  und  trifft  die  zur  Vorbereitung  der  Wahl  notwendi- 
gen Verfügungen. 

Im  übrigen  sind  für  die  Neuwahl  die  die  Wahl  be- 
treffenden allgemeinen  Vorschriften  massgebend. 


NEUNTER  ABSCHNITT. 

Disziplinäre  Verantwortlichkeit. 

§ 163. 

Gegen  alle  Organe,  die  bei  der  Vorbereitung  der  Kon- 
skription der  Wähler,  bei  der  Konskription,  ferner  bei  der 
Entwertung,  der  Richtigstellung  und  der  Bewahrung  der 
Namenslisten,  schliesslich  bei  der  Abgeordnetenwahl  mit- 
gewirkt und  einen  Eid  (Gelöbnis)  geleistet  haben,  so  ins- 
besondere gegen  den  Präsidenten  und  die  Mitglieder  des 
Zentralausschusses,  der  Konskriptionskommission,  der 
Wahl-  oder  der  Skrutiniumskommission,  gegen  den 
Schriftführer  des  Zentralausschusses,  gegen  den  die 
Vorbereitung  der  Konskription  vornehmenden  Gemeinde- 
(Kreis-)notär  (städtischen  Beamten),  gegen  den  Zähl- 
kommissär, gegen  eine  bei  der  Wahl  infolge  Betrauung 
mitwirkende  Person,  gegen  den  beeidigten  Schreiber, 
gegen  die  zur  Bewahrung  der  Namensliste  berufene  Person 
hat,  wenn  sie  die  Wahlrechtsvorschriften  oder  die  auf 
Grund  dieser  getroffenen  behördlichen  Bestimmungen,  sei 
es  durch  eine  Handlung,  sei  es  durch  eine  Unterlassung 
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verletzen  oder  ausspielen,  unabhängig  von  den  eventuellen 
strafrechtlichen  Folgen  ein  Disziplinarverfahren  statt. 

Das  Disziplinarverfahren,  beziehungsweise  die  die- 
seni  vorangehende  Untersuchung  kann  über  Anzeige, 
aber  auch  von  Amts  wegen  der  Zentralausschuss,  der 
Verwaltungsausschuss  oder  der  Minister  des  Innern  an- 
ofdnen,  die  das  jedoch  auf  Ersuchen  des  betreffenden 
Organs  zu  tun  haben.  Gegen  den  Beschluss  des  Zentral- 
ausschusses und  des  Verwaltungsausschuses  hat  inner- 
halb fünfzehn  Tage  von  der  Zustellung  an  gerechnet 
eine  Berufung  an  den  Minister  des  Innern  statt. 

Zur  Durchführung  der  Untersuchung  entsendet  der 
Verwaltungsausschuss  eines  oder  mehrere  seiner  Mit- 
glieder. 

Über  das  Ergebnis  der  Untersuchung  entscheidet  in 
erster  Stufe  die  Disziplinarkommission  des  Verwaltungs- 
ausschusses, in  zweiter  Stufe  der  Verwaltungsgerichtshof. 
Im  übrigen  sind  für  diais  Disziplinarverfahren  die  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  über  das  Disziplinarverfahren 
gegen  Munizipalbeamte  massgebend.  Hat  die  Gesetzes- 
verletzung die  Vereitlung  der  Wahl  verursacht,  oder  kann 
sie  ihre  Ungültigkeitserklärung  (Annullierung)  nach  sich 
ziehen,  so  kann  die  Geldstrafe  einhundert  bis  achttausend 
Kronen  betragen. 

Das  richterliche  Mitglied  des  Zentralausschusses,  wie 
auch  der  Wahl-  und  der  Skrutiniumskommission,  ferner 
im  Hinblick  auf  die  Bewahrung  der  Namensliste  der  könig- 
lich öffentliche  Notar  bleiben  unter  der  Wirksamkeit  der 
für  sie  massgebenden  Disziplinarvorschriften. 

§ 164. 

Gegen  einen  im  staatlichen,  munizipalen  oder  kom- 
munalen öffentlichen  Dienst  stehenden  Angestellten  hat, 
wenn  er  die  Wahlrechtisvorschriften,  oder  die  auf  Grund 
dieser  getroffenen  behördlichen  Bestimmungen  ausser  in 
den  in  den  §§  101,  105  und  163  erwähnten  Fällen,  sei  es 
durch  eine  Handlung,  sei  es  durch  eine  Unterlassung,  ver- 


letzt  oder  ausspielt,  unabhängig  von  eventuellen  straf- 
rechtlichen Folgen  ein  Disziplinarverfahren  vor  seiner 
eigenen  Disziplinarbehörde  auch  dann  statt,  wenn  er  die 
Handlung  nicht  in  seiner  amtlichen  Eigenschaft  be- 
gangen hat. 


ZEHNTER  ABSCHNITT. 

Strafbestimmungen  betreffend  den  Schutz  des  Wahlrechts. 

§ 165. 

An  Stelle  des  G.-A.  XXIII:  1913  § 2 über  den  straf- 
rechtlichen Schutz  des  Wahlrechts  treten  die  Bestimmun- 
gen des  nachfolgenden  § 166,  an  Stelle  des  G.-A. 
XXIII:  1913  § 3 die  des  nachfolgenden  § 167,  an  Stelle 
des  G.-A.  XXIII:  1913  § 9 die  des  nachfolgenden  § 168, 
schliesslich  an  Stelle  des  G.-A.  XXIII:  1913  § 11  die  Be- 
stimmungen des  nachfolgenden  § 169. 


§ 166. 

Der  Präsident,  ein  anderes  Mitgied  oder  ein  Organ 
der  Konskriptionskommission,  die  anlässlich  der  Kon- 
skription der  Wähler  böswillig  mitwirken,  sei  es,  dass  je- 
mand offenbar  entgegen  dem  Gesetze  in  den  Entwurf  der 
Namensliste  aufgenommen  oder  aus  dieser  nicht  aus- 
gelassen, sei  es,  dass  jemand  offenbar  entgegen  dem 
Gesetze  in  den  Entwurf  der  Namensliste  nicht  aufgenom- 
men oder  aus  dieser  ausgelassen  werde,  begehen  ein 
Verbrechen  und  sind  mit  Kerker  bis  zu  zwei  Jahren  wie 
auch  an  Geld  bis  zu  4000  Kronen  zu  bestrafen. 

Dieselbe  Strafe  trifft  den  Präsidenten,  ein  anderes 
Mitglied,  oder  ein  Organ  des  Zentralausschusses,  die  die 
im  Absatz  1 bestimmte  Handlung  bei  der  Zusammen- 
stellung der  Wählerliste,  oder  der  Liste  der  Ausgelassenen 
begehen. 
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§ 167. 

Ein  Vergehen  begeht,  wer  zu  dem  Zwecke,  damit, 
sei  es  er  selbst,  sei  es  ein  Dritter  entgegen  dem  Gesetze 
ein  Wahlrecht  erhalte  oder  dass,  sei  es  sein  eigenes  Wahl- 
recht, sei  es  das  eines  Dritten  entgegen  dem  Gesetze 
bestehen  bleibe,  oder  dass  schliesslich  jemand  entgegen 
dem  Gesetze  ein  Wahlrecht  nicht  erhalte  oder  sein  Wahl- 
recht entgegen  dem  Gesetze  verliere: 

1.  eine  falsche  Urkunde  anfertigt  oder  anfertigen 
lässt,  bewusst  eine  falsche  Aussage  macht,  bewusst  eine 
falsche  Aufklärung  erteilt  oder  bewusst  ein  anderes 
falsches  Beweismittel  oder  eine  falsche  Angabe  liefert; 

2.  eine  echte  Urkunde  fälscht  oder,  fälschen  lässt,  ver- 
steckt, vernichtet  oder  unbrauchbar  macht; 

3.  die  Ausstellung  oder  Ausfolgung  einer  zum  Nach- 
weis der  Kriterien  des  Wahlrechtes  notwendigen  Urkunde 
oder  eine  zum  Nachweis  der  Kriterien  des  Wahlrechtes 
notwendige  Aussage,  Aufklärung  oder  die  Ausfolgung  eines 
anderen  Beweismittels  oder  einer  anderen  Angabe  ent- 
gegen dem  Gesetze  verweigert; 

4.  vor  einer  Behörde  oder  einer  Kommission  bewusst 
eine  falsche  oder  gefälschte  Urkunde  oder  ein  anderes 
derartiges  Beweismittel  oder  eine  solche  Angabe  benützt; 

5.  wer  einen  Dritten  zum  Begehen  einer  der  in;  den 
Punkten  1 — 4 angeführten  Handlungen  zu  bewegen  sucht. 

Ein  Verbrechen  ist  die  Handlung,  wenn  sie  jemand 
im  Kreise  seines  Amtes  oder  seiner  amtlichen  Betrauung 
begeht. 

Die  Strafe  der  in  dem  gegenwärtigen  Paragraphen 
bestimmten  Delikte  stellt  G.-A.  XXIII:  1913  § 4 fest. 

§ 168. 

Wer  zu  dem  im  G.-A.  XXIII:  1913  § 7 erwähnten 
Zwecke  dem  Wähler,  oder  mit  der  Einwilligung  des 
Wählers  einem  Dritten  ein  Geschenk,  eine  Belohnung 
oder  einen  anderen  Vorteil  gewährt,  ihm  zukommen  lässt, 
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oder  verspricht,  begeht  ein  Vergehen  und  ist  mit  Gefäng- 
nis bis  zu  6 Monaten  und  an  Geld  bis  zu  1000  Kronen  zu 
bestrafen. 

Dieselbe  Strafe  trifft  auch  den  Wähler,  der  zu  dem 
im  Absatz  1 bezeichneten  Zwecke,  sei  es  für  sich,  sei  es 
für  einen  Dritten  ein  Geschenk,  eine  Belohnung  oder  einen 
anderen  Vorteil  fordert,  annimmt,  ein  bezügliches  Ver- 
sprechen nicht  zurückweist  oder  jemanden  zum  Ver- 
sprechen eines  Geschenks,  einer  Belohnung  oder  eines 
anderen  Vorteiles  zu  bewegen  trachtet. 


§ 169. 

Der  öffentliche  Beamte,  der  unter  Missbrauch  seiner 
Amtsgewalt  durch  eine  in  seinen  amtlichen  Wirkungs- 
kreis fallende  Handlung  oder  durch  die  Unterlassung  oder 
durch  das  Inaussichtstellen  einer  solchen  einen  Wähler 
in  der  freien  Ausübung  seines  Wahlrechtes  zu  beein- 
flussen trachtet,  wie  auch  der  öffentliche  Beamte,  der  eine 
der  im  G.-A.  XXIII:  1913  §§  6 und  7 angeführten  Hand- 
lungen unter  Missbrauch  seiner  Amtsgewalt  begeht,  ist 
wegen  Vergehens  mit  Gefängnis  bis  zu  zwei  Jahren  und 
an  Geld  bis  zu  2000  Kronen  zu  bestrafen. 

Ebenso  ist  auch  der  öffentliche  Beamte  zu  bestrafen, 
der  den  ihm  untergeordneten  Angestellten  anweist,  für 
irgendeinen  Kandidaten  zu  stimmen  oder  nicht  zu  stim- 
men, oder  sein  Stimmrecht  überhaupt  nicht  auszuüben, 
oder  sich  der  Abstimmung  zu  enthalten,  oder  dass  er 
seinen  Einfluss  in  irgendeiner  Weise  für  oder  gegen  den 
einen  oder  den  anderen  Kandidaten,  oder  im  Interesse 
der  Enthaltung  der  Wähler  von  der  Abstimmung  geltend 
mache. 

§ 170. 

\ 

Hat  das  im  § 168  des  gegenwärtigen  Gesetzes,  ferner 
im  G.-A.  XXIII:  1913  §§  10,  15  und  16  bestimmte  Ver- 
brechen odejr  Vergehen  ein  in  die  Wählerliste  des  be- 
treffenden Wahlbezirks  aufgenommener  Wähler  ange- 
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zeigt,  so  kommt  ihm  im  Verlaufe  des  Strafverfahrens  der 
Rechtskreis  des  Verletzten  zu. 

§ 171. 

An  Stelle  des  G.-A.  XXIII:  1913  § 24  tritt  die  folgende 
Bestimmung: 

Wegen  der  im  G.-A.  XXIII:  1913  §§19—21  be- 
stimmten Übertretungen  gehört  das  Verfahren  in  den 
Wirkungskreis  des  kön.  Bezirksgerichts. 


ELFTER  ABSCHNITT. 

Vermischte  und  Übergangsbestimmungen. 

§ 172. 

Dem  Präsidenten  und  den  Mitgliedern  der  Konskrip- 
tions-,  der  Wahl-  und  der  Skrutiniumskommission 
kommen  in  dem  Fall,  wenn  sie  nicht  am  Orte  ihrer  Tätig- 
keit wohnen,  während  der  Zeit  ihrer  faktischen  Tätigkeit 
Tagesgebühren  und  Reisekosten  zu,  deren  Ausmass  und 
deren  Anrechnungsmodalitäten  der  Minister  des  Innern 
durch  Verordnung  bestimmt.  Dem  richterlichen  Mit- 
gliede  des  Zentralausschusses,  ferner  der  Wahl-  oder  der 
Konskriptionskommission  kommen  nach  den  für  ihre 
sonstige  Amtstätigkeit  bestehenden  Vorschriften  Tages- 
gebühren und  Reisekosten  zu.  Dem  Präsidenten  und  den 
Mitgliedern  der  zum  Zwecke  des  Nachweises  der  der 
vierten  Klasse  der  Elementarvolksschule  entsprechenden 
Billdung,  wie  auch  der  Kenntnis  des  Schreibens  und  des 
Lesens,  ferner  der  zum  Nachweise  der  der  vierten  Klasse 
der  Bürgerschule  entsprechenden  Bildung  organisierten 
Kommission,  den  bei  der  Vorbereitung  der  Konskription 
mitwirkenden  Zählkommissären,  schliesslich  dem  bei  der 
Konskriptionskommission  mitwirkenden  Lehrer,  der  nicht 
Mitglied  der  Konskriptionskommission  ist,  kommt  eine 
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Entlohnung  zu,  deren  Ausniass  der  Minister  des  Innern 
durch  Verordnung  bestimmt. 

Die  mit  der  Vorbereitung  der  Konskription  der  Wäh- 
ler, mit  der  Konskription,  mit  der  Entwertung  und  der 
Richtigstellung  der  Namensliste  verbundenen,  wie  auch 
die  gesamten  im  Verlaufe  des  Wahlverfahrens  auftauchen- 
den Personal-  und  sachlichen  amtlichen  Auslagen  belasten 
den  Fiskus. 

§ 173. 

Bei  der  Entwertung  und  bei  der  jährlich  erfolgenden 
Richtigstellung  der  Namensliste,  ferner  bei  dem  Wahlver- 
Tahren  sind  diejenigen  Drucksorten  zu  verwenden,  die  der 
Minister  des  Innern  den  Zentralausschüssen  zu  diesem 
Zwecke  sendet. 

§ 174. 

Einem  in  staatlichem,  munizipalem  und  kommuna- 
lem öffentlichen  Dienste  stehenden  öffentlichen  Beamten 
gebührt,  wenn  er  bei  einer  Abgeordnetenwahl  als  Kandi- 
dat auftritt,  von  dem  Tage  der  erfolgten  Kandidation  an 
bis  zum  Ablauf  des  der  Beendigung  des  Wahlverfahrens 
folgenden  zweiten  Tage  ein  Urlaub.  Während  dieser  Zeit 
ist  der  öffentliche  Beamte  auch  der  Pflicht  enthoben,  an 
seinem  Amtssitze  zu  wohnen. 

Ein  zum  Abgeordneten  gewählter  derartiger  öffent- 
licher Beamter  gilt,  wenn  er  eine  mit  der  Abgeordneten- 
stelle inkompatible  Stellung  einnimmt  und  innerhalb 
dreissig  Tage  von  seiner  endgültigen  Verifizierung  an  ge- 
rechnet auf  das  Abgeordnetenmandat  nicht  verzichtet  hat, 
als  in  den  endgültigen  Ruhestand  versetzt,  vorausgesetzt, 
dass  er  die  gemäss  den  bestehenden  Vorschriften  zu  einer 
Pension  berechtigende  kürzeste  Dienstzeit  vollendet  hat, 
hat  er  aber  diese  kürzeste  Dienstzeit  noch  nicht  vollendet, 
so  ist  ihm  gemäss  den  bestehenden  Vorschriften  eine  End- 
abfertigung zuteil  zu  werden. 

Derjenige,  der  auf  Grund  der  im  vorangehenden  Ab- 
satz enthaltenen  Bestimmung  in  den  Ruhestand  versetzt 
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oder  einer  Endabfertigung  teilhaftig  wurde,  kann,  wenn 
seit  dem  Erlöschen  seines  Abgeordnetenmandats  drei 
Jahre  noch  nicht  verstrichen  sind,  kein  mit  der  Abgeord- 
netenstelle inkompatibles  Amt  oder  keine  solche  Stellung, 
die  von  der  Bestimmung  des  Königs  oder  von  der  Ernen- 
nung des  Königs,  der  Regierung,  der  Regierungsorgane 
abhängt  und  mit  einer  grösseren  Dotation  verbunden  ist, 
als  das  Amt  oder  die  Stellung,  auf  Grund  deren  der  Be- 
treffende gemäss  dem  vorangehenden  Absatz  in  den  end- 
gültigen Ruhestand  versetzt  oder  einer  Endabfertigung 
teilhaftig  wurde. 

§ 175. 

§ 12  des  von  der  Inkompatibilität  handelnden  G.-A. 
XXIV:  1901  wird  dahin  ergänzt,  dass  das  Reichstagsab- 
geordnetenmandat ausser  in  den  dort  angeführten  Fällen 
auch  für  denjenigen  Abgeordneten  erlischt,  der  rechts- 
kräftig zu  einer  Freiheitsstrafe  wegen  eines  Verbrechens 
gegen  den  Staat,  oder  wegen  eines  Verbrechens  oder  Ver- 
gehens verurteilt  wurde,  für  das  das  Gesetz  die  Suspen- 
dierung der  Ausübung  der  politischen  Rechte  anordnet, 
wie  auch  für  denjenigen,  der  auf  Grund  des  § 173  St.-G. 
wegen  Aufwiegelung,  oder  auf  Grund  § 172  St.-G.  wegen 
Aufreizung  gegen  eine  Nationalität  rechtskräftig  zu  einer 
Freiheitsstrafe  verurteilt  wurde,  schliesslich  für  denjeni- 
gen, der  wegen  eines  aus  Gewinnsucht  begangenen  Ver- 
brechens zu  einer  drei  Jahre  überschreitenden  Freiheits- 
oder noch  schwereren  Strafe  rechtskräftig  verurteilt 
wurde. 

§ 176. 

% 

Die  in  dem  von  der  Wahl  handelnden  achten  Ab- 
schnitt dieses  Gesetzes  enthaltenen  Bestimmungen  treten 
— mit  den  aus  den  Bestimmungen  des  § 177  folgenden 
Einschränkungen  — am  Tage  der  Kundmachung  dieses 
Gesetzes  ins  Leben.  An  demselben  Tage  treten  die  Be- 
stimmungen der  §§  80,  163,  164,  165—171  und  174  ins 
Leben. 


Die  übrigen  Bestimmungen  des  Gesetzes  treten  — mit 
den  aus  den  Bestimmungen  der  §§  177  und  178  folgenden 
Einschränkungen  — am  Tage  der  Kundmachung  des  Ge- 
setzes über  die  neuerliche  Feststellung  der  Wahlbezirke 
und  ihrer  Sitze  (§  34)  ins  Leben. 

Die  Arbeiten  für  die  Feststellung  der  Stimmbezirke 
sind  in  dem  im  vorangehenden  Absätze  bezeichneten  Zeit- 
punkte ungesäumt  zu  beginnen  und  innerhalb  drei  Monate 
zu  beenden.  Die  Entwerfung  der  Wählerliste  ist  spätestens 
nach  Ablauf  dieser  drei  Monate  zu  beginnen. 

Die  auf  Grund  dieses  Gesetzes  entworfenen  Namens- 
listen werden  spätestens  nach  Ablauf  eines  Jahres,  von 
dem  im  2.  Absatz  bezeichneten  Zeitpunkt  an  gerechnet, 
gültig,  der  Minister  des  Innern  bestimmt  jedoch,  sobald 
die  Namenslisten  sämtlicher  Bezirke  endgültig  sind  (§  81), 
für  das  Gültigwerden  der  Namenslisten  einen  entsprechen- 
den früherem  Zeitpunkt.  Diese  Namenslisten  sind  ohne 
Richtigstellung  gültig  für  den  restlichen  Teil  des  Kalender- 
jahres, in  den  der  Tag  ihres  Gültigwerdens  fällt,  ferner 
für  das  diesem  folgende  Kalenderjahr. 

§ 177. 

Während  der  Dauer  des  für  den  21.  Juni  1910  einbe- 
rufenen  Reichstags  erfolgen  sämtliche  Ergänzungswahlen 
— entsprechend  den  Bestimmungen  des  G.-A.  XIV:  1913 
§ 155  — auch  fernerhin  in  den  vor  dem  Inslebentreten  des 
G.-A.  XV:  1914  bestimmten  Wahlbezirken  und  nach  den 
gesetzlichen  Bestimmungen,  die  dem  G.-A.  XIV:  1913 
vorangegangen  sind  auf  Grund  der  für  das  Jahr  1914 
gültigen  Namensliste.  Die  in  den  §§  99 — 103  und  im  § 106 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  enthaltenen  Bestimmungen 
finden  jedoch  auch  bei  diesen  Wahlen  entsprechende  An- 
wendung. 

Eventuell  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  in  dem  die  auf  Grund 
dieses  Gesetzes  entworfenen  Namenslisten  gültig  werden 
(§  176  letzter  Absatz)  stattfindende  allgemeine  Abgeord- 
netenwahlen  erfolgen  in  den  auf  Grund  des  G.-A.  XV: 
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1914  bestimmten  Wahlbezirken  und  gemäss  den  Bestim- 
mungen des  G.-A.  XIV:  193:3 ; im  Wahlverfahren  jedoch 
sind  die  in  dem  achten  Abschnitt  des  gegenwärtigen  Ge- 
setzes enthaltenen  Bestimmungen  entsprechend  anzuwen- 
den. Im  Falle  einer  derartigen  Wahl  ist  die  Abstimmung 
von  den  auf  Grund  des  G.-A.  XV : 1914  festgestellten  Wahl- 
bezirken geheim:  in  den  Wahlbezirken  der  Haupt-  und  Re- 
sidenzstadt, der  Stadt  und  des  Distrikts  von  Fiume,  wie 
auch  in  den  Wahlbezirken  der  übrigen  Städte  mit  Muni- 
zipalrecht, ferner  in  den  aus  Einer  Stadt  mit  geregeltem 
Magistrat  oder  aus  Einer  Gemeinde,  oder  aus  mehreren 
Städten  mit  geregeltem  Magistrat  gebildeten  Bezirken. 
Insofern  bis  zum  Zeitpunkte  des  Gültigwerdens  der  auf 
Grund  dieses  Gesetzes  entworfenen  Namensliste  allge- 
meine Abgeordnetenwahlen  stattfinden,  sind  auch  für 
sämtliche  während  der  Dauer  des  derart  zusammentreten- 
den Reichstags  stattfindenden  Ersatzwahlen  die  in  dem 
gegenwärtigen  Absatz  enthaltenen  Vorschriften  mass- 
gebend. 

Die  Dauer  des  auf  Grund  von  Wahlen,  die  in  den  auf 
Grund  des  G.-A.  XV:  1914  festgestellten  Wahlbezirken  und 
gemäss  den  Bestimmungen  des  G.-A.  XIV:  1913  erfolgt 
sind,  zusammentretenden  Reichstags  endigt  — ab- 
weichend von  der  in  dem  G.-A.  1:1886  enthaltenen  Be- 
stimmung — mit  Ende  des  dem  Tag  des  Gültigwerdens 
der  auf  Grund  des  gegenwärtigen  Gesetzes  entworfenen 
Namenslisten  folgenden  sechsten  Monats  und  von  diesem 
letzterwähnten  Zeitpunkt  an  ist  auch  die  im  G.-A.  IV: 
1848  für  die  Einberufung  des  Reichstags  bestimmte  Frist 
zu  rechnen. 

§ 178. 

Fällt  der  im  § 176,  Absatz  2 bezeichnete  Zeitpunkt  auf 
die  Zeit  nach  dem  31.  August,  so  ist  das  zur  Richtigstellung 
der  geltenden  Wählerlisten  bereits  im  Zuge  befindliche 
Verfahren  gemäss  den  Bestimmungen  des  G.-A.  XIV:  1913 
zu  beenden.  In  diesem  Falle  dienen  als  Grundlage  der  im 
§ 177,  Absatz  2 erwähnten  Wahlen,  sofern  die  Wahlen  in 
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das  Jahr  des  im  § 176,  Absatz  2 bezeichneten  Zeitpunktes 
fallen,  die  für  dieses  Jahr  gültigen  Namenslisten,  insofern 
die  Wahl  aber  später  erfolgt,  die  gemäss  dem  gegenwär- 
tigen Absatz  richtiggestellten  Namenislisten. 

Fällt  der  im  § 176,  Absatz  2 bezeichnete  Zeitpunkt  auf 
den  31.  August  oder  in  die  diesem  Tage  vorangehende 
Zeit,  so  ist  von  einer  Richtigstellung  der  in  diesem  Zeit- 
punkt gültigen  Wählerlisten  abzusehen  und  das  eventuell 
bereits  im  Zuge  befindliche  Verfahren  einzustellen,  ln 
diesem  Falle  dienen  als  Grundlage  der  im  § 177,  Absatz  2 
erwähnten  Wahlen  die  in  dem  im  § 176,  Absatz  2 bezeich- 
neten Zeitpunkt  gültigen  Wählerlisten. 

Die  auf  Grund  der  bisherigen  Gesetze  entworfenen 
Namenslisten  sind  ausser  in  dem,  im  ersten  Absatz  des 
gegenwärtigen  Paragraphen  erwähnten  Fall  nicht  mehr 
richtigzustellen. 

§ 179. 

Jedes  Munizipium  und  jede  Stadt  mit  geregeltem 
Magistrat,  die  nach  dem  Gesetz  über  die  neuerliche  Fest- 
stellung der  Wahlbezirke  und  ihrer  Sitze  (§  34),  sei  es  für 
sich,  sei  es  mit  einer  anderen  Stadt  oder  mit  anderen 
Städten  zusammen  einen  Abgeordneten  entsenden,  bilden 
innerhalb  der  durch  dem  Minister  des  Innern  anzuberau- 
menden Frist  gemäss  dem  gegenwärtigen  Gesetze  den 
Zentralausschuss.  Sobald  die  Konstituierung  des  Zentral- 
ausschusses rechtskräftig  geworden,  endigt  — mit  den  im 
zweiten  .Absatz  des  gegenwärtigem  Paragraphen  erwähn- 
ten Ausnahmen  — die  Betrauung  der  auf  Grund  der  bis- 
herigen gesetzlichen  Bestimmungen  gebildeten  Zentral- 
ausschüsse. 

In  denjenigen  Städten  mit  geregeltem  Magistrat,  in 
denen  gemäss  G.-A.  XIV:  1913  ein  Zentralausschuss  ge- 
bildet wurde,  versehen,  wenn  dort  gemäss  dem  gegenwär- 
tigen Gesetze  ein  Zentralausschuss  nicht  oder  nicht  mit 
einem  auf  dasselbe  Gebiet  sich  erstreckendem  Wirkungs- 
kreise gebildet  wird,  wie  der  ebendort  gemäss  G.-A.  XIV: 
1913  gebildete  Zentralaiusschuss.  die  Agenden  bei  der 
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Richtigstellung  der  nach  den  Bestimmungen  des  G.-A. 
XIV:  1913  entworfenen  Wählerlisten  (§  178,  Absatz  1),  fer- 
ner bei  den  im  § 177,  Absatz  2 erwähnten  Wahlen,  die 
gemäss  G.-A.  XIV:  1913  zuletzt  gebildeten  Zentralaus- 
schüsse. In  den  Grossgemeinden,  die  nach  den  gesetz- 
lichen Bestimmungen,  die  dem  G.-A.  XV:  1914  vorange- 
gangen sind,  das  Recht  der  Entsendung  eines  besonderen 
Abgeordneten  hatten,  ferner  von  den  ähnlichen  Städten 
mit  geregeltem  Magistrat  in  denjenigen,  die  laut  des 
Gesetzes  über  die  neuerliche  Feststellung  der  Wahl- 
bezirke und  ihrer  Sitze  (§  34)  nicht  für  sich  einen  beson- 
deren Abgeordneten  entsenden  werden,  versehen  die 
Agenden  bei  den  im  § 177,  Absatz  1 erwähnten  Ergän- 
zungswahlen auch  fernerhin  die  durch  die  Bestimmung 
des  G.-A.  XIV:  1913  § 157  in  ihrer  Funktion  aufrecht- 
erhaltenen Zentralausschüsse. 

Die  Betrauung  der  auf  Grund  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  zum  erstenmal  gebildeten  Zentralausschüsse 
fendigt,  sobald  die  endgültig  gewordenen  ersten  Namens- 
listen versendet  wurden.  Die  Betrauung  der  bei  dem 
zweiten  Anlasse  gebildeten  Zentralausschüsse  dauert 
bis  Ende  des  der  Versendung  der  ersten  Namenslisten 
folgenden  ersten  Kalenderjahres. 

§ 180. 

Anlässlich  der  Entwertung  der  Namenslisten  genügt, 
was  das  Lebensalter  anlangt,  zur  Aufnahme  in  die 
Namensliste,  wenn  die  aufzunehmende  Person  ihr 
24.  Lebensjahr  innerhalb  einer  von  dem  im  § 176,  Absatz  2 
bestimmten  Zeitpunkt  an  gerechneten  einjährigen  Frist 
vollendet.  Diejenigen,  deren  Wahlrechtstitel  das  Erlangen 
einer  Tapferkeitsmedaille  oder  des  Karl-Truppenkreuzes 
feststellt,  sind  ohne  Rücksicht  auf  ihr  Lebensalter  in  die 
Namensliste  aufzunehmen. 

Derjenige,  für  den  eine  der  im  § 7 erwähnten  Aus- 
nahmen, oder  einer  der  im  § 8 oder  im  § 15  erwähnten 
Ausschliessungsgründe  besteht,  ist  in  die  Namensliste 
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aufzunehmen,  wenn  eine  öffentliche  Urkunde  beweist, 
dass  der  Ausschliessungsgrund  innerhalb  einer  von  dem 
im  § 176,  Absatz  2 bestimmten  Zeitpunkt  an  gerechneten 
einjährigen  Frist  ohne  Zweifel  aufhört. 

§ 181. 

Das  Ministerium  wird  ermächtigt,  in  dem  Falle, 
wenn  die  Konskription  der  Wähler  zur  Kriegszeit  er- 
folgt, für  diejenigen,  die  als  Reservisten,  als  Ersatz- 
reservisten oder  als  Landsturmmänner  aktiven  Dienst, 
oder  auf  Grund  der  Gesetze  über  die  Kriegsleistungen 
persönlichen  Dienst  leisten,  für  die  Abgabe  der  Fassion 
(§  54)  und  für  den  Nachweis  der  Kriterien  des  Wahl- 
rechtes durch  Verordnung  von  den  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  abweichende,  ausnahmsweise  Vorschrif- 
ten zu  bestimmen.  Der  Zentralausschuss  hat  die  erwähn- 
ten Personen  — wenn  sie  den  zum  Wahlrecht  erforder- 
lichen Kriterien  entsprechen  — in  die  Wählerliste  auch 
nach  dem  Auslegen  der  einstweiligen  Namenslisten  (§  78) 
bis  zum  Zeitpunkt  des  Gültigwerdens  der  Namensliste 
von  Amts  wegen  aufzunehmen.  In  diesem  Falle  bestimmt 
den  Modus  und  die  Zeit  für  das  Auslegen  der  gefassten 
Beschlüsse  zur  Einsicht,  wie  auch  die  Frist  für  die  gegen 
diese  Beschlüsse  zulässigen  Rechtsmittel  der  Minister 
des  Innern  durch  Verordnung. 

§ 182. 

Die  gemäss  diesem  Gesetze  zum  erstenmal  erfolgte 
Feststellung  der  Stimmbezirke  ist  durch  die  Munizipien, 
beziehungsweise  durch  die  Städte  mit  geregeltem  Ma- 
gistrat, nach  drei  Jahren  von  dem  Erwachsen  der  ersten 
Feststellung  in  Rechtskraft  an  gerechnet,  zu  überprüfen 
und  nach  Bedarf  abzuändern. 

§ 183. 

ft. 

Der  Minister  des  Innern  kann  dort,  wo  zu  einem  und 
demselben  Kreisnotariat  gehörende  Kleingemeinden  in 
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verschiedene  Stimmbezirke  eingeteilt  werden,  im  Ver- 
ordnungswege die  notwendigen  Verhandlungen  anregen, 
damit  die  Kreisnotariate,  um  sie  mit  den  Stimmbezirken 
in  Einklang  zu  bringen,  neugestaltet  werden,  und  sollte 
das  Munizipium  über  diese  Neugestaltung  nicht  verfügen, 
so  kann  er  sie  auch  von  Amts  wegen  anordnen. 


§ 184. 

Über  die  Gerichtsbarkeit  betreffend  die  Gültigkeit 
der  Abgeordnetenwahlen  verfügt  ein  besonderes  Gesetz. 

Über  das  Munizipalwahlrecht,  ferner  über  die  Wahl 
der  Mitglieder  für  die  Generalversammlung  der  Säch- 
sischen Universität  wird  ebenfalls  ein  besonderes  Gesetz 
verfügen.  Bis  dahin  bleiben  die  Bestimmungen  des 
G.-A.  VI  : 1915  über  das  munizipale  Wahlrecht  und  des 
G.-A.  XII  :1916  über  die  Verlängerung  des  Mandats  der 
Generalversammlungsmitglieder  der  Sächsischen  Uni- 
versität in  Kraft. 

§ 185. 

Diejenigen  Bestimmungen  dieses  Gesetzes,  die  die 
Sprachkenntnisse  des  Präsidenten  und  der  Mitglieder 
des  Zentralausschusses,  der  Konskriptions-,  der  Wahl- 
und  der  Skrutiniumskommission,  wie  auch  die  Amts- 
sprache des  Zentralausschusses  betreffen,  erstrecken 
sich  auf  die  Stadt  und  den  Distrikt  von  Fiume  nicht.  Der 
Minister  des  Innern  bestimmt  diesbezüglich  den  dortigen 
Verhältnissen  entsprechende  Vorschriften  durch  Ver- 
ordnung. Das  Wahlprotokoll,  das  Abstimmungsproto- 
koll, die  rubrizierten  Abstimmungsbogen,  wie  auch 
die  gemäss  §§  130  und  146  anzufertigenden  besonderen 
Listen  sind  in  der  Stadt  und  im  Distrikt  von  Fiume  in 
ungarischer  und  in  italienischer  Sprache  zu  verfassen. 

Die  die  Bildung  der  zum  Zwecke  des  Nachweises 
der  der  vierten  Klasse  der  Elementarvolksschule  ent- 
sprechenden Bildung  und  der  Kenntnis  des  Schreibens 
und  des  Lesens  organisierten  Kommission  (§  23)  betref- 
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ienden  Bestimmungen  erstrecken  sich  ebenfalls  nicht  auf 
die  Stadt  und  den  Distrikt  von  Fiume.  Der  Minister  für 
Kultus  und  Unterricht  bestimmt  diesbezüglich  die  den 
dortigen  Verhältnissen  entsprechenden  Vorschriften  durch 
Verordnung. 


§ 186. 

Mit  dem  Inslebentreten  dieses  Gesetzes  verlieren  alle 
ihm  widersprechenden  Bestimmungen  der  bestehenden 
Gesetze  ihre  Wirksamkeit. 


§ 187. 

Mit  dem  Vollzug  dieses  Gesetzes  werden  für  die 
dem  Ministerium  übertragenen  Agenden  das  Ministerium, 
im  übrigen  aber  — soweit  nicht  dieses  Gesetz  einen 
anderen  Minister  betraut,  oder  aus  der  Natur  der  Be- 
stimmung nichts  anderes  folgt  — der  Minister  des 
Innern  betraut. 


Motivenbericht 


zu  dem  Gesetzentwurf  über  die  Wahl  der 
Reichstagsabgeordneten. 


I.  Allgemeiner  Motivenbericht. 

Der  G.-A.  XIV  : 1913  hat  die  Frage  des  Wahlrechts 
nicht  auf  einen  Ruhepunkt  gebracht. 

Seit  der  Schaffung  unseres  ersten,  grundlegenden. 
Wahlrechts,  des  G.-A.  V : 1848,  sind,  wenn  wir  auch  unsere 
Zeitrechnung  erst  von  dem  Wiedererwachen  unseres  ver- 
fassungsmässigen Lebens,  vom  Jahre  1865  an  zählen,  bis 
1913  48  Jahre  ohne  eine  Wahlrechtsreform  verstrichen. 
War  doch  G.-A.  XXXIII  : 1874  keine  Rechtsausdehnung, 
er  hat  sogar  das  im  G.-A.  V : 1848  enthaltene  Wahlrecht 
in  vielen  Hinsichten  eingeschränkt,  G.-A.  XV:  1899  § 141 
aber,  der  die  rechtsberaubenden  Folgen  der  Steuerrück- 
ständigkeit aufhob,  ist  eine  Zwischenverfügung  von  ge- 
ringerer Bedeutung,  kann  jedoch  nicht  als  Reform  bezeich- 
net werden.  Die  auf  das  Jahr  1848  folgende  Epoche  hat  die 
Hoffnungen  der  Schöpfer  der  1848er  Reformen  nicht  ver- 
wirklicht. Diese  haben  den  G.-A.  V : 1848  nur  als  einst- 
weilige Grundlage  gedacht  und  erwarteten  von  den 
künftigen  Generationen,  dass  sie  auf  dieser  Basis  weiter 
bauen  und  das  Wahlrecht  von  Zeit  zu  Zeit,  jedoch  immer 
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dein  Fortschritt  der  nationalen  Gesellschaft  angemessen, 
entwickeln  werden. 

Das  ist  jedoch  nicht  geschehen. 

Dies  ist  demnach  der  Hauptgrund  dafür,  dass  nun- 
mehr nur  eine  radikale  Reform  des  Wahlrechts  die  Lösung 
sein  kann,  die  dem  entwickelten  Zustand  der  wirtschaft- 
lichen und  der  kulturellen  Umgestaltung  des  Landes  Rech- 
nung trägt  und  alle  Schichten  der  nationalen  Gesellschaft 
an  dem  Wahlrecht  teilnehmen  lässt. 

I. 

Der  G.-A.  V : 1848. 

Wie  radikal  auch  immer  heute  die  Reform  des  Wahl- 
rechts sein  möge,  kann  sie,  was  Umfang  und  Wirkung  an- 
langt, mit  der  Bedeutung  des  G.-A.  V : 1848  nicht  verglichen 
werden.  Dieses  Gesetz  ist  nur  ein  Bruchteil  der  grossen 
Reformschöpfung,  die  an  Stelle  des  ständischen  Ungarns 
die  Basis  des  bürgerlichen  Ungarns  gelegt  hat.  Anstatt 
der  200.000  privilegierten  Wähler  hat  es  800.000  bürger- 
liche Wähler  geschaffen,  also  die  Zahl  der  Teilnehmer  an 
den  politischen  Rechten  auf  das  Vierfache  erhöht.  Und 
beurteilen  wir  seine  Bestimmungen  nicht  nach  dem  gegen- 
wärtigen Zustande  der  nationalen  Gesellschaft,  sondern 
auf  Grund  der  gesellschaftlichen  Gliederung  der  1848er 
Epoche,  so  können  wir  sagen,  dass  der  G.-A.  V : 1848,  ab- 
gesehen davon,  dass  er  das  Wahlrecht  vorerst  auf  die 
Gläubigen  der  gesetzlich  rezipierten  Konfessionen  be- 
schränkte, sozusagen  allen  damals  bestandenen  und  ent- 
wickelten gesellschaftlichen  Klassen  das  Wahlrecht  ge- 
währt hat.  Seine  einzelnen  Mängel  erklären  die  einleiten- 
den Worte  des  Gesetzes:  „Einstweilen  wird  folgendes 
angeordnet:“  Die  Gesetzgebung  von  1848  hat  daher  dem 
ersten  Gesetz  der  Rechtsausdehnung  nur  den  Charakter 
einer  einleitenden,  grundlegenden,  einstweiligen  Bestim- 
mung zugedacht.  Dieselbe  Erklärung  ist  auch  in  der  Ein- 
leitung zu  dem  siebenbürgischen  G.-A.  II  : 1848  zu  finden, 
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wo  es  heisst:  „Die  auf  Grund  der  Volksvertretung  vor- 
zunehmende Wahl  der  auf  den  für  den  2.  Juli  laufenden 
Jahres  nach  Pest  schon  einbernfenen  gemeinsamen 
Reichstag  zu  entsendenden  siebenbürgischen  Abgeord- 
neten hat,  auch  mit  Rücksicht  auf  die  Ermöglichung  der 
sofortigen  Anwendung,  nur  für  diesen  einen  Fall  folgen- 
dermassen  vor  sich  zu  gehen:“ 

Der  G.-A.  V : 1848  enthält  in  erster  Reihe  die  Be- 
stimmung: „Der  gegenwärtige  Reichstag  kann  sich  nicht 
berufen  fühlen,  denjenigen  den  Genuss  der  politischen 
Rechte  zu  entziehen,  die  ihn  bisher  hatten,  infolgedessen 
all  diejenigen,  die  bisher  in  den  Komitaten  und  in  den 
freien  Distrikten  bei  der  Wahl  der  Reichstagsabgeord- 
neten  ein  Stimmrecht  hatten,  in  der  Ausübung  dieses 
Rechtes  hiemit  belassen  werden.“  (§  1.)  Dasselbe  Prinzip 
hat  er  auch  auf  diejenigen  angewendet,  die  bisher 
städtische  Bürger  waren  (§  2,  Punkt  e).  Die  allgemeine 
Bedingung  des  Wahlrechts  ist  das  zwanzigjährige 
Lebensalter.  Von  dem  Wahlrecht  waren  ausgeschlossen, 
die  unter  väterlicher,  vormundschaftlicher  oder  dienst- 
herrlicher  Gewalt,  oder  die  wegen  gewisser  schwerer 
Delikte  unter  Strafe  stehen,  ferner  die  Frauen  (§  2,  Ab- 
satz 1).  Die  Grundlage  des  Gesetzes  ist  der  Zensus  des 
Besitzes,  des  Einkommens,  der  Beschäftigung  und  der 
höheren  Intelligenz. 

Das  Mass  des  Besitzzensus  ist  in  königlichen  Frei- 
städten oder  in  Gemeinden  mit  geregeltem  Magistrat  das 
ausschliessliche  Eigentum  eines  Hauses  oder  eines  Grund- 
stückes im  Werte  von  dreihundert  Silbergulden,  in  ande- 
ren Gemeinden  aber  einer  im  bisherigen  Urbarialsinn  ge- 
nommenen Viertelsession. 

Auf  Grund  des  Einkommenzensus  sind  Wähler,  die 
nach  ihrem  Grundbesitz  oder  nach  ihrem  Kapital  ein 
ständiges  und  sicheres  Einkommen  von  jährlich  hundert 
Silbergulden  nachzuweisen  vermögen. 

Auf  Grund  der  Beschäftigung  sind  Wähler,  die  als 
„Handwerker,  Kaufleute,  Fabrikanten  eine  Niederlas- 
sung haben,  wenn  sie  eine  eigene  Werkstätte  oder  eine 
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Handelsniederlassung  oder  eine  Fabrik  besitzen  und,  so- 
weit sie  Handwerker  sind,  fortwährend  mindestens  mit 
einem  Gehilfen  arbeiten“. 

Auf  Grund  der  höheren  Intelligenz  sind  Wähler  die 
„Doktoren,  Chirurgen,  Advokaten,  Ingenieure,  akademi- 
schen Künstler,  Professoren,  Mitglieder  der  ungarischen 
Akademie  der  Wissenschaften,  Apotheker,  Seelsorger, 
Hilfsseelsorger,  Gemeindenotäre  und  Schullehrer  in  dem 
Wahlbezirk,  in  dem  sie  eine  ständige  Wohnung  haben“ 
(§  2,  a)—d). 

G.-A.  V : 1848  kennt  keinen  Steuerzensus,  wie  er  auch 
nicht  den  Zensus  des  besteuerten  Eigentums  oder  Ein- 
kommens kennt.  Das  ist  ein  rein  an  den  Besitz,  an  das 
Einkommen,  an  die  Beschäftigung  oder  an  die  Intelligenz 
geknüpfter  Zensus.  Es  fällt  auf,  dass  dieses  Gesetz  bei  dem 
Einkommenzensus  nur  ein  dem  Grundbesitz  oder  Kapital 
entstammendes  Einkommen  als  Grundlage  des  Wahl- 
rechts akzeptiert.  Auch  dieser  Mangel  darf  nicht  nach  der 
gegenwärtigen  Gliederung  der  Gesellschaft  beurteilt  wer- 
den. Die  Komitats-  und  die  städtischen  Beamten  blieben 
auf  Grund  des  alten  Rechts  Wähler,  und  der  grösste  Teil 
von  ihnen  entsprach  auch  der  Bedingung  des  Eigentums- 
zensus, oder  gelangte  auf  Grund  der  höheren  Intelligenz 
in  die  Reihe  der  Wähler;  die  Klasse  der  Privatangestellten 
aber  war  damals  noch  kaum  in  Entwicklung  begriffen. 

Prüfen  wir  die  Wirkung  der  einzelnen  Bestimmungen 
des  Gesetzes  des  näheren,  so  können  wir  sehen,  dass  es 
in  der  Rechtsausdehnung  nicht  engherzig  war.  In  den 
Städten  war  der  Zensus  eines  Haus-  oder  eines  Grund- 
besitzes im  Werte  von  dreihundert  Silbergulden  niedrig 
genug,  ja  er  räumte  sogar  fast  allen  Eigentümern  eines 
Grundstückes  das  Wahlrecht  ein.  Zum  Wahlrecht  gelang- 
ten auch  die  Kaufleute,  die  Fabrikanten  und  die  Hand- 
werker, die  letztgenannten,  wenn  sie  fortwährend  min- 
destens mit  einem  Gehilfen  arbeiteten.  Genug  niedrig  und 
der  städtischen  Bevölkerung  günstig  war  auch  der  Zensus 
eines  einem  Kapital  entspringenden  Einkommens  von 
jährlich  hundert  Silbergulden.  Schliesslich  begünstigte 
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auch  der  Intelligenzzensus  die  Städte,  denn  diejenigen,  die 
eine  höhere  Intelligenz  hatten,  die  Diplomierten,  wohnten 
naturgemäss  in  der  verhältnismässig  grössten  Zahl  in 
Städten.  Der  für  die  übrigen  Gemeinden  bestimmte  Zensus 
einer  Viertel-Urbarialsession  brachte  den  Kern  der  Klein- 
grundbesitzer und  der  Landwirte  in  die  Reihen  der 
Wähler. 

Die  Gesetzgebung  von  1848  konnte,  wenn  sie  nicht 
auf  einmal  von  dem  Wahlrechte  der  Privilegierten  auf 
das  allgemeine  Wahlrecht  übergehen  wollte,  keinen  an- 
deren Zensus  anwenden,  als  den  des  Eigentums,  des  Ein- 
kommens, der  Beschäftigung  und  der  höheren  Intelligenz. 
Einen  Steuerzensus  wollte  sie  nicht  annehmen,  weil  sie 
nicht  wissen  konnte,  wie  sich  das  Steuersystem  in  der 
Zukunft  gestalten  wird  und  welche  Wirkung  die 
Änderung  auf  das  Wahlrecht  haben  kann.  Ein  im  Jahre 
1843  erschienener  Zeitungsartikel1  Kossuths  gibt  dem  Be- 
denken Ausdruck,  „die  Herabsetzung  der  direkten 
Steuer  werde  die  Steuerzahlung  vermindern  und  könne 
daher  auch  die  Zahl  der  ein  Wahlrecht  besitzenden 
Bürger  verringern.“  (Pesti  Hirlap,  Nr.  237  v.  J.  1843.) 

Sie  konnte  bei  dem  damaligen  kulturellen  Zustande 
des  Landes  auch  den  allgemein  niedrigsten  Intelligenz- 
zensus nicht  anwenden.  Hiefür  ist  eine  Erklärung  charak- 
teristisch, die  Graf  Julius  Andrässy  der  Ältere  anlässlich 
der  Verhandlung  des  Gesetzentwurfes  machte:  „Selbst 
in  Amerika  ist  das  Wahlrecht  mindestens  an  das 
Schreiben-Lesen  geknüpft,  was  eine  viel  höhere  Quali- 
fikation ist,  als  die  in  dem  Gesetzentwurf  enthaltene.“ 

Wollen  wir  richtig  beurteilen,  welcher  Gesichts- 
punkt die  Schöpfer  des  G.-A.  V : 1848  bei  der  Bestim- 
mung des  in  das  Gesetz  aufgenommenen  Zensus  ge- 
leitet hat,  so  erhalten  wir  die  Aufklärung  in  dem  Zeitungs- 
artikel Ludwig  Kossuths  über  den  Zensus  (Pesti  Hirlap, 
Jahrg.  1843,  Nr.  237):  „Das  Wesen  des  Zensualsystems 
— sagt  Kossuth  — besteht  darin,  dass  diejenigen  zu  Teil- 
nehmern an  dem  Bürgerrecht  gemacht  werden,  von 
denen,  da  sie  über  ein  gewisses  Vermögen  oder  Ein- 
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kommen  verfügen,  mit  Wahrscheinlichkeit  angenommen 
werden  kann,  dass  sie  sich  einigermassen  ausbilden  kön- 
nen und  dem  Staat  und  dem  allgemeinen  Wohl  Interesse 
entgegenbringen.  Gegen  diese  Idee  an  sich  kann  nie- 
mand etwas  einzuwenden  haben;  die  Anwendung  jedoch 
kann  auch  die  Medizin  zu  Gift  machen,  und  der  Zensus 
kann  derart  sein,  dass  das  Wahlrecht  eigentlich  ein 
Mockliberalismus  wird.  Nach  unserer  Überzeugung  muss 
der  bürgerliche  Staat  trachten,  derart  für  die  allgemeine 
Erziehung  zu  sorgen,  dass  auch  der  ärmste  Bürger  die 
Möglichkeit  und  die  Gelegenheit  habe,  sich  einigermassen 
auszubilden;  in  dem  Menschen  aber  hat  er  den  Menschen 
und  den  Bürger  in  dem  Masse  zu  achten,  die  Hindernisse 
des  Besitzerwerbs  und  des  Brotverdienstes  hat  er  in  dem 
Masse  abzuwenden,  dass  der  allgemeine  Wohlstand  so 
verbreitet  werde,  dass  das  ganze  Volk  als  an  der  Auf- 
rechterhaltung des  Staates  beteiligt  gelten  und  dass 
die  Beteiligten  mindestens  eine  so  überwiegende 
Zahl  ausmachen,  dass  das  Wahlrecht  ohne  Gefahr  auf 
das  ganze  Volk  ausgedehnt  werden  könne.“ 

Die  Gesetzgebung  vom  Jahre  1848  hat  daher  bei 
dem  Zensus  des  Eigentums,  des  Einkommens,  der  Be- 
schäftigung und  der  höheren  Intelligenz  den  Gradmesser 
des  Intelligenzzensus  gesucht,  der  damals  noch  nicht 
anders  zu  bestimmen  war.  Das  Vermögen,  das  Einkom- 
men und  die  Beschäftigung  hatten  für  sie  nur  insoweit 
Bedeutung,  als  sie  in  allen  dreien  die  Möglichkeit  des 
Erwerbs  einer  gewissen  minimalen  Intelligenz  voraus- 
gesetzt hat. 

Bei  diesem  Punkte  ist  auch  zu  berücksichtigen,  dass 
der  Gesetzgebung  von  1848  bei  der  Schaffung  des  Wahl- 
rechtes selbst  statistische  Daten  nicht  zur  Verfügung 
gestanden  sind.  So  schreibt  Alexius  Fenyes  in  dem  Vor- 
worte zu  seinem  im  Jahre  1842  erschienenen  Werke  „Die 
Statistik  Ungarns“:  „Unsere  ausserordentliche  politische 
Lage  hatte  und  hat  es  zur  Folge,  dass  unsere  wichtigeren 
statistischen  Daten  als  tiefe  Staatsgeheimnisse  gehütet 
werden.“  Die  Statistik  befand  sich  — wie  wir  der 
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Nr.  225  v.  J.  1843  des  Pesti  Hirlap  entnehmen  — in  einem 
Zustand,  dass  Alexius  Fenyes  und  Bärändy  die  Bevöl- 
kerung der  grösseren  Städte  mit  ganz  verschiedenem 
Ergebnis  berechneten.  Der  Abgeordnete  des  Komitats 
Pozsony,  Titus  Olgyay,  sagte  bei  der  Verhandlung  des 
Entwurfes  in  der  Zirkularsitzung  ganz  offen,  die  Reform 
könne  mangels  statistischer  Daten  nicht  weiterentwickelt 
werden,  wobei  er  von  dem  Entwurf  auch  sagte,  „er  ist 
nur  eine  Probe,  denn  er  ist  ohne  statistische  Daten  nur 
auf  gut  Glück  ausgearbeitet  worden“. 

Sowohl  die  Verhandlungen  in  den  Zirkular-  wie  in 
den  Diätalsitzungen  der  unteren  Tafel  durchdringt  der 
Gedanke,  dass  es  sich  nur  um  eine  einstweilige  Bestim- 
mung handelt.  Das  dient  auch  denjenigen  zur  Beruhigung, 
die  schon  damals  das  allgemeine  Wahlrecht  urgiert  haben. 
Die  Anhänger  des  allgemeinen  Wahlrechtes  entwickelten 
hauptsächlich  bei  § 1 des  Entwurfes,  der  die  Bestimmung 
über  diejenigen  enthält,  die  in  den  Komitaten  und  in  den 
freien  Distrikten  auf  Grund  ihres  alten  Rechtes  gestimmt 
haben,  ihre  Ansichten.  In  der  Zirkularsitzung  fordert 
Franz  Kubitiyi  die  Gleichheit  der  Adeligen  und  der  Bür- 
ger. Nach  § 1,  der  von  den  Adeligen  für  das  Wahlrecht 
keine  weitere  Qualifikation  verlangt,  müssen  wir  auch 
den  § 2 konstruieren.  „Das  Wahlrecht  — sagte  er  — ist 
ein  natürliches  Recht,  wie  auch  die  Grundlage  der  Wahl 
nichts  anderes  als  das  Vertrauen  sein  kann.  Verlangen 
wir  aber  zur  Ausübung  dieses  Rechtes  eine  gewisse 
Intelligenz,  so  besitzen  alle  Klassen  der  ungarischen 
Nation  Intelligenz  genug,  um  das  Wesen  der  Freiheit  zu 
erfassen.  Das  zeigen  die  bisherigen  Ereignisse,  denn 
siehe,  das  ungarische  Volk  hat  die  Umgestaltung  mit 
Begeisterung  aufgenommen  und  sich  nicht  zur  Störung 
der  Ordnung  hinreissen  lassen.  Kurz:  Das  Volk  möge 
ebenso  wählen  wie  der  Adelige.“  Auch  Ladislaus 
Madardsz  fordert  in  der  Zirkularsitzung  das  allgemeine 
Wahlrecht:  „Bei  einem  Zensus  kann  es  keine  Gleichheit 
geben.“  Neben  den  menschlichen  Kopf  verlangt  er  nur 
die  Unabhängigkeit  und  das  Lebensalter  als  Qualifikation. 
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„In  der  bürgerlichen  Gesellschaft  sind  die  Individuen,  der 
Mensch,  zu  vertreten,  nicht  aber  die  Ochsen,  das  Vieh, 
die  Felder.“  Als  in  der  Diätalsitzung  das  allgemeine 
Wahlrecht  neuerlich  zur  Sprache  kam,  betonte  er,  sie 
haben  sich  einstweilen  nur  deshalb  mit  dem  Zensuswahl- 
recht zufriedengegeben,  weil:  „ich  glaube,  dass  wir  jetzt 
nur  einstweilig  verfügen,  da  ich  überzeugt  bin,  dass  das 
Haus  auf  diesem  Gebiete  nicht  stehenbleiben  kann,  denn 
ich  setze  von  der  zukünftigen  Gesetzgebung  voraus,  dass 
sie  die  Rechte  der  Menschen  erringen  wird.“  Gabriel 
Lönyay  fordert  in  der  Zirkularsitzung  das  allgemeine 
Wahlrecht  mit  einer  Abstimmung  in  zwei  Stufen.  Den  Be- 
denken hegenden  setzt  er  die  Erklärung  entgegen:  „Die  Ge- 
fahr kommt  nicht  von  denjenigen,  die  in  die  Ausübung  der 
Rechte  aufgenommen,  sondern  im  Gegenteil  von  den- 
jenigen, die  aus  ihr  ausgeschlossen  werden.“  Der  Abge- 
ordnete des  Komitats  Baranya,  Nikolaus  Perczel,  ergreift 
in  der  Zirkularsitzung  ebenfalls  gegen  das  ausnahms- 
weise Wahlrecht  der  Adeligen  das  Wort:  „Die  Devise 
der  gegenwärtigen  Bewegungen  ist  die  Rechtsgleichheit, 
und  deshalb  will  er  in  der  Ausübung  des  Rechtes  keinen 
Unterschied  zwischen  Adeligen  und  Nichtadeligen,  son- 
dern er  will  das  Recht  auf  möglichst  breite  Grundlagen 
basieren.“  In  der  Zirkularsitzung  ergriffen  auch  Abge- 
ordnete das  Wort,  die,  wenn  sie  auch  nicht  auf  der 
Grundlage  des  allgemeineli  Wahlrechtes  standen,  den- 
noch gegen  das  an  keine  besondere  Bedingung  geknüpft  ■ 
Wahlrecht  der  Adeligen  Einwendung  erhoben.  So  der 
Abgeordnete  des  Komitats  Pest,  Moritz  Szentkirälyi, 
und  Lorenz  Töth.  Moritz  Szentkirälyi  betonte  gleichfalls 
in  der  Zirkularsitzung,  er  betrachte  die  gegenwärtige 
Epoche  nur  als  eine  Übergangsepoche  und  gebe  sich 
gegen  seine  Überzeugung  damit  zufrieden,  dass  der 
§ 1 bleibe.“ 

Aus  den  Verhandlungen  des  1848er  Gesetzes  geht  es 
deutlich  hervor,  dass  das  Gesetz  eigentlich  das  Ergebnis 
eines  Kompromisses  zwischen  den  Anhängern  der 
patriotisch-konservativen  und  der  patriotisch-demokrati- 
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sehen  Richtung  ist,  die  jedoch  eines  Sinnes  waren  in  der 
Grundidee:  in  der  Sicherung  des  unabhängigen,  verant- 
wortlichen Ministeriums  und  der  repräsentativen  Ver- 
fassung. Klar  entwickelt  Ludwig  Kossuth  diese  Gesichts- 
punkte in  seinem  „Rückblick  auf  1848“  betitelten  Schreiben 
vom  12.  Januar  1871  (Ludwig  Kossuths  Schriften, 
VIII.  Band,  S.  331  bis  349):  „Was  die  Details  anlangt,  ist 
das  48er  Werk  weder  vollständig  noch  vollkommen.“  „An 
einigen  Fragen,  die  die  logischen  Folgen  der  demokrati- 
schen Umgestaltung  sind,  hat  die  Gesetzgebung  von  1848 
gar  nicht  gerührt.“ 

Er  führt  noch  aus,  was  der  Grund  dieses  Mangels  ist: 

„Ich  will  den  wahren  Grund  angeben: 

Nachdem  wir  über  die  Quelle  aller  Übel  des  Vater- 
landes mit  uns  zu  Rate  gegangen  waren,  gelangten  wir  zu 
der  Überzeugung,  dass  wir,  um  den  günstigen  Einfluss  der 
europäischen  Verhältnisse  mit  mannhafter  Entschlossen- 
heit auszunützen,  alle  Kräfte  vor  allem  auf  die  Durch- 
führung von  zwei  Sachen  zu  konzentrieren  haben.  Die  eine 
ist,  dass  wir  aus  der  Verwaltung  der  Angelegenheiten 
aller  Art  unseres  Vaterlandes  jede  fremde  Einmengung 
ausschliessen  und  durch  Errichtung  einer  unabhängigen 
ungarischen  parlamentarischen  Regierung  die  gesetzliche 
Unabhängigkeit  des  ungarischen  Staates  sichern.  Die 
andere  ist,  dass  wir  die  aristokratische  Verfassung,  von 
der  die  bitteren  Erfahrungen  von  350  Jahren  bewiesen 
haben,  dass  sie  nicht  imstande  ist,  die  staatliche  Unabhän- 
gigkeit des  Landes  zu  wahren,  die  Nation  in  geistiger  und 
materieller  Hinsicht  zu  heben,  zu  einer  demokratischen 
Verfassung  entwickeln  und  hiezu  durch  die  Umgestaltung 
des  Hörigenvolkes  zu  freien  Grundbesitzern,  zu  freien 
Bürgern  eine  feste  Grundlage  schaffen. 

Wir  waren  überzeugt,  dass,  wenn  das  Vaterland,  wie 
sein  Recht  es  mit  sich  bringt,  unabhängig,  und  in  dem 
unabhängigen  Vaterlande  das  Volk  der  freie  Herr  seines 
eigenen  Schicksals  wird, , die  weitere  Entwicklung  von 
selbst  eintreten  muss. 
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Wir  glaubten  daher,  von  allem  absehen  zu  müssen, 
was  das  Erreichen  dieses  grossen  Zieles  kompromittieren 
könnte,  und  dass  in  anderen  fragen  nur  so  weit  zu  gehen 
ratsam  ist,  als  es  ohne  Gefährdung  dieses  grossen  Zieles 
tunlich  ist.“  (S.  335 — 336.) 

Des  weiteren  sagt  er  unter  Lobpreisung  des  An- 
denkens des  ungarischen  Adels,  der  die  Reform  von  1848 
geschaffen  hat,  es  musste  gegen  grosse  Schwierigkeiten 
angekämpft  werden,  und  „deshalb  hielten  wir  es  nicht  für 
ratsam,  die  Saite  noch  weiter  zu  spannen,  um  keinem 
Widerspruch  zu  begegnen.  Man  wollte  das  Ganze  sichern, 
eben  deshalb  durfte  inan  in  einzelnen  Details  nicht  bis  zum 
äussersten  gehen“.  Auch  dafür  hat  er  eine  Erklärung: 
„Damals  verhielt  sich  nämlich  die  Sache  noch  so,  dass  die 
Gesetze  bei  Schluss  des  Reichstages  auf  einmal  zusammen 
sanktioniert  wurden.  Eine  wesentliche  Differenz  wegen 
eines  Punktes  vermochte  alles  zu  kompromittieren.“ 

Auch  Kossuth  selbst  gehörte  zu  denjenigen,  die  schon 
im  Jahre  1848  Anhänger  des  allgemeinen  Wahlrechts 
waren.  Das  geht  aus  dem  Verfassungsentwurf  hervor,  den 
er  in  seinem  vom  5.  Mai  1870  datierten  an  Daniel  Iränyi 
gerichteten  Schreiben  skizziert.  Diesen  Entwurf  hatte  er 
neunzehn  Jahre  vor  diesem  Datum  ausgearbeitet.  Der 
Titel  des  Entwurfes  ist:  „Vorschlag  betreffend  die  künftige 
politische  Organisation  Ungarns  mit  Rücksicht  auf  die 
Lösung  der  Nationalitätenfrage.“  (Schriften,  VIII,  S.  283 
— 294.)  Der  grundlegende  Satz  dieses  Verfassungsent- 
wurfes ist:  „Das  hauptsächlichste  Prinzip  ist  die  Volks- 
souveränität, das  ist  die  Autonomie;  unter  Volk  verstehe 
ich  die  Gesamtheit  der  Staatsbürger.  Diese  Definition 
setzt  Rechtsgleichheit  und  infolgedessen  allgemeines 
Stimmrecht  voraus.“ 

Der  G.-A.  V : 1848  und  die  ganze  Reformschöpfung 
von  1848  haben,  wenn  sie  auch  nicht  sofort  das  allgemeine 
Wahlrecht  brachten,  aber  jedenfalls  gewollt,  die  Volks- 
vertretung möge  der  treue  Ausdruck  der  damaligen  ge- 
sellschaftlichen G':edcrung  sein.  Hat  doch  auch  die  fran- 
zösische Revolution  das  allgemeine  Wahlrecht  nicht  auf 
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einmal  gebracht.  Das  Wahlrecht  vom  22.  Dezember  1789, 
das  dann  auch  in  die  Verfassung  vom  3.  September  1791 
übernommen  wurde,  machte  das  Wahlrecht  bei  einer 
Altersgrenze  von  25  Jahren  von  einem  minimalen  Steuer- 
zensus (dem  Äquivalent  eines  dreitägigen  Taglohnes)  ab- 
hängig und  schloss  ausdrücklich  aus  dem  Wahlrecht  die 
Dienstboten  und  alle,  die  unter  der  Gewalt  eines  Dienst- 
herrn stehen,  aus.  Haben  doch  auch  die  Länder  der  Nord- 
amerikanischen Vereinigten  Staaten  nach  der  Proklamie- 
rung  ihrer  Freiheit  bei  der  Schaffung  des  Wahlrechts  als 
erstes  Aushilfsmittel  einen  gewissen  Zensus  angewendet. 
Das  französische  und  das  anglosächsische  Beispiel  mach- 
ten ohne  Zweifel  Eindruck  auf  die  Anreger  des  Reform- 
werkes von  1848.  In  Befolgung  dieser  Beispiele  waren  sie 
der  Überzeugung,  in  der  Gegenwart  alles  getan  zu  haben, 
was  sie  tun  konnten,  und  für  die  Zukunft  den  Ausbau  der 
Demokratie  gesichert  zu  haben. 

Von  den  Verhandlungen  über  den  G.-A.  V : 1848  kann 
uns  insbesondere  die  Frage  des  an  das  Eigentum  einer 
Viertel-Urbarialsession  geknüpften  Eigentumszensus  inter- 
essieren, da  doch  dieser  Zensus  bis  zur  Schaffung  des 
G.-A.  XIV  : 1913  der  wesentlichste  Rechtstitel  unseres 
Wahlrechts  war.  Bekanntlich  forderte  der  Entwurf  ur- 
sprünglich den  Zensus  einer  halben  Urbarialsession.  Auf 
Antrag  des  Trencsener  Abgeordneten  Paul  Kubicza  in 
der  Zirkularsitzung,  den  auch  Kossuth  unterstützt  hat, 
gelangte  anstatt  dieser  die  Viertel-Urbarialsession  zur 
Annahme.  Aus  den  Reden  in  der  Diätalsitzung  geht  deut- 
lich hervor,  dass  ein  Teil  der  Abgeordneten  schon  damals 
darüber  im  klaren  war,  die  Viertel-Urbarialsession 
repräsentiere  in  verschiedenen  Gegenden  des  Landes 
ganz  verschiedene  Werte.  Auch  darüber  waren  sie  im 
klaren,  dass  diese  Verschiedenheit  die  Komitate  mit  un- 
garischer Majorität  nachteilig  berührte.  Dals  zeigt  die  Rede 
des  Grafen  Julius  Andrassy  des  Älteren,  in  der  er  sagte: 
„Wir  können  wissen,  dass  eben  dort,  wo  unsere  Nationa- 
lität am  meisten  gefährdet  würde,  der  Grundbesitz  den 
geringsten  Wert  hat.“ 
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Auf  diesen  Nachteil  der  Viertel-Urbarialsession  wies 
auch  der  Abgeordnete  des  Komitats  Säros,  August  Md- 
riüssy  hin.  Aus  demselben  Grunde  stellte  der  Abgeord- 
nete des  Komitats  Bekes,  Josef  Tomcsdnyi,  den  Antrag: 
„Der  Zensus  sei  einheitlich,  in  jeder  Gemeinde  derselbe 
wie  in  den  königlichen  Freistädten  und  in  den  Gemeinden 
mit  geregeltem  Magistrat,  nämlich  das  Eigentum  einer 
Realität  im  Werte  von  300  Silbergulden.  Ich  meinerseits 
wünsche,  dass  der  Wert  in  Geld  bestimmt  werde,  das  über- 
all dasselbe  ist,  denn  eine  Viertelsession  ist  an  manchen 
Stellen  drei-  und  viermal  so  viel  wert,  als  in  manchen  an- 
deren Gegenden“.  Die  untere  Tafel  nahm  diese  Änderung 
nicht  an,  weil  sie  von  konservativer  Seite  kam  und  man  ihr 
eine  konservative  Wirkung  zuschrieb,  während  es  doch 
zweifellos  ist,  dass  diese  Lösung  für  die  ungarischen  Komi- 
tate  günstiger  gewesen  wäre.  Sie  nahm  auch  den  Vermitt- 
lungsantrag Kossuths  nicht  an,  nach  dem  das  Gesetz  die 
Fassung  haben  sollte:  „Eine  Viertel-Urbarialsession,  oder 
eine  Realität  im  Werte  von  300  Silbergulden.“  Wer  eine 
Viertelsession  hat,  braucht  nicht  zu  beweisen,  wieviel  sie 
wert  ist,  der  sagt:  „Ich  habe  eine  Viertelsession,  also 
habe  ich  eine  Stimme.  Hat  aber  jemand  einen  Weingarten, 
und  vermag  er  zu  beweisen,  dass  dieser  300  Gulden  wert 
ist,  so  hat  er  eine  Stimme.“ 

Die  Gesetzgebung  von  1848  hat  also  diese  Bestim- 
mung offenen  Auges,  in  Kenntnis  der  Nachteile  des  Zen- 
sus einer  Viertel-Urbarialsession,  und  in  dem  Bewusst- 
sein, dass  das  eine  Begünstigung  für  die  Nationalitäten- 
gegenden sein  wird,  in  das  Gesetz  aufgenommen.  Sie  tat 
das  in  der  Überzeugung,  die  Freiheit  werde  die  ver- 
schmelzende Kraft  sein.  Das  führt  Moritz  Szentkirälyi 
aus:  „In  Anbetracht  der  Nationalität  bin  ich  überzeugt, 
die  Freiheit  ist  die  Legierung,  die  uns  besser  zusammen- 
hält.“ Darüber  sprach  auch  Ladislaus  Madaräsz:  „Was 
die  Nationalität  anlangt,  so  gestehe  ich,  dass  ich  für  sie, 
wenn  ich  die  Freiheit  gewährt  sehe,  nichts  fürchte.  Bisher 
befürchteten  wir  von  den  Sklaven  nichts  . für  sie 
und  jetzt  wollen  wir  die  Freien  ihretwegen  fiirch- 
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ten?  Ich  setze  von  dem  Freien  . voraus,  er  werde 
am  meisten  dasjenige  Vaterland  lieben,  von  dem 
er  seine  Freiheit  erlangt-  hat.  Als  Beispiel  führe 
ich  die  königlichen  Freistädte  an.  Wie  sehr  fürch- 
teten wir  diese,  weil  sie  nichts  zu  schützen  hatten. 
Seit  sie  aber  die  Stellung  erlangt  haben,  die  sie  aus  dem 
Gesichtspunkte  der  Kultur,  des  Handels  und  aus  anderen 
Gesichtspunkten  beanspruchen  konnten,  gibt  es  da  jeman- 
den unter  ihnen,  der  nicht  das  Recht  dieses  Vaterlandes 
verteidigen  würde?“ 

Eine  minder  bedeutende  Debatte  gab  es  im  Verlaufe 
der  Verhandlung  des  Gesetzentwurfes  noch  bei  dem 
Wahlrechte  der  Handwerker.  Die  städtischen  Abgeord- 
neten (die  Abgeordneten  von  Sopron,  Nagyszombat  und 
Stadt  Buda)  verlangten,  die  Handwerker  mögen  auch 
dann  das  Wahlrecht  erlangen,  wenn  sie  nicht  fortwährend 
mit  einem  Gehilfen  arbeiten.  Die  Änderung  wurde  nicht 
angenommen.  Dagegen  wurde  der  ursprüngliche  Entwurf 
in  dem  Teile  abgeändert,  der  neben  dem  Zensus  der 
höheren  Intelligenz  noch  die  Bezahlung  eines  Hauszinses 
von  100  Gulden  forderte,  und  wurde  anstatt  dessen  der 
reine  Intelligenzzensus  festgestellt. 

Dais  Ergebnis  der  derart  verlaufenden  Verhandlungen 
war  der  G.-A.  V : 1848. 

Der  Vollständigkeit  halber  skizzieren  wir  auch  kurz 
die  Bestimmungen  des  siebenbürgischen  G.-A.  II  : 1848. 
Das  Wahlrecht  der  Städte  stimmt,  ob  sie  nun  mit  dem 
Rechte  der  besonderen  Vertretung  bekleidet  waren  oder 
nicht,  vollkommen  mit  den  einschlägigen  Paragraphen 
des  G.-A.  V : 1848  überein.  In  den  Gemeinden,  die  keinen 
geregelten  Magistrat  haben,  war  das  Wahlrecht  hier 
nicht  auf  die  Viertel-Urbarialsession  aufgebaut,  sondern 
Wähler  waren:  „alle  Einwohner,  für  die  für  das  Jahr 
1848  nach  dem  Steuerregister  ausser  der  Kopfsteuer  eine 
Steuer  von  mindestens  8 Gulden  K.-M.  veranlagt  war.“ 
Abgesehen  von  den  Städten,  ist  daher  der  siebenbürgische 
Zensus  ein  Steuerzensus.  Ausserdem  kennt  das  sieben- 
bürgische Gesetz  in  diesen  Gemeinden  auch  eine  Abstim- 
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mung  in  zwei  Stufen,  indem  es  bestimmt,  dass  ausser  den 
nach  dem  Steuerzensus  berechtigten  Wählern  jede  Ge- 
meinde, „die  ausser  den  auf  Grund  des  G.-A.  12:  1791 
Berechtigten  mindestens  hundert  Rauchfänge  zählt, 
durch  freigewählte  zwei  Vertreter  auf  die  Abge- 
ordnetenwahl Einfluss  nimmt,  kleinere  Gemeinden  aber 
durch  einen  Vertreter“.  § 4 des  Gesetzes  bestimmt  ferner, 
dass  in  den  Komitaten,  im  Distrikt  Fogaras  und  in  den 
Szekler  Stühlen  ihr  Wahlrecht  behalten  „alle  diejenigen, 
die  gemäss  dem  G.-A.  12:  1791  in  den  Generalver- 
sammlungen eine  Stimme  hatten  und  daher  auch  bis- 
her berechtigt  waren,  auf  die  Wahl  der  Reichstags- 
abgeordneten Einfluss  zu  üben“. 

Bei  der  Vergleichung  des  G.-A.  V : 1848  und  des 
siebenbürgischen  G.-A.  II:  1848  fällt  auch  noch  der  Um- 
stand auf,  dass  das  siebenbürgische  Gesetz  auf  Grund 
der  höheren  Intelligenz  nur  in  den  Städten  das  Wahlrecht 
gewährt. 

Wollen  wir  die  Prinzipien,  die  die  Schöpfer  der 
1848er  Reform  geleitet  haben,  vollkommen  kennen  lernen, 
so  genügt  es  nicht,  wenn  wir  den  Gang  der  Verhandlun- 
gen des  G.-A.  V : 1848  kennen.  Wir  müssen  auf  frühere 
Zeiten  zurückgreifen.  Denn  die  europäischen  Ereignisse 
haben  wohl  vielleicht  die  1848er  Umgestaltung  beschleu- 
nigt, aber  schon  die  Reformbewegungen  der  vierziger 
Jahre  haben  diese  sorgfältig  vorbereitet.  Es  ist  eine  wahre 
Charakterisierung,  was  Kossuth  über  das  1848er  Reform- 
werk sagt:  „Das  war  keine  Pflanze,  die  das  Treibhaus 
einer  plötzlichen  Erregung  hervorgebracht  hat,  sondern 
die  gesunde  Frucht  des  Baumes  der  Nation,  die  in  der 
genialen  Luft  der  nationalen  Weisheit  und  des  unermüd- 
lichen Patriotismus  geknospet  hat,  befruchtet  wurde,  sich 
entwickelt  hat  und  reif  geworden  ist.“  (Schriften  II., 
S.  165.) 

Durchblättern  wir  die  Aufzeichnungen,  die  uns  über 
die  Zirkularsitzungen  der  unteren  Tafel  während  des 
Reichstages  184.3/44  (Franz  Koväcs:  „Diarium  der  Zir- 
kularsitzungen der  unteren  Tafel  im  ungarischen  Reichs- 
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tag  v.  J.  1843/44“)  geblieben  sind,  so  kann  insbesondere 
die  Debatte  über  den  von  der  Regelung  der  königlichen 
Freistädte  handelnden  Gesetzentwurf  unser  Interesse  er- 
wecken. Hier  war  in  der  Debatte  vom  Bürgerrecht,  von 
der  Vertretung,  also  vom  Wahlrecht  die  Rede.  Die  Redner 
waren  diejenigen  Männer,  die  durch  ihre  Arbeit  1848  zur 
Reife  gebracht  haben.  Aus  ihren  Reden  können  wir  daher 
erfahren,  was  sie  in  ihren  Reformerkämpfen  geleitet  hat. 
In  diesen  Reden  finden  wir  drei  charakteristische  Züge. 
Der  eine  ist  eine  so  strenge,  wir  können  sagen,  ungerechte 
Kritik  der  privilegierten  Gesellschaft,  die  sich  wahrlich 
nur  eine  Vertretung  gestatten  konnte,  die  aus  den  Abge- 
ordneten der  Privilegierten  bestand:  Der  andere  ist  die 
Betonung  dessen,  die  radikale,  demokratische  Rechtsaus- 
dehnung sei  zur  Wahrung  der  inneren  gesellschaftlichen 
Ordnung  notwendig.  Der  dritte  ist  die  Ausführung  dessen, 
die  Nation  könne  nur  durch  die  verschmelzende  Kraft 
des  Rechtes  nach  aussen,  gegenüber  äusseren  Angriffen 
stark  und  widerstandsfähig  gemacht  werden.  Den  Zusam- 
menhang zwischen  Rechtsausdehnung  und  innerer  Ord- 
nung hebt  zum  Beispiel  Bartholomäus  Szemere  hervor: 
„Ordnung  ist  dort,  wo  es  Bürger  und  nicht  Diener  gibt, 
wo  Kraft  und  nicht  Kraftlosigkeit  ist.“  „Die  Freiheit  und 
die  Vaterlandsliebe  sind  wie  der  Gottesdienst,  den  die 
Menschen  durch  die  Übung  liebgewinnen.“  Er  erkennt  die 
Berechtigung  des  Zensus  nicht  an  und  hebt  die  konser- 
vative Kraft  der  zahlreichen  Grundbesitzer  hervor.  „Da 
das  Wenige  bei  jedem  Aufruhr  leichter  untergehen  kann, 
da  von  dem  Vielen  eher  irgendein  Bruchteil  gerettet  wer- 
den kann,  liegt  die  öffentliche  Ordnung,  der  Rechtszustand 
vielleicht  noch  viel  mehr  im  Interesse  der  kleinen  Grund- 
besitzer. „Der  Abgeordnete  des  Komitats  Csanäd,  Edmund 
Kdllay,  erklärt,  niemand  schliesse  aus  dem  Repräsentativ- 
system eine  Volksklasse  aus,  „der  nicht  die  politischen 
Parias  vermehren  will“.  Sodann  fährt  er  fort:  „Dagegen 
wird  vorgebracht,  der  Arme  habe  zur  Ausübung  der  Bür- 
gerrechte nicht  genug  Ruhe  und  Kultur.  Wird  aber  da- 
durch Ruhe  hervorgerufen,. dass  wir  diejenige  Klasse  aus- 
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scliliessen,  die  mit  dem  zunehmenden  Gewerbe  sich  fort- 
während vermehren  wird?“ 

Der  Abgeordnete  des  Komitats  Zemplen,  Gabriel 
Lönyay,  hob  aus  dem  Gesichtspunkte  des  inneren  Frie- 
dens und  der  Ruhe  hervor:  „Einen  Teil  des  vierten  Stan- 
des ohne  alle  Rechte  zu  lassen  oder  aus  den  Schanzen 
der  Verfassung  auszuschliessen  und  dadurch  eine  ewig 
unzufriedene,  gärende  Volksklasse  zu  schaffen,  wäre  ge- 
fährlich sowohl  für  das  ganze  Vaterland  wie  auch  für  den 
vierten  Stand  selbst.“  „Der  Grossgrundbesitz  ist  keine 
Bedingung  des  Interesses  für  das  Vaterland,  denn  das 
arme  Volk  klammert  sich  ebenso  treu  an  seinen  kleinen 
Besitz  von  einem  Joch,  wie  der  stockreiche  an  seine  Herr- 
schaft. Der  Abgeordnete  des  Komitats  Ung  scheut,  wie  es 
scheint,  nur  die  Armen,  die,  wie  er  sagt,  bestechlich  sind. 
Während  er  die  Bestechenden  mit  allen  Rechten  aus- 
rüstet, will  er  jene  aller  Rechte  entblössen.“ 

Nach  Gabriel  Klauzdl  kann  „nur  die  lautere,  alle 
Stände  umfassende  Volksvertretung  im  Vaterlande  die 
Ruhe  und  Ordnung  erhalten“.  „Die  Verteilung  der  Bürger- 
rechte hängt  nicht  vom  Staate  ab.  Dieser  kann  sie  nur 
Personen  entziehen,  von  denen  er  ganz  bestimmt  weiss, 
dass  sie  Missbrauch  treiben,  nie  aber  nur  deswegen,  weil 
das  möglich  ist  oder  geglaubt  wird.“  Er  verteidigt  die 
Ehre  des  armen  Mannes:  „Zumeist  finden  wir  eben  bei 
der  die  Bequemlichkeit  entbehrenden  armen  Klasse  die- 
jenige Tugend,  die  wir  in  den  Palästen  vergebens  suchen. 
Betrachten  wir  die  Geschichte  der  Ausschweifungen  in 
den  Komitaten,  so  finden  wir,  dass  der  arme  Adel  bis 
in  die  jüngsten  Zeiten  noch  ruhig  war  und  sich  nur  zu 
Ausschweifungen  hinreissen  liess,  seit  er  das  Mittel  für 
die  Missbräuche  der  Vermögenden  geworden.“ 

Edmund  Beöthy  führt  aus:  „Es  bedarf  eines  Inter- 
esses, um  die  Vaterlandsliebe  rege  zu  erhalten,  dieses 
Interesse  aber  ist  das  Recht  zur  Teilnahme  an  den  öffent- 
lichen Angelegenheiten.“  Er  begreift  es  nicht,  dass  „die 
arbeitende  Volksklasse  nicht  ebenso  verständig  und  ge- 
eignet sei,  sich  selbst  zu  regieren,  wie  der  auf  dem  Ruhe- 
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bette  faulenzende  Reiche.  Hand  in  Hand  mit  der  Arbeit 
geht  der  Gedanke,  während  der  auf  dem  bequemen  Ruhe- 
bett sich  Hinstreckende  vielmehr  nur,  um  sich  den  Schlaf 
zu  vertreiben,  ein  Buch  in  die  Hand  nimmt.“  Dies  beweist 
der  Umstand,  dass  die  Ausdehnung  der  Rechte  nicht  mit 
einer  Revolution  verbunden  ist:  „Die  revolutionäre  Idee 
ist  nicht  dem  menschlichen  Geschlecht  eigen.  Kommt  sie 
zum  Ausbruch,  so  wird  sie  immer  durch  die  Missbräuche 
der  Gewalt  herbeigeführt.  Jedermann  liebt  schon  kraft 
seines  natürlichen  Instinkts  die  gewohnten  Bequemlich- 
keiten des  Lebens  und  die  diese  sichernde  gesellschaft- 
liche Ordnung.“  „Das  Volk  neigt  kraft  seiner  Natur  der 
Revolution  nicht  zu.  Man  gebe  ihm  Gleichheit  vor  dem 
Gesetz,  man  lasse  ihm  Gerechtigkeit  zuteil  werden,  jeder- 
mann möge  an  den  öffentlichen  Lasten  teilnehmen,  und 
das  Volk  wird  sicherlich  nicht  die  Ruhe  des  Staates  stören 
und  das  Sichere  für  das  Unsichere  aufopfern.  Es  ist 
sicherer,  wenn  wir  das  Volk  mit  Rechten  ausrüsten  und 
so  mit  der  bestehenden  Ordnung  der  Dinge  verknüpfen, 
denn  der  grosse  Teil  des  Volkes,  der  ausserhalb  der 
Schanzen  der  Verfassung  bleibt,  bleibt,  wenn  wir  ihn  nur 
nicht  deportieren,  jedenfalls  hier,  und  bildet  den  Zünd- 
stoff der  Ordnungslosigkeit.“ 

Der  Abgeordnete  des  Komitats  Tolna,  Moritz 
Perczel,  beleuchtete  mit  historischen  Beispielen,  dass  das 
Land,  solange  der  Grossbesitz  die  Gesetzgebung  ver- 
treten hat,  in  stetiger  Anarchie  war.  Er  preist  das  ge- 
meine Volk:  „Betrachten  wir  den  Weg  des  armen  unga- 
rischen steuerzahlenden  Volkes,  das  inmitten  dreihundert- 
jähriger Kämpfe  und  Elends,  gepeinigt  durch  den  tür- 
kischen, tatarischen  und  Labanzenfeind,  unterdrückt 
durch  die  ewigen  Kämpfe  und  Erpressungen-  der 
feudalen  grossen  Herren,  unter  der  grossen  Steuerlast 
seufzend,  dennoch  Frieden  gehalten  und  beispiellose  jung- 
fräuliche Geduld  bekundet  hat:  so  muss  man  sich  ge- 
stehen, dass  diese  Tugend  einen  hohen  Grad  von  Selbst- 
verleugnung erheischt.“  Nach  seiner  Ansicht  erfordert  die 
eigentümliche  Lage  Ungarns  die  Ausdehnung  der  Rechte: 
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„Wir  sind  ganz  uns  selbst  überlassen.  Wir  müssen  auf  uns 
allein  vertrauen  und  fortwährend  um  unseren  Bestand 
kämpfen.  Im  Leben  der  Völker  gibt  es  Momente,  in  denen 
der  Bürger  auch  seine  letzten  Heller  in  die  Opferbüchse 
des  Vaterlandes  zu  werfen  hat.  Bloss  Ruhe-  und  Stabili- 
tätselemente vermögen  das  Vaterland  in  einer  solchen 
Zeit  nicht  zu  retten.  Dazu  bedarf  es  der  Begeisterung, 
des  Enthusiasmus.  Wir  sind  doch  kaum  sechs  oder  sieben 
Millionen,  was  wird  aus  uns  werden,  wenn  der  Mangel  der 
Zahl  nicht  durch  Begeisterung  ersetzt  wird?  Vermehren 
wir  die  Zahl  der  Beteiligten,  geben  wir  jedermann,  der 
Steuer  zahlt  und  für  das  Vaterland  Militärdienst  leistet, 
das  Recht  zur  Regelung  der  Angelegenheiten  des  Vater- 
landes. Vaterlandsliebe  kann  ohne  Gerechtigkeit  nicht 
sein,  ihre  Grundlage  aber  ist  die  Beteiligung  an  Rechten.“ 
„Werden  wir  daher  stark,  bevor  die  Stunde  abgelaufen 
ist.  Verschmelzen  wir  die  divergierenden  Interessen  durch 
die  Ketten  der  Vereinigung.  Dann  haben  wir  die  Vernich- 
tung nicht  zu  fürchten.“ 

Ladislaus  Palöczy  bringt  eine  ganze  Menge  histo- 
rischer Beispiele  vor,  um  zu  beweisen,  dass  „so  oft  unser 
Vaterland  eine  Beute  der  Anarchie  geworden  ist,  das 
immer  den  grossen  Herren  zuzuschreiben  war“.  Er 
preist  die  Rechtsgleichheit:  „Es  gibt  nichts  niederschla- 
genderes und  erniedrigenderes  als  das  Gefühl  des 
Nichts.  Dagegen  wird  die  Seele  durch  nichts  so 
sehr  gehoben  und  für  alles  Gute,  Grosse  und 
Edle  empfänglich  gemacht,  wie  durch  das  Bewusstsein 
dessen,  dass  man  an  der  Verwaltung  seines  Vaterlandes 
und  seiner  eigenen  Angelegenheiten  einigermassen  teil- 
nimmt. Dagegen  pflegt  man  vorzubringen,  das  Volk  sei 
noch  nicht  reif.  Doch  das  wird  auch  nach  tausend  Jahren 
der  Fall  sein,  und  das  von  der  Ausübung  der  Rechte  aus- 
geschlossene Volk  wird  sicherlich  nie  reif  werden  für  die 
Freiheit,  die  aus  der  Ausübung  besteht  und  nur  mit  ihrer 
Hilie  erlernt  werden  kann.“ 

Der  Abgeordnete  des  Komitats  Komarom,  Dionys 
Pdzmdndy,  erblickt  in  der  Ausdehnung  der  Rechte  eine 
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Verfassungsgarantie:  „In  die  Schanzen  der  Verfassung 
sind  möglichst  viele  Menschen,  möglichst  viele  Hände 
aufzunehmen,  die  sie  zur  Zeit  der  Gefahr  schützen,  was 
der  Boden  nicht  tun  wird.  Wird  das  Vaterland  vom  Nor- 
den oder  von  irgendeiner  anderen  Seite  durch  eine  Gefahr 
bedroht,  so  erheben  sich  die  fünfhundert  und  tausend 
Gulden  kostenden  Joche  nicht  zu  seiner  Verteidigung, 
sondern  die  Personen  und  die  säbelschwingenden  Hände. 
In  letzter  Reihe  hängt  alles  von  der  Zahl  der  Hände,  und 
nicht  von  dem  Vermögen  ab.“ 

Aus  der  hier  geschilderten  Vorgeschichte  der  Ent- 
stehung der  Verfassung  von  1848  geht  daher  klar  und 
deutlich  hervor,  dass  die  Schaffung  des  G.-A.  V : 1848 
eine  nationale  Notwendigkeit  war.  Durch  die  Rechts- 
ausdehnung wollte  man  die  Nation  zu  einem  Ganzen  ver- 
schmelzen, man  wollte  ihre  innere  Ordnung  und  Einheit 
bewahren,  damit  sie  ihr  Vaterland  und  ihre  Verfassung 
nach  aussen  einheitlich  zu  verteidigen  imstande  sei. 
Ludwig  Kossuth  sagt  es  in  seinem  „Die  über  die  Sicherung 
der  Verfassung  geschaffenen  Gesetze“  betitelten  Ab- 
schnitt (Schriften,  II.,  S.  182 — 183)  offen  heraus,  die 
Rechte  mussten  auf  das  Volk  ausgedehnt  werden,  weil 
sonst  die  Gefahr  die  Verfassungsmässigkeit  bedroht  hätte, 
dass  „auf  diesem  Gebiete  die  privilegierten  Klassen  nicht 
einmal  auf  Sympathie  hätten  bei  dem  Volke  rechnen 
können,  mit  dem  sie  die  Rechte  nicht  teilen  wollten,  und 
mit  dem  sie  an  seinen  Lasten  nicht  teilgenommen  haben“. 
Deshalb  haben  sie  dafür  gesorgt,  dass  „anstatt  eines 
Bruchteiles  die  gesamte  Nation  über  den  Rechten  des 
Landes  wache,  damit  es  eine  Nation  gebe,  mit  der  gerech- 
net werden  muss“. 

Die  patriotischen  Sorgen  und  Bedenken  haben  daher 
die  Generation  von  1848  nicht  zum  Konservativismus,  son- 
dern zum  Fortschritt  und  zur  Rechtsausdehnung  an- 
geeifert. Und  diese  weise  Voraussicht  verdient  die  glori- 
fizierenden Worte:  „Das  Andenken  des  ungarischen 

Adels  vom  Jahre  1848  umgibt  eine  Gloriole,  für  deren- 
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gleichen  wir  in  der  Geschichte  kaum  ein  Beispiel  finden“. 
(Ludwig  Kossuth:  Schriften.  VIII.,  S.  336.) 


II. 

Der  Entwurf  vom  Jahre  1872. 

Der  erste  Versuch  zur  Abänderung  des  G.-A.  V:  1848 
erfolgte  auf  dem  Reichstage  1869 — 1872.  Am  9.  November 

1871  reichte  der  Minister  des  Innern,  Wilhelm  Töth,  einen 
Gesetzentwurf  über  die  Abänderung  und  Ergänzung  des 
G.-A.  V : 1848  und  des  siebenbürgischen  G.-A.  II  : 1848 
ein.  Der  Gesetzentwurf  hatte  laut  seinem  Motivenbericht 
nur  einen  sehr  bescheidenen  Zweck;  er  wollte  nur  den 
Bestimmungen  unserer  bestehenden  Gesetze  eine  richtige 
Deutung  hinzufügen  und  nur  eine  Ordnung  vornehmen. 
„Im  übrigen  lässt  der  Entwurf  die  gegenwärtig  bestehen- 
den Bedingungen  der  Wahlberechtigung  im  ganzen  ge- 
nommen unberührt.  Er  schlägt  keinerlei  Änderung  vor. 
die  eine  Störung  des  gegenwärtigen  Systems  nach  sich 
ziehen  würde.  Sein  Hauptzweck  war,  dass  die  unbestimm- 
ten und  zweifelhaften  Anordnungen  des  bestehenden 
Gesetzes  eine  deutlichere  und  präzisere  Fassung  erhal- 
ten, dass  die  unanwendbaren  Teile  im  Zusammenhänge 
mit  dem  Ganzen  ersetzt  und  in  die  Anwendung  des 
Gesetzes  überhaupt  Einheitlichkeit  und  Folgerichtigkeit 
gebracht  werde.4'  Auch  der  Gesetzentwurf  selbst  leitet 
seinen  ersten  Abschnitt  über  die  Berechtigung  zu  den 
Reichstagswahlen  mit  folgenden  Worten  ein:  „Da  die 
Bestimmungen  des  G.-A.  V : 1848  und  des  siebenbürgi- 
schen G.-A.  II;  1848  über  die  Wahlberechtigung  zu 
zahlreichen  Zweifeln  und  zu  abweichenden  Deutungen 
Anlass  gegeben  haben,  wird  folgendes  angeordnet.“ 

Denselben  Gesichtspunkt  hat  auch  der  Bericht- 
erstatter des  Zentralausschusses,  Graf  Julius  Szapdry,  in 
seiner  Rede  hervorgehoben,  mit  der  er  am  22.  Februar 

1872  die  Verhandlungen  über  den  Entwurf  einleitete.  Er 
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sagte:  „Der  Zentralausschuss  wollte  niemandem  ein  Recht 
entziehen,  dem  die  Gesetze  von  1848  es  gewährt  haben, 
doch  wollte  er  auch  die  Grundlage  des  Wahlgesetzes 
nicht  ausdehnen.“ 

Vierundzwanzig  Jahre  waren  schon  seit  der  Schaf- 
fung der  1848er  Reform  verstrichen,  als  diese  Worte  im 
Abgeordnetenhause  erklungen  sind.  Die  wirtschaftliche 
und  kulturelle  Entwicklung  der  Gesellschaft  war  ohne 
Zweifel  fortgeschritten.  Gewerbe  und  Handel  waren  er- 
starkt, und  abgesehen  von  den  aus  dem  Wahlrecht  aus- 
geschlossenen, zumeist  ungarischen  Kleingrundbesitzern, 
Häuslern  und  landwirtschaftlichen  Arbeitern,  hatte  sich 
auch  die  Schichte  der  gewerblichen  Arbeiterschaft  ent- 
wickelt. Die  Überlieferungen  der  48er  Rechtsausdehnung 
hätten  es  erfordert,  dass  mit  dem  Fortschritt  der  gesell- 
schaftlichen Entwicklung  auch  die  Ausdehnung  des  Wahl- 
rechtes Schritt  halte.  Anstatt  dessen  gesteht  der  Entwurf 
vom  Jahre  1872  offen  ein,  er  wolle  nicht  Rechte  aus- 
dehnen, während  er  durch  einzelne  seiner  Bestimmungen 
unter  dem  Titel  richtiger  Deutung  und  präziser  Fassung 
die  Zahl  der  Wähler  offenbar  zu  vermindern  sucht. 
Davon  kann  uns  der  Gesetzentwurf  selbst  überzeugen, 
der  auch  nach  der  Fassung,  die  er  im  Zentralausschuss 
erhalten,  abgesehen  von  dem  einen  Punkt,  in  dem  er  den 
Zensus  der  höheren  Intelligenz  auch  in  Siebenbürgen  auf 
sämtliche  Gemeinden  ausdehnen  will,  in  allen  seinen  Tei- 
len eine  Verschärfung  der  Bestimmungen  des 
G.-A.  V : 1848  ist  und  die  bisher  nicht  bekannten  Be- 
griffe des  besteuerten  Einkommens,  sogar  des  Steuer- 
zensus in  das  Gesetz  aufnehmen  will. 

Noch  klarer  wird  für  uns  jedoch  die  Lage,  wenn  wir 
die  Vorgeschichte  des  Entstehens  des  Gesetzentwurfes 
kennen  und  uns  mit  der  Debatte  über  den  Gesetzentwurf 
bekanntmachen,  die  bekanntlich  das  Erwachsen  des  Ent- 
wurfes in  Gesetzeskraft  durch  „Totreden“  (die  Obstruk- 
tion) verhindert  hat. 

Die  Wahlen  von  1869  werden  durch  den  leidenschaft- 
lichen und  schonungslosen  Kampf  der  Parteien  charak- 
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terisiert.  Die  Regierungspartei  und  die  Opposition  be- 
schweren sicli  gleichermassen  über  Wahlmissbräuche.  Die 
übereifrigen  konservativen  Anhänger  der  bei,  den  Wahlen 
bedrängten  Regierung  begannen  schon  zu  erwähnen,  der 
Zensus  müsse  offen  erhöht  werden.  Diese  Stimmung 
spiegelt  deutlich  das  folgende  Situationsbild,  das  der  die 
Tendenz  der  Regierung  unterstützende  Publizist  Stefan 
Toldy  im  Jahre  1872  geboten  hat: 

„Die  Mängel  des  Wahlgesetzes  von  1848  sind  bei 
jeder  seiner  Anwendung  auffallend  in  den  Vordergrund 
getreten.  Insbesondere  war  das  im  Jahre  1869  der  Fall. 
An  den  massenhaften  Wahlübertretungen  und  Wahl- 
missbräuchen trugen  die  mangelhaften  oder  dunkeln  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  zum  grossen  Teile  die  Schuld. 
Es  hat  1869  im  Lande  niemand  gegeben,  der  nicht  die  Not- 
wendigkeit einer  Revision  des  Gesetzes  empfunden  hätte, 
und  die  Thronrede  selbst  führte  unter  den  Aufgaben  des 
Reichstags  von  1869/72  die  Schaffung  eines  neuen  Wahl- 
gesetzes an.  Die  Regierung  dachte  schon  im  Jahre  1869 
an  die  Einreichung  eines  einschlägigen  Gesetzentwurfes. 
Doch  war  damals  die  Stimmung  unmittelbar  unter  dem 
Eindruck  der  Wahlskandale  derart,  dass  bei  der  Unter- 
breitung eines  Wahlgesetzes  die  Erhöhung  des  Zensus  von 
1848  kaum  hätte  vermieden  werden  können.  Ein  grosser 
Teil  des  Publikums  wollte  die  Quelle  der  massenhaften 
Missbräuche  in  dem  niederen  Zensus  erblicken  und  ver- 
langte seine  Erhöhung.  Die  Regierung  aber  wollte  der 
Leidenschaft  des  Augenblicks  nicht  nachgeben  und,  um 
die  48er  Prinzipien  zu  retten,  hat  sie  lieber  die  Revision 
des  Wahlgesetzes  verschoben.“ 

Aus  der  Rede  des  Ministers  Wilhelm  Töth  zeigt  sich, 
dass  die  Regierung  den  bei  der  Konskription  der  Wähler 
angeblich  begangenen  Missbräuchen  ein  Ende  machen 
will  und  deshalb  eine  präzise,  verschiedene  Deutungen 
nicht  zulassende  Bestimmung  der  Wahlrechtskriterien 
wünscht. 

Die  Redner  der  Opposition  hingegen  beschweren  sich 
wegen  der  Einmengung  der  Regierungsgewalt  und  wegen 
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des  Kaufes  der  Stimmen.  Nicht  nur  die  Redner  der 
äussersten  Linken,  die  für  das  allgemeine  Wahlrecht  und 
für  die  geheime  Abstimmung  offen  die  Fahne  entfalten, 
beschweren  sich  über  diese  Rechtsverletzungen,  sondern 
auch  der  Führer  des  linken  Zentrums,  Koloman  Tisza, 
findet  zur  Stigmatisierung  der  Wahlkorruption  harte 
Worte:  „Ich  gebe  zu  — obwohl  ich  hoffe,  dass  dem  nicht 
so  sein  wird  — , dass  in  Ungarn  noch  ein  Parlament  mög- 
lich ist,  das  Dummheiten  machen  wird.  Das  fürchte  ich 
aber  nicht  deshalb,  weil  ich  die  untere  Klasse  des  Volkes 
demoralisiert  sehe,  sondern  ich  fürchte  es  deshalb,  weil 
diejenigen,  die  sich  für  besser,  vermögender,  gebildeter 
halten,  demoralisiert  sind.  Denn  prüfen  wir,  meine  Herren, 
wo  die  Wähler  der  niedrigeren  Stände  demoralisiert  sind? 
Im  Jahre  1861  war  die  einzige  Klasse,  die  sich  als  de- 
moralisiert, als  bestechlich  erwiesen  hat,  mit  sehr  wenigen 
Ausnahmen  die  alte  Adelsklasse,  die  Jahrzehnte  hindurch 
durch  ihre  besseren  Angehörigen  demoralisiert  wurde.  Im 
Jahre  1865  aber  sehen  wir  schon,  dass  sich  dort,  wo  die  Ge- 
bildeteren, die  Vermögenderen  das  Volk  im  Jahre  1861  mit 
der  Seuche  der  Bestechung  bekanntgemacht  haben,  diese 
bereits  um  sich  greift,  doch  ging  das  nicht  so  weit,  dass  man 
dort,  wo  es  keinen  Parteikampf  gab,  oder  wenn  es  einen 
solchen  gab,  aber  genug  moralische  Kraft  in  den  ver- 
schiedenen Parteien  vorhanden  war,  zu  derart  schmach- 
vollen Mitteln  gegriffen  hätte.“  Sodann  führte  er  aus,  im 
Jahre  1869  sei  die  Seuche  der  Bestechung  wieder  in  weiten 
Kreisen  ausgestreut  worden  und  fährt  hierauf  fort:  „Ich 
bin  daher  nicht  für  die  Reicheren  wegen  der  ärmeren 
Klasse  besorgt,  sondern  ich  bin,  insolange  wir  gegen  die 
Bestechung  keine  strengen  Gesetze  haben,  für  die  Mora- 
lität dieser  heute  noch  unverdorbenen  Klasse  wegen  der 
Vermögenderen,  der  Gebildeteren  und  der  Besseren 
besorgt.“ 

Die  Opposition  geisselt  nicht  nur  die  Wahlkorruption, 
sondern  fordert  auch  schon  die  Regelung  der  Inkompati- 
bilität. Die  Wirkung  dieses  Ansturmes  zeigt  sich  in  dem 
Bericht  des  aus  den  Berichterstattern  der  Sektionen  ge- 
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bildeten  Zentralausschusses,  der  dem  Abgeordnetenhause 
die  Annahme  des  folgenden  Beschlussantrages  empfiehlt: 

„Das  Abgeordnetenhaus  weist  das  Ministerium  an, 
noch  während  der  gegenwärtigen  Sitzungsperiode  dem 
Abgeordnetenhause  einen  Gesetzentwurf  über  die  Inkom- 
patibilität der  Abgeordnetenstellung  zu  einer  Zeit  zu  unter- 
breiten, dass  er  noch  vor  der  Sanktionierung  des  Wahl- 
gesetzentwurfes verhandelt  und  mit  diesem  zusammen  zu 
Gesetzeskraft  erhoben  werde. 

Der  Zentralausschuss  empfiehlt  ferner  dem  geehrten 
Abgeordnetenhause:  das  Ministerium  möge  angewiesen 
werden,  wenn  möglich  noch  in  der  gegenwärtigen 
Sitzungsperiode  des  Reichstages  einen  Gesetzentwurf 
über  die  Verhinderung  der  bei  den  Wahlen  vorkommenden 
Missbräuche  zu  unterbreiten.“ 

Die  Tendenz  der  Debatte,  die  anfangs  keinen 
obstruktionistischen  Charakter  hatte,  charakterisieren  am 
besten  die  eingereichten  Beschlussainträge.  Den  Beschluss- 
antrag der  äussersten  Linken  brachte  in  Begleitung 
einer  das  allgemeine  Wahlrecht  und  die  geheime  Abstim- 
mung preisenden  Rede  Daniel  Iranyi  ein.  Der  Beschluss- 
antrag lautete: 

„In  Anbetracht  dessen,  dass  die  Gesetze  dem  Rechte, 
der  bestehenden  Notwendigkeit  und  dem  Wunsche  der 
Nation  zu  entsprechen  haben,  dass  der  durch  den  Herrn 
Minister  des  Innern  eingereichte  und  durch  die  Zentral- 
ausschüsse abgeänderte  Wahlrechtsgesetzentwurf  aber 
diesen  nicht  entspricht,  ihnen  sogar  zum  grossen  Teil 
widerspricht,  insofern  er  erstens:  die  Wahlfähigkeit, 
anstatt  sie  auszudehnen,  in  mehreren  Hinsichten  ein- 
schränkt; zweitens:  die  öffentliche  Abstimmung,  die  die 
freie  Wahl  für  viele  erschwert,  sogar  fast  unmöglich 
macht  und  reichlich  Gelegenheit  zu  Bestechungen  bietet, 
entschieden  anbefiehlt;  drittens:  die  Wahlbezirke,  trotz- 
dem sie,  namentlich  in  Siebenbürgen,  schon  ursprünglich 
auf  einer  ungerechten  Grundlage  eingeteilt  waren  und  dass 
die  veränderten  Bevölkerungsverhältnisse  ihre  Revision 
auch  in  Ungarn  erfordern,  sozusagen  unverändert  auf- 
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rechterhält;  viertens;  über  die  Inkompatibilität  nichts  be- 
stimmt, daher  die  im  Dienste  der  Regierung  stehenden 
oder  von  ihr  sonstwie  abhängigen  Personen  von  der  Abge- 
ordnetenwürde nicht  aiusschliesst ; schliesslich  fünftens: 
für  die  Bestrafung  der  Bestechungen  und  anderweitiger 
bei  den  Wahlen  vorkommenden  Missbräuche  nicht  sorgt: 

möge  das  Haus  beschliessen,  dass  es  den  gegen- 
wärtigen Gesetzentwurf  zur  Grundlage  der  Spezialdebatte 
nicht  annimmt  und  den  Minister  des  Innern  anweisen, 
unverzüglich  einen  anderen  Gesetzentwurf  auszuarbeiten, 
so  dass  dieser  noch  während  der  gegenwärtigen  Sitzungs- 
periode verhandelt  und  zu  Gesetzeskraft  erhoben  werden 
könne,  auf  Grund  der  folgenden  Prinzipien: 

a)  allgemeines  Wahlrecht; 

b)  geheime  Abstimmung; 

c)  gerechte  Einteilung  der  Wahlbezirke  nach  dem 
Bevölkerungsverhältnis; 

d)  Ausschliessung  der  im  Dienste  der  Regierung 
stehenden  oder  von  dieser  sonstwie  abhängigen  Personen 
von  der  Abgeordnetenwürde ; schliesslich 

e)  strenge  Bestrafung  der  Bestechungen  und  ander- 
weitiger bei  den  Wahlen  vorkommenden  Missbräuche.“ 

Er  schloss  seine  Rede  mit  folgenden  Worten: 

„Was  auch  das  Schicksal  unseres  Beschlussantrages 
sein  möge:  Ich  bin  überzeugt,  dass  das  allgemeine  Stimm- 
recht während  der  verflossenen  Tage  in  den  ungarischen 
Boden  verpflanzt  wurde  und  dass  es  in  Zukunft  nicht  ge- 
lingen wird,  es  aus  dem  ungarischen  Boden  auszurotten. 
Wir  werden  es  mit  sorgfältigen  Händen  pflegen,  bis  es 
sich  zu  einer  mächtigen,  weitverzweigten  Eiche  entwickelt, 
in  deren  Schatten  alle  Kinder  des  Vaterlandes,  ohne 
Unterschied  der  Geburt,  des  Besitzes,  der  Religion  und 
der  Nationalität  Schutz,  Milde  und  Glück  finden  sollen.“ 

Den  Beschlussantrag  des  linken  Zentrums  unterbrei- 
tete Kolomam  Tisza.  Der  Beschlussantrag  ist  folgender: 

„Antrag.  Da  der  Gesetzentwurf  über  die  Abänderung 
und  die  Ergänzung  der  Wahlgesetze  die  wesentlichsten 
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Mängel  unserer  bisherigen  Wahlgesetze  beibehält,  ins- 
besondere: 

a)  in  Siebenbürgen  den  ungerechten  Zensus,  der  höher 
ist  als  der  in  einem  sehr  grossen  Teile  Ungarns  be- 
stehende; 

b)  eben  dort,  dass  die  Wahl  der  Abgeordneten  anstatt 
nach  Bezirken  nach  Behörden  stattzufinden  hat; 

c ) die  unbegründete  Anomalie  in  der  Aufteilung  der 
Wahlberechtigung  in  Siebenbürgen:  dass  es  eine  Stadt 
mit  2500  Seelen  gibt,  die  ebenso  zwei  Abgeordnete  wählt, 
wie  ein  anderes  Munizipium  mit  mehr  als  200.000  Ein- 
wohnern; 

d)  in  Ungarn  die  Klein-  und  die  Grossgemeinden  be- 
lässt, beziehungsweise  den  an  einen  Grundbesitz  ge- 
knüpften Zensus,  der  seiner  Natur  zufolge  ungerecht  und 
retrograd  ist,  und  heute  schon  bei  der  allgemeinen  Steuer- 
last in  keiner  Weise  gerechtfertigt  werden  kann; 

da  er,  während  er  behauptet,  die  Bedingungen  der 
Wahlberechtigung  deutlicher  ausdrücken  und  deuten  zu 
wollen,  in  der  Tat  den  Zensus,  insbesondere  für  die 
kleineren  Grundbesitzer  und  für  die  ärmeren  Gewerbe- 
treibenden beträchtlich  erhöht  und  dadurch  sehr  viele  der 
Wahlberechtigung  beraubt; 

da  er,  anstatt  die  Missdeutungen  und  die  daraus  ent- 
stehenden Konfusionen  zu  beseitigen,  an  Stelle  der  aus- 
gemerzten Missdeutungen  infolge  seiner  konfusen  Fassung 
noch  grössere  herbeizuführen  verspricht; 

da  ohne  Unterbreitung  von  Daten  ein  befriedigendes, 
zu  Stabilität  berechtigtes  Wahlgesetz  nicht  geschaffen 
werden  kann,  die  fortwährende  Abänderung  des  Wahl- 
gesetzes aber  das  unrichtigste  Verfahren  ist: 

beantrage  ich,  das  Haus  möge  den  uns  vorliegenden 
Gesetzentwurf  nicht  annehmen,  und  das  Ministerium  an- 
weisen, mit  Zugrundelegung  seiner  Daten  über  die  Wahlen 
und  über  die  Wirkung  des  Wahlzensus,  die  sich  doch  in 
seinem  Besitz  befinden  müssen,  und  bei  ihrer  gleich- 
zeitigen Unterbreitung  einen  auch  die  eben  angedeuteten 
Mängel  behebenden  Gesetzentwurf  zu  einer  Zeit  zu  unter- 
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breiten,  dass  dieser  noch  während  der  gegenwärtigen 
Sitzungsperiode  verhandelt  werden  könne.“ 

Aus  dem  Beschlussantrag  sticht  besonders  das  Detail 
hervor,  dass  der  an  einen  Grundbesitz  geknüpfte  Zensus 
ungerecht  und  retrograid,  dass  der  Entwurf  eine  verhüllte 
Erhöhung  des  Zensus  ist  und  viele  der  Wahlberechtigung 
beraubt.  Koloman  Tisza  erklärte  auch,  was  er  darunter 
versteht.  Er  sagte:  „In  einigen  Gegenden  Ungarns  wird 
der  Landmann  ein  fünfmal  so  grosses  Vermögen  haben 
müssen,  um  stimmen  zu  können,  als  in  anderen  Gegenden 
des  Landes.“  Ferner:  „Das  ist  die  retrograde  Richtung: 
denn  da  der  Wert  des  Bodens  von  Zeit  zu  Zeit  bedeutend 
zu  wachsen  pflegt,  so  werden,  wenn  die  Steuer  die  Grund- 
lage des  Wahlrechts  ist,  da  die  Herabsetzung  der  Steuer 
nicht  sehr  Mode  zu  sein  pflegt,  wenn  das  Land  reicher 
wird,  immer  mehr  und  mehr  Leute  in  die  Lage  kommen, 
Steuer  in  der  als  Grundlage  der  Wahlberechtigung  be- 
stimmten Höhe  zu  zahlen  und  so  wird  die  Zahl  der  Ab- 
stimmenden, natürlich  immer  jede  dem  Staate  gezählte 
direkte  Steuer  als  Schlüssel  angenommen,  ohne  jede  Ab- 
änderung des  Gesetzes  kraft  der  Natur  des  Schlüssels 
zunehmen  . . .“ 

Diese  Gesichtspunkte  verdienen  auch  deshalb  schon 
beachtet  zu  werden,  weil  bei  der  Verhandlung  über  den 
G.-A.  XXXIII  : 1874,  der  eigentlich  nichts  anderes  war,  als 
eine  Neutextierung  des  Entwurfes  von  1872  im  selben 
Geiste,  die  Debatte  des  Jahres  1872  sich  erneuert  hat. 

Koloman  Tisza  hat  seine  Rede,  in  der  er  die  Regie- 
rung anklagte,  sie  wolle  „unter  dem  Titel  einer  Reform 
und  unter  dem  Mantel  des  Liberalismus  das  Gift  der 
Reaktion  in  die  Verfassung  des  Landes  einschmuggeln,“ 
mit  folgenden  Worten  geschlossen: 

„Wollen  Sie,  meine  Herren,  bedenken,  dass  man 
durch  die  Beraubung,  durch  die  Ausschliessung  eines 
Teiles  der  Wahlberechtigten  manchmal  parlamentarische 
Majoritäten  zu  sichern  vermag,  doch  ist  noch  zweifelloser, 
dass  der  Samen  einer  Unzufriedenheit  ausgesät  wird, 
deren  Früchte  ich  wenigstens  nicht  gern  geniessen  wollte.“ 
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Einen  besonderen  Standpunkt  nimmt  Julius  Schwurcz 
ein,  der  neben  den  bisherigen  Zensualwählern  für  jeden 
des  Schreibens  und  Lesens  kundigen  zwanzigjährigen 
Mann  das  Wahlrecht  fordert.  Er  unterbreitet  in  Begleitung 
einer  erschöpfenden  Begründung  folgenden  Beschluss- 
antrag: 

„Beschlussantrag. 

Das  Abgeordnetenhaus  weist  den  Minister  des  Innern 
an,  seinen  dem  Haus  unterbreiteten  Gesetzentwurf  unter 
Beibehaltung  des  die  Konskription  der  Wähler  behandeln- 
den II.  Abschnittes  durch  Paragraphen  zu  ergänzen,  auf 
Grund  deren 

mindestens  jeder  zwanzigjährige,  nicht  unter  väter- 
licher, dienstherrlicher  Gewalt,  nicht  unter  einem  Straf- 
urteil, oder  unter  Strafe,  oder  in  Konkurs  stehender  Mann 
stimmberechtigt  sei,  der 

a)  schreiben  und  lesen  kann,  oder 

b)  auf  Grund  des  G.-A.  V : 1848  und  des  sieben- 
biirgischen  G.-A.  II  : 1848  bei  der  der  Sanktionierung  des 
gegenwärtigen  Gesetzes  folgenden  allgemeinen  Abgeord- 
netenwahl ein  Stimmrecht  hat; 

schwere  Strafen  auf  die  bei  den  Wahlen  und  während 
der  die  Wahl  vorbereitenden  Arbeiten  begangenen  Be- 
stechungen, Pressionen  und  Schlägereien  gesetzt  werden, 
und  die  Wahlbezirke  — auch  Siebenbürgen  mitinbegriffen, 
mit  Rücksicht  auf  das  Zahlenverhältnis  der  Bevölkerung 
tunlich  gerecht  und  billig  eingeteilt  werden; 

die  Wählbarkeit  zum  Reichstagsabgeordneten  — wenn 
sie  nur  nicht  bei  Beginn  der  gesetzlich  vorgeschriebenen 
Vorarbeiten  für  die  Wahl  auf  ihre  Stelle  verzichten  — 
entzogen  wird: 

den  Mitgliedern  des  Oberhauses, 

den  Staats-  und  Munizipalbeamten,  und  denjenigen, 

die  zu  der  Regierung  in  einem  wie  immer  zu  benen- 
nenden Vertragsverhältnis  stehen; 

ferner  die  Wahlhandlung  an  einen  Modus  der  ge- 
meindeweisen geheimen  Abstimmung  geknüpft  wird, 
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welcher  Modus  nach  Tunlichkeit  jede  Möglichkeit  einer 
Fälschung  ausschliesst;  und  endlich 

die  ganze  Geltung  des  auf  Grund  der  angeführten 
Prinzipien  zu  schaffenden  Gesetzes  auch  auf  Sieben- 
bürgen ausgedehnt  wird.  In  Verbindung  mit  dem  Gesagten 

möge  das  Abgeordnetenhaus  die  Regierung  anweisen, 
dem  Hause  einen  Gesetzentwurf  über  die  Naturalisierung 
zu  einer  Zeit  zu  unterbreiten,  dass  mit  Rücksicht  auf 
etwaige  Kollisionen  die  über  die  Titel  zur  Wahl- 
berechtigung in  das  Gesetz  aufzunehmenden  Natu- 
ralisierungsbedingungen noch  während  der  gegenwärtigen 
Sitzungsperiode  bei  der  Verhandlung  des  neuerlich  zu 
unterbreitenden  Wahlgesetzentwurfes  beachtet  werden 
können. 

In  der  Debatte,  die  an  dem  Tage  offen  den  Charakter 
der  Obstruktion  annahm,  an  dem  Ministerpräsident 
Lönyay  seinen  die  Verlängerung  des  Reichstagszyklus 
von  drei  Jahren  auf  fünf  Jahre  bezweckenden  Entwurf 
einbrachte,  stimmten  die  Redner  beider  oppositionellen 
Parteien  darin  überein,  dass  der  Entwurf  der  Regierung 
ein  Rechtsraub  ist. 

Sie  stimmten  auch  darin  überein,  dass  nicht  eine  Ein- 
schränkung des  Wahlrechtes,  sondern  eine  Rechtsausdeh- 
nung not  tut.  Nur  über  Umfang  und  Zeitmass  der 
Rechtsausdehnung  wichen  die  oppositionellen  Parteien 
von  einander  ab.  Die  Redner  des  linken  Zentrums  bezeich- 
neten  das  allgemeine  Wahlrecht  als  Endziel,  das  stufen- 
weise anzustreben  ist.  Koloman  Tisza  aber  verdammte 
die  jeder  Rechtsausdehnung  sich  verschliessende  Politik 
der  Regierung  hauptsächlich  deshalb,  weil  nach  seiner 
Ansicht  das  Unterbleiben  der  stufenweisen  Reformen  nur 
zum  Sturmlauf  führen  kann:  „In  jedem  Lande  freier  Ent- 
wicklung kann  das  Endziel  nur  das  allgemeine  Stimm- 
recht sein.  Deshalb  ist  auf  diesem  Gebiete  jeder  Schritt 
so  zu  machen,  dass  wir  uns  diesem  Ziele  stufenweise 
nähern.  Und  eben,  wenn  jemand  den  stufenweisen  Fort- 
schritt will,  darf  er  nicht  störrisch  stehenbleiben,  denn 
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die  Folge  des  störrischen  Stehenbleibens  ist  dann  der 
Sturmlauf.“ 

Doch  gab  es  einzelne  Redner  des  linken  Zentrums, 
die  offen  für  das  allgemeine  Wahlrecht  Stellung  nahmen. 

Die  Redner  der  äussersten  Linken  sprachen  ohne 
Ausnahme  für  das  allgemeine  Wahlrecht.  Aus  der  Reihe 
dieser  Äusserungen  halten  wir  für  interessant,  die  Rede 
des  gewesenen  49er  Justizministers  Sabbas  Vukovich  her- 
vorzuheben. Er  führte  aus,  der  Q.-A.  V : 1848  wollte  das 
allgemeine  Wahlrecht  vorbereiten:  „Wir  wissen  wohl, 

geehrtes  Haus,  dass  das  1848er  Gesetz  eben  zu  dem 
Zwecke  geschaffen  wurde,  um  dem  suffrage  universel 
möglichst  nahezustehen.  Das  1848er  Gesetz  hat  nämlich 
zum  Erreichen  des  suffrage  universel  nur  zwei  Schritte 
gelassen:  mit  dem  ersten  Schritt  über  den  G.-A.  V:  1848 
hinaus  wären  wir  dahin  gekommen,  dass  jeder,  wieviel 
Steuer  er  auch  immer  zahle,  das  Stimmrecht  habe; 
darüber  hinaus  aber  hätten  wir  durch  einen  weiteren 
Schritt  die  Herrschaft  des  allgemeinen  Stimmrechtes 
erreicht.“ 

Die  zweite  grosse  Erage  der  Debatte  war  die  ge- 
heime Abstimmung.  Die  äusserste  Linke  nahm  auch  hier 
einen  entschiedenen  Standpunkt  ein  und  erblickte  in  der 
geheimen  Abstimmung  das  wichtigste  und  wirksamste 
Mittel  zur  tunlichen  Ausrottung  der  Wahlkorruption.  Am 
markantesten  äussert  sich  diese  Auffassung  in  der  Rede 
Edmund  Kdllays:  „In  unserer  gegenwärtigen  verwickelten 
gesellschaftlichen  Lage  ist  die  einzige  Waffe  des  Bürgers 
die  geheime  Abstimmung.  Die  öffentliche  Abstimmung  ist 
das  Mittel  der  Regierungen  und  der  Machthaber.“ 

Von  historischem  Interesse  ist  auch  hier  der  die  ge- 
heime Abstimmung  betreffende  Teil  in  der  Rede  Sabbas 
Vukovich s.  Er  wies  nach,  der  G.-A.  V:  1848  habe  die 
Erage,  ob  die  Abstimmung  öffentlich  oder  geheim  sein 
soll,  nicht  zur  Entscheidung  gebracht,  denn  er  hat  nur  die 
Öffentlichkeit  des  Wahlaktes  angeordnet,  doch  gestattete 
er  „jedem  Munizipium,  seinen  Umständen  entsprechend 
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bei  den  Wahlen  die  öffentliche  oder  die  geheime  Abstim- 
mung anzuberaumen“.  Nach  seiner  Ansicht  haben  „dieses 
Haus  und  die  zwei  Vorgänger  dieses  Hauses  seit  1861 
das  Gesetz  von  1848  in  diesem  Sinne  gedeutet“.  Schon 
aus  diesem  Grunde  hält  er  den  Gesetzentwurf  für  einen 
rechtsraubenden,  da  er  mit  einem  einzigen  Federstrich 
die  Möglichkeit  der  geheimen  Abstimmung  vernich- 
ten will. 

Das  linke  Zentrum  nahm  in  der  Frage  der  geheimen 
Abstimmung  zu  der  Theorie  des  Endziels  und  des  End- 
mittels seine  Zuflucht.  Koloman  Tisza  führte  aus:  er  sei 
ein  Anhänger  der  öffentlichen  Abstimmung,  würde  er  sich 
aber  davon  überzeugen,  dass  die  Bestechungen  durch  ein 
anderes  Mittel  nicht  verhindert  werden  können,  so  wäre 
er  gezwungen,  die  geheime  Abstimmung  anzunehmen, 
da  diese  allein  uns  bleibt,  um  die  Sittlichkeit  des  Volkes 
gegenüber  den  Bestechungen  irgendwie  zu  behüten. 

Bei  der  Erwägung  der  Debatte  über  die  geheime 
Abstimmung  ist  nicht  zu  vergessen,  dass  in  England  eben 
damals  die  die  Verwirklichung  der  geheimen  Abstimmung 
und  dadurch  die  Ausrottung  der  Wahlkorruption  be- 
zweckende Agitation  ihren  Gipfelpunkt  erreicht  hatte. 

Aus  der  Debatte  ist  noch  erwähnenswert,  dass  Ed- 
mund Kdllay  auch  schon  im  Interesse  des  Wahlrechts 
der  Frauen  seine  Stimme  erhoben  hat. 

Fassen  wir  nun  die  Ergebnisse  der  Debatte  zusam- 
men, so  müssen  wir  konstatieren,  dass  die  Frage  des 
Wahlrechts  in  den  Wirbelsturm  der  Leidenschaft  der 
Parteien  gelangt  war.  Die  Regierung  hatte  recht,  dass  für 
die  Bestimmungen  des  G.-A.  V : 1848  im  Laufe  der  Zeit 
eine  deutliche  und  präzise  Interpretation  notwendig  ge- 
worden war.  Diese  Interpretation  hätte  jedoch  im  Geiste 
der  48er  Reformschöpfung  erfolgen  müssen.  Der  Geist 
und  die  Richtung  des  im  Jahre  1872  gemachten  Versuches 
aber  waren  eine  Einschränkung  der  Rechte,  deshalb  hat 
den  Entwurf  sein  verdientes  Schicksal  erreicht,  als  er  von 
der  Tagesordnung  abgesetzt  wurde. 
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111.  ' 

Der  G.-A.  XXXIII:  1874. 


Die  Wahlrechtsreform  gelangte  im  Jahre  1874  wieder 
vor  den  Reichstag. 

Nach  den  Wahlen  vom  Jahre  1872  lebten  von  allen 
Seiten  die  Klagen  wegen  der  Wahlmissbräuche  neuerlich 
auf  und  wurde  der  Wunsch  immer  lauter,  das  Wahlrecht 
zu  reformieren.  Doch  verstand  jedes  der  beiden  Lager 
unter  den  Missbrauchen  wieder  etwas  anderes,  und  jedes 
Lager  forderte  die  Revision  des  G.-A.  V:  1848  zu  einem 
anderen  Zwecke  und  auf  ein  anderes  Resultat  hoffend. 

ln  der  Adressdebatte  machte  Koloman  Tisza  am 
28.  September  1872  der  Regierung  wegen  des  das  Wahl- 
gesetz betreffenden  Passus  der  Thronrede  einen  Vor- 
wurf: „Indem  hier  gesagt  wird,  die  Wahlen  müssen  gegen 
die  Übergriffe  und  gegen  den  Überschwang  der  Partei- 
leidenschaften geschützt  werden,  und  indem  die  Thron- 
rede hier  von  nichts  anderem  spricht,  ist  wieder  die  Rich- 
tung angegeben,  dass  die  Wahlen  nur  dagegen  geschützt 
werden  sollen.  Der  Missbrauch  der  Regierungsgewalt 
der  ungebührliche  Einfluss  und  sogar  die  Bestechung  aber 
sollen  nur  weiter  in  die  Halme  spriessen.“ 

Bei  demselben  Anlass  rechtfertigt  Ernst  Simonyi  die 
Obstruktion  vom  Jahre  1872:  „Denn  selbst  die  gesetz- 
gebende Körperschaft  ist  nicht  berechtigt,  ein  Gesetz  zu 
schaffen,  das  ihre  Mandanten  ihres  Rechtes  beraubt.“  Er 
geht  in  seinen  Ausführungen  so  weit,  dass  er  den  ge- 
wählten Reichstag  gar  nicht  für  gesetzmässig-  hält.  Zu 
dieser  Auffassung  bekannte  sich  am  30.  September  auch 
Daniel  Irdnyi. 

Als  Csernatony  am  14.  Januar  1873  die  Regierung 
interpellierte,  ob  sie  dem  Abgeordnetenhause  einen  Ent- 
wurf über  die  Verbesserung  der  Mängel  des  G.-A.  V:  1848 
zu  unterbreiten  beabsichtigt,  versprach  Ministerpräsident 
Josef  Szlävy,  den  Entwurf  rechtzeitig  zu  unterbreiten. 
Den  Entwurf  vom  Jahre  1874  durchweht  im  grossen  und 
ganzen  der  Geist  des  Entwurfes  vom  Jahre  1872. 
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Der  Motivenbericht  des  Entwurfes  betont,  „die 
Schaffung  eines  ganz  neuen,  ein  systematisches  Ganzes 
bildenden  Wahlgesetzes  stosse  derzeit  auf  Hindernisse, 
die  weder  die  Regierung,  noch  die  Gesetzgebung  sofort 
abzuwenden  vermögen“.  Der  Entwurf  ist  daher  nur  eine 
Novelle.  Als  Grundlage  des  Wahlrechtes  belässt  er  all 
jene  Arten  des  Zensus,  die  durch  das  Gesetz  von  1848 
eingeführt  wurden,  und  er  beschränkt  sich  einzig  und 
allein  darauf,  die  unbestimmten  und  zweideutigen  Be- 
stimmungen der  bestehenden  Gesetze  präziser  festzu- 
stellen, und,  indem  die  durch  die  Praxis  aufgedeckten 
Mängel  ergänzt  werden,  in  der  Anwendung  des  Gesetzes 
zugleich  die  notwendige  Einheitlichkeit  zu  sichern.  Ins- 
besondere soll  bestimmt  werden,  wie  die  verschiedenen 
Arten  des  aufgestellten  Zensus  nachzuweisen  sind. 

Wir  begegnen  daher  neuerlich  dem  Standpunkte  vom 
Jahre  1872,  dass  es  sich  nämlich  nur  um  die  richtige  Deu- 
tung und  um  den  präzisen  Vollzug  des  G.-A.  V:  1848 
handelt.  Abgesehen  von  der  Frage  des  materiellen  Wahl- 
rechtes, bringt  der  Motivenbericht  noch  zwei  Beweg- 
gründe für  die  Konstruktion  des  Entwurfes  vor:  der  eine 
ist  „das  Verhindern  der  Wahlmissbräuche  und  der 
Gewalttätigkeiten“,  der  andere,  dass  „die  bestehenden 
Gesetze  keine  genügende  Gewähr  für  das  Verhindern  der 
so  sehr  verbreiteten  Bestechungen  und  Aufreizungs- 
missbräuche bieten“. 

Der  G.-A.  XXXIII  : 1874  wollte  daher  eingestandener- 
massen  keine  Rechtsausdehnung  sein.  Dem  gab  in  einer 
jedes  Missverständnis  ausschliessenden  Weise  im  Laufe 
der  Debatte  der  Minister  des  Innern  Graf  Julius  Szapdry 
Ausdruck:  „Ich  sehe  nicht  die  Notwendigkeit  ein,  dass 
wir  bei  der  Feststellung  der  Wahlberechtigung  über  die 
Grenze  hinausgehen,  die  der  G.-A.  V und  der  sieben- 
bürgische  G.-A.  II  vom  Jahre  1848  uns  gesteckt  hatten. 
Wir  können  in  allen  Gegenden  des  Landes  Umschau 
halten,  und  wir  werden  sehen,  dass  es  keine  Klatsse  der 
Gesellschaft,  wie  auch  keine  Gattung  des  Besitzes,  des 
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Vermögens,  der  Beschäftigung  gibt  die  nicht  genügenden 
Einfluss  auf  die  Ausübung  dieses  politischen  Rechtes  hätte. 
Ist  dem  aber  so.  so  sehe  ich  nicht  die  Notwendigkeit 
ein,  über  die  durch  das  Gesetz  von  1848  errichtete  Grenze 
hinauszugehen,  was  nach  meiner  Auffassung  sogar  gefähr- 
lich wäre.“ 

Der  Zentralberichterstatter  Edmund  Szeniczey  be- 
tonte, „der  Zentralausschuss  habe,  als  es  sich  um  die 
Frage  der  Berechtigung  handelte,  besonders  darauf  ge- 
achtet, dass  er  diese  nicht  einschränke,  sie  aber  auch 
nicht  ausdehne“. 

Wir  haben  bereits  erwähnt,  dass  im  Jahre  1872  eine 
starke  Strömung  eingetreten  war,  die  die  Erhöhung  des 
Zensus  und  die  Verminderung  der  Zahl  der  Wähler  be- 
zweckt hatte.  Der  Entwurf  vom  Jahre  1874  war  der  letzte 
Wellenschlag  dieser  Strömung.  Seine  Verfasser  verkünden, 
sie  wollen  nur  die  mangelhaften  Bestimmungen  des 
G.-A.  V:  1848  präzis  deuten,  einzelne  seiner  Anhänger 
aber  verheimlichen  gar  nicht  die  wahre  Absicht  des  Ent- 
wurfes. 

Der  G.-A.  V : 1848  kennt,  wie  wir  gesehen  haben, 
weder  den  Zensus  des  besteuerten  Eigentums  noch  den  des 
besteuerten  Einkommens  oder  der  besteuerten  Beschäfti- 
gung. Noch  weniger  kennt  er  einen  Steuerzensus;  einen 
solchen  hat  nur  der  siebenbiirgische  G.-A.  II  : 1848  für  die 
Bewohner  von  Gemeinden  ohne  geregelten  Magistrat 
statuiert.  Das  System  des  G.-A.  V : 1848  war  daher  von 
der  Steuerzahlung  ganz  unabhängig. 

Stellen  wir  nun  fest,  wie  der  G.-A.  XXXIII  : 1874  ein- 
zelne Paragraphen  des  G.-A.  V : 1848  gedeutet  hat. 

Laut  dem  G.-A.  V : 1848  (§  2,  Punkt  ä)  sind  Wähler, 
die  in  königlichen  Freistädten  oder  in  Gemeinden  mit  ge- 
regeltem Magistrat  als  ausschliessliches  Eigentum,  oder 
gemeinsam  mit  ihren  Gattinnen  und  beziehungsweise  mit 
ihren  minderjährigen  Kindern  ein  Haus  oder  ein  Grund- 
stück im  Werte  von  dreihundert  Silbergulden  besitzen“. 
An  die  Stelle  dieser  Bestimmung  gelangte  § 3 

G.-A.  XXX1I1  : 1874:  „In  königlichen  Freistädten  und  in 
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Städten  mit  geregeltem  Magistrat  sind  wahlberechtigt, 
die  als  ausschliessliches  Eigentum  oder  gemeinsam  mit 
ihren  Gattinnen,  beziehungsweise  mit  ihren  minderjähri- 
gen Kindern:  a)  ein  Haus  besitzen,  das  mindestens  drei 
unter  die  Haussteuer  fallende  Wohnteile  umfasst,  wenn  es 
auch  einstweilen  steuerfrei  ist;  b)  ein  Grundstück  besitzen, 
das  nach  einem  Reineinkommen  von  16  Gulden  mit  Grund- 
steuer belastet  ist.“ 

So  gelangte  denn  in  Städten  an  Stelle  des  Wertzensus 
von  300  Silbergulden  der  Zensus  des  eine  bestimmte  Zahl 
von  Wohnteilen  umfassenden  und  unter  Haussteuer 
fallenden  Hauses  und  des  mit  Grundsteuer  belasteten 
Grundes  mit  einem  bestimmten  Reineinkommen. 

Es  erleidet  wohl  keinen  Zweifel,  dass  das  für  die 
städtische  Bevölkerung  eine  beträchtliche  Erhöhung  des 
Zensus  war,  denn  durch  den  von  der  Steuerzahlung  un- 
abhängigen Wertzensus  von  300  Silbergulden  des  48er 
Gesetzes  wurde,  wie  in  der  Debatte  reichlich  ausgeführt 
wurde,  zu  beweisen  aber  auch  vollkommen  überflüssig  ist, 
vor  1874  fast  jedem  Eigentümer  eines  städtischen  Grund- 
stückes das  Wahlrecht  gesichert,  denn  es  ist  kaum  ein 
städtisches  Grundstück  und  insbesondere  ein  städtisches 
Haus  denkbar,  das  diesem  Wertzensus  nicht  entsprochen 
hätte. 

G.-A.  V : 1848  gewährte  (§  2,  Punkt  b)  denjenigen 
ein  Wahlrecht,  „die  als  Handwerker,  Kaufleute,  Fabri- 
kanten sesshaft  sind  und  eine  eigene  Werkstätte  oder 
Handelsniederlassung  oder  Fabrik  besitzen,  und,  soweit 
sie  Handwerker  sind,  stetig  mindestens  mit  einem  Ge- 
hilfen arbeiten“.  Das  ist  der  reine  Beschäftigungszensus. 

An  Stelle  dessen  gelangte  § 6,  Punkte  c),  d)  und  e) 
G.-A.  XXXIII  : 1874.  Demnach  sind  wahlberechtigt,  „die 
als  Kaufleute  oder  Fabrikanten  nach  einem  Einkommen 
von  mindestens  105  Gulden  mit  Staatssteuer  belastet  sind; 
die  als  Handwerker  in  königlichen  Freistädten  und  in 
Städten  mit  geregeltem  Magistrat  mindestens  nach  einem 
Einkommen  von  105  Gulden  mit  Staatssteuer  belastet 
sind;  die  als  Handwerker  in  Gross-  und  Kleingemeinden 
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mindestens  nach  einem  Gehilfen  Einkommensteuer  be- 
zahlen“. 

Der  Q.-A.  XXXIII  : 1874  hat  daher  den  Beschäf- 
tigungszensus mit  dem  Zensus  des  besteuerten  Einkom- 
mens vertauscht.  Die  zensuserhöhende  Wirkung  dieser 
Bestimmung  ist  ganz  klar.  Ist  es  doch  zweifellos,  dass 
nach  G.-A.  V : 1848  jeder  sesshafte  Kaufmann,  Fabrikant 
und  Handwerker  Wähler  ist,  ob  er  nun  ein  Einkommen 
hat,  mit  Steuer  belastet  ist  oder  nicht,  wobei  nur  bei  dem 
Handwerker  bedungen  wird,  dass  er  stetig  mindestens 
mit  einem  Gehilfen  arbeiten  muss.  Wir  haben  gesehen, 
dass  den  Abgeordneten  der  Städte  im  Jahre  1848  auch 
diese  Einschränkung  schon  zu  viel  war  und  dass  diese 
jedem  Handwerker  das  Wahlrecht  gewähren  wollten. 

G.-A.  V : 1848  (§  2,  Punkt  c)  räumte  all  denjenigen 
ein  Wahlrecht  ein,  die  „imstande  waren,  ein  jährliches 
ständiges  und  sicheres  Einkommen  von  100  Silbergulden 
nach  eigenem  Grundbesitz  oder  Kapital  nachzuweisen“. 
Das  ist  der  von  der  Steuer  unabhängige  Einkommen- 
zensus. 

An  Stelle  dessen  gelangte  der  § 6,  Punkt  b) 
G.-A.  XXXIII  : 1874,  nach  dem  diejenigen  wahlberechtigt 
sind,  die  „nach  einem,  dem  Grundbesitz  oder  dem  eigenen 
Kapital,  oder  beiden  zusammen  entspringenden  jährlichen 
Einkommen  von  mindestens  105  Gulden  mit  Staatssteuer 
belastet  sind“.  Das  ist  der  Zensus  des  besteuerten  Ein- 
kommens, der  natürlich  alle  einer  Steuer  nicht  unter- 
liegenden Einkommen  vom  Wahlrecht  ausschliesst. 

§ 2,  Punkt  a)  G.-A.  V : 1848  bestimmte,  Wähler  seien, 
„die  in  Gemeinden  eine  im  bisherigen  Urbarialsinn  ge- 
nommene Viertelsession  oder  einen  Besitz  ähnlichen  Um- 
fanges als  ausschliessliches  Eigentum  oder  gemeinsam 
mit  ihren  Gattinnen  und  beziehungsweise  mit  ihren  minder- 
jährigen Kindern  besitzen“. 

§ 4 G.-A.  XXXIII  : 1874  hat  diese  Bestimmung  wohl 
aufrechterhalten,  den  reinen  Besitzzensus  aber  in  den 
weiteren  Teilen  des  Paragraphen  in  einen  Steuerzensus 
umgewandelt;  denn  der  Paragraph  fährt  dann  fort:  „als 
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ein  Grundbesitz  von  gleichem  Umfange  wie  eine  Viertel- 
urbarialsession  gilt  ein  Grundbesitz,  dessen  Steuer 
mindestens  soviel  beträgt,  als  in  derselben  Gemeinde  nach 
der  am  wenigsten  belasteten  im  Urbar ialsinn  genommenen 
Viertelsession  gezahlt  wird.  Bestand  jedoch  in  einer  Ge- 
meinde kein  Urbarium,  so  ist  die  am  wenigsten  belastete 
Viertelurbarialsession  derjenigen  benachbarten  Gemeinde 
zu  entnehmen,  in  der  die  den  Wert  des  Bodens  beein- 
flussenden Verhältnisse  den  in  der  fraglichen  Gemeinde 
herrschenden  Verhältnissen  am  meisten  gleichen“. 

Also  nicht  ein  Grund  ähnlichen  Umfanges  oder 
ähnlichen  Wertes,  sondern  ein  die  ähnliche  Grundsteuer 
zahlender  Grund  ist  der  grundlegende  Begriff.  Es  mussten 
die  Grundsteuerminimen  der  Viertelurbarialsession  zu- 
sammengestellt werden  und  auf  Grund  dieser  Zusammen- 
stellung entfaltete  sich  in  auffallender  Weise  das  Miss- 
verhältnis des  derart  bestimmten  Zensus.  Der  Motiven- 
bericht  zu  dem  Gesetzentwurf,  den  der  Minister  des 
Innern  Graf  Julius  Andrässy  am  11.  November  1908  ein- 
gereicht hat,  charakterisiert  die  Wirkungen  des  erwähnten 
Paragraphen  (S.  56)  folgendermassen:  „Das  Grundsteuer- 
minimum weist  nicht  nur  in  verschiedenen  Teilen  des 
Landes,  sondern  auch  auf  dem  Gebiete  einzelner  Komitate 
und  sogar  auf  dem  einzelner  Wahlbezirke  auffallende 
Missverhältnisse  auf.  Nach  den  Daten  des  unter  den  Bei- 
lagen des  Gesetzentwurfes  befindlichen  dritten  Ausweises 
schwankt  das  Grundsteuerminimum,  das  ein  Wahlrecht 
gewährt,  zwischen  68  Hellern  und  87  Kronen  70  Hellern, 
in  der  einen  Gemeinde  des  Landes  gewährt  daher  schon 
eine  Grundsteuer  unter  einer  Krone,  in  der  anderen  aber 
nur  eine  solche  über  87  Kronen  das  Wahlrecht.  Nach  den 
Daten  desselben  Ausweises  kommt  in  einem  und  dem- 
selben Komitate,  oder  sogar  auch  in  einem  und  demselben 
Wahlbezirk  das  Missverhältnis  vor,  dass  der  für  das  Wahl- 
recht qualifizierende  Vermögenszensus  in  der  einen  Ge- 
meinde zehn-,  zwanzig-  und  sogar  dreissigmal  so  hoch  ist 
wie  in  der  anderen.“  Prüfen  wir  den  in  dem  Motivenbericht 
des  Andrässyschen  Entwurfes  erwähnten  Ausweis  des 
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näheren,  so  sehen  wir,  dass  das  Grundsteuerminimum  in 
1444  Gemeinden  unter  4 Kronen  geblieben  ist,  in  1301 
Gemeinden  aber  20  Kronen  überstiegen  hat.  Dafür,  in 
welchen  Gegenden  des  Landes  das  Grundsteuerminimum 
am  niedrigsten  geblieben,  ist  charakteristisch,  dass  unter 
den  2702  Gemeinden  am  rechten  Donauufer  nur  in  10,  von 
den  480  Gemeinden  im  Donau-Theiss-Becken  aber  nur  in 
4 Gemeinden  das  Grundsteuerminimum  unter  4 Kronen 
geblieben  ist. 

Der  G.-A.  XXXIII  : 1874  gab  sich  jedoch  nicht  damit 
zufrieden,  dass  er  die  Steuerzahlung  mit  dem  Eigentum, 
Einkommen  und  mit  der  Beschäftigung  in  Verbindung 
brachte,  sondern  er  knüpfte  an  diesen  Nexus  noch  weitere 
fatale  Folgen.  Er  bestimmte  (§  12,  Punkt  1),  das  Wahl- 
recht können  nicht  ausiiben,  „die  ihre,  für  das  der  Kon- 
skription, beziehungsweise  der  Richtigstellung  voran- 
gehende Jahr  in  dem  Wahlbezirke  zu  zahlende  direkte 
Steuer  nicht  gezahlt  haben“.  Er  schrieb  daher  der  Steuer- 
rückständigkeit eine  rechtraubende  Wirkung  zu.  Es 
bedarf  wieder  keines  Beweises,  dass  diese  Bestimmung 
— die  übrigens  der  G.-A.  VI  : 1875  dahin  abgeändert  hat, 
dass  diejenigen  ihr  Wahlrecht  verlieren,  die  die  direkte 
Steuer  des  vorangehenden  Jahres,  beziehungsweise  den 
entsprechenden  Steuerrückstand  bis  15.  April  nicht  ge- 
zahlt haben  — geeignet  war,  die  Zahl  der  Wähler  zu 
vermindern. 

Der  G.-A.  XXXIII  : 1874  hielt  (§  5)  in  den  Gross-  und 
Kleingemeinden  Siebenbürgens  den  besonderen  sieben- 
bürgischen  Zensus  aufrecht.  An  die  Stelle  des  § 4,  Punkt  c) 
des  siebenbürgischen  G.-A.  II  : 1848,  dem  gemäss  Wähler 
sind  „in  den  Gemeinden  ohne  geregelten  Magistrat  alle 
Bewohner,  für  die  ausser  der  Kopfsteuer  mindestens  eine 
Steuer  von  8 Gulden  K.-M.  veranlagt  ist“  — wobei  die 
Abstimmung  in  zwei  Stufen  nach  den  Rauchfängen  unbe- 
rührt gelassen  wurde — , lässt  er  die  Bestimmung  treten: 
Wähler  sind,  „die  auf  Grund  des  gegenwärtig  bestehen- 
den Grundsteuerkatasters  nach  einem  Reineinkommen 
von  84  Gulden,  wenn  sie  aber  ein  unter  die  Steuer 
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I.  Klasse  fallendes  Haus  besitzen,  nach  einem  solchen  von 
79  Gulden  80  Kreuzer,  und  wenn  ihr  Haus  unter  die  Steuer 
der  II.  oder  einer  höheren  Klasse  fällt,  nach  einem 
solchen  von  72  Gulden  80  Kreuzer  Grundsteuer  zahlen“,  — 
ferner  diejenigen,  „die  nach  einem  unter  Grund-,  Haus- 
steuer, ferner  unter  die  Einkommensteuer  I.  oder  III. 
Klasse  fallenden  jährlichen  Reineinkommen  von  min- 
destens 105  Gulden  Staatssteuer  zahlen“.  (Unter  Ein- 
kommensteuer der  I.  Klasse  fielen  nach  § 2, 

G.-A.  XXVI  : 1868  ,,a)  das  Neuntel  und  der  Bergzoll,  wie 
auch  jedes  mit  dem  Grundbesitz  zusammenhängende  Ein- 
kommen, nach  dessen  Basis  der  das  Einkommen  Beziehende 
noch  nicht  besteuert  ist ; b)  das  den  kleineren  Regalien  ent- 
springende Einkommen;  c)  der  Gewinn  der  Pächter  nach 
der  Pachtung;  d)  das  jährliche  Reineinkommen  der  auf 
Gewinst  gebildeten  Aktiengesellschaften;  e)  jedes  Ein- 
kommen, das  den  Bergwerks-,  Fabriks-,  Handwerks-  und 
anderen  Betrieben,  dem  Handel,  der  künstlerischen,  der 
Unterrichts-,  der  ärztlichen,  chirurgischen,  Advokaten- 
und  Ingenieurpraxis,  ferner  der  Agentenbeschäftigung, 
der  Personen-  und  Warenbeförderung,  oder  irgendeiner 
anderen  nutzbringenden  Beschäftigung  oder  einem 
solchen  Geschäfte  entspringt“.  Unter  die  Einkommen- 
steuer der  III.  Klasse  aber  fallen  nach  § 4 „alle  Zinsen- 
einkommen und  Renten“.) 

Das  ist  eine  Erhöhung  des  1848er  siebenbürgischen 
Zensus. 

Auch  einzelne  kleinliche  Bestimmungen  zeigen  deut- 
lich die  Tendenz,  die  Rechte  einzuschränken.  Als  es  sich 
zum  Beispiel  darum  handelte,  dass  der  G.-A.  XXXIII:  1874 
eine  Erklärung  dafür  biete,  welche  Personen  unter  dienst- 
herrlicher Gewalt  stehen,  und  welche  es  auf  dieser  Grund- 
lage vom  Wahlrecht  ausschliesst,  führt  er  hier  nicht  nur, 
so  wie  der  Entwurf  von  1872,  die  Dienstboten,  die  Han- 
dels- und  die  Gewerbelehrlinge  an,  sondern,  indem  er  ganz 
überflüssigerweise  noch  weiter  geht,  auch  die  im  öffent- 
lichen und  im  Privatdienst  stehenden  Diener.  Indem  er 
ferner  den  Zensus  der  höheren  Intelligenz  auch  auf  die 


in 


16-4 


siebenbürgischen  Klein-  und  Qrossgemeinden  ausdelmt 
und  ausser  den  im  Q.-A.  V : 1848  erwähnten,  als  seither 
neu  entstandene  Kategorien  auch  die  kön.  öffentlichen 
Notare,  die  diplomierten  Förster,  Bergleute  und  Kleinkin- 
derbewahrer aufnimmt,  wendet  er  neuerlich  die  einschrän- 
kende Erklärung  an,  dass  Professoren,  Schullehrer,  Klein- 
kinderbewahrer, Gemeindenotäre,  Seelsorger  und  Hilfs- 
seelsorger nur  dann  Wähler  sind,  wenn  sie  in  amtlicher 
Verwendung  stehen.  An  diesem  Punkt  hat  er  daher  wieder 
den  Pfad  des  G.-A.  V : 1848  verlassen,  der  nicht  die  amt- 
liche Stellung,  sondern  die  höhere  Intelligenz  mit  dem 
Wahlrecht  ausstatten  wollte. 

In  dem  G.-A.  XXXIII  : 1874  finden  wir  nur  einen  ein- 
zigen rechtsausdehnenden  Paragraphen.  Wir  haben  be- 
reits erwähnt,  dass  der  G.-A.  V : 1848  zweierlei  Einkom- 
menzensus gekannt  hat,  den,  der  dem  Grundbesitz  oder 
den,  der  dem  Kapital  entsprungen  ist.  Über  die  Schichten 
der  öffentlichen  Beamten  und  der  Privatangestellten  hat 
das  1848er  Gesetz  nichts  bestimmt.  Wir  haben  den  Grund 
hiefür  schon  angegeben.  Der  G.-A.  XXXIII  : 1874  konnte 
diese  Schichte,  die  sich  in  der  Zwischenzeit  entwickelt 
hatte,  nicht  mehr  unberücksichtigt  lassen.  Er  gewährt 
daher  ein  Wahlrecht  den  Staats-,  Munizipal-  und  den 
Kommunalbeamten,  die  mindestens  nach  einem  Jahres- 
einkommen von  500  Gulden,  und  den  Privatangestellten, 
die  mindestens  nach  einem  solchen  von  700  Gulden  Ein- 
kommensteuer zahlen. 

Dem  Geist  des  G.-A.  V : 1848  hätte  es  eher  ent- 
sprochen, wenn  das  Gesetz  behufs  gehöriger  Vertretung 
dieser  Gesellschaftsklasse  zu  der  Entwicklung  des  Zensus 
der  höheren  Intelligenz  gegriffen  und  einen  so  reinen  In- 
telligenzzensus bestimmt  hätte,  der  die  Beamten  und  An- 
gestellten mit  dem  in  dem  Gesetz  erwähnten  Einkommen 
unter  diesem  Rechtstitel  in  die  Reihe  der  Wähler  auf- 
genommen hätte. 

Der  G.-A.  XXXIII  : 1874  hat  jedoch  mit  dem  Ideen- 
kreis, aus  dem  der  G.-A.  V : 1848  hervorgegangen  ist, 
vollkommen  gebrochen.  Die  Gesetzgebung  von  1848  hat, 
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wie  wir  schon  nachgewiesen  haben,  den  Zensus  des  Eigen- 
tums, des  Einkommens  und  der  Beschäftigung  deshalb 
angewendet,  weil  er  unter  den  damaligen  Verhältnissen 
des  Schulunterrichts  zu  dem  Mittel  des  Intelligenzzensus 
nicht  greifen  konnte.  Die  Berechtigung  des  durch  sie  an- 
genommenen Zensus  erblickte  sie  darin,  dass  dieser  fol- 
gern liess,  der  Wähler  habe  sich  die  Elemente  der  Bil- 
dung aneignen  können.  Als  die  48iger  Gesetzgebung  auf 
Grund  des  Zensus  der  höheren  Intelligenz  ein  Wahlrecht 
statuierte,  wollte  sie  ebenfalls  ausschliesslich  die  Intelli- 
genz auszeichnen;  sie  wollte  auch  den  ärmsten  „Hono- 
ratioren“ das  Wahlrecht  einräumen,  denjenigen,  von 
denen  der  Abgeordnete  des  Komitats  Gömör,  Paul 
Darvas,  sagte,  „ihr  Einkommen  sei  in  vielen  Fällen 
nicht  mehr  als  15  Gulden  und  ein  Paar  Stiefel“. 
G.-A.  XXXIII  : 1874  stellt  schon  ganz  schroff  das  Ver- 
mögen und  das  Einkommen  in  den  Vordergrund  und 
bringt  den  Zensus  mit  der  Besteuerung  in  Zusammenhang. 
Darin  ist  der  G.-A.  XXXIII  : 1874  nicht  eine  Novelle,  son- 
dern ein  Novum. 

Die  Bestimmung  des  Gesetzes,  die  den  öffentlichen 
Beamten  und  den  Privatangestellten  im  Wahlrechte  Raum 
gibt,  ist  nur  zu  billigen.  Die  Opposition  hat  daher  im  Ver- 
laufe der  Debatte  ihre  Angriffe  übertrieben,  als  sie  auch 
diese  Bestimmung  bemängelte  und  die  Regierung  dessen 
zieh,  sie  sei  nur  von  der  Absicht  geleitet,  die  abhängigen 
Elemente  in  den  Reihen  der  Wähler  zu  vermehren.  Die 
Quelle  dieser  leidenschaftlichen  Antipathie  der  Opposition 
war  der  Umstand,  dass  der  Regierungsentwurf  die  Zahl 
der  unabhängigen  städtischen  Wähler  offenbar  herab- 
gesetzt und  damals  zum  erstenmal  zugleich  mit  der  jeden 
Zweifel  ausschliessenden  Inartikulierung  der  öffentlichen 
Abstimmung  das  Wahlrecht  der  in  grösserer  Zahl  zumeist 
in  Städten  wohnenden  öffentlichen  Beamten  statuiert  hat. 
All  dies  wurde  noch  gesteigert  durch  die  rechtsraubende 
Wirkung  der  Steuerrückständigkeit,  die  schon  nach  der 
Technik  der  Besteuerung  nur  einen  Teil  der  nicht  ein 
öffentliches  Amt  bekleidenden  Wähler  treffen  konnte. 
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Die  oppositionellen  Abgeordneten  der  Unabhängig- 
keitspartei haben  nicht  nur  die  Mängel  des  Entwurfes  an- 
gegriffen, sondern  sich  auch  neuerlich  auf  die  Basis  des 
allgemeinen  Wahlrechtes  gestellt.  Daniel  Iranyi  unter- 
breitete, nachdem  er  ausgeführt  hatte,  der  Entwurf  habe 
eine  rechtsraubende  Wirkung,  folgenden  Beschlussantrag: 
„Das  Abgeordnetenhaus  möge  beschlossen,  dass  es  den 
gegenwärtigen  Gesetzentwurf  zur  Grundlage  der  Spezial- 
debatte nicht  annimmt,  und  den  Minister  des  Innern  an- 
weisen, anstatt  dessen  einen  auf  das  allgemeine  Wahlrecht 
und  auf  die  geheime  Abstimmung  gegründeten  neuen 
Gesetzentwurf  anzufertigen,  der  auch  die  gerechte  Auftei- 
lung der  Wahlbezirke  zu  enthalten  habe,  ferner  beson- 
dere Gesetzentwürfe  über  die  Naturalisierung  und  über 
die  Bestrafung  aller  Missbräuche  und  Bestechungen,  die 
bei  Wahlen  jeder  Art,  also  auch  bei  kommunalen  und  bei 
munizipalen,  Vorkommen,  zu  unterbreiten.“ 

Ferdinand  Szederkenyi,  Ernst  Simonyi  und  Ludwig 
Mocsäry,  wie  die  Redner  der  äussersten  Linken  überhaupt, 
erhoben  die  Forderung  auf  das  allgemeine  Wahlrecht  und 
auf  die  geheime  Abstimmung.  Das  linke  Zentrum  stürmt 
nicht  mehr  so  heftig  gegen  den  Entwurf  wie  im  Jahre  1872. 
Seine  Redner  haben  nur  bei  einzelnen  Details  Einwen- 
dungen und  die  Haltung  dieser  Partei  ist  auch  hier  viel- 
mehr ein  prinzipieller  Vorbehalt,  denn  ein  Widerstand. 
Als  das  Abgeordnetenhaus  am  7.  Juli  1874  den  Gesetz- 
entwurf in  namentlicher  Abstimmung  mit  230  gegen 
49  Stimmen  zur  Grundlage  der  Spezialdebatte  annahm, 
befanden  sich  unter  denen,  die  für  die  Annahme  des  Ent- 
wurfes gestimmt  hatten,  50  Mitglieder  des  linken  Zentrums 
und  unter  ihnen  auch  Koloman  Tisza.  20  Mitglieder  des 
linken  Zentrums  hatten  mit  Nein  gestimmt.  Von  da  an 
setzt  den  Ansturm  fast  ausschliesslich  die  äusserste  Linke 
fort.  Sie  erklären  offen,  der  Entwurf  diene  Parteizwecken 
und  sei  direkt  gegen  die  Opposition  gerichtet“.  Ignaz Helfy 
sagt:  „Das  ist  der  weitestgehende  Stinimenwerbe-Gesetz- 
entwurf,  den  ich  je  in  diesem  Hause  gesehen  habe.“  Nach 
Edmund  Kdllay  will  der  Entwurf  die  städtischen  Wähler 
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deshalb  ihres  Rechtes  berauben,  weil  es  offenkundig  ist  und 
durch  niemand  in  Abrede  gestellt  werden  kann,  dass  die 
Wähler  in  den  Städten  der  ungarischen  Tiefebene  unbe- 
stechlich waren. 

Alexander  Gubody  nennt  das  an  vielerlei  Rechtstitel 
geknüpfte  System  des  Entwurfes  „einen  bizarren 
Differenzialtarif“  und  beklagt  sich  darüber,  dass  der  Ent- 
wurf das  Wahlrecht  der  unabhängigen  städtischen  Bürger 
und  Kleingewerbetreibenden  einschränkt.  Sodann  fährt  er 
fort:  „Soll  ich  Ihnen  sagen,  warum  das  geschieht?  Des- 
halb, weil  namentlich  in  den  ungarischen  Städten  der 
Tiefebene  Tausende  solcher  kleineren  Grundbesitzer 
leben,  die  bei  drei  Wahlen  als  hervorragend  oppositionell 
erkannt  wurden.  Die  überwiegende  Masse  der  Klein- 
gewerbetreibenden hat  sich  in  ungarischen  Städten  als 
oppositionell  erwiesen;  strebt  daher  die  Regierung  eine 
Majorität  an,  so  muss  sie  diese  von  der  Wahlurne  fern- 
halten.“ 

Auch  nach  Ludwig  Mocsdry  „zieht  es  sich  gleich  einem 
roten  Faden  durch  den  ganzen  Gesetzentwurf,  dass  der 
Parteigesichtspunkt  der  massgebende  war.  Ist  es  doch 
für  das  ganze  Land  offenes  Geheimnis,  dass  die  staats- 
rechtliche Opposition  den  grössten  Teil  ihrer  Stimmen 
eben  in  den  ungarischen  Städten,  eben  in  den  Reihen  der 
Kleingrundbesitzer  und  der  Handwerker  hat“. 

Im  Verlaufe  der  Spezialdebatte  haben  die  Redner 
der  äussersten  Linken  alle  Verfügungen  des  Gesetzent- 
wurfes, die  die  Bestimmungen  des  G.-A.  V : 1848  über  das 
materielle  Wahlrecht  einschränkten,  bemängelt.  Eine  be- 
sonders heftige  Debatte  entwickelte  sich  bei  dem  für  die 
königlichen  Freistädte  und  für  die  Städte  mit  geregeltem 
Magistrat  bestimmten  Wahlrechtstitel,  der  den  Wert- 
zensus von  300  Silbergulden  des  48er  Gesetzes  über  den 
Haufen  warf. 

Die  Anhänger  der  Regierung  behaupten,  auch  in 
diesem  Punkte  gemäss  dem  Geiste  der  48er  Gesetzgebung 
vorzugehen.  Was  sie  darunter  verstanden  haben,  das 
ergab  sich  aus  der  Rede  Bela  Maridssys,  der  offen  aner- 
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kannte,  „das  Wahlrecht  sei  in  der  Tat  eingeschränkt 
worden",  und  folgendermassen  argumentierte:  „Welchen 
Wert  hatte  eine  Viertelsession  im  Jahre  1848?  Beiläufig 
von  300  bis  340  Qulden.  Zwischen  dem  Haus  im  Werte 
von  300  Gulden  und  der  Viertelsession  gab  es  also  damals 
eine  Gleichheit.  Welchen  Wert  hat  jetzt  eine  Viertel- 
session? Dieser  schwankt  zwischen  500  und  1000  Gulden. 
L's  ist  daher  sehr  natürlich,  dass  das  Gesetz,  wenn  es  an 
dem  Geist  der  48er  Gesetzgebung  festhält,  den  Steuer- 
zensus erhöhen  muss.  Tür  300  Gulden  kann  man  kein  Haus 
bauen,  das  zwei  bis  drei  Wohnräume  hat.  Ein  solches 
Haus  kostet  beiläufig  1000  bis  1200  Gulden.  So  verwirklicht 
die  Novelle  auch  hier  den  Geist  von  1848.“ 

Wie  unrichtig  diese  Argumentierung,  die  — wenn 
auch  nicht  so  zugespitzt  — die  Reden  aller  derjenigen 
durchdringt,  die  den  Regierungsentwurf  verteidigen,  und 
wie  wen  g sie  in  dem  G.-A.  V : 1848  wurzelt,  haben  w Ir 
schon  bei  den  Ausführungen  über  c’as  Entstehen  dieses 
Gesetzes  gesehen.  Wurde  doch  der  Antrag  Josef  Tom - 
csdnyis,  die  untere  Tafel  möge  anstatt  der  Viertelurbarial- 
session  auch  in  den  Gemeinden  den  Zensus  eines  Grund- 
stückes im  Werte  von  300  Silbergulden  annehmen,  von 
der  unteren  Tafel  deshalb  verworfen,  weil  sie  ihm  eine 
konservative,  einschränkende  Wirkung  zugeschrieben 
hat.  Die  Gesetzgebung  von  48  wollte  ausdrücklich  auch 
an  das  Eigentum  einer  Viertelurbarialsession,  deren  Wert 
weniger  als  300  Silbergulden  war,  das  Wahlrecht  knüpfen. 
Sie  betrachtete  daher  den  Wertzensus  von  300  Silber- 
gulden für  einen  durchschnittlich  höheren  Zensus  als  die 
Viertelurbarialsession. 

Die  Bestimmung  des  Grundstückwertzensus  bedeutete 
nicht,  dass  der  Wertzensus  immer  im  Verhältnisse  der 
Wertsteigerung  zu  erhöhen  ist,  wie  auch  der  Steuerzensus 
nicht  bedeuten  kann,  dass  bei  jeder  Steuererhöhung  auch 
der  Steuerzensus  im  Verhältnisse  zu  erhöhen  ist.  Wussten 
doch  die  nationalökonomisch  gebildeten  Mitglieder  der 
48er  Gesetzgebung  ganz  gut,  dass  der  Wert  der  Grund- 
stücke sich  Hand  in  Hand  mit  dem  wirtschaftlichen  und 
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dem  kulturellen  Fortschritt  steigern  wird.  Demnach  ist 
es  aluch  bei  diesem  einen  Punkte  klar,  dass  der 
G.-A.  XXXIII  : 1874  mit  dem  rechtsausdehnenden  Geist 
des  G.-A.  V : 1848  vollkommen  gebrochen  hat.  Unter 
solchen  Umständen  hat  das  Fiaus  natürlich  den  Abände- 
rungsantrag Ernst  Simonyi s verworfen,  der  in  den  könig- 
lichen Freistädten  und  in  den  Städten  mit  geregeltem 
Magistrat  all  denjenigen  das  Wahlrecht  gewähren  wollte, 
die  ein  Haus  besitzen,  wenn  dieses  auch  einstweilen 
steuerfrei  ist. 

In  den  Details  gab  es  auch  noch  bei  dem  Wahlrecht 
der  Gewerbetreibenden  und  der  Kaufleute  eine  Debatte. 

Ferdinand  Szederkenyi  beantragte  hier  die  Ab- 
änderung, die  die  städtischen  Abgeordneten  schon  im 
Jahre  1848  gefordert  hatten;  er  verlangte  für  all  diejenigen 
das  Wahlrecht,  „die  als  Kaufleute,  Fabrikanten,  Hand- 
werker ihr  Geschäft  gemäss  den  Gewerbegesetzen  selb- 
ständig ausüben“. 

Aus  der  Spezialdebatte  seien  hier  noch  einige  inter- 
essante Momente  hervorgehoben: 

Koloman  Tisza  äussert  sich,  obwohl  er  „gezwungen 
ist,  den  Gesetzentwurf  von  dem  Standpunkt  zu  betrachten, 
dass  dieser  kein  neues  Gesetz  ist“,  weshalb  er  ihn  auch 
annimmt,  dennoch  zweimal1,  am  12.  und  am  20.  Juli  1874, 
gegen  den  Zensus  der  Viertelurbarialsession:  „Ich  war 
nie  ein  Freund  des  Bodenzensus,  des  Viertelsessions- 
zensus, und  werde  es  auch  nie  sein.  Ich  war  es  nicht  und 
werde  es  nicht  sein,  eben  weil  unter  allen  möglichen 
Zensusarten,  wenn  die  Gewährung  der  Berechtigung  selbst 
an  eine  gleiche  Zahl  von  Jochen  geknüpft  wird,  unbedingt 
dieser  Zensus  der  ungerechteste  ist,  da  der  Wert  be- 
deutende Unterschiede  aufweist.“  Des  weiteren  führt  er 
aus,  dass  dieser  Zensus  für  das  Ungartum  nachteilig  ist: 
„Betrachten  wir  das  ganze  Land,  so  werden  wir  sehen, 
dass  mit  Ausnahme  der  Serben  und  eines  Teiles  der 
Deutschen,  überall  — oder  mindestens  zum  grössten  Teil 
— dort,  wo  der  Zensus  auf  Grund  der  Viertelsession 
sechsmal  so  hoch  ist  als  in  anderen  Gegenden,  dass  dort, 
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sage  ich,  eine  Bevölkerung  ungarischer  Zunge  zu  finden 
ist.  Dort  aber,  wo  der  Zensus  nur  ein  Sechstel  des  eben 
erwähnten  beträgt,  wohnen  Rumänen  und  Slawen.4' 

Ganz  persönliche  Standpunkte  vertraten  und  deshalb 
blieben  auch  ohne  jeden  Widerhall  Karl  P.  Szathmäry, 
der  eine  teilweise  geheime  Abstimmung  beantragte.  Nach 
seiner  Ansicht  „ist  die  geheime  Abstimmung  am  meisten 
für  unsere  städtischen  Bürger  notwendig44.  In  den  Ge- 
meinden hält  er  die  geheime  Abstimmung  für  unmöglich, 
bei  der  unabhängigen  Intelligenzklasse  aber  für  über- 
flüssig; — Gustav  Tarnöczy,  der  einen  besonderen  Ent- 
wurf vorlegte,  dessen  Grundlage  das  allgemeine  Wahl- 
recht, aber  mit  Abstimmungen  in  zwei  Stufen  bildete;  die 
Wähler  mit  höherer  Intelligenz  und  mit  ansehnlichem  Ver- 
mögen sollten  direkt  wählen,  alle  anderen  Staatsbürger 
wären  wohl  ebenfalls  Wähler,  aber  nur  indirekt,  mit  Ver- 
mittlung von  durch  sie  gewählten  Wahlmännern;  — Stefan 
Majorns;  dieser  forderte  auch  für  die  Frauen  ein  Wahl- 
recht, wobei  er  besonders  diejenigen  Frauen  hervorhob, 
die  einen  Besitz  haben  oder  „in  irgendeiner  Spezialwissen- 
schaft bei  einer  öffentlichen  Prüfung  ein  Befähigungs- 
diplom erlangt  haben“;  — ebenso  ein  anderer  Anhänger 
des  Frauenwahlrechts,  Emerich  Stanescu,  der  für  die- 
jenigen Frauen  das  Wahlrecht  forderte,  die  eine  proto- 
kollierte Firma  haben  und  daher  Kaufleute  sind,  ferner 
für  die  diplomierten  Professorinnen,  Telegraphistinnen, 
Postbeamtinnen  und  für  ähnliche  Kategorien. 

Fassen  wir  das  Ergebnis  der  Debatte  zusammen,  so 
ergibt  sich  zweifellos,  dass  der  G.-A.  XXXIII  : 1874  in  den 
die  Wählerlisten,  das  Wahlverfahren,  die  Verantwortlich- 
keit der  bei  der  Konskription  und  bei  der  Wahl  mitwir- 
kenden Organe  wie  auch  die  Bestrafung  der  Wahlmiss- 
bräuche betreffenden  Teilen  bestrebt  war,  den  aufgetauch- 
ten auffälligen  Mängeln  abzuhelfen.  Indem  er  in  der  Frage 
des  Wahlrechtes  eine  Berufung  an  die  königliche  Kurie 
zuliess;  indem  er  Bestechungen,  das  Gewähren  von  Trank 
und  Speisen  verboten,  andere  Arten  von  Wahlmiss- 
bräuchen aber  mit  Strafen  bedroht  nat;  indem  er  — wenn 
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auch  nur  im  Prinzip  — der  Bestimmung  Raum  gab,  über 
die  Gültigkeit  der  mit  einer  Petition  angefochtenen  Wahl 
habe  die  königliche  Kurie  zu  urteilen:  bewies  er  das  Be- 
streben, das  Wahlverfahren  zu  verbessern.  Es  ist  wahr, 
dass  die  ein  Zurückdrängen  der  Wahlmissbräuche  be- 
zweckenden Bestimmungen  des  Gesetzes  in  der  Praxis 
sich  als  nicht  genug  wirksam  erwiesen  haben  und  dass 
auch  fernerhin  die  die  Wahlkorruption  geisselnden  Klagen 
nicht*  aufhörten.  Einer  ganz  anderen  Beurteilung  unterliegt 
der  das  materielle  Wahlrecht  behandelnde  Teil  des 
Gesetzes.  Es  geht  aus  dem  Gesetze  selbst  hervor,  was 
durch  die  Debatte  im  Verlaufe  der  Verhandlungen  des 
Gesetzentwurfes  noch  greller  beleuchtet  wurde,  dass  in 
diesem  Teil  des  G.-A.  XXXIII  : 1874  im  Vergleiche  zu 
dem  G.-A.  V : 1848  entschieden  ein  Verfall  und  ein  Rück- 
fall ist. 

Die  Frage,  ob  in  der  Debatte  über  den 
G.-A.  XXXIII  : 1874  diejenigen  recht  hatten,  die  behaup- 
teten, das  Gesetz  beschränke  das  Wahlrecht  nicht,  oder 
diejenigen,  die  von  einer  Einschränkung  der  Rechte 
sprachen,  hat  die  Zukunft  entschieden. 

In  welchem  Masse  der  G.-A.  XXXIII  rl874  die  Zahl 
der  Wähler  vermindert  hat,  geht  deutlich  aus  der  fol- 
genden Tabelle  hervor: 


Gesamt- 

c 

>/o  der  Gesamt1 

bevölkerung 

Wähler 

bevölkerung 

1870  . . . 

. . . 13,654.349 

890.416 

6-73 

1881  . . . 

. . . 13,833.964 

821.241 

5-9 

1890  . . . 

. . . 15,201.927 

846.202 

5.5 

1900  . . . 

. . . 16,838.255 

989.009 

5-93 

1910  . . . 

. . . 18,264.533 

1,162.241 

6-91 

Während  die  Zahl  der  Bevölkerung  in  der  Zeit  von 
1870 — 1890  um  1,547.578  Seelen  zugenommen:  hatte,  war 
im  Jahre  1890  die  Zahl  der  Wähler  nur  846.202  gegenüber 
890.416  im  Jahre  1870.  Trotz  der  Zunahme  der  Bevölke- 


rung  und  trotzdem  zwanzig  Jahre  verflossen  waren,  war 
die  Zahl  der  Wähler  im  Jahre  1890  noch  um  44.214  gerin- 
ger als  1870.  Im  Jahre  1870  machte  die  Zahl  der  Wähler 
673%  der  Bevölkerung  aus,  im  Jahre  1890  aber  nur  mehr 
5*5%.  Diese  Zahlen  sind  deutliche  Beweise.  Erst  im  Jahre 
1910  erreicht  die  mit  der  Bevölkerung  verglichene  Ver- 
hältnisziffer der  Wähler  den  Prozentsatz,  der  vor  dem 
G.-A.  XXXIII  : 1874  zu  finden  war.  Aber  auch  diese 
Steigerung  ist  zum  Teil  dem  Umstande  zu  verdanken;  dass 
der  G.-A.  XV:  1899  § 141  die  rechtsraubenden  Folgen  der 
Steuerrückständigkeit  abgeschafft  und  dadurch  die  Zahl 
der  Wähler  vom  Jahre  1899  auf  das  Jahr  1900  um  117.875 
vermehrt  hat. 

Die  von  dem  rechtsausdehnenden  Geiste  der  48er 
Gesetzgebung  sich  losreissende  Tendenz  des  G.-A. 
XXXIII:  1874  hatte  auch  zur  Folge,  dass  unser  Wahlrecht 
in  seiner  organischen  Entwicklung  zurückgeblieben  ist. 
Die  Gesetzgebung  hat  im  Jahre  1874  von  den  entwickelten 
neuen  gesellschaftlichen  Schichten  nur  die  öffentlichen 
Beamten  und  die  Privatangestellten  berücksichtigt.  Be- 
wusst hat  sie  einen  Zensus  des  besteuerten  Einkommens 
angewendet,  der  die  Masse  der  gewerblichen  und  der 
landwirtschaftlichen  Arbeiter,  die  ohne  Gehilfen  arbeiten- 
den Gewerbetreibenden  und  in  den  Gemeinden  mit  hohem 
Grundsteuerminimum  die  breiten  Schichten  der  Kleingrund- 
besitzer und  der  Häusler  ausgeschlossen  hat;  die  in  öffent- 
lichem und  im  Privatdienste  stehenden  Diener,  die  Dienst- 
boten aber  betrachtete  sie  als  eine  Kategorie,  die  selbst  bei 
Nachweis  welchen  Rechtstitels  immer  kein  Wahlrecht  aus- 
zuüben vermag.  Ein  neues  Recht  hat  sie  kaum  gewährt, 
wohl  aber  das  alte  unter  dem  Titel  präziser  Deutung  einge- 
schränkt. Und  dieses  Gesetz,  das  samt  der  an  dieses  sich 
eng  anschliessenden,  durch  G.-A.  X : 1877  geregelten  Be- 
zirkseinteilung von  den  Gegnern  der  Rechtsausdehnung 
lange  Zeit  als  Palladium  der  nationalen  Richtung  ver- 
teidigt wurde,  Hess  seine  rechtsraubende  Wirkung  in 
erster  Reihe  in  Munizipien  und  in  Städten  mit  ungarischer 
Mehrheit  fühlen. 
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IV.  , 

Die  Frage  des  Wahlrechtes  bis  zur  Schaffung 
des  G.-A.  XV  : 1899. 

Nach  der  Schaffung  des  G.-A.  XXXIII  : 1874  brachen 
die  Wunden  des  Wahlrechtes  und  des  Wahlverfahrens: 
von  Zeit  zu  Zeit  immer  von  neuem  auf.  Die  Klagen  über 
Wahlmissbräuche  nehmen  kein  Ende.  Die  Opposition  gibt 
sich  mit  dem  geschaffenen  Gesetz  nicht  zufrieden.  In  den 
Debatten  des  Abgeordnetenhauses  kommt  bald  schwächer 
bald  kräftiger  der  Wunsch  nach  der  Reform  des  Wahl- 
rechtes und  des  Wahlverfahrens  zum  Ausdruck.  Gleich- 
sam den  Schlussstein  dieser  Epoche  bildet  der  G.-A. 
XV  : 1899.  Von  diesen  Debatten  wollen  wir  hier  nur  die 
hervorragenden  Ereignisse  anführen. 

Als  die  Regierung  im  Jahre  1885  einen  Gesetzentwurf 
über  die  Verlängerung  des  Reichstagszyklus  auf  fünf  Jahre 
unterbreitet  hatte,  forderte  die  Opposition  anstatt  dessen, 
die  Aufhebung  der  Wahlmissbräuche.  Der  Generalredner 
der  Vereinigten  Opposition  war  Desider  Szilügyi,  der  am 
11.  Dezember  1885  einen  Beschlussantrag  unterbreitete, 
in  dem  er  insbesondere  anstatt  der  die  Korruption  fördern- 
den zentralen  Abstimmung  die  Dezentralisierung  der  Ab- 
stimmung fordert,  die  Einführung  der  Gerichtsbarkeit  der 
königlichen  Kurie  in  Sachen  der  mit  Petitionen  angefoch- 
tenen Wahlen,  wie  das  der  G.-A.  XXXIII:  1874  § 89  ver- 
sprochen hat,  urgiert,  ferner  die  Schaffung  detaillierterer 
Strafgesetze  gegen  Bestechung,  gegen  Gewährung  von 
Speise  und  Trank,  gegen  ungebührliche  Beeinflussung 
und  gegen  Aufreizung,  wie  auch  eine  detaillierte  Regelung 
des  Wirkungskreises  des  Wahlpräsidenten  und  der  auf 
die  Wahl  Einfluss  nehmenden  Personen,  die  Sicherung 
ihrer  wirksamen  Verantwortlichkeit,  die  Entwertung 
glaubwürdiger  Namenslisten  wie  auch  ihrer  freien  Be- 
nützung, und  schliesslich  die  Sicherung  des  freien  Ver- 
sammlungsrechtes für  die  den  Wahlen  vorangehende  Zeit 
fordert. 
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Im  Namen  der  Unabhängigkeitspartei  ergriff  Daniel 
Iränyi  das  Wort.  Er  geisselte  die  Wahlmissbräuche,  for- 
derte die  Kurialgerichtsbarkeit  und  argumentierte  haupt- 
sächlich für  die  geheime  Abstimmung.  Auch  in  seinem 
Beschlussantrage  urgierte  und  forderte  er  die  pünktlichere 
und  strengere  Anwendung  der  gegen  die  Wahlmiss- 
bräuche bestehenden  Gesetze,  und  dass  die  Regierung 
Gesetzentwürfe  über  die  Beurteilung  der  mit  Petitionen 
angefochtenen  Wahlen  durch  die  königliche  Kurie  und 
über  die  Einführung  der  geheimen  Abstimmung  unter- 
breite. 

Der  prominenteste  Punkt  der  Debatte  war  die  Frage 
der  geheimen  Abstimmung.  Daniel  Iränyi  erblickte  in  der 
geheimen  Abstimmung  das  wirksamste  Mittel,  um  die 
Wahlmissbräuche  zu  verdrängen:  „die  öffentliche  Ab- 
stimmung setzt  eine  Unabhängigkeit  voraus,  deren  sich, 
wie  die  Erfahrung  zeigt,  ein  Teil  der  Wähler  nicht  zu 
rühmen  vermag.  Familien-,  gesellschaftliche  Verbindun- 
gen, Existenzsorgen,  schliesslich  die  menschlichen 
Schwächen  erklären  diese  Erscheinungen.  Vielmehr  ist 
das  nioch  in  einem  Lande  der  Fall,  in  dem  die  Beamten 
ihren  Einfluss  zur  Änderung  des  Willens  der  Wähler 
reichlich  anwenden,  in  dem  die  Wähler  so  vielen  Ver- 
suchungen, Bestechungen  ausgesetzt  sind,  in  dem  ihre 
Überzeugung  durch  so  und  so  viele  zur  Strecke  gebracht 
wird!“ 

Interessant  war  bei  diesem  Punkte  die  Diskussion 
zwischen  dem  Ministerpräsidenten  Koloman  Tisza  und 
Desider  Szilägyi.  Szildgyi  sieht  in  dieser  seiner  Rede 
gleichsam  die  Zukunft  voraus,  indem  er  ausführt,  die  Ein- 
richtung der  geheimen  Abstimmung  sei  eine  notwendige 
Forderung  der  demokratischen  Umgestaltung  der  Ver- 
fassung. Dieses  Detail  seiner  Rede  lautet  folgendermaissen : 

„Der  geehrte  Ministerpräsident  irrt,  wenn  er  glaubt, 
die  Erfahrungen  haben  — wie  er  das  gestern  gesagt  hat  — 
bewiesen,  dass  die  geheime  Abstimmung  weder  gegen 
Bestechungen  noch  gegen  die  Pressionen,  sei  es  eine 
soziale,  sei  es  eine  amtliche  Pression,  keine  Gewähr  biete. 


175 


In  dieser  Frage  berufe  ich  mich  — nicht  auf  Amerika,  denn 
in  Amerika  wurde  diese  ganze  Gesetzgebung  nicht  mit 
solcher  Sorgfalt,  mit  solcher  Strenge  und  mit  solcher  Auf- 
merksamkeit behandelt,  ails  in  England,  — ich  berufe  mich 
daher  auf  England.  Wollen  Sie  die  Reports  der  grossen 
Richter,  der  Oberstaatsanwälte  und  der  Komities  Englands 
beachten,  aus  dienen  in  grossen  Zügen  hervorgeht,  dass 
die  geheime  Abstimmung  sich,  wo  der  betreffende  es  will, 
als  sehr  wirksame  Gewähr  gegen  die  Pressionen  erwiesen 
und  auch  die  Korruption  vermindert  hat.  Nach  meiner 
Ansicht  ist  nicht  das  massgebend,  dass  sie  diese  ver- 
mindernde Wirkung  hatte,  sondern  bei  den  wiederholten 
Gesetzgebungen,  die  in  der  Frage  der  Korruption  in  bezug 
auf  die  Wahl  zuletzt  im  Jahre  1883  in  Erscheinung  traten, 
wurde  überall  anerkannt,  dass  die  bedeutende  Reduktion 
der  Missbräuche  hauptsächlich  auf  die  geheime  Abstim- 
mung zurückzuführen  ist. 

Was  aber  den  ungarischen  Staat  anlangt,  so  will  ich 
mich  jetzt  in  eine  weitgehendere  Erörterung  dieser  Frage 
nicht  einlassen,  doch  glaube  ich  nicht,  dass  wir  darin 
irgendeine  ernste  Gefahr  finden  könnten. 

Bei  einer  Frage,  die  an  sich  zu  beurteilen  ist,  lege 
ich  auf  dialektische  Wendungen  kein  grosses  Gewicht, 
doch  ist  es  mir,  wenn  die  geheime  Abstimmung  gar  keine 
Wirkung  hat,  weder  gegen  die  Beeinflussung  noch  auf  die 
Bestechungen,  ganz  unbegreiflich,  warum  sie  in  ganz 
Europa  eingeführt  wurde,  und  worin  ihre  gefährdende 
Wirkung  für  den  ungarischen  Staat  bestehen  würde ? 

Die  Frage  erheischt  umsomehr  eine  ernstere  Prüfung, 
weil  in  jedem  Staate  parallel  mit  der  demokratischen  Um- 
gestaltung der  Verfassung  auch  die  Einrichtung  der 
geheimen  Abstimmung  eingeführt  wurde.  Wird  das  bei  uns 
ausgeschlossen  werden  können,  wenn,  wie  ich  glaube, 
trotz  einstweiliger  Rückfälle  auch  die  Umgestaltung  unse- 
rer Verfassung  auf  diesem  Wege  fortschreiten  wird?! 

Der  zu  entsendende  Ausschuss  wird  unter  anderem, 
obwohl  das  in  meinem  Beschluss  antrage  nicht  erwähnt 
ist,  auch  die  Aufgabe  haben,  die  geheime  Abstimmung 
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ebenfalls  zum  Gegenstände  der  Beachtung  und  der  Be- 
ratung zu  machen,  und  in  dieser  Richtung  dem  Hause 
eventuell  einen  Bericht  zu  unterbreiten,  über  den  das 
Haus  nach  seiner  Überzeugung  zu  beschliessen  haben 
wird.“ 

In  der  Debatte  kam  auch  das  Problem  des  materiellen 
Wahlrechtes  zur  Sprache.  Die  Redner  der  Unabhängig- 
keitspartei traten  neuerdings  für  die  Verwirklichung  des 
allgemeinen  Wahlrechtes  ein.  Gabriel  Ugroti  fordert  es 
im  Namen  der  christlichen  Liebe:  „Die  ersten  Anhänger 
des  Christentums  waren  nicht  die  Patrizier  und  nicht  die 
römischen  Ritter,  sondern  die  Sklaven,  die  Unterdrückten 
und  die  Leidenden.  Die  christliche  Religion,  geehrtes 
Haus,  hat  erst  die  Brust  der  Ärmeren  mit  dem  Glauben 
und  mit  der  Hoffnung  befruchtet  und  so  den  Weg  der 
Weltherrschaft  vorbereitet. 

Das  Christentum  beruht  auf  der  Liebe  Christi;  diese 
kennt  keine  Ausnahme,  denn  die  Liebe  Christi  ist  wie  die 
Sonne,  die  arm  und  reich  gleichermassen  mit  ihrer 
Wärme  berührt. 

Die  Liebe  Christi  ist  wie  die  Luft,  die  unsichtbar  ist, 
aber  jedermann  umgibt.  Ist  es  doch  der  Geist  des 
Christentums,  der  die  Idee  der  Rechtsgleichheit  in  unserer 
Gesellschaft  begründet  und  sie  zur  Grundlage  Legislativer 
Verfügungen  erhoben  hat.  Wohin  aber,  geehrtes  Haus, 
kommt  die  Rechtsgleichheit,  wenn  ein  Teil  des  Volkes, 
der  wählt,  das  Bürgerrecht  hat,  der  Teil  aber,  der  nicht 
wählt,  Gesindel  ist?!  Nicht  diejenigen  sind  der  Gesell- 
schaft gefährlich,  die  die  niedrigste  Klasse  des  Volkes 
bilden,  denn  die  Korruption  dringt  nie  von  unten  nach 
oben,  sondern  immer  von  oben  nach  unten.4' 

Auf  dem  Reichstag  1892 — 1896  beschäftigte  sich  das 
Haus  dreimal  mit  dem  Problem  der  Wahlrechtsreform: 
in  der  Adressdebatte  im  Jahre  1892,  sodann  in  demselben 
Jahre  bei  der  Verhandlung  des  Budgets  des  Ressorts  des 
Innern,  schliesslich  am  Ende  des  Zyklus  im  Jahre  1896 
in  der  Debatte  über  den  von  der  Kurialgerichtsbarkeit 
handelnden  Gesetzentwurf. 
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Jeder  Redner  der  Unabhängigkeitspartei,  so  Fer- 
dinand Szederkenyi,  Karl  Eötvös,  Daniel  Iränyi,  Gabriel 
Ugron,  wie  auch  ihre  Adressentwürfe  forderten  die  Aus- 
dehnung des  Wahlrechtes  „im  grossen  Ausmass“,  die 
geheime  Abstimmung,  die  Sicherung  der  Lauterkeit  und 
der  Freiheit  der  Wahlen,  sie  urgierten  ferner  eine  neue 
Einteilung  der  Bezirke  und  eine  unabhängige  Gerichts- 
barkeit über  die  angefochtenen  Abgeordnetenmandate. 

ln  der  Debatte  über  das  Budget  des  Ressorts  des 
Innern  unterbreitete  am  8.  April  1892  die  Nationalpartei 
einen  Beschlussantrag,  der  im  grossen  und  ganzen  mit 
dem  Antrag  übereinstimmte,  den  Desider  Szildgyi  am 
11.  Dezember  1885  im  Namen  der  vereinigten  Opposition 
unterbreitet  hatte.  Graf  Albert  Apponyi  fasste  das  End- 
ziel der  Aktion  der  nationalen  Partei  in  folgendem  zu- 
sammen: „Zu  reformieren  ist  die  Gesetzgebung  selbst 
und  die  Grundlage  ihrer  Zusammenstellung,  das  Wahl- 
gesetz, hauptsächlich  in  der  Richtung,  dass  das  Abge- 
ordnetenhaus durch  die  Sicherung  der  Wahlfreiheit  in  der 
Tat  der  Repräsentant  des  nationalen  Willens  sei,  und 
dass  demnach  auch  die  dem  Abgeordnetenhause  verant- 
wortliche Regierung  von  der  Nation  abhänge,  nicht  aber 
die  Nation  von  ihr.“  , 

Der  Beschlussantrag  der  Unabhängigkeitspartei  for- 
dert nicht  nur  das  Verhindern  und  die  strenge  Bestra- 
fung der  Wahlmissbräuche,  „der  Gewalttätigkeit  durch 
die  Macht,  der  Bestechung,  der  Gewährung  von  Trank 
und  Speise“,  sondern  zugleich  die  Ausdehnung  des  Wahl- 
rechtes, die  neuerliche  und  richtigere  Einteilung  der 
Wahlbezirke,  wie  auch  die  geheime  und  gemeindeweise 
Abstimmung. 

Den  G.-A.  XV:  1899  charakterisiert  im  allgemeinen 
der  Umstand,  dass  die  parlamentarischen  Debatten  in 
erster  Reihe  durch  die  Fragen  des  Wahlverfahrens  be- 
herrschtwerden. Deshalb  kann  die  Frage  der  Ausdehnung 
des  Wahlrechts  nie  zur  Ruhe  kommen.  Meldet  sich  doch 
im  Jahre  1888  auch  die  gewerbliche  Arbeiterschaft  schon, 
die  ihr  Wahlrecht  betreibt.  Am  14.  Dezember  1888  unter- 
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stützt  Daniel  Irdnyi  die  Petition  der  Budapester  Arbeiter 
und  am  13.  Juli  1891  fordert  wieder  er  die  Ausdehnung 
des  Wahlrechts,  als  er  von  der  Regierung  Rechenschaft 
darüber  fordert,  warum  sie  mit  der  Unterbreitung  des 
Gesetzentwurfes  über  die  Kurialgerichtsbarkeit  zögert. 
Mit  grösserer  Kraft  wird  jedoch  die  Frage  der  Aus- 
dehnung des  Wahlrechts  im  Jahre  1896  wieder  angeregt, 
als  ein  Teil  der  Unabhängigkeitspartei  eine  Aktion  für  das 
allgemeine  Wahlrecht,  ein  anderer  Teil  aber  für  die 
radikale  Reform  des  Wahlrechts  einleitete.  In  jener 
Periode  war  es  die  herrschende  Ansicht,  dass  der  Vollzug 
des  G.-A.  XXX1I1:  1874  § 89,  die  unabhängige  Gerichts- 
barkeit über  die  Abgeordnetenmandate,  ein  wirksames 
Mittel  zur  Sicherung  der  lauteren  Geltendmachung  des 
nationalen  Willens  sein  wird.  Doch  dieses  Gesetz  ist  eine 
schwere  Geburt.  Den  einschlägigen  ersten  Entwurf  hatte 
Justizminister  ßela  Perczei  schon  am  21.  April  1877  unter- 
breitet. Das  Haus  zog  ihn  am  27.  September  1877  in  Ver- 
handlung und  brachte  ihn  bereits  am  folgenden  Tage  mit 
64  gegen  62  Stimmen  zu  Falle.  Dasselbe  Schicksal  erfuhr 
auch  der  Versuch  des  Justizministers  Theodor  Pauler. 
Sein  am  8.  Oktober  1881  unterbreiteter  Entwurf  gelangte 
erst  nach  anderthalb  Jahren,  am  1.  März  1883,  vor  das 
Haus,  das  ihn  mit  113  gegen  108  Stimmen  niederstimmte. 
Der  am  18.  Juli  1891  unterbreitete  Entwurf  Desider 
Szildgyis  kann  gar  nicht  vor  das  Plenum  gelangen,  denn 
noch  ehe  der  aus  dreissig  Mitgliedern  bestehende  Sonder- 
ausschuss seine  Arbeit  vollendet  hatte,  ging  das  Haus 
auseinander. 

Nach  solchen  Vorgängen  gelangt  die  Frage  vor  den 
Reichstag  1892/96,  der  in  den  Jahren  1895  und  1896  den 
am  31.  März  1892  abermals  von  Desider  Szildgyi  unter- 
breiteten Gesetzentwurf  auch  in  den  Details  erledigt,  das 
Gesetz  aber  wieder  nicht  unter  Dach  zu  bringen  vermag, 
denn  bevor  das  Abgeordnetenhaus  die  vom  Magnaten- 
hause vorgenommenen  Änderungen  hätte  erledigen 
können,  nahm  der  Zyklus  am  5.  Oktober  1896  wieder  ein 
Ende.  Erst  in  dem  Zyklus  1896 — 1901,  im  Jahre  1899,  unter 
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der  Ministerpräsidentschaft  Koloman  Szells,  gelang  es 
endlich,  die  neue  Ordnung  der  Gerichtsbarkeit  iiber 
Reichstagsabgeordnetenwahlen  zu  inartikulieren. 

Bei  den  Verhandlungen  des  Entwurfes  im  Jahre  1896 
trat,  wie  bereits  erwähnt,  neben  den  Fragen  des  Wahl- 
verfahrens auch  die  der  Ausdehnung  des  materiellen 
Wahlrechts  in  den  Vordergrund.  Beide  Fraktionen  der 
Unabhängigkeitspartei  fordern  eine  weitgehende  Reform 
des  Wahlrechts.  Karl  Eötvös  will  in  seinem  Beschluss- 
antrag, in  dem  er  vorerst  erklärt,  den  Gesetzentwurf  im 
allgemeinen  anzunehmen,  die  Regierung  anweisen,  „über 
die  radikale  Reform  des  Wahlrechts  unverzüglich  einen 
Gesetzentwurf  zu  unterbreiten“.  Franz  Kossuth  bezeichnet 
schon  des  näheren,  was  er  unter  radikaler  Reform  ver- 
steht: er  ist  ein  Anhänger  der  geheimen  Abstimmung,  der 
Dezentralisierung  der  Abstimmung,  und  nimmt  auch  das 
allgemeine  Wahlrecht,  „bedingt  von  der  Kenntnis  des 
Schreibens  und  des  Lesens“  an.  Auch  Geza  Polönyi  will 
den  des  Schreibens  und  des  Lesens  kundigen  Männern, 
die  das  wehrpflichtige  Alter  erreicht  haben,  das  Wahl- 
recht gewähren.  In  der  Rede  Gabriel  Ugrons  gibt  sich 
schon  das  Verständnis  dafür  kund,  es  sei  ganz  unmöglich, 
die  Wahlmissbräuche  ausschliesslich  durch  Abänderung 
der  Vorschriften  für  das  Verfahren  auszurotten.  Er  er- 
blickt in  dem  allgemeinen  Wahlrecht  den  Weg,  der  zur 
Geltendmachung  des  wahren  nationalen  Willens  führt. 
Von  diesem  erwartet  er  eine  Steigerung  der  Kraft  der 
Nation  und  dem  Geiste  der  48er  Gesetze  folgend  erkennt 
er  in  der  verschmelzenden  Kraft  des  gleichen  Rechts  eine 
Verfassungsgarantie,  denn  „die  vielen  zerstreuten  gerin- 
gen Kräfte  müssen  benützt  werden.  Diese  sollen  frei  leben'' 
frei  sein,  damit  wir  sie,  wenn  die  Zeiten  der  Prüfungen 
kommen,  nicht  aus  dem  Kerker  herausführen  müssen, 
sondern  sie  rasch  gewinnen  und  zu  wirksamer  Kraft  ge- 
stalten, dass  sie  so  zum  Schutz  und  zur  Wehr  der  Nation 
werden“.  Ohne  das  allgemeine  Wahlrecht  hält  er  jede 
Reform  für  eine  „Sisyphusarbeit“:  wir  wälzen  den  Stein 
immer  auf  den  Berg,  doch  rollt  er  immer  zurück.  Nach 
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seiner  Ansicht  „bietet  nur  das  allgemeine  Wahlrecht  die 
Möglichkeit,  die  während  dreissig  Jahre  angesammelte 
Korruption  aus  dem  Leben  der  Nation  auszumerzen“. 
Gegenüber  denjenigen,  die  sich  unter  dem  Titel  der 
Nationalitätenfrage  gegen  das  allgemeine  Wahlrecht  er- 
klären, entwickelt  er,  worin  die  Stärke  des  Ungartums 
liegt:  „In  Ungarn  sind  die  Nationalitäten  nicht  Feinde  der 
ungarischen  Nation,  und  ich  stelle  es  in  Abrede,  dass  die 
Ungarn  selbst  bei  der  freiwilligsten  Gruppierung  nur  auf 
diejenige  Kraft  rechnen  können,  die  rein  durch  das  Ungar- 
tum  beigestellt  wird.  Abgesehen  davon,  dass  die  Ungarn 
hier  die  relative  Mehrheit  bilden,  bilden  sie  in  Ungarn 
auch  eine  absolute  Mehrheit.  Uns  gehört  das  Vermögen, 
uns  die  Intelligenz,  uns  die  politische  Macht,  uns  die 
politische  Routine;  warum  sollen  wir  dann  Furcht  hegen 
müssen,  wenn  wir  sehen,  wie  die  Nationalitäten  sich  um 
uns  schaaren?  Ein  sehr  beträchtlicher  Teil  der  Nationa- 
litäten hat  sich  von  den  Bestrebungen  der  ungarischen 
Nation  nie  und  in  keiner  Richtung  abgesondert.“  Sodann 
behandelt  er  der  Reihe  nach  die  Lage  und  die  Haltung 
der  einzelnen  Nationalitäten  und  argumentiert  damit,  der 
Friede  mit  den  Nationalitäten  sei  durch  gute  Verwaltung 
und  durch  gleichmässige  Gerechtigkeit  aufrechtzuerhalten. 
Nach  seiner  Ansicht  gewinnen  wir  die  Nationalitäten  für  die 
Nation  dann  am  besten,  „wenn  wir  ihnen  aus  freiem  Ent- 
schluss das  Recht  gewähren,  uns  aber  nicht  durch  Auf- 
reizungen der  Agitatoren  und  durch  die  Widerwärtig- 
keiten der  Zeiten  dazu  zwingen  lassen“.  In  der  Idee  des 
Vaterlandes,  in  der  geographischen  Einheit,  in  der  gemein- 
samen historischen  Vergangenheit  sieht  er  ein  unzerreiss- 
bares  Bild:  „deshalb  ist  es  unsererseits  ein  irriger  und 
verfehlter  Vorgang,  die  Leute  darauf  aufmerksam  zu 
machen,  dass  sie  eine  andere  Sprache  sprechen;  wir 
haben  sie  nur  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  wir 
berufen  sind,  gleichen  Interessen  zu  dienen,  dass  uns  alle 
gleiche  Gefahren  bedrohen,  dass  unser  Fortschritt  auch 
ihr  Fortschritt,  unser  Niedergang  auch  ihr  Niedergang, 
unsere  Gefahr  ihre  Vernichtung  ist.  Die  Geschichte  von 
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Jahrhunderten  legt  für  uns  Zeugenschaft  ab.  Wir  müssen 
daher  auch  die  nichtungarischen  Nationalitäten  dieses 
Vaterlandes  mit  geschwisterlichem  Empfinden  ans  Herz 
drücken.“ 

Unter  dem  Eindrücke  dieser  Reden  erklärte  Baron 
Desider  Bdnffy,  nachdem  er  ausgeführt  hatte,  dass  eben 
die  von  Ungarn  bewohnten  Gegenden  in  der  Frage  des 
Zensus  in  der  ungünstigsten  Lage  sind,  die  Regierung 
beschäftige  sich  mit  der  Abänderung  des  G.-A.XXXIII:1874, 
und  zwar  „auf  Grund  eines  tunlich  einheitlichen  Zensus“. 

Die  Verhandlung  des  G.-A.  XV:  1899  im  Abgeord- 
netenhause verlief  im  Jahre  1899  schon  auf  Grund  des 
Übereinkommens  aller  Parteien.  Auf  dieses  beruft  sich 
am  27.  April  der  Berichterstatter  Emmerich  Sziväk:  „Das 
sogenannte  Übereinkommen  aller  Parteien  besteht  im 
Wesen  darin,  dass  der  Gesetzentwurf  über  die  Kurial- 
gerichtsbarkeit  in  der  Fassung  vom  Jahre  1896  und  er- 
gänzt mit  den  Abänderungen,  die  damals  aus  dem  Anträge 
des  Grafen  Albert  Apponyi  noch  nicht  angenommen  wur- 
den, zu  Gesetzeskraft  zu  erheben  ist.“  Die  Unabhängig- 
keitspartei nahm  aber,  entgegen  dem  erwähnten 
Übereinkommen,  die  §§  7,  8 und  9 des  Gesetzentwurfes 
nicht  an,  nach  denen  die  Beförderung  der  Wähler  an  den 
Wahlort  und  ihre  Rückbeförderung,  wie  auch  in  Wahl- 
bezirken, die  aus  mehreren  Gemeinden  bestehen,  die  not- 
wendige Versorgung  der  Wähler  am  Orte  und  während 
der  Zeit  der  Wahl,  das  Versehen  der  Wähler  mit  Fahnen 
und  mit  Abzeichen  geringen  Wertes,  wie  auch  die  so- 
genannte übliche  Bewirtung  nicht  als  Wählerbestechung 
gelten.  Diesen  Standpunkt  der  Partei  deutete  Franz 
Kossuth  kurz  an,  der  bei  diesem  Anlasse  auch  her- 
vorhob, dass  die  Partei  — in  deren  Namen  vor  kurzem  am 
28.  Januar  1897  Johann  Töth  einen  Antrag  auf  „möglichst 
weite  Ausdehnung  des  Wahlrechtes  und  auf  bindende  ge- 
heime Abstimmung“  unterbreitet  hat  — auf  die  Ausdeh- 
nung des  Wahlrechtes  nicht  verzichtet:  „Wir  bemängeln, 
dass  unser  Streben,  die  direkte  Ausdehnung  des  Wahl- 
rechtes möge  in  diesem  Gesetzentwurf,  ebenso  wie  die 
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Herabsetzung  und  die  Ausgleichung  des  Zensus,  die  ge- 
rechte Einteilung  der  Wahlbezirke  und  auch  die  geheime 
Abstimmung,  aufgenommen  werden,  zurückgewiesen 
wurde.“ 

Der  G.-A.  XV:  1899  ist  ohne  Zweifel  eine  Schöpfung 
lauterer  Absichten.  § 141  des  Gesetzes  berührt  auch  das 
materielle  Wahlrecht,  indem  er  die  rechtsraubende  Wir- 
kung der  Steuerrückständigkeit  abschafft.  Wie  bereits  er- 
wähnt, ist  infolge  dieser  Verfügung  die  Zahl  der  Wähler 
vom  Jahre  1899  auf  das  Jahr  1900  um  117.875  gestiegen. 
Einen  unmittelbaren  Einfluss  auf  das  materielle  Wahlrecht 
übte  auch  § 143,  der  an  Stelle  der  §§  34  und  107 
G.-A.  XXX 111  : 1874  trat  und  eine  detaillierte  Regelung  für 
die  Erhebung  der  Steuer  der  am  mindesten  belasteten 
Viertelurbarialsession  enthält.  Weitere  Bestimmungen  des 
Gesetzes  trachten,  abgesehen  von  der  Kurialgerichts- 
barkeit,  das  Wahlverfahren  zu  verbessern  und  die  bei  der 
Konskription  oder  bei  der  Abstimmung  möglichen  Miss- 
bräuche einzuschränken.  Das  Gesetz  stellt  die  disziplinäre 
Verantwortlichkeit  der  Mitglieder  der  Zentralausschüsse 
oder  der  Konskriptionskommissionen,  der  Wahl-  oder 
Kommissionspräsidenten,  der  Schriftführer,  der  Ver- 
trauensmänner oder  derjenigen  anderen  Organe  fest, 
die  infolge  einer  besonderen  Betrauung  bei  der 
Wahl  mitwirken.  Doch  bestimmt  es  als  Forum 
zweiter  Instanz  in  Disziplinarverfahren  nur  für  die 
Wahl-  wie  für  die  Kommissionspräsidenten  den 
Verwaltungsgerichtshüf.  Es  verbietet  den  staatlichen  und 
den  Munizipalbeamten,  den  Bürgermeistern  und  den  Poli- 
zeistadthauptleuten der  Städte  mit  geregeltem  Magistrat, 
den  Gemeinde-  und  den  Kreisnotären  die  Einmengung  in 
die  Wahlbewegungen,  und  verbietet  ihnen,  ihre  Amts- 
stellung  in  irgendeiner  Hinsicht  zur  Beeinflussung  der 
Wähler  zu  benützen,  doch  belässt  es  als  Disziplinarforum 
der  zweiten  Instanz  den  Minister  des  Innern. 

Das  Gesetz  wurde  in  einer  gereinigten  parlamentari- 
schen Atmosphäre  geboren,  als  die  Parteikämpfe  für 
kurze  Zeit  an  Heftigkeit  verloren  hatten  und  so  auch 
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grosse  allgemeine  Gesichtspunkte  Geltung  erlangen  konn- 
ten. Das  Gesetz  wollte  mit  gutem  Vorsatz  verbessern, 
doch  wagte  es  nicht,  den  Weg  der  wahren  und  vollstän- 
digen Heilung  zu  betreten.  Es  hat  nicht  mit  der  zentrali- 
sierten Abstimmung  gebrochen,  die  die  natürliche  Zucht- 
stätte der  Wahlmissbräuche  und  der  Wahlwirren  ist.  Die 
Folge  dessen  war,  dass  es  die  Fuhrlöhne  und  die  Ver- 
pflegung der  hereinbeförderten  Wähler  gleichsam  legi- 
timierte. Das  Gesetz  machte  zum  erstenmal  den  Versuch, 
die  Wahlmissbräuche  der  öffentlichen  Beamten  einzu- 
dämmen, doch  blieb  es  wieder  auf  halbem  Wege  stehen, 
indem  es  die  disziplinäre  Bestrafung  dieser  Missbräuche 
der  Parteiregierung  übertrug. 


V. 

Die  Vorgeschichte  des  G.-A.  XIV  : 1913. 

Gegen  die  Lauterkeit  der  Wahlen  vom  Jahre  1901 
war  kaum  eine  begründete  Klage  aufgetaucht.  Die  sittliche 
Kraft  der  Bestimmungen  des  G.-A.  XV:  1899  wirkte  noch 
lebendig  auf  die  Gemüter,  denn  zur  Zeit  der  Wahl  war 
noch  das  Kabinett  am  Ruder,  das  dieses  Gesetz  geschaffen 
hatte.  Das  Verlangen  nach  Ausdehnung  des  Wahlrechts 
war  jedoch  nicht  erloschen.  Schon  in  der  Adressdebatte 
vom  Jahre  1901  fordern  die  Redner  der  Opposition  eine 
radikale  Reform  des  Wahlrechts  und  beschweren  sich 
darüber,  dass  die  Thronrede  mit  der  Frage  der  parlamen- 
tarischen Reform  sich  gar  nicht  beschäftigt  hat.  ln  den 
Debatten  über  die  Budgets  und  die  Budgetprovisorien  in 
den  Jahren  1901  und  1902  betrieben  die  oppositionellen 
Redner  abermals  die  Reform  des  Wahlrechts,  zum  grossen 
Teil  auf  der  prinzipiellen  Grundlage  des  allgemeinen 
Wahlrechts.  Es  ist  interessant,  dass  schon  in  der  Debatte 
vom  13.  Februar  1902  auch  der  Gedanke  des  mit  dem 
Pluralstimmrecht  zu  verwirklichenden  allgemeinen  Wahl- 
rechts aufgeworfen  wird.  Am  12.  Dezember  1902  ver- 
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handelt  das  Haus  die  Adresse  der  königlichen  Freistadt 
Pozsony  wegen  Schaffung  eines  neuen  Wahlgesetzes,  im 
Zusammenhänge  mit  den  Adressen  ähnlichen  Inhalts  der 
Komitate  Pest,  Heves,  Borsod,  Csamäd,  Hajdu,  Liptö  und 
Szepes,  wie  auch  der  Städte  mit  Munizipalrecht  Komärom, 
Szatmärnemeti  und  Kecskemet. 

Die  dem  Jahre  1900  folgenden  Jahre  waren  zum 
grossen  Teil  durch  die  militärischen  Fragen  in  Anspruch 
genommen,  doch  drängt  dieser  Umstand  die  Frage  der 
Ausdehnung  des  Wahlrechts  nicht  zurück,  er  bringt  sie 
vielmehr  noch  rascher  zur  Reife.  Die  für  Reformen 
nationaler  Richtung  kämpfende  Opposition  wendet  erhöhte 
Aufmerksamkeit  der  Masse  der  vom  Wahlrecht  Ausge- 
schlossenen zu,  von  der  sie  eine  Unterstützung  ihrer 
Kämpfe  erwartet.  Die  fortwährend  sich  wiederholenden 
Obstruktionen  geben  zum  Nachdenken  darüber  Anlass, 
ob  diese  Erscheinung  nicht  Symptome  der  Grundkrankheit 
der  Vertretung  sind.  In  den  Debatten  beginnt  sich  die  An- 
sicht auszugestalten,  die  Obstruktion  sei  eine  Folge  des 
engbegrenzten  Wahlrechts.  Es  scheint  klar,  dass  in  einer 
wahren  Volksvertretung,  die  die  unzweifelhafte  Kund- 
gebung des  nationalen  Willens  ist,  die  Minorität  nie  die 
sittliche  Berechtigung  haben  kann,  die  äussersten  Waffen 
der  Obstruktion  in  Anspruch  zu  nehmen,  während  in 
einem  einem  engbegrenzten  Wahlrecht  entstammenden 
Abgeordnetenhause  die  Minorität  stets  die  Entschuldigung 
Vorbringen  kann,  sie  habe  die  Mehrheit  der  Nation  hinter 
sich.  Dieser  Gedanke  wird  zur  Handlung,  als  Franz  Kossuth 
in  der  Sitzung  vom  7.  November  1903  den  Versuch  macht, 
die  Frage  der  Wahlrechtsreform  in  den  Vordergrund  zu 
stellen  und  dadurch  den  Frieden  unter  den  Parteien  herbei- 
zuführen. In  seiner  Rede  stellt  er  sich  auf  den  prinzipiellen 
Standpunkt  des  allgemeinen  Wahlrechts,  aber  auch  bis  er 
die  Mehrheit  des  Hauses  für  dieses  zu  gewinnen  vermag, 
stellt  er  einzelne  detaillierte  Anträge  über  die  Ausdehnung 
des  Wahlrechts.  In  seiner  Antwort  auf  diese  Rede  erklärt 
Ministerpräsident  Graf  Stefan  Tisza,  „er  halte  eine  neue 
Einteilung  der  Wahlbezirke  und  die  Dezentralisierung  der 
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Abstimmung  für  gereifte  Fragen,“  was  aber  die  Aus- 
dehnung des  Wahlrechts  anlangt,  wird  er  trachten,  über 
die  Ausgleichung  der  sich  zeigenden  grössten  und  schrei- 
endsten Ungerechtigkeiten  dem  Haiuse  einen  Gesetzentwurf 
zu  unterbreiten,  der  naturgemäss  auch  mit  einer  gewissen 
Herabsetzung  des  Zensus  verbunden  sein  wird. 

Der  Ministerpräsident  berief  in  der  Tat  für  den 
26.  Januar  1904  eine  Enquete  aller  Parteien  in  der  Frage 
der  Ausdehnung  des  Wahlrechts  ein,  und  ordnete  dann 
die  Sammlung  der  statistischen  Wahlrechtsdaten  an. 
Schon  am  16.  April  1904  betrieb  im  Namen  der  Unab- 
hängigkeitspartei Bela  Kelemen  die  Wahlrechtsreform: 
das  allgemeine  Wahlrecht  und  die  neue,  gerechte  Ein- 
teilung der  Bezirke.  Die  plötzlich  hervorgezerrte  Frage 
der  Geschäftsordnungsrevision  warf  jedoch  den  Versuch 
einer  Vereinbarung  über  den  Haufen. 

In  der  im  November  1904  durchgeführten  Debatte 
über  die  Geschäftsordnungsrevision  brachten  die  Redner 
der  Opposition  die  Frage  des  Wahlrechts  kräftig  zum 
Ausdruck.  Nach  ihrer  Argumentierung  ist  das  eng- 
begrenzte Wahlrecht  eine  Klotüre  gegenüber  der  Masse 
der  vom  Wahlrecht  Ausgeschlossenen.  Die  Abgeordneten- 
hausklotüre  ist  daher  nur  dann  berechtigt,  wenn  der  Klo- 
türe der  Nation  ein  Ende  gemacht  wird.  Deshalb  muss  der 
Revision  der  Geschäftsordnung  eine  radikale  Reform  des 
Wahlrechtes  vorangehen.  In  dieser  Debatte  taucht  auch 
der  Gedanke  des  Wahlrechts  der  Soldaten  auf.  Stefan 
Rakovszky  forderte,  unabhängig  von  jedem  Zensus,  das 
Wahlrecht  für  all  diejenigen,  „die  ihrer  Wehrpflicht  in  der 
Armee  Genüge  geleistet  haben“.  Das  fordert  auch  Johann 
Csernoch:  „Ist  denn,  fragt  er,  die  Steuer  des  Soldaten,  der 
sein  Blut  vergiesst,  der  bereit  und  verpflichtet  ist,  sein 
Leben  in  welchem  Augenblick  immer  für  das  Vaterland 
zu  opfern,  geringer,  als  die  eines  Menschen,  der  von 
seinem  Reichtum  und  von  seinem  überflüssigen  Gelde 
einige  Kronen  an  Steuer  zahlt?!“ 

Der  Widerhall  der  Novemberdebatte  über  die 
Geschäftsordnungsrevision  war  nach  der  Auflösung  des 
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Hauses  die  Wahlbewegung  im  Jahre  1905.  In  den  Wäliler- 
und  Volksversammlungen  der  oppositionellen  Partei  figu- 
rierte neben  den  militärischen  Forderungen  auch  die  For- 
derung des  allgemeinen  Wahlrechts.  Das  Zusammen- 
greifen dieser  beiden  Richtungen  gewinnt  der  verbündeten 
Opposition  die  Unterstützung  der  aus  dem  Wahlrechte 
ausgeschlossenen  Massen  und  lässt  ihr  in  dem  Wahl- 
kampf die  Majorität  zukommen. 

Da  auf  Grund  des  Programms  der  Mehrheit  eine  Re- 
gierung nicht  gebildet  werden  konnte,  übernahm  nach  der 
Enthebung  des  Kabinetts  des  Grafen  Stefan  Tisza  am 
18.  Juni  1905  das  ernannte  Kabinett  des  Barons  Geza 
Fejerväry  die  Leitung  der  Geschäfte.  Der  Minister  des 
Innern  des  Kabinetts  Fejerväry,  Josef  Kristöffy,  kündet  am 
9.  September  1905  in  seiner  Nemetbogsäner  Programm- 
rede an,  die  Regierung  habe  die  Schaffung  des  allgemei- 
nen, gleichen  und  geheimen  Wahlrechts  zu  ihrem  Pro- 
gramm gemacht.  Am  16.  Dezember  1905  aber  veröffent- 
licht er  den  „Plan  eines  Gesetzentwurfes“  über  das 
Recht  zur  Reichstagsabgeordnetenwahl.  Dieser  Plan,  der 
nie  vor  das  Haus  gelangte,  ist  mit  seinen  zwölf  Paragra- 
phen vielmehr  eine  prinzipielle  Demonstration  als  ein  Ent- 
wurf. Der  Plan  knüpft  das  Wahlrecht  an  die  24jährige  Al- 
tersgrenze und  an  die  Kenntnis  des  Schreibens  und  Lesens. 
Das  Wahlverfahren  und  die  Details  für  die  Konskription 
der  Wähler  will  es  durch  ein  besonderes  Gesetz  regeln. 

Das  Kabinett  Fejerväry  lässt  das  Haus  mehrmals 
hintereinander,  bis  zur  Auflösung,  durch  königliche  Hand- 
schreiben vertagen.  Es  macht  nicht  einmal  den  Versuch, 
seinen  Rumpfplan  in  Form  eines  Gesetzentwurfes  einzu- 
reichen, wohl  aber  hindert  es,  dass  die  die  Verwirklichung 
des  allgemeinen  Wahlrechts  bezweckenden  Anträge  im 
Abgeordnetenhause  zur  Verhandlung  gelangen.  Dr.  Geza 
Desi  unterbreitet  am  13.  September  1905  in  Form  eines 
Antrages  einen  Gesetzentwurf,  nach  dessen  § 1 : „jeder 
volljährige  ungarische  Staatsbürger,  der  sein  24.  Lebens- 
jahr vollendet  hat,  des  Schreibens  und  Lesens  kundig  ist, 
bei  Reichstagsabgeordnetenwahlen  ein  Stimmrecht  hat“. 


An  demselben  Tage  trug  Graf  Theodor  Batthyäny  folgen- 
den Antrag  ein:  „Das  Haus -möge  einen  aus  35  Mitglie- 
dern bestehenden  Ausschuss  mit  dem  Aufträge  entsenden, 
dass  er  auf  Grund  des  Prinzips  des  allgemeinen  Stimm- 
rechtes einen  Gesetzentwurf  über  die  parlamentarische 
Reform  anfertige,  und  diesen,  sobald  die  verfassungs- 
mässige Regierung  zustande  kommt,  sofort  dem  Abgeord- 
netenhause unterbreitet.  Zugleich  weist  das  Haus  das 
Ministerium  des  Innern  an,  die  durch  das  statistische  Lan- 
desamt betreffend  die  Reform  des  Wahlrechts  gesam- 
melten Daten  dem  Ausschüsse  auszufolgen.“  Am  folgen- 
den Tage  streicht  er  wohl  diesen  Antrag,  doch  trägt  er 
ihn  am  19.  Dezember  1905  neuerlich  ein.  Am  14.  Septem- 
ber 1905  trug  Dr.  Wilhelm  Väzsonyi  folgenden  Antrag 
ein:  „Das  Haus  möge  einen  aus  35  Mitgliedern  bestehen- 
den Ausschuss  entsenden  und  ihm  zur  Aufgabe  machen, 
bei  Verwirklichung  des  allgemeinen  Wahlrechts  einen 
Gesetzentwurf  über  die  Reform  des  Wahlrechts  und  des 
Wahlverfahrens  auszuarbeiten.  Das  Haus  weist  das  Mini- 
sterium des  Innern  an,  die  durch  das  statistische  Landes- 
amt gesammelten  und  die  Reform  des  Wahlrechts  betref- 
fenden statistischen  Daten  samt  den  dazu  gehörigen  amt- 
lichen Weisungen  dem  Ausschüsse  unverzüglich  auszu- 
folgen.“ Das  am  15.  September  1905  zusammentretende 
Haus  wird  aber  durch  ein  königliches  Handschreiben  bis 
10.  Oktober,  dann  aber  am  10.  Oktober  wieder  bis  19.  De- 
zember vertagt.  Am  19.  Dezember  trägt  auch  Johann 
Molnär  einen  Antrag  ein,  der  folgendermassen  lautet: 
„Das  g.  Haus  möge  einen  aus  40  Mitgliedern  bestehenden 
Ausschuss  entsenden,  der  über  die  Reform  des  Wahlrech- 
tes und  über  die  damit  zusammenhängenden  Fragen  einen 
Gesetzentwurf  auszuarbeiten  und  ihn  dem  g.  Hause  vor- 
zulegen hätte.  Sämtliche  diese  Frage  betreffenden  Pro- 
jekte und  Anträge  werden  an  den  Ausschuss  gewiesen,  der 
Ausschuss  aber  wird  ermächtigt,  die  notwendigen  Daten 
sich  von  den  Ministerien  zu  verschaffen.“  Das  Haus  wird 
jedoch  neuerlich  durch  ein  königliches  Handschreiben, 
und  zwar  bis  1.  März  1906,  vertagt. 


188 


Der  gegen  das  Kabinett  Fejerväry  ausgebrochene 
Widerstand  stammte  nicht  daher,  dass  es  das  allgemeine 
Wahlrecht  in  sein  Programm  aufgenommen  hatte.  Wir 
haben  doch  gesehen,  dass  die  Unabhängigkeitspartei  be- 
reits in  den  Jahren  1872  und  1874  das  allgemeine  Wahl- 
recht und  die  geheime  Abstimmung  gefordert  hat.  Die 
hierauf  gerichtete  Aktion  ist  wohl  bald  schwächer,  bald 
kraftvoller,  doch  hört  sie  im  Laufe  der  Zeiten  nie  auf.  Wir 
haben  doch  ferner  gesehen,  dass  Gabriel  Ugroti  im  Jahre 
1896  ein  allgemeines  Wahlrecht  betrieben  hat,  das  höch- 
stens an  die  allgemeine  Bedingung  des  Schreibens  und  Le- 
sens geknüpft  werden  kann  und  dass  zur  selben  Zeit  auch 
Franz  Kossuth  mit  einem  allgemeinen  Wahlrecht,  das  von 
der  Fähigkeit  des  Schreibens  und  Lesens  abhängt,  sich 
zufrieden  gibt.  Also  selbst  der  Gedanke,  die  Kenntnis 
des  Lesens  und  Schreibens  zur  Grundlage  des  Wahl- 
rechts zu  machen,  ist  nicht  Eigentum  des  Kabinetts 
Fejerväry,  sondern  schon  lauge  in  den  Wahlrechts- 
kämpfen der  Unabhängigkeitspartei  zu  finden.  Die  ver- 
bündeten Parteien  sahen  in  dem  Wahlrechtsstandpunkt 
des  Kabinetts  Fejerväry  nur  eine  Taktik,  denn  das 
Kabinett  hat  gar  nicht  den  Versuch  gemacht,  sein  Wahl- 
rechtsprogramm auf  parlamentarischem  Wege  zu  ver- 
wirklichen. 

Dennoch  hat  das  Projekt  vom  Jahre  1905  die  Sache 
des  Wahlrechts  gefördert.  Nicht  nur  deshalb,  weil  es  durch 
sein  reiches  statistisches  Material  seit  1874  zum  ersten 
Male  wieder  Gelegenheit  bot,  das  Wahlrechtsproblem 
gründlicher  zu  studieren,  sondern  auch  deshalb,  weil 
dadurch  offenkundig  wurde,  dass  die  Ausdehnung  des 
Wahlrechts  selbst  im  breitesten  Umfange  auf  kein  Hin- 
dernis stosst  bei  dem  einen  Faktor  der  Verfassung:  bei 
dem  König.  Schon  diese  Tatsache  an  sich  machte  es 
durch  ihre  grosse  moralische  Kraft  unmöglich,  dass  die 
Sache  des  Wahlrechts  von  der  Tagesordnung  verdrängt 
werde.  Die  Geschichte  des  Widerstandes  aber  erinnerte 
die  verbündeten  Parteien  daran,  dass  zwischen  der  ganzen 
Nation  und  dem  Parlament  ein  engeres  Band  zu  schaffen 
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ist,  damit  alle  Schichten  der  ganzen  Nation  jede 
Beschwerde  des  Parlaments-  als  eigene  Beschwerde  be- 
trachten. So  kehrte  der  Gedanke  wieder,  der  nach  Ludwig 
Kossuth  die  Reformschöpfungen  vom  Jahre  1848  geleitet 
hatte:  die  Vorsorge  dafür,  dass  „anstatt  eines  Bruchteils 
die  ganze  Nation  über  die  Rechte  des  Landes  wache“. 

Nach  der  Enthebung  des  Kabinetts  Fejerväry  kam 
unter  dem  Präsidium  Alexander  Wekerle s ein  Mehrheits- 
kabinett zustande,  das  in  sein  Programm  die  Reform  des 
Wahlrechts  „mindestens  auf  so  breiter  Grundlage,  wie  die 
des  Planes  des  früheren  Kabinetts“  in  sein  Programm 
aufnimmt.  Die  Thronrede  vom  22.  Mai  1906  meldet  die 
Reform  des  Wahlrechts  an:  „Die  aus  dem  Gesichts- 
punkte der  zeitgemässen  Entwicklung  des  verfassungs- 
mässigen Lebens  wichtigste  Aufgabe  unserer  Regierung 
wird  es  bilden,  die  politischen  Rechte  auf  alle  Schichten 
der  Gesellschaft  auszudehnen,  derart  die  Gänze  der 
Nation  in  die  Schanzen  der  Verfassung  hineinzuführen. 
Zu  diesem  Zwecke  wird  sie  unter  Wahrung  der  zeit- 
gemässen Forderung  der  demokratischen  Idee,  wie  auch 
des  nationalen  Charakters  des  ungarischen  Staates  ihren 
Entwurf  über  die  freie  Ausübung  des  allgemeinen  Stimm- 
rechts vorbereiten.“ 

Am  11.  November  1908  unterbreitete  der  Minister  des 
Innern  Graf  Julius  Anclrässy  im  Abgeordnetenhause 
einen  Entwurf  über  die  Wahl  der  Reichstagsabge- 
ordneten. Der  Entwurf  ist  auf  dem  Prinzip  des  allgemeinen 
Wahlrechts  aufgebaut,  das  er  aber  mit  Hilfe  der  Plurali- 
tätsabstimmung verwirklichen  will.  Eine  Stimme  gewährt 
er  jedem  männlichen  ungarischen  Staatsbürger,  der 
24  Jahre  alt  ist,  einen  dauernden  Wohnsitz  hat,  wenn  er 
des  Schreibens  und  des  Lesens  kundig  ist.  Doppelte  und 
dreifache  Stimmen  räumt  er  gewissen  Kategorien  ein, 
wobei  er  nicht  dem  Beispiele  des  belgischen  Gesetzes 
folgt,  sondern  die  ungarischen  Verhältnisse  als  Grundlage 
nimmt.  Indirektes  Wahlrecht  wollte  der  Entwurf  auch  den 
Analphabeten  geben,  die  mit  Hilfe  eines  Betrauten  (im 
allgemeinen  wäre  auf  zehn  Wähler  je  ein  Betrauter  ent- 
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fallen)  auf  die  Wahl  Einfluss  genommen  hätten.  Die 
politischen  Ereignisse  verdrängten  aber  auch  diesen  Ent- 
wurf, noch  bevor  er  im  Ausschüsse  zur  Verhandlung 
hätte  gelangen  können,  von  der  Tagesordnung.  Aber  auch 
dieser  Entwurf  hat  samt  dem  ihm  beigegebenen  wertvollen 
statistischen  Material  dazu  beigetragen,  dass  die  Frage 
des  allgemeinen  Wahlrechts  in  den  Mittelpunkt  des  In- 
teresses gelangt  ist,  während  seine  das  Wahlverfahren 
betreffenden  Teile,  die  sich  zum  erstenmal  in  sorgfältiger 
Detaillierung  mit  der  Regelung  des  Verfahrens  beschäf- 
tigten, auch  auf  die  Schöpfungen  der  Zukunft  von  Einfluss 
waren. 

Das  Kabinett  Wekerle  wurde  am  19.  Januar  1910 
durch  das  Kabinett  Qraf  Karl  Khuen-Hederväry  abgelöst. 
Der  Ministerpräsident  gab  in  seiner  programmatischen 
Äusserung  vom  24.  Januar  1910  mit  Bezug  auf  die  Wahl- 
rechtsreform folgende  Erklärung  ab:  „Für  jetzt  will  ich 
nur  erklären,  dass  ich  diese  grosse  Reform  auf  Grund  des 
Prinzips  des  allgemeinen  Wahlrechts,  mit  Umgehung  der 
Pluralität,  derart  zu  schaffen  gedenke,  dass  sie  den 
Charakter  des  ungarischen  Staates,  entsprechend  seiner 
tausendjährigen  Geschichte,  auch  in  Zukunft  erhalte  und 
sichere 

Bei  den  Wahlbewegungen,  die  der  am  22.  März  1910 
eingetretenen  Auflösung  des  Hauses  folgten,  drang  schon 
die  Frage  des  allgemeinen  Wahlrechts  und  der  Wahl- 
reform in  den  Vordergrund.  Nach  den  Wahlen  urgieren 
alle  Parteien  der  Opposition  die  Schaffung  der  Wahl- 
reform, und  als  erste  Gelegenheit  benützen  sie  hiezu  die 
Adressdebatte.  Der  Adressentwurf  jeder  Partei  fordert 
die  dringende  Verwirklichung  der  Wahlrechtsreform,  die 
Rede  Julius  Justlis  aber  ist  gleichsam  eine  Anmeldung  der 
im  Interesse  des  allgemeinen,  gleichen  und  geheimen 
Wahlrechts  beginnenden  gesellschaftlichen  Aktion.  Ebenso 
dnrchdringt  die  Frage  des  allgemeinen  Wahlrechts  die 
Debatte  über  den  Wehrgesetzentwurf.  Doch  die  Ordnung 
normaler  parlamentarischer  Verhandlungen  konnte  nicht 
hergestellt  werden,  und  so  kam  das  Kabinett  des 
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Grafen  Karl  Khuen-Hederväry  auch  im  neuen  Reichstags- 
zyklus  nicht  weiter  als  bis  zum  Sammeln  des  statistischen 
Materials.  Am  22.  April  1912  tritt  an  die  Stelle  des 
Kabinetts  Khuen-Hederväry  das  Kabinett  Ladislaus 
Lukäcs.  Der  Ministerpräsident  sagt  in  seiner  Programm- 
erklärung am  29.  April  1912  über  das  Wahlrecht  folgendes: 
„Wir  übernehmen  das  Obligo  für  die  Äusserung,  die  in 
dem  Programm  des  früheren  Kabinetts  die  Verwirklichung 
des  Wahlrechts  betrifft,  die  zugleich  auch  einen  Pro- 
grammpunkt dieser  Partei  bildet,  und  die  wir  in  der 
Adresse  auf  die  allerhöchste  Thronrede  derart  umschrie- 
ben haben,  dass  wir  den  Entwurf  des  Wahlrechtsgesetzes 
im  Geiste  des  liberalen  und  des  demokratischen  Fortschrit- 
tes auf  der  prinzipiellen  Grundlage  des  allgemeinen  Wahl- 
rechts ausarbeiten  wollen;  jedoch  mit  der  Bemerkung, 
dass  der  berechtigte  Einfluss  der  mehr  entwickelten  und 
reiferen  Schichten  der  Gesellschaft,  wie  auch  der  einheit- 
liche nationale  Charakter  des  ungarischen  Staates  ge- 
wahrt werde.“ 

Am  1.  Juni  1912  macht  Franz  Kossuth  einen  Versuch, 
die  normale  Verhandlungsordnung  des  Hauses  wieder 
herzustellen  und  unterbreitet  im  Namen  der  verbündeten 
oppositionellen  Parteien  Anträge,  die  „nach  der  Über- 
zeugung aller  Parteien  der  verbündeten  Opposition  zu 
einer  friedlichen  Lösung  führen,“  und  „die  Lösung  zweier 
grosser  Fragen,  der  Reform  der  Wehrmacht  und  des 
Wahlrechts  ermöglichen“.  Die  Wahlrechtsreform  be- 
treffend unterbreitet  er  folgende  Punkte: 

I. 

Die  Grundlage  des  Wahlrechts  bildet  das  Minimum 
des  Intelligenzzensus,  das  durch  die  kulturellen  Gesetze 
des  Staates  von  jedem  Bürger  gefordert  werden  muss, 
das  heisst  wenigstens  die  allgemeine  und  im  gleichen, 
Masse  obligatorische  unentgeltliche  Absolvierung  der 
sechs  Klassen  der  Elementarschulen  und  die  Vorweisung 
des  nach  G.-A.  XLVI  : 1908  § 7 unentgeltlichen  Zeugnisses. 
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Hie  Regierung  wird  angewiesen,  innerhalb  einer  Notfrist 
dort,  wo  bisher  keine  Schulen  bestehen,  für  die  Errichtung 
der  dem  Gesetze  entsprechenden  Zahl  der  Volksschulen 
ehestens  Sorge  zu  tragen,  damit  jeder  Staatsbürger  in  der 
Lage  sei,  die  obligatorischen  Lehrkurse  innerhalb  des  vom 
Gesetze  bestimmten  sechsten  bis  zwölften  Lebensjahres 
zu  absolvieren.  Zugleich  soll  die  Regierung  angewiesen 
werden,  dass  in  jeder  Volksschule  die  §§  17  und  19 
G.-A.  XXVII  : 1907  auf  das  strengste  durchgeführt  werden 
und  dass  das  gemäss  G.-A.  XLV1:  1908  unentgeltlich  aus- 
zustellende Zeugnis  auch  über  die  auf  Grund  der  beiden 
erwähnten  Paragraphen  des  G.-A.  XXVII:  1907  erzielten 
Resultate  Zeugenschaft  ablege. 


II. 

Bis  es  möglich  sein  wird,  sich  ausschliesslich  auf  diese 
Basis  zu  stellen,  sind  bei  der  Bestimmung  der  Wahlberech- 
tigung folgende  Prinzipien  zu  berücksichtigen: 


III. 

Ohne  Rücksicht  auf  die  in  dem  neuen  Gesetze  zu  be- 
stimmende Qualifikation  besitzen  all  diejenigen  das  Wahl- 
recht, die  in  irgendeine  Wahlliste  der  letzten  fünf  Jahre 
aufgenommen  waren,  es  sei  denn,  dass  die  Rechtsgrund- 
lage, auf  der  sie  über  das  Wahlrecht  verfügen,  nicht  mehr 
besteht. 


IV. 

Bei  den  Abgeordnetenwahlen  besitzt  jeder  ' Staats- 
bürger ungarischer  Zuständigkeit,  der  seit  zehn  Jahren 
ungarischer  Staatsbürger  ist,  lesen  und  schreiben  kann, 
sein  24.  Lebensjahr  vollendet  hat  und  in  einem  und  dem- 
selben Wahlbezirke  seit  einem  Jahre  über  eine  ständige 
Wohnung  verfügt,  das  Wahlrecht.  Oer  Nachweis  der 
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Kenntnis  des  Lesens  und  Schreibens  erfolgt  praktisch  in 
der  im  Gesetze  festzustellenden  Weise. 


V. 

Über  eine  ständige  Wohnung  verfügt  derjenige,  der 
selbst  oder  zusammen  mit  seinen  in  gemeinsamem  Haus- 
halte lebenden  Familienangehörigen  eine  zumindest  aus 
einem  Zimmer  und  einer  Küche,  beziehungsweise  Küchen- 
teil bestehende  oder  eine  nach  den  Statuten  der  Lokal-i 
behörde  mindestens  an  eine  vierzehntägige  Kündigung 
geknüpfte  Wohnung  besitzt. 


VI. 

Von  dem  Nachweis  der  im  Punkte  V umschriebenen 
Wohnung  sind  befreit: 

a)  die  mindestens  sechs  Bürgerschulklassen  oder 
dementsprechende  Schulklassen  absolviert  haben; 

b)  die  auf  Grund  einer  Gewerbelizenz  ein  selb- 
ständiges Gewerbe  oder  einen  selbständigen  Handel 
betreiben; 

c)  diejenigen,  die  in  den  der  Konskription  vorangehen- 
den beiden  letzten  Jahren  mindestens  zwölf  Monate 
hindurch  Mitglieder  der  auf  Grund  des  G.-A.  XIX:  1907 
gebildeten  Landes- Arbeiterkranken- ' und  Unfallversiche- 
rungskasse oder  aber  der  auf  Grund  des  Berggesetzes 
errichteten  Bruderlade  sind. 


VII. 

Von  dem  Nachweis  der  Kenntnis  des  Lesens  und 
Schreibens  sind  befreit: 

a)  diejenigen,  die  mindestens  sechs  Bürgerschul- 
klassen oder  dementsprechende  Schulklassen  absolviert 
haben;  ■;  : \ L uiO.UiL'.V 
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b)  die  unter  welchem  Titel  immer  zusammen  min- 
destens zwanzig  Kronen  direkte  Staatssteuer  entrichten. 


VIII. 

Diejenigen  verlieren  das  aktive  wie  das  passive  Wahl- 
recht für  die  Dauer  von  zehn  Jahren,  die  wegen  Auf- 
wiegelung gegen  die  Einheit  oder  gegen  den  nationalen 
ungarischen  Charakter  des  Staates  durch  ein  rechts- 
kräftiges Urteil  verurteilt  wurden.  Eine  zum  zweiten  Male 
wiederholte  Verurteilung  zieht  den  Verlust  des  aktiven 
und  passiven  Wahlrechts  für  immerwährende  Zeiten  nach 
sich. 


IX. 

Die  Abstimmung  erfolgt  nach  Grossgemeinden,  be- 
ziehungsweise nach  Kreisnotariaten,  in  den  Städten  aber 
in  Stimmbezirken.  Für  durchschnittlich  je  tausend  Wähler 
ist  eine  Skrutiniumskommission  zu  bilden.  Im  Falle  der 
geheimen  Wahl  ist  die  Abstimmung  durch  eine  ambulato- 
rische Kommission  an  unmittelbar  aufeinderfolgenden 
Tagen  zu  bewerkstelligen,  im  Falle  der  öffentlichen  Wahl 
erfolgt  die  Abstimmung  in  dem  ganzen  Bezirk  an  einem 
Tage.  Die  Abstimmung  ist  unter  der  Kontrolle  eines  könig- 
lichen Richters  zu  bewerkstelligen;  der  delegierte  Richter 
stellt  über  den  Verlauf  der  Wahl  ein  beglaubigtes 
Zeugnis  aus. 

X. 

Sämtliche  Wahlkosten,  Fuhrspesen,  Verpflegung, 
Fahnen  und  Abzeichen  werden  verboten. 


XI. 

Die  Kandidierung  des  Abgeordneten  hat  fünf  Tage 
vor  dem  Wahltermin  zu  erfolgen. 


195 


XII. 

Die  Abstimmung  ist  geheim  in  den  Städten  mit  Muni- 
zipalrecht und  mit  geregeltem  Magistrat,  in  den  Gemein- 
den mit  mehr  als  15.000  Einwohnern,  ferner  in  der  Ge- 
meinde eines  jeden  Wahlbezirkes,  in  der  sich  ein 
Industrie-  oder  Bergwerksunternehmen  befindet,  das 
mehr  als  tausend  männliche  Arbeiter  beschäftigt,  und 
schliesslich  in  solchen  Bezirken,  wo  die  Verhältniszahl  der 
des  Lesens  und  Schreibens  kundigen  männlichen  Bevöl- 
kerung 60  Prozent  erreicht.  Die  Regierung  ist  anzuweisen, 
dass  sie,  sobald  in  weiteren  Wahlbezirken  die  Fähigkeit 
des  Lesens  und  Schreibens  diese  Grenze  erreicht,  eine 
Gesetzvorlage  über  die  Ausdehnung  der  geheimen  Ab- 
stimmung auf  diese  Wahlbezirke  unterbreite. 


XIII. 

Im  Belange  der  Zusammenstellung  der  Wählerlisten 
und  der  Reinheit  des  Wahlverfahrens  muss  eine  gesetz- 
liche Gewähr  geboten  werden.  Die  schwerer  wiegenden 
Missbräuche  sind  mit  Gefängnis  zu  bestrafen. 


XIV. 

Bezüglich  der  Wahlgerichtsbarkeit  ist  innerhalb  einer 
Notfrist  ein  besonderer  Gerichtshof  zu  organisieren.  In 
dem  diesbezüglich  zu  schaffenden  Gesetz  sind  sowohl  die 
materiellen  wie  formellen  Rechtsnormen  neuerdings  fest- 
zustellen. Auch  die  schnelle  und  billige  Gerichtsbarkeit 
muss  gewährleistet  werden. 

XV. 

Die  bisherige  ungerechte  Einteilung  der  Bezirke  ist 
richtigzustellen  und  die  Neueinteilung  der  Bezirke  im 
Wahlgesetze  zu  inartikulieren. 
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XVI. 

Bis  zur  neuerlichen  Regelung  der  Munizipal-  und 
Gemeindewahlberechtigung  bleibt  die  auf  den  bisherigen 
Gesetzen  beruhende  Wahlberechtigung  in  Kraft. 

Darin  bestehen  unsere  Punktationen  und  zur  Auf- 
klärung sei  nur  noch  bemerkt,  dass  danach  die  Zahl  der 
Wähler  ungefähr  2,400.000  betragen  würde. 

Die  friedliche  Lösung  gelang  nicht,  und  so  beginnt 
das  Haus  am  4.  März  1913  ohne  Mitwirkung  der  Par- 
teien der  verbündeten  Opposition  die  Verhandlungen 
über  den  Entwurf  des  G.-A.  XIV  : 1913.  Die  Opposition 
erscheint  nur  für  kurze  Zeit,  nur  in  dieser  einzigen 
Sitzung,  um  die  Kritik  des  Grafen  Albert  Apponyi  über 
den  Gesetzentwurf  anzuhören.  Die  Rede  des  Grafen  Al- 
bert Apponyi  ist  eine  Anmeldung  dessen,  dass  der  Kampf 
um  das  allgemeine  Wahlrecht  insolange  kein  Ende  findet, 
bis  nicht  die  radikale  demokratische  Reform  des  Wahl- 
rechts Wirklichkeit  wird:  „...Erheben  Sie  nur  diesen 

Entwurf  in  der  bisherigen  Weise  zu  Gesetzeskraft,  das 
Gesetz  ist  dennoch  noch  nicht  ins  Leben  eingeführt,  und 
sollte  es  auch  ins  Leben  treten,  so  ist  die  Frage  dadurch 
dennoch  auch  nicht  für  einen  Augenblick  zu  einem  Ruhe- 
punkt gebracht.  Diese  Frage  lebt  und  wirkt  weiter  mit 
derselben  Schärfe,  mit  derselben  Heftigkeit,  mit  der  sie 
gewirkt  hat,  bis  Sie  diesen  Gesetzentwurf  eingereicht 
haben.  Und  das  charakterisiert  nur  die  verfehlte  Natur 
dieser  Schöpfung.  Jede  Schöpfung  ähnlicher  Natur  müsste 
derart  sein,  dass  sie  die  Frage  mindestens  für  geraume 
Zeit  zu  einem  Ruhepunkte  bringt.  Diese  Schöpfung  hat 
nicht  das  zur  Folge,  sie  vergiftet  vielmehr  die  Lage,  und 
wir,  g.  Abgeordnetenhaus,  geloben  auch  unsererseits  den- 
jenigen, die  die  ernste  Anerkennung  und  Ausdehnung 
ihrer  Rechte  erwarten,  dass  uns  die  Inartikulierung  dieses 
Entwurfes  nicht  für  einen  Augenblick  in  der  unerschütter- 
lichen Arbeit,  in  der  unerschütterlichen  Agitation  aufhal- 
ten wird,  gemäss  unseren  Vereinbarungen  ein  ernstes,' 
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aufrichtiges,  rechtsausdehnendes,  demokratisches  Wahl- 
recht zu  schaffen. 

VI. 

Der  G.-A.  XIV  : 1913. 

G.-A.  V : 1848  war,  wenn  es  auch  bei  seinem  Ent- 
stehen konservative  und  radikale  Schattierungen  gab,  im 
Grunde,  genommen  das  Ergebnis  eines  allgemeinen  Über- 
einkommens. Der  stillen  Vereinbarung  der  Parteien  ent- 
sprang auch  der  G.-A.  XV  : 1899.  G.-A.  XXXIII  : 1874 
hatte  eine  starke  Opposition,  doch  entbehrte  er  nicht  die 
Kontrolle  der  parlamentarischen  Kritik.  G.-A.  XIV:  1913 
ist  die  Geburt  einer  abnormen  parlamentarischen  Lage. 
Das  ist  unser  erstes  Wahlrechtsgesetz,  das  nicht  nur  nicht 
aus  einer  Vereinbarung  der  Parteien  hervorgegangen  ist, 
sondern  das  sogar  ohne  Mitwirkung  der  Opposition  in 
die  Gesetzessammlung  gelangte.  Schon  diese  Tatsache 
an  sich  schloss  es  aus,  dass  die  Reform  allgemeine  Be- 
ruhigung hervorrufe. 

Der  Motivenbericht  zu  dem  Entwurf  des 
G.-A.  XIV  : 1913  nennt  die  Schaffung  der  parlamentari- 
schen Reform  eine  „lästige  Erbschaft“,  und  in  der  Tat 
durchdringt  der  Geist  dieser  Äusserung  das  ganze  Gesetz. 
Nicht  mit  Begeisterung  und  mit  freudeerfüllter  Seele 
nimmt  es  die  Rechtsausdehnung  in  Angriff,  sondern  voller 
Furcht,  und  während  es  einerseits  die  Rechte  ausdehnt, 
errichtet  es  andererseits  sofort  Schranken,  um  die  Wir- 
kung der  Reform  zu  mässigen.  Fortschritt  und  Rückfall 
wechseln  in  seinen  Bestimmungen  ab.  Es  steht  ausser 
Zweifel,  dass  den  gewerblichen  Arbeitern  dieses  Gesetz 
zum  erstenmal  die  Schranken  öffnete,  doch  knüpft  es  ihr 
Wahlrecht  an  Bedingungen,  die  — was  nunmehr  auch  die 
Schöpfer  des  Gesetzes  anerkannt  haben  — in  der  Praxis 
die  Geltendmachung  des  im  Gesetz  gewährten  Rechtes 
in  grossem  Masse  mindern.  Es:  lässt  auch  die  landwirt- 
schaftlichen Arbeiter  und  Dienstboten  zu  Worte  kommen. 
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doch  mit  einem  so  verschwindenden  Bruchteil,  dass  es 
ihnen  eine  wahre  Vertretung  durchaus  nicht  sichert.  Als 
Grundlage  seines  Systems  nimmt  es  den  Intelligenzzensus 
an,  der  schon  den  Verfassern  des  G.-A.  V : 1848  als  Ideal 
vor  Augen  schwebte  und  seither  die  die  Rechtsausdehnung 
fordernden  parlamentarischen  Debatten  durchzieht;  in- 
dem es  jedoch  als  Mass  für  diesen  Zensus  die  erfolg- 
reiche Absolvierung  der  6.  Elementarvolksschulklasse 
bestimmt,  stellt  es  bewusst  eine  Bedingung  auf,  von  der 
es  bei  der  Beleuchtung  der  statistischen  Daten  sehen 
muss,  dass  sie  bei  der  gegenwärtigen  Lage  des  Schul- 
besuchs nur  ein  engbegrenztes  Wahlrecht  zu  schaffen 
vermag.  Das  Gesetz  schafft  das  auf  der  Viertelurbarial- 
session,  beziehungsweise  auf  dem  dieser  entsprechenden 
Grundsteuerminimum  beruhende  Wahlrecht  ab;  indem  es 
aber  nach  diesem  richtigen  Schritt  einen  an  Schreiben 
und  Lesen  geknüpften  Steuerzensus  von  20  Kronen  be- 
stimmt, schliesst  es  vom  Wahlrechte  die  Kleingrund- 
besitzer aus,  die  — wie  wir  bei  den  Ausweisen  über  das 
Grundsteuerminimum  gesehen  haben  — bis  dahin  auch 
bei  sehr  niedriger  Steuerzahlung  zum  Wahlrechte  ge- 
langen. Diese  Einschränkung  wird  nur  gemildert,  aber 
nicht  abgewendet  durch  die  Übergangsbestimmung  (§  12), 
die  den  in  eine  für  das  Jahr  1913  gültige  Namensliste 
rechtskräftig  aufgenommenen  Wählern  eini  an  die  Person 
und  an  den  Ort  geknüpftes  Wahlrecht  gewährt. 

Ein  wahrer  Rückfall  aber  ist  die  Bestimmung  des 
Gesetzes,  die  mit  Ausnahme  der  höhere  Intelligenz  Be- 
sitzenden, das  Wählerlebensalter  (die  Altersgrenze)  mit 
dem  vollendeten  dreissigsten  Lebensjahr  feststellt. 
Obwohl  der  G.-A.  XXXIII  ; 1874  das  Wahlrecht  an  die 
zwanzigjährige  Altersgrenze  geknüpft  hat,  ziehen  wir  bei 
unserer  Kritik  nur  die  24jährige  Altersgrenze  in  Betracht, 
weil  der  G.-A.  XXXIII  : 1874  die  unter  väterlicher  oder 
vormundschaftlicher  Gewalt  Stehenden  vom  Wahlrecht 
ausgeschlossen  und  infolgedessen  die  wahlrechtsstati- 
stische Aufnahme  im  Jahre  1904  nur  8682  Wähler  im 
Alter  von  20 — 24  Jahren  gefunden  hat.  Schon  auf  den 
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ersten  Blick  ist  es  klar,  dass  das  Gesetz,  selbst  wenn 
wir  nur  als  Grundlage  nehmen,  dass  es  die  Altersgrenze 
von  24  Jahren  auf  30  Jahre  erhöht  hat,  durch  einen  ein- 
zigen Federstrich  den  Nachwuchs  von  sechs  Wähler- 
jahrgängen unmöglich  gemacht  hat. 

Nach  dem  Vorausgeschickten  ist  es  natürlich,  dass 
der  G.-A.  XIV  : 1913  sich  nicht  als  radikale  Reform  be- 
währen konnte,  die  die  Frage  des  Wahlrechtes  für  län- 
gere Zeit  zu  einem  Ruhepunkt  bringt.  Der  Entwurf  selbst 
verspricht  nur  eine  Vermehrung  der  Wähler  um 
74-7  %,  wegen  der  im  Gesetze  enthaltenen  Schranken  aber 
ist  auch  dieses  Ergebnis  nicht  eingetreten,  das  übrigens 
nach  der  langen  Pause  in  der  Rechtsausdehnung  und 
nach  dem  Rückfall  im  Jahre  1874  ohnehin  nicht  befrie- 
digend gewesen  wäre. 

Der  Motivenbericht  zu  dem  G.-A.  XIV:  1913  nimmt 
nach  den  auf  S.  70  mitgeteilten  Berechnungen  die  Zahl 
der  Wähler  nach  dem  Inslebentreten  des  Gesetzes  mit 
1,868.172  an  und  fährt  sodann  fort:  „. . .Die  Zahl  der  Wäh- 
ler wird  jedenfalls  1,900.000  erreichen,  und  sogar  in  An- 
betracht dessen,  dass  die  Volkszählung  die  Zahl1  der  gegen- 
wärtigen Wähler  um  einiges  geringer,  als  diese  wirklich 
ist,  ausgewiesen  hat,  wird  die  künftige  Gesamtzahl  der 
Wähler  1,900.000  voraussichtlich  bedeutend  übersteigen.“ 
Vergleichen  wir  nun  die  nach  dem  Motivenbericht  mit 
1,868.172  angenommene  Zahl  der  Wähler  mit  der  mit 
1,069.480  festgestellten  Zahl  der  für  das  Jahr  1911  auf- 
genommenen Wähler,  so  weist  der  Motivenbericht  eine 
Zunahme  von  747  % auf;  nach  seinen  weiteren  Prophe- 
zeiungen hätte  diese  Vermehrung  sogar  noch  grösser 
sein  müssen.  Doch  haben  sich  die  Berechnungen  des 
Motivenberichtes  als  unrichtig  erwiesen. 

Die  Zahl  der  für  das  Jahr  1915/16  auf  Grund  des 
G.-A.  XIV  : 1913  zum  erstenmal  konskribierten  Wähler 
war  1,627.136.  Demgegenüber  hatte  die  Zahl  der  im  Jahre 
1914  auf  Grund  des  alten  Gesetzes  (G.-A.  XXXIII  : 1874) 
konskribierten  Wähler  1,272.755  erreicht,  so  dass  die  Zu- 
nahme im  ganzen  Lande  nur  354-281  Wähler  war,  also. 


200 


nicht  eine  Zunahme  von  747  % und  sogar  nicht  einmal 
eine  solche  von  50 — 00  %,  wie  das  auch  Graf  Stefan  Tisza 
in  seiner  Rede  am  24.  Mai  1917  behauptet  hat  — „Die 
ungarische  Gesetzgebung  hat  vor  kaum  vier  Jahren  eine 
weitgehende  demokratische  Wahlrechtsreform  durch- 
geführt, durch  die  sie  die  Zahl  der  Wähler  mindestens 
um  50 — 60  % vermehrt  hat“  — , sondern  insgesamt  nur 
27-8  %. 

Auch  diese  Zunahme  entfällt  im  grössten  Verhältnis 
auf  die  städtischen  Munizipien,  denn  im  Jahre  1914  gab 
es  in  diesen  203.545  Wähler,  nach  dem  neuen  Gesetz  aber 
292.774,  so  dass  die  Zunahme  89.229  = 43-8  % ist.  Die 
grösste  Unverhältnismässigkeit  zeigt  die  Zunahme  in 
Budapest,  das  im  Jahre  1914  91.635,  im  Jahre  1915  aber 
145.894  Wähler  hatte.  Oie  Zunahme  ist  hier  54.259 
= 59 -2  %. 

ln  den  Komitatsmunizipien  dagegen  war  im  Jahre 
1914  die  Zahl  der  Wähler  1,069.210,  nach  der  Konskription 
vom  Jahre  1915/16  aber  stieg  diese  auf  1,334.362.  In  den 
Komitatsmunizipien  ist  daher  das  Verhältnis  in  der  Zu- 
nahme der  Wähler  durchschnittlich  24-8  %. 

Unter  den  statistischen  Beilagen  unseres  Motiven- 
berichtes  teilen  wir  eine  Tabelle  mit,  die  die  Zunahme  in 
der  Zahl  der  Wähler  in  den  Jahren  1914  und  1915/16  nach 
Munizipien  besonders  ersichtlich  macht. 

Forschen  wir  danach,  warum  der  G.-A.  XIV  : 1913  in 
Wahrheit  das  Versprechen  des  Motivenberichtes,  es 
werde  eine  74%ige  und  diese  sogar  übersteigende  Rechts- 
ausdehmmg  eintreten,  nicht  eingelöst  hat,  so  finden  wir, 
abgesehen  von  den  im  Gesetz  errichteten  Schranken, 
noch  die  folgenden  Gründe:  Dadurch,  dass  das  Haus  den 
Gesetzentwurf  abgeändert  hat  und  den  geplanten  Terri- 
torialzensus fallen  Hess,  wurde  die  Zahl  der  Wähler  um 
30.000  vermindert.  Das  Gesetz  konnte  aber  die  74%ige 
Zunahme  auch  deshalb  nicht  verwirklichen,  weil  der 
Motivenbericht  des  Gesetzentwurfes,  wie  es  scheint,  die 
Zahl  der  Zensualwähler  geringer  angenommen  hat,  als 
sie  tatsächlich  war.  Darauf  zielt  auch  der  Motivenbericht 
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selbst  hin,  indem  es  dort  heisst  (S.  70):  „Ich  muss  be- 
merken, dass,  während  nach  den  für  das  Jahr  1911  gül- 
tigen Listen  der  Abgeordnetenwähler  1,197.726  Wähler 
konskribiert  wurden,  die  Volkszählung  vom  Jahre  1911 
hur  1,069.480  Wähler  über  24  Jahren  gefunden  hat.“ 

Die  dreissigjährige  Altersgrenze.  Der  hauptsächliche 
Grund  dafür,  dass  das  ausgerechnete  Vermehrungs- 
verhältnis ausgeblieben,  ist  jedoch  die  sofort  eingetretene 
zerstörende  Wirkung  der  dreissigjährigen  Altersgrenze. 
Diese  Bestimmung  erhält  scheinbar  in  der  Reihe  der 
Wähler  auch  die  24 — 29jährigen,  jedoch  nur  scheinbar, 
denn  der  Nachwuchs  der  Wähler  unter  dreissig  Jahren 
konnte  nicht  mehr  in  die  Reihe  der  Wähler  gelangen. 
Diese  zerstörende  Wirkung  musste  sich  schon  im  ersten 
Jahre  zeigen.  Diejenigen  Wähler  unter  dreissig  Jahren 
nämlich,  die  in  die  Namensliste'  für  das  Jahr  1913  rechts- 
gültig aufgenommen  waren,  konnten,  wenn  sie  ihren 
alten  Rechtstitel  verloren  haben,  wegen  ihres  Lebens- 
alters unter  dreissig  Jahren  selbst  dann  nicht  Wähler 
sein,  wenn  sie  auch  sonst  imstande  gewesen  wären, 
irgendeinen  neuen  Rechtstitel  aufzuweisen. 

Die  Namenslisten  für  das  Jahr  1913  wurden  im  Jahre 
1912  auf  Grund  von  Daten  aus  dem  Jahre  1911,  die 
Namenslisten  für  das  Jahr  1915/16  aber  wurden  im  Jahre 
1914  nach  Daten  aus  dem  Jahre  1913  angefertigt.  All  die- 
jenigen daher,  die  in  den  Jahren  1912  und  1913  auf  Grund 
des  alten  Gesetzes  die  Altersgrenze  der  Wahlberchtigung 
erreicht  hätten,  konnten  in  die  Namensliste  für  das  Jahr 
1915/16  schon  nicht  hineingelangen,  weil  die  dreissig- 
jährige Altersgrenze  inzwischen  die  Schranken  vor  ihnen 
geschlossen  hat.  Diese  Altersklassen  fehlten  notwendiger- 
massen  schon  bei  der  ersten  Konskription. 

Die  dreissigjährige  Altersgrenze,  in  der  der 
G.-A.  XIV  : 1913  die  starke  Bastei  des  Ungartums,  der 
bürgerlichen  Gesellschaft  und  der  Ordnung  sieht,  ist  als 
allgemeine  Bedingung  des  Wahlrechts  in  den  Wahl- 
rechtssystemen ohne  Beispiel.  Als  der  Entwurf  verhandelt 
wurde,  bestand  sie  noch  in  Dänemark.  Doch  das  dänische 
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Wahlrecht  war  auf  dem  System  des  reinen  allgemeinen 
Wahlrechts  aufgebaut,  und  so  war  diese  Altersgrenze 
sozusagen  seine  einzige  Schranke.  Dänemark  hat  nun,  als 
es  unter  dem  Eindruck  des  Weltkrieges  sein  Wahlrecht 
im  Jahre  1915  reformiert  und  das  allgemeine  Wahlrecht 
auch  auf  die  Frauen  ausgedehnt  hat,  zugleich  — wenn 
auch  bei  stufenweiser  Einführung  — die  Altersgrenze  auf 
25  Jahre  herabgesetzt.  Ausserdem  spielt  das  dreissig- 
jährige  Lebensalter  noch  in  dem  italienischen  Wahlrechte 
eine  Rolle.  Das  italienische  Wahlrechtsgesetz  vom 
30.  Juni  1912,  dessen  materiellen  Teil  das  neuere  Gesetz 
vom  26.  Juli  1913  nicht  berührt,  setzt  die  allgemeine 
Altersgrenze  mit  dem  vollendeten  21.  Lebensjahre  fest. 
Im  Alter  von  21  bis  29  Jahren  knüpft  es  das  Wahlrecht 
ausserdem  an  besondere  Bedingungen.  Solche  sind:  Die 
Absolvierung  der  unteren  Lehrkurse  der  Elementarschule, 
oder  aktiver  Militärdienst,  oder  ein  bestimmter  Steuer- 
zensus, oder  der  Nachweis  einer  gewissen  Beschäftigung 
oder  eines  gewissen  Amtes.  Mit  Vollendung  des  dreissig- 
sten  Lebensjahres  entfallen  die  speziellen  Bedingungen, 
und  von  dieser  Altersgrenze  angefangen  kommt  das  reine 
allgemeine  Wahlrecht  zur  Geltung.  In  dem  System  des 
italienischen  Wahlrechtsgesetzes  ist  daher  das  dreissig- 
jährige  Lebensalter  keine  allgemeine  Altersgrenze,  son- 
dern der  Zensus  des  Alters,  der  durch  das  Nachsehen  der 
besonderen  Bedingungen  ein  allgemeines  Wahlrecht 
sichert. 

In  den  Wahlrechtssystemen  herrscht  die  21 — 25jährige 
Altersgrenze  vor.  Ausnahmen,  wie  die  18jährige  Alters- 
grenze in  Argentinien,  die  20jährige  in  dem  Bundesrats- 
wahlrecht der  Schweiz  und  noch  niedrigere  in  einzelnen 
Kantonen  ändern  an  dieser  Regel  nichts.  An  das  vollen- 
dete 21.  Lebensjahr  knüpfen  das  Wahlrecht  Grossbritan- 
nien, Frankreich,  Italien,  Bulgarien,  Griechenland,  die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  die  Austra- 
lische Verbündete  Staatengemeinschaft.  Das  24.  Jahr  ist 
die  Altersgrenze  in  Österreich,  in  Preussen  und  in  Schwe- 
den, das  25.  in  den  Wahlrechten  des  Deutschen  Reiches, 
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in  Sachsen,  in  Bayern,  in  Württemberg,  ferner  in  Belgien, 
in  Holland,  in  Spanien,  in  Norwegen,  in  Dänemark  und  in 
der  Türkei. 

In  der, Geschichte  des  Wahlrechts  finden  wir  für  die 
Bestimmung  der  allgemeinen  dreissigjährigen  Alters- 
grenze noch  ein  Beispiel.  Die  französische  revolutionäre 
Verfassung  von  den  Jahren  1789  und  1791  hat  das  Wahl- 
recht an  das  vollendete  25.  Lebensjahr  geknüpft.  Eine 
ähnliche  Bestimmung  enthielt  die  Direktorialverfassung 
vom  Jahre  1795,  während  die  Verfassung  vom  Jahre  1793, 
die  tatsächlich  nie  ins  Leben  getreten  ist,  die  21jährige 
Altersgrenze  angenommen  hat.  Als  im  Jahre  1814  die 
Bourbonen  nach  Frankreich  zurückgekehrt  waren  und 
auf  alle  Gebiete  das  System  der  Reaktion  verpflanzen 
wollten,  erhöhte  die  Charta  die  Altersgrenze  der  Wähler 
auf  dreissig  Jahre  und  forderte  ausserdem  noch  den 
Nachweis  eines  Steuerzensus  von  dreihundert  Francs, 
während  sie  die  Wählbarkeit  an  einen  Steuerzensus  von 
tausend  Francs  knüpfte.  In  diesem  Wahlrechtssystem, 
das  zu  dem  Ergebnis  führte,  dass  das  ganze  Frankreich 
im  Jahre  1817  nur  90.878  Wähler  hatte,  kam  als  Gewähr 
der  konservativen  Richtung  auch  die  dreissigjährige 
Altersgrenze  zur  Geltung.  Die  Revolution  vom  Jahre  1830 
fegte  die  dreissigjährige  Altersgrenze  hinweg  und  knüpfte 
das  Wahlrecht  an  das  vollendete  25.  Lebensjahr.  Die 
Revolution  von  1848  aber,  die  Frankreich  das  reine  all- 
gemeine Wahlrecht  gebracht  hat,  stellte  zugleich  auch 
die  21jährige  Altersgrenze  der  Verfassung  vom  Jahre 
1793  wieder  her. 

Betrachten  wir  nun  des  näheren,  welche  Wirkung 
das  Fallenlassen  der  24jährigen,  und  die  Bestimmung  der 
dreissigjährigen  Altersgrenze  hat,  und  prüfen  wir,  ob  die 
Ansicht,  welche  diese  beispiellose  Erhöhung  der  Alters- 
grenze als  Schutz  des  Ungartums  und  der  Bürgerschaft 
hinstellt,  stichhaltig  ist. 

Auffallend  sehen  wir  die  einschränkende  Wirkung  der 
dreissigjährigen  Altersgrenze,  wenn  wir  das  Verhältnis  der 
männlichen  Bevölkerung  unter  den  ungarischen  Staats- 
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bürgern  über  dreissig  Jahren  mit  dem  der  männlichen  Be- 
völkerung über  24  Jahren  vergleichen.  Im  Jahre  1910  war 
die  Zahl  der  Männer  über  24  Jahren  4,251.348,  die  der 
Männer  über  30  Jahren  3,451.884,  die  der  des  Schreibens 
und  Lesens  kundigen  Männer  über  24  Jahren  3,019.027,  der 
des  Schreibens  und  Lesens  kundigen  Männer  über 
30  Jahren  2,367.923.  Die  Zahl  der  Männer  über  24  Jahren, 
die  vier  Klassen  der  Elementarvolksschule  absolviert 
haben,  war  2,624.995,  die  der  Männer  über  24  Jahren  aber, 
die  die  6.  Klasse  der  Elementarvolksschule  absolviert 
haben,  1.400.946;  die  Zahl  der  Männer  über  30  Jahren,  die 
die  4.  Elementarvolksschulklasse  absolviert  haben,  war 
2,046.468  und  die  der  Männer  über  30  Jahren,  die  die 
6.  Elementarvolksschulklasse  absolviert  haben,  1,076.858. 
Dadurch,  dass  anstatt  der  24jährigen  die  dreissigjährige 
Altersgrenze  aufgenommen  wurde,  schliesst  das  Gesetz 
651.104  des  Schreibens  und  Lesens  kundige  Männer  im 
Alter  von  24  bis  29  Jahren  vom  Wahlrechte  aus. 

Der  G.-A.  XIV:  1913  hat  dadurch,  dass  er  die  Alters- 
grenze mit  30  Jahren  festgestellt  hat,  einen  beträchtlichen 
Teil  der  männlichen  Bevölkerung  unter  den  ungarischen 
Staatsbürgern  ohne  entsprechenden  Grund  vom  Wahl- 
rechte ausgeschlossen.  Der  Motivenbericht  dieses  Ge- 
setzes hat  sich  wohl  darauf  berufen,  dass  die  Ausstattung 
der  Männer  im  Alter  von  24  bis  29  Jahren  mit  dem  Wahl- 
recht das  Zahlenverhältnis  der  Männer  ungarischer  Mut- 
tersprache, wie  auch  überdies  der  Bürgerschaft  unter  den 
Wählern  nachteilig  beeinflussen  würde,  doch  die  Tat- 
sachen widersprechen  dieser  These. 

Unter  sämtlichen  Männern  über  24  Jahren  ist  das 
Verhältnis  der  ungarischen  Muttersprache  55  %,  unter 
den  Männern  über  30  Jahren  aber  nur  54-4%;  ferner  ist 
unter  den  Männern  über  24  Jahren,  die  des  Schreibens 
und  Lesens  mächtig  sind,  das  Verhältnis  der  ungarischen 
Muttersprache  63T  %,  bei  den  Männern  über  30  Jahren 
aber  nur  62'9  %.  Sowohl  bei  der  gesamten  männlichen 
Bevölkerung  wie  auch  bei  den  des  Schreibens  und  Lesens 
mächtigen  Männern  gestaltet  sich  daher  das  Verhältnis 
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der  Männer  ungarischer  Muttersprache  bei  der  24jährigen 
Altersgrenze  günstiger  als  bei  der  30jährigen. 

Entgegen  den  mitgeteilten  Daten  behauptet  der 
Motivenbericht  des  Q.-A.  XIV:  1913,  die  30jährige  Alters- 
grenze sei  für  das  Verhältnis  der  Männer  ungarischer 
Muttersprache  günstig.  Das  kann  vielleicht  damit  erklärt 
werden,  dass  sowohl  der  Motivenbericht  wie  auch  die 
statistische  Beilage  bei  der  Behandlung  dieser  Frage  nicht 
gleichartige  Verhältnisziffern  miteinander  vergleichen 
und  ihre  These  aus  so  unrichtigen  Vergleichen  ableiten. 
So  behauptet  die  statistische  Beilage,  dass  von  den  land- 
wirtschaftlichen Arbeitern  über  24  Jahren  nur  bei  53'8  %, 
bei  den  Analphabeten  sogar  nur  bei  39'4  % die  Mutter- 
sprache die  ungarische  ist.  Bei  den  des  Schreibens  und 
Lesens  kundigen  landwirtschaftlichen  Arbeitern  über 
30  Jahren  aber  steigert  sich  die  Verhältnisziffer  der  Ar- 
beiter ungarischer  Muttersprache  auf  64-6  % (S.  23) ; fer- 
ner heisst  es  dort,  dass  „von  den  gesamten  gewerblichen 
Arbeitern  über  24  Jahren  66’6  %,  also  zwei  Drittel,  unga- 
rischer Muttersprache  sind,  bei  den  des  Schreibens  und 
Lesens  Kundigen  über  30  Jahren  aber  68-2  % (S.  25 — 26); 
„betrachten  wir  die  Grundbesitzer  und  die  kleingrund- 
besitzenden Taglöhner,  so  sind  von  den  des  Schreibens 
und  Lesens  Kundigen  über  30  Jahren  51 ‘6  %,  von  den 
24 — 30jährigen  aber  nur  40'6  % ungarischer  Mutter- 
sprache(Motivenbericht  S.  56.) 

Es  ist  natürlich,  dass  wenn  wir  die  gesamte  männ- 
liche Bevölkerung  über  24  Jahren  mit  den  des  Schreibens 
und  Lesens  Kundigen  über  30  Jahren  vergleichen,  die 
Zahl  der  Männer  ungarischer  Muttersprache  in  der  letzt- 
erwähnten Gruppe  schon  in  Anbetracht  dessen,  dass  in 
dem  Ungartum  die  Kenntnis  des  Schreibens  und  Lesens 
mehr  verbreitet  ist,  grösser  sein  wird.  Ein  ganz  anderes 
Ergebnis  erhielten  wir  aber  dadurch,  dass  wir,  was  allein 
richtig  ist,  Gleichartiges  mit  Gleichartigem,  nämlich  die 
des  Schreibens  und  Lesens  kundigen  Männer  über  24 
Jahren  mit  der  Zahl  der  des  Schreibens  und  Lesens  kun- 
digen Männer  über  30  Jahren  verglichen  haben. 
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Prüfen  wir  aber  die  Wirkung  der  24-  und  der  30jähri- 
gen  Altersgrenzen  aus  dem  Gesichtspunkte  der  jenseits 
des  Königssteigs  gelegenen  Teile  des  Landes,  so  ge- 
staltet sich  der  Prozentsatz  der  des  Schreibens  und 
Lesens  Kundigen  ungarische^  Muttersprache  nach  Komi- 
taten  bei  der  24-,  beziehungsweise  bei  der  30jährigen 
Altersgrenze  folgendermassen : 

bei  bei  Dif  erenz 

Komitat  24  Jahren  30  Jahren  zugunsten  der 


Alsö-Feher  ...  ...  ... 

322 

336 

“30  Jahre 

+ P4 

Besztercze-Naszöd  ...  ... 

1 1*5 

11*5 

— 

Brassö  ... 

37*1 

36-8 

— 0-3 

Csik  ...  ...  ...  ... 

94-2 

95-1 

-f  0-9 

Fogaras  ...  . 

94 

95 

+ o-i 

Häromszek  ...  ...  

904 

91*6 

+ P2 

Hunyad  ...  ... 

353 

35  3 

— 

Kisküküllö  ...  ...  . 

365 

36-8 

+ 0-3 

Kolozs  ... 

47-0 

49-2 

-f  2-2 

Maros-Torda.. 

7P5 

73-1 

+ L6 

Nagyküküllö...  ...  . 

130 

12-4 

— 0-6 

Szeben  ...  ...  ...  ...  ... 

6-8 

6-4 

— 04 

Szolnok-Doboka ..  ...  ... 

449 

45-9 

+ PO 

Torda-Aranyos  

47-2 

496 

+ 2*4 

Udvarhely  ...  ...  . 

964 

95-9 

— 0-2 

In  sämtlichen  Komitaten 
jenseits  des  Königssteigs 

47-9 

48-5 

+ 0-6 

Das  Maximum  der  zugunsten  der  30  Jahre  entfallen- 
den Differenz  steigt  daher  nur  in  zwei  Komitaten  etwas 
über  2 %,  in  den  übrigen  erreicht  es  nicht  einmal  die  2 %, 
und  insgesamt  übersteigt  es  in  sechs  Komitaten  1 %.  Das 
kann  man  wohl  kaum  einen  irgendwie  bedeutenden 
Ungarnschutz  nennen. 

Indem  der  Motivenbericht  des  G.-A.  XIV  : 1913 
dieses  geringfügige  Ergebnis  so  sehr  zuspitzt,  kommt  er 
auch  sonst  mit  sich  selbst  in  Widerspruch,  da  er  doch  an 
anderer  Stelle  (S.  71)  so  winzige  Kalkulationen  verurteilt. 
„Ich  halte  es  entschieden  für  einen  Irrtum  — heisst  es  in 
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dem  Motivenbericht  — , wenn  wir  unsere  Mitbürger  nicht- 
ungarischer  Muttersprache  dem  Ungartum  als  Gegner 
gegenüberstellen.  Dem  widerspricht  das  Leben,  die  Er- 
fahrung. Auch  heute  gibt  es  viele  Wahlbezirke,  in  denen 
unter  den  Abgeordnetenwählern  sich  kaum  einige  unga- 
rischer Muttersprache  befinden,  und  dennoch  erlangen 
ohne  jede  nationalistische  Opposition  entschiedene  An- 
hänger der  ungarischen  nationalen  Politik  ein  Mandat.“ 

Sehen  wir  nun,  wie  die  30jährige  Altersgrenze  die 
bürgerliche  Gesellschaft  schützt.  Nach  dem  Motivenbericht 
des  G.-A.  XIV  : 1913  erhöht  die  30jährige  Altersgrenze 
unter  den  Wählern  die  Verhältnisziffer  der  Bürgerschaft 
gegenüber  der  Verhältnisziffer  der  Arbeiter.  Nach  dem 
Motivenbericht  ist  unter  den  des  Schreibens  und  Lesens 
kundigen  Männern  über  24  Jahren  die  Verhältnisziffer  der 
bürgerlichen  Klasse  33’7  %,  die  der  Arbeiterklasse  aber 
(die  Familienaushelfer  und  die  unbekannter  Beschäftigung 
nicht  gerechnet)  57*9  % ; dagegen  ist  unter  den  Männern 
über  30  Jahren  bei  derselben  Berechnung  die  Verhältnis- 
ziffer der  Bürgerschaft  38’5  %,  die  der  Arbeiterschaft 
aber  55‘9  %. 

Diese  Berechnung  des  Motivenberichtes  ist  nicht 
richtig,  denn  er  rechnet  zu  der  Arbeiterschaft  auch  alle, 
die  weniger  als  fünf  Joch  besitzen,  und  die  Steuer  im  Be- 
trage von  weniger  ails  20  Kronen  zahlenden  selbständigen 
Gewerbetreibenden  und  Kaufleute,  und  lässt  auch  die  aus- 
helfenden Familienmitglieder  unberücksichtigt.  Rechnen 
wir  aber  mit  den  Erscheinungen  des  Lebens  und  zählen 
wir  nur  diejenigen,  die  weniger  als  zwei  Joch  besitzen,  zu 
der  Arbeiterklasse  (wie  das  die  statistischen  Beilagen  des 
G.-A.  XIV  : 1913  auf  Seite  16  auch  selbst  berechnen),  be- 
trachten wir  aber  diejenigen,  die  mehr  als  zwei  Joch  be- 
sitzen, wie  auch  die  selbständigen  Gewerbetreibenden  und 
Kaufleute,  ebenso  auch  ihre  aushelfenden  Familienmit- 
glieder als  zur  Bürgerschaft  gehörend:  so  erhalten  wir 
ein  ganz  anderes  Ergebnis.  Wir  haben  dementsprechend 
die  Berechnungen  so  gestellt,  dass  wir  zu  der  Bürger- 
schaft hinzurechneten  die  Grundbesitzer,  die  mehr  als 
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zwei  Joch  besitzen,  die  Pächter,  ihre  aushelfenden 
Familienmitglieder,  die  Wirtschafts-  und  Fors-tbeamten, 
die  selbständigen  Personen  im  Kreise  des  Bergbaus,  des 
Gewerbes,  des  Handels  und  des  Kredits,  ihre  grossjährigen 
und  im  Geschäfte  sich  betätigenden  Söhne,  die  Beamten, 
die  staatlichen,  kommunalen  und  anderen  öffentlichen 
Beamten,  die  Diplomierten,  die  fachgebildeten  Beamten, 
und  von  den  Kapitalisten,  Hauseigentümern  diejenigen, 
die  eine  Staatssteuer  zahlen.  Demgegenüber  figurieren 
unter  den  Arbeitern  die  landwirtschaftlichen  leitenden 
Arbeiter,  das  Wirtschafts-  und  Forstgesinde,  die  landwirt- 
schaftlichen und  Forstarbeiter,  die  Werkführer,  Vor- 
arbeiter, Unterbeamten,  Arbeiter  bei  Bergwerken,  im  Ge- 
werbe und  im  Verkehr,  staatliche  Diener,  häusliche  Dienst- 
boten, Taglöhner;  ferner  von  den  bürgerlichen  Elementen 
noch  die  kleineren  Landwirte,  deren  Besitz  weniger  als 
zwei  Joch  ausmacht,  oder  die  ein  Haus  haben,  wie  auch 
von  den  Kleinkapitalisten,  Hauseigentümern  und  andere 
Beschäftigung  Treibenden  diejenigen,  die  keine  Staats- 
steuer zahlen. 

Nach  all  dem  ist  in  der  des  Schreibens  und  Lesens 
kundigen  männlichen  Bevölkerung  über  24  Jahren  die 
wahre  Verhältnisziffer  der  Bürgerschaft  59-2  %,  die  der 
Arbeiterschaft  aber  40‘8  %,  bei  der  des  Schreibens  und 
Lesens  kundigen  männlichen  Bevölkerung  über  30  Jahren 
aber  ist  die  Verhältnisziffer  der  Bürgerschaft  62*5  % und 
die  der  Arbeiterschaft  37-5  %.  Es  ergibt  sich  ferner,  dass 
in  der  gesamten  männlichen  Bevölkerung  über  24  Jahren 
die  Bürgerschaft  mit  56'4  %,  die  Arbeiterschaft  mit 
43-6  %,  in  der  gesamten  männlichen  Bevölkerung  über 
30  Jahren  aber  die  Bürgerschaft  mit  59  %,  die  Arbeiter- 
schaft mit  41  % figurieren.  Es  ist  daher  zweifellos,  dass 
das  Verhältnis  der  Bürgerschaft  in  der  Bevölkerung  über 
30  Jahren  etwas  grösser  ist  als  bei  der  über  24  Jahren. 

Dieser  Unterschied  ist  jedoch  nicht  so  wesentlich, 
dass  er  die  Antipathie  aiufwiegeu  würde,  die  ihm  folgen 
muss.  Ist  es  notwendig,  die  in  die  Klasse  der  Arbeiter  Ein- 
gereihten darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  ihre  Ver- 
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hältnisziffer  im  Alter  über  30  Jahren  deshalb  schlechter 
ist  als  in  dem  über  24  Jahren,  weil  ihre  Lebensdauer 
durchschnittlich  kürzer  ist?  Bei  der  Verhandlung  des 
Q.-A.  XIV  : 1913  hat  ein  Mitglied  der  Majorität,  Roland 
Hegedüs,  auf  diese  Ungereimtheit  hingewiesen:  „Das 

geehrte  Haus  möge  sehen,  dass  die  Natur  Aristokrat 
genug  ist,  indlem  sie  dem  armen  Menschen  rascher  tötet 
als  den  vermögenden.  Dieses  bittere  Übel  kann  nicht  noch 
dadurch  gesteigert  werden,  dass  wir  die  Prinzipien  der 
Wahlberechtigung  durch  zweierlei  Altersgrenzen  ver- 
kürzen, aus  dieser  Ungerechtigkeit  kann  und  darf  nicht 
eine  Verfassungsgarantie  gemacht  werden.“  Diese 
arbeiterfeindliche  Wirkung  der  30jährigen  Altersgrenze 
nahm  jedoch  auch  Graf  Stefan  Tisza  wahr.  Schon  in  seiner 
Rede  am  2.  Juni  1917  erklärt  er:  „Wir  leisten  der  Gerech- 
tigkeit Genüge,  wenn  wir  für  die  gewerblichen  Arbeiter 
eine  niedrigere  Altersgrenze  bestimmen.“  Er  will  für 
diese  die  Altersgrenze  so  weit  herabsetzen,  dass  die 
30jährige  Altersgrenze  auch  bei  ihnen  ebenso  viele  aius- 
schliesse  als  vom  Durchschnitt  der  übrigen  gesellschaft- 
lichen Klassen.  Das  ist  die  richtige  Erkenntnis  des  Übels, 
aber  nicht  seine  entsprechende  Sanierung.  Man  kann  nicht 
für  verschiedene  Klassen  verschiedene  Altersgrenzen  be- 
stimmen. Eine  solche  Bestimmung  würde  zum  Absurdum 
führen.  Die  Lebensdauer  ist  übrigens  nicht  nur  bei  der 
gewerblichen  Arbeiterschaft,  sondern  auch  bei  anderen 
Arbeitermitgliedern  der  Gesellschaft  und  sogar  auch  bei 
der  Bürgerschaft  in  bescheideneren  Verhältnissen  durch- 
schnittlich kürzer.  Die  richtige  Lösung  ist  daher  nur,  dass 
eine  Altersgrenze  bestimmt  wird,  die  keine  solche  anti- 
soziale Richtung  haben  kann.  Übrigens  ist  auch  bei  der 
Bevölkerung  über  24  Jahren  das  Verhältnis  der  Bürger- 
schaft wesentlich  höher  als  das  der  Arbeiterklasse.  Die 
innere  Stärke  und  die  gewohnte  Ordnung  der  Gesellschaft 
sichern  aber  auch  bei  der  kleinen  Verhältnisziffer  der 
Bürgerschaft  den  bürgerlichen  Charakter  der  Gesell- 
schaft. Das  ist  eine  Wahrheit,  die  Edmund  Beöthy  schon 
im  Jahre  1843  erkannt  hat,  als  er  sagte:  „Jedermann  liebt 
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kraft  seines  natürlichen  Instinktes  die  gewohnten  Be- 
quemlichkeiten des  Lebens  und  die  diese  sichernde  ge- 
sellschaftliche Ordnung.  Das  Volk  neigt  schon  kraft  seiner 
Natur  nicht  zum  Revoltieren.“ 

Da  der  Motivenbericht  des  Q.-A.  XIV  : 1913  die 
30jährige  Altersgrenze  für  einen  nationalen  Gedanken 
hält,  wird  es  interessant  sein,  die  Verhältnisziffer  der 
Bürgerschaft  und  der  Arbeiterschaft  unter  den  Männern 
verschiedener  Muttersprachen  über  24,  beziehungsweise 
über  30  Jahren  zu  prüfen.  Während  von  sämtlichen 
Männern  ungarischer  Muttersprache  über  24  Jahren  nur 
51*6  % Bürger  und  48‘4  % Arbeiter  und  von  den  Männern 
über  30  Jahren  54‘5  % Bürger,  45-5  % Arbeiter  sind,  ge- 
hören von  den  Männern  nichtungarischer  Muttersprache 
über  24  Jahren  62*1  %,  beziehungsweise  von  den  über 
30  Jahren  64\3  % zur  Bürgerschaft  und  nur  37’9  %,  be- 
ziehungsweise 357  % zur  Arbeiterschaft.  Es  zeigt  sich 
ferner,  dass  von  der  des  Schreibens  und  Lesens  kundigen 
männlichen  Bevölkerung  ungarischer  Muttersprache  über 
24  Jahren  55-3  % zur  Bürgerschaft,  447  % zur  Arbeiter- 
schaft, von  der  über  30  Jahren  aber  58'9  °/j)  zur  Bürger- 
schaft und  4M  % zur  Arbeiterschaft  gehören.  Demgegen- 
über ist  unter  den  des  Schreibens  und  Lesens  kundigen 
Männern  nichtungarischer  Muttersprache  über  24  Jahren 
das  Verhältnis  der  Bürgerschaft  schon  65-8  % gegenüber 
dem  Verhältnis  der  Arbeiterschaft  von  34\2  %,  bei  denen 
über  30  Jahren  aber  die  Verhältnisziffer  der  Bürgerschaft 
68‘5  %,  die  der  Arbeiterschaft  nur  3L5  %.  Die  Gesellschaft 
der  Männer  ungarischer  Muttersprache  hat  daher  eine 
demokratischere  Zusammensetzung  als  die  der  Männer 
nichtungarischer  Muttersprache;  das  Verhältnis  der  Ar- 
beiterschaft ist  in  ihr  grösser  und  wenn  daher  die  24jährige 
Altersgrenze  gegenüber  der  30jährigen  für  die  Arbeiter- 
klasse auch  in  irgendeinem  geringen  Masse  günstig  ist, 
so  ist  sie  auch  zugleich  für  das  Verhältnis  der  Männer 
ungarischer  Muttersprache  günstig.  Und  andererseits, 
wenn  die  30jährige  Altersgrenze  gegenüber  der  24jährigen 
in  einem  gewissen  geringen  Masse  für  die  Bürgerschaft 
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günstig  ist,  so  erreicht  sie  das  durch  das  Zurückdrängen 
der  Verhältnisziffer  der  Männer  ungarischer  Mutter- 
sprache. Im  übrigen  ist  — sowohl  unter  denen  ungarischer 
Muttersprache,  wie  auch  unter  denen  nichtungarischer 
Muttersprache,  ferner  sowohl  bei  denen  über  24,  wie  auch 
bei  denen  über  30  Jahren  — das  Verhältnis  der  Bürger- 
schaft naturgemäss  günstiger  unter  den  des  Schreibens 
und  Lesens  Kundigen  als  unter  den  Analphabeten. 

Der  Motivenbericht  des  G.-A.  XIV:  1913  bringt  gegen 
die  24jährige  Altersgrenze  auch  vor,  dass  durch  diese  in 
der  Altersverteilung  der  Wähler  eine  bedeutende  und 
nachteilig  wirkende  Verschiebung  eintreten  würde.  Doch 
stellt  der  erwähnte  Motivenbericht  selber  fest,  dass  wenn 
allen  des  Schreibens  und  Lesens  kundigen  Männern  über 
24  Jahren  das  Stimmrecht  gegeben  würde,  den  über 
30  Jahren  alten  2,367.923  Wählern  651.104  im  Alter  von 
24 — 30  Jahren  befindliche  gegenüberstünden,  und  dass 
die  letzterwähnten  21‘6  % der  gesamten  Wähler  aus- 
machen würden.  Ein  derartiges  Verhältnis  der  jüngeren 
Altersklasse  der  Wähler  kann  wahrlich  nicht  bedenklich 
sein,  und  aus  dem  Gesichtspunkte  des  gesellschaftlichen 
Fortschrittes  kann  der  jugendlichere  Schwung  eines 
Fünftels  der  Wählerschaft  nur  wünschenswert  sein,  da 
dieser  durch  die  konsolidiertere  Reife  der  anderen  vier 
Fünftel  der  Wähler  reichlich  ausgeglichen  wird. 

Verwickelte  Rechtstitel.  G.-A.  XIV  : 1913  beschränkt, 
abgesehen  von  der  Bestimmung  der  30jährigen  Alters- 
grenze, das  Wahlrecht  auch  dadurch,  dass  er  kaum  einen 
reinen  Rechtstitel  feststellt,  das  heisst  einen  Rechtstitel, 
der  nicht  durch  den  Nachweis  eines  anderen  Rechtstitels 
verwickelt  und  beschränkt  wäre.  In  dem  Gesetz  kommen 
insgesamt  folgende  reine  Rechtstitel  der  Wahlberech- 
tigung vor:  Das  an  die  Person  geknüpfte  Recht  der  in 
die  für  das  Jahr  1913  gültige  Namensliste  rechtskräftig 
Aufgenommen  (§  12);  das  Wahlrecht  der  Besitzer  einer 
höheren  Intelligenz  (■§  4) ; schliesslich  das  an  einen  direkten 
Staatssteuerzensus  von  40  Kronen  geknüpfte  Wahlrecht 
der  Analphabeten  (§  7).  Von  diesen  Rechtstiteln  hat  nur  der 
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auf  der  Namensliste  vom  Jahre  1913  beruhende  eine  stär- 
kere Wirkung,  da  unter  diesem  Rechtstitel  in  die  Na- 
mensliste für  das  Jahr  1915/16  985.254  Wähler  aufgenom- 
men wurden,  auf  Grund  der  höheren  Intelligenz  aber  wur- 
den insgesamt  nur  81.982,  auf  Grund  des  direkten  Staats- 
steuerzensus von  40  Kronen  der  des  Schreibens  und 
Lesens  Nichtkundigen  aber  zusammen  18.656  Wähler  auf- 
genommen. Bei  allen  übrigen  Wählern  des  G.-A.  XIV:  1913 
sind  die  Rechtstitel  verwickelt  (zusammengesetzt). 
G.-A.  XIV  : 1913,  § 5,  nimmt  die  erfolgreiche  Absolvie- 
rung der  6.  Klasse  der  Elementarvolksschule  als  allge- 
meine Grundlage  der  Wahlberechtigung  an,  doch  hat  es 
eine  beschränkende  Wirkung,  dass  das  Gesetz  auf  dieser 
Grundlage  niemandem  ein  Wahlrecht  einräumt,  es  sei 
denn,  dass  er  ausser  der  Absolvierung  der  6.  Klasse  noch 
gewissen  besonderen  Bedingungen  entspricht.  Solche 
besondere  Bedingungen  zählt  § 5 in  fünf  Punkten,  im  allge- 
meinen genommen  sieben,  auf,  §6  des  Gesetzes  aber  knüpft 
die  Wahlberechtigung  an  die  Kenntnis  des  Schreibens 
und  Lesens,  doch  fügt  er  der  Bedingung  der  Kenntnis  des 
Schreibens  und  Lesens  noch  verwickelte  und  einengende 
Erfordernisse  an.  Für  die  selbständigen  Landwirte  hat  die 
in  Punkt  1 dieses  Paragraphen  enthaltene  Bestimmung, 
die  gegenüber  der  alten  Viertelurbarialsession  einen 
direkten  Staatssteuerzensus  von  20  Kronen  einführt,  eine 
rechtsraubende  Wirkung.  Aus  dem  Gesichtspunkte  der 
Arbeiter  ist  die  in  Punkt  3 a)  desselben  Paragraphen  als 
Erfordernis  der  Berechtigung  bestimmte  Bedingung,  dass 
der  Angestellte  in  einem  gewerblichen  Geschäft  oder 
Unternehmen  — es  sei  denn,  dass  er  Lehrling  war  und 
nach  Beendigung  des  Lehrverhältnisses  von  der  Ge- 
werbebehörde ein  Zeugnis  erhalten  hat  — innerhalb  der 
verflossenen  fünf  Jahre,  sei  es  fortwährend,  sei  es  mit 
Unterbrechungen,  mindestens  drei  Jahre  hindurch  in  einer 
und  derselben  Arbeitsgattung  (Arbeitsfach)  arbeiten 
musste,  eine  starke  Beschränkung.  Ähnlich  beschränkend 
wirkt  die  Bedingung  des  Punktes  c),  dass  der  Angestellte, 
der  nicht  unter  den  früher  erwähnten  Punkt  fällt  und 
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nicht  bei  der  Urproduktion  Arbeiterführer  oder  Aufseher 
ist,  bei  einem  und  demselben  Arbeitgeber,  in  welcher 
Beschäftigung  immer,  mindestens  seit  fünf  Jahren  dauernd 
angestellt  sein  muss.  Dass  der  G.-A.  XIV  : 1913  das  Wahl- 
recht der  gewerblichen  Arbeiter  nicht  richtig  zu  lösen 
verstanden  hat,  das  hat  auch  Graf  Stefan  Tisza  in  der 
Rede  anerkannt,  die  er  am  12.  Juli  1917  im  Abgeordneten- 
hause gehalten  hat.  Als  er  da  von  den  gewerblichen  Ar- 
beitern sprach,  erklärte  er  folgendes:  „In  dieser  Hinsicht 
hat  sich  das  Gesetz  nicht  bewährt.  Ich  erkläre  wiederholt, 
dass  wir  das  Ziel,  das  uns  vor  Augen  geschwebt  hat, 
dass  beiläufig  224.000  gewerbliche  Arbeiterstimmen 
hereinkommen,  nicht  erreicht  haben,  dass  von  gewerb- 
lichen Arbeiterstimmen  in  die  Namensliste  von  1916  nicht 
224.000,  sondern  nur  etwa  100.000  hereingekommen  sind/4 
Die  Absolvierung  der  6.  Klasse  der  Elementar  Volks- 
schule. Von  den  Bestimmungen  des  G.-A.  XIV  : 1913,  die 
notwendigerweise  eine  Einschränkung  des  Wahlrechts 
zur  Folge  haben,  ragt  neben  der  30jährigen  Altersgrenze 
zumeist  hervor,  dass  er  die  erfolgreiche  Absolvierung  der 
6.  Klasse  der  Elementarvolksschule  zu  einem  grund- 
legenden Wahlrechtstitel  gemacht  hat.  Das  Gesetz  hat 
hier  die  tatsächlichen  Verhältnisse  nicht  in  Betracht  ge- 
zogen. In  der  männlichen  Bevölkerung  ist  die  Zahl  der 
Absolventen  von  sechs  Elementarklassen  wohl  auch  im 
allgemeinen,  insbesondere  aber  im  Vergleiche  mit  der 
Zahl  der  Absolventen  der  4.  Klasse,  heute  noch  niedrig. 
Zwischen  der  Zahl  der  24-,  oder  wie  das  Gesetz  noch  an- 
genommen hat,  der  30jährigen  Männer,  die  die  6.,  und 
der  24jährigen,  oder,  wie  das  erwähnte  Gesetz  angenom- 
men hat,  der  Männer  über  30  Jahren,  die  die  4.  Klasse 
der  Elementarvolksschule  absolviert  haben,  ist  eine  sehr 
bedeutende  Abweichung.  Die  Gesamtzahl  der  Männer 
über  24  Jahren,  die  die  6.  Klasse  der  Elementarvolks- 
schule absolviert  haben,  ist  1,400.946,  die  der  Männer 
über  24  Jahren,  die  vier  Elementarvolksschulklassen  ab- 
solviert haben,  2,624.995;  der  Unterschied  beträgt  daher 
1,224.049.  Die  Gesamtzahl  der  Männer  über  30  Jahren  mit 
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sechs  Elementarvolksschulklassen  ist  1,076.858,  die  der 
Männer  über  30  Jahren  mit  vier  Elementarvolksschulklas- 
sen 2,046.468;  der  Unterschied  ist  daher  969.610. 

Von  der  männlichen  Bevölkerung  ungarischer 
Staatsbürgerschaft  über  30  Jahren  haben  nur  31*2  % die 
6.  Klasse  der  Elementarvolksschule  absolviert.  Dadurch, 
dass  die  6.  Klasse  der  Elementarvolksschule  als  Grund- 
lage angenommen  wurde,  konnte  daher  das  in  dem 
G.-A.  XIV  : 1913  geregelte  Wahlrecht  nur  mehr  ein  be- 
schränktes sein.  Diese  Wirkung  wurde  noch  dadurch 
gesteigert,  dass  das  Gesetz  an  die  erfolgreiche  Absol- 
vierung der  6.  Klasse  der  Elementarvolksschule  an  sich 
noch  kein  Recht  geknüpft,  sondern  dabei  auch  noch  den 
Nachweis  anderer  besonderer  Bedingungen  gefordert  hat. 

Wenn  wir  untersuchen,  warum  die  Zahl  der  Männer, 
die  die  6.  Klasse  der  Elementarvolksschule  absolviert 
haben,  so  gering  ist,  während  doch  im  Jahre  1913/14  die 
Zahl  der  täglichen  Elementarvolksschulen  16.929  war  und 
von  diesen  12.014,  also  die  grosse  Mehrheit,  sechs  Jahr- 
gänge hatte,  so  finden  wir,  dass  das  günstige  Verhältnis 
der  Zahl  der  Elementarvolksschulen  mit  sechs  Jahr- 
gängen durch  den  bedauerlichen  Umstand  zunichte  ge- 
macht wird,  dass  gemäss  den  statistischen  Daten  nach 
der  Absolvierung  der  4.  Elementarklasse  nur  584  % der 
Schüler  ihre  Studien  fortsetzen,  während  41  '9%  auf 
dieser  Bildungsstufe  stehenbleiben. 

Die  Behebung  dieser  Ungereimtheit  ist  eine  Kultur- 
aufgabe ersten  Ranges.  Sie  durchzuführen,  ist  die  Auf- 
gabe der  Unterrichtspolitik.  Heute  aber  sind  die  tatsäch- 
lichen Verhältnisse  zu  berücksichtigen;  heute  kann  eine 
radikale  Rechtsausdehnung  die  Absolvierung  der  sechs 
Klassen  der  Elementarvolksschule  nicht  als  Grundlage 
annehmen. 

Prüfen  wir  nun  noch  besonders,  wieviele  Wähler  in 
die  Namensliste  für  das  Jahr  1915/16  auf  Grund  der  Ab- 
solvierung der  6.  Klasse  der  Elementarvolksschule 
und  auf  Grund  des  Nachweises  noch  einer  anderen  beson- 
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deren  Voraussetzung  zusammen  aufgenommen  wurden, 
so  erhalten  wir  das  folgende  Ergebnis: 

Aufgenommen  wurden  auf  Grund  der  6.  Elementarvolks- 
schulklasse und  einer  direkten  Staatssteuer  von  mindestens 

20  Kronen  ...  ...  ...  ...  ...  ...  ...  ...  61.929 

mit  sechs  Elementarvolksschulklassen  und  Betreiben 

eines  selbständigen  Gewerbes  oder  Handels  usw.  24.122 
6.  Elementarvolksschulklasse  und  dauernde  Anstel- 
lung in  einem  gewerblichen  Geschäfte  oder  Unter- 


nehmen ...  ...  ...  ...  ...  ...  ...  ...  ....  ...  ...  24.220 

6.  Elementarvolksschulklasse  und  leitender  Arbeiter 

bei  der  Urproduktion  ...  ...  2.274 

6.  Elementarvolksschulklasse  und  mindestens  seit 
drei  Jahren  eine  Anstellung  im  öffentlichen  oder 
Privatdienst  usw.  ...  ...  ...  ...  ...  ...  ...  ...  25.572 

Aushelfende  Familienmitglieder  mit  der  6.  Elementar- 
volksschulklasse  ...  6.585 

Ausgediente  Unteroffiziere  mit  der  6.  Elementarvolks- 
schulklasse   ...  ...  ...  ...  4.992 


Zusammen  149.794 

Dazu  sind  noch  die  Männer  über  30  Jahren  zu  rech- 
nen, die  auf  Grund  höherer  Intelligenz  in  die 
Namensliste  gelangten  ...  ...  ...  ...  ... ...  ....  81.982 

Auf  Grund  der  Absolvierung  der  6.  Klasse  der  Ele- 
mentarvolksschule und  der  mit  dieser  zusammen 
berechtigenden  besonderen  Voraussetzungen,  wie 
auch  auf  Grund  der  höheren  Intelligenz  gelangten 

daher  insgesamt .... ...  ...  231.776 

Wähler  in  die  Namensliste  für  das  Jahr  1915/16. 

Es  erübrigen  sich  nur  noch  diejenigen,  die  von  den 
in  die  Namensliste  für  das  Jahr  1915/16  unter  dem  Titel 
des  alten  Rechtes  aufgenommenen  985.254  Wählern  der 
Wahrscheinlichkeitsrechnung  nach  die  6.  Elementar- 
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volksschulklasse  absolviert  haben.*  Ihre  Zahl  ist  457.000. 
Rechnen  wir  diese  Zahl  zu  den  eben  ausgewiesenen 
231.776  hinzu,  so  konnten  insgesamt  688.776  Wähler,  die 
die  6.  Elementarvolksschulklasse  absolviert  haben,  in  die 
Namensliste  für  das  Jahr  1915/16  hineingelangen.  Dem- 
gegenüber haben  (siehe  statistische  Beilagen  zu  dem 
G.-A.  XIV  : 1913,  S.  14): 


6 Elementarvolksschulklassen  absolviert  872.575 

8 Mittelschulklassen  absolviert ...  118.741 

6 Mittelschulklassen  „ ...  ...  23.273 

4 Mittelschulklassen  „ ...  ...  ...  62.269 


so  dass  insgesamt  1,076.858 

Männer  über  30  Jahren  mindestens  sechs  Elementarvolks- 
schulklassen absolviert  haben.  Die  Differenz  zwischen 
diesen  und  zwischen  den  Männern  über  30  Jahren,  die  auf 
Grund  der  Absolvierung  der  6.  Elementarvolksschulklasse 
und  anderer  Kriterien  tatsächlich  in  die  Namensliste  für 
das  Jahr  1915/16  gelangten  (688.776),  ist  daher  388.082. 
Von  den  Männern  über  30  Jahren,  die  mindestens  sechs 
Elementarvolksschulklassen  absolviert  haben,  sind  daher 
in  die  Namensliste  etwa  64  % hineingelangt,  36  % aber 
sind  ausgeblieben. 

Nach  dieser  Berechnung  ist  daher  ein  beträchtlicher 
Teil  der  männlichen  Bevölkerung  ungarischer  Staats- 
bürgerschaft mit  sechs  Elementarvolksschulklassen 
(nahezu  36  %)  aus  der  Wählerliste  für  das  Jahr  1915/16 
ausgeblieben,  weil  G.-A.  XIV  : 1913  neben  dem  durch  ihn 
angenommenen  verhältnismässig  sehr  hohen  Intelligenz- 
zensus als  Vorbedingung  für  das  Erlangen  der  Wahl- 
berechtigung auch  noch  den  Nachweis  anderer  besonderer 
Voraussetzungen  gefordert  hat. 

* Von  den  auf  Grund  des  alten  Rechtes  angenommenen  985.254 
stehen  911.000  im  Alter  von  über  30  Jahren.  Von  diesen  sind  beiläufig 
150.000  Analphabeten,  761.000  aber  des  Schreibens  und  Lesens  mächtig. 
Von  den  letzterwähnten  haben  beiläufig  60%  sechs  Elementarvolks- 
schulklassen absolviert. 
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Aber  nicht  das  allein  war  der  Grund  dessen,  dass  die 
konskribierte  Zahl  der  Wähler  bedeutend  geringer  wurde, 
als  G.-A.  X1Y  : 1913  erwartet  hatte,  sondern  auch  der 
Umstand,  dass  viele,  die  in  der  Statistik  als  solche 
figurieren,  die  sechs  Elementarvolksschulklassen  absol- 
viert haben,  diese  Absolvierung  nicht  nachzuweisen  ver- 
mochten und  daher  nur  als  des  Schreibens  und  Lesens 
Kundige  unter  bedeutend  mehr  einschränkenden  Rechts- 
titeln in  die  Wählerliste*  gelangen  konnten.  Das  wird 
dadurch  bewiesen,  dass  während  unter  den  im  Gesetz- 
entwurf angeführten  Rechtstiteln  von  den  Absolventen 
der  6.  Elementarvolksschulklasse  473.491  neue  Wähler 
hätten  in  die  Liste  gelangen  müssen,  tatsächlich  nur 
149.794  hineingelangt  sind,  und  während  der  Gesetzent- 
wurf von  den  des  Schreibens  und  Lesens  Kundigen  auf 
270.159  neue  Wähler  gerechnet  hatte,  von  denjenigen,  die 
nicht  sechs  Elementairvolksschulklassen  absolviert  haben, 
tatsächlich  bedeutend  mehr,  391.3 23  Wähler  wurden;  es 
ist  daher  klar,  dass  viele  nicht  unter  dem  Titel 
der  Absolvierung  der  6.  Elementarvolksschulklasse, 
sondern  überhaupt  unter  dem  Titel  der  Kenntnis 
des  Lesens  und  Schreibens  wahlberechtigt  wurden. 
Und  da  neben  dem  letzterwähnten  Hauptrechtstitel 
die  weiteren  einschränkenden  Rechtstitel1  um  ein  be- 
deutendes stärker  sind,  erreichte  ein  grosser  Teil  der 
Männer  das  letzterwähnte  Mass  nicht  und  blieb  demzu- 
folge aus  der  Reihe  der  Wähler  aus. 

Die  Mangelhaftigkeit  der  Konskription  der  Wähler 
gemäss  G.-A.  XIV : 1913.  Ein  weiterer  Grund  dafür,  dass 
G.-A.  XIV : 1913  nicht  zu  den  vorausgesagten  Ergebnissen 
geführt  hat,  ist  die  mangelhafte  Regelung  der  Konskrip- 
tion der  Wähler.  Da  das  Gesetz,  wie  schon  ausgeführt 
wurde,  verwickelte  Rechtstitel  bestimmt  hat,  nahm  es  in 
§ 74  vergebens  die  Bestimmung  auf:  „die  Aufnahme  der 
Wähler  in  die  Namensliste  und  ihr  Auslassen  aus  der  Na- 
mensliste erfolge  mit  Benützung  der  zur  Verfügung  ste- 
llenden amtlichen  Daten  von  Amts  wegen,  soweit  aber 
amtliche  Daten  nicht  zur  Verfügung  stehen,  auf  Grund  der 
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Meldung  der  Beteiligten  und  der  durch  diese  beigestellten 
Daten“.  Darüber,  wer  die  6.  Klasse  der  Elementarvolks- 
schule absolviert  hat,  wer  des  Schreibens  und  Lesens 
kundig  ist,  wer  in  irgendeinem  Gewerbe,  Geschäft  oder 
Unternehmen  während  der  verflossenen  fünf  Jahre  min- 
destens drei  Jahre  hindurch  in  einer  und  derselben  ge- 
werblichen Arbeitsgattung,  wer  bei  einem  und  demselben 
Arbeitgeber  in  welcher  Beschäftigung  immer  seit  drei 
oder  fünf  Jahren  angestellt  ist,  werden  keine  Evidenz- 
bücher geführt.  § 71  bestimmte  wohl,  von  dem  Beweis  der 
erfolgreichen  Absolvierung  der  6.  Klasse  der  Elementar- 
volksschule und  der  Kenntnis  des  Schreibens  und  des 
Lesens  sei  bei  denjenigen  abzusehen,  die  eine  Stellung 
oder  eine  Beschäftigung  haben,  oder  hatten,  die  durch 
das  Gesetz  an  eine  Schulbildung  gebunden  ist  oder  gebun- 
den war,  als  der  Betreffende  die  Stellung  bekleidet 
oder  die  Beschäftigung  betrieben  hat,  ferner,  dass  von 
dem  Beweis  der  Kenntnis  des  Schreibens  und  des  Lesens 
ausserdem  aiuch  bei  denjenigen  abzusehen  ist,  die  kraft 
der  Natur  ihrer  Beschäftigung  — wenn  diese  auch  an 
keine  gesetzliche  Qualifikation  gebunden  ist  — das 
Schreiben  und  Lesen  nicht  entbehren  können.  Die  tat- 
sächliche Lage  war,  dass  während  gemäss  G.-A.  XXXIII: 
1874  die  Zensual Wähler  auf  Grund  der  in  dem  Steuer- 
hauptbuche, beziehungsweise  in  dem  Steuerveranlagungs- 
register zusammengestellten  Daten  von  Amts  wegen  in 
die  Namenslisten  gelangten,  es  jetzt,  nachdem  die  Absol- 
vierung der  6.  Klasse  der  Elementarvolksschule  und  die 
Kenntnis  des  Schreibens  und  des  Lesens  die  Bedingungen 
waren,  auch  für  die  erwähnten  Gruppen  von  dem  Be- 
schluss der  Konskriptionskommission  abhing,  wer  von 
ihnen  in  die  Wählerliste  gelangen  soll.  In  dem  Gesetze 
fehlte  nämlich  die  bestimmte  Bezeichnung  derjenigen 
Gruppen,  bei  denen  die  Absolvierung  der  6.  Klasse  der 
Elementarvolksschule  oder  die  Kenntnis  des  Schreibens 
und  Lesens  als  vorhanden  anzunehmen  und  daher  von 
dem  Nachweis  dieser  Voraussetzungen  abzusehen  ist. 
Auch  die  gewerblichen  Arbeiter  waren  grösstenteils 
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darauf  angewiesen,  sich  zu  melden,  ebenso  auch  die  in 
Privatdienst  stehenden  Angestellten.  Eine  verlässliche, 
weil  von  Amts  wegen  erfolgte  Konskription  war  eigentlich 
nur  für  die  bei  Ämtern  angestellten  Wahlberechtigten 
möglich  (§  55,  Absatz  3). 

Nun  ist  es  aber  klar,  dass  das  gewährte  materielle 
Wahlrecht  nur  dadurch  wirksam  gemacht  wird,  wenn 
wir  eine  Wählerkonskription  organisieren,  die  es  ermög- 
licht, dass  die  Wähler  ohne  besondere  Bemühung,  tunlich 
alle  von  Amts  wegen,  sozusagen  durch  die  zwingende 
Kraft  des  Staates  in  die  Namensliste  gelangen. 


VII. 

Die  Notwendigkeit  der  radikalen  Wahlrechtsreform. 

Die  letzten  Tage  der  ersten  auf  Grund  des  G.-A. 
XIV:  1913  durchgeführten  Konskription  reichten  schon  in 
den  Krieg  hinein.  Die  nationale  Kräftesammlung  und 
Kraftentwicklung  widmete  alle  Aufmerksamkeit  der  Lan- 
desverteidigung und  verdrängte  vorläufig  die  Frage  des 
Wahlrechts  von  der  Tagesordnung.  Aber  so  wie  der 
Krieg  es  war,  der  die  laute  Forderung  nach  dem  Wahl- 
recht zum  Schweigen  brachte,  haben  auch  die  Lehren  des 
Krieges  mit  einer  alle  früheren  Aktionen  überflügelnden 
Kraft  das  Verlangen  nach  der  alle  Schichten  der  Nation 
umfassenden  Wahlrechtsreform  wieder  erweckt. 

Das  ist  keine  isolierte  ungarische  Erscheinung.  In 
den  auswärtigen  Staaten,  in  befreundeten,  feindlichen  und 
neutralen  Ländern  wirft  gleichermassen  der  Krieg  den 
Gedanken  der  Ausdehnung  des  Wahlrechtes  auf. 

Die  Vertretung  des  verbündeten  Deutschen  Reiches 
ist  auf  dem  allgemeinen  Wahlrecht  aufgebaut.  Hinter  die- 
sem Wahlrecht  ist  das  auf  dem  Dreiklassensystem  und 
auf  Abstimmung  in  zwei  Stufen  beruhende  allgemeine  Wahl- 
recht Preussens  weit  zurückgeblieben.  Dieses  Dreiklassen- 
system hat  der  Verfassungskonflikt  vom  Jahre  1849  ge- 
schaffen, der  das  gleiche  allgemeine  Wahlrecht  der  Ver- 


fassung  vom  Jahre  1848  und  die  bis  dahin  geltende  ge- 
heime Abstimmung  abgeschafft  hat.  Seither  erfuhr  wohl 
das  Dreiklassensystem,  dessen  verzerrte  Ergebnisse 
immer  schärfer  in  Erscheinung  traten,  kleinere  flickweise 
Änderungen,  an  dem  System  selbst  jedoch  hielt  die  kon- 
servative Richtung  unentwegt  fest,  da  sie  in  ihm  den  not- 
wendigen Schutz  der  preussischen  Ordnung  und  Disziplin 
sah.  Und  nun,  während  des  Krieges  bereitet  sich  Preussen 
vor,  sein  Dreiklassensystem  über  den  Haufen  zu  werfen. 
.Am  7.  April  1917  hat  der  Deutsche  Kaiser  und  König  von 
Preussen  an  den  Reichskanzler  und  Präsidenten  des 
Staatsministeriums  Bethmann-Hollweg  ein  Reskript  ge- 
richtet, in  dem  er  erklärt:  „Nach  den  gewaltigen  Leistun- 
gen des  ganzen  Volkes  in  diesem  furchtbaren  Kriege  ist 
nach  meiner  Überzeugung  für  das  Klassenwahlrecht  in 
Preussen  kein  Raum  mehr ...“  „Der  Gesetzentwurf  hat 
ferner  auch  die  unmittelbare  und  geheime  Abstimmung 
einzuführen.“  Dieses  Reskript  ergänzte  ein  weiteres  vom 
17.  Juni  1917  datiertes  Reskript:  „Ich  bestimme  hiedurch, 
dass  der  Gesetzentwurf  auf  Grund  des  gleichen  Wahl- 
rechtes aufzustellen  ist.  Die  Vorlage  ist  jedenfalls  so 
frühzeitig  einzubringen,  dass  die  nächsten  Wahlen  nach 
dem  neuen  Wahlrecht  stattfinden  können.“ 

Am  24.  November  1917  unterbreitete  die  preussische 
Regierung  in  der  Tat  den  (vom  22.  November  datierten) 
Entwurf  über  die  Wahlrechtsreform.  Der  Entwurf  schafft 
das  System  der  Dreiklassen,  das  seit  1849  eine  unein- 
nehmbare Burg  der  konservativen  Richtung  schien,  ab. 
Er  schafft  auch  die  öffentliche  Abstimmung  ab,  die  ent- 
gegen dem  einstimmigen  Urteile  ganz  Europas  und  der 
übrigen  grossen  Staaten  des  Deutschen  Reichs  seit  dem 
Verfassungskonflikt  vom  Jahre  1849  ihren  Platz  behaup- 
tet hatte.  Das  Wahlrecht  ist  nach  dem  Entwurf  allgemein 
und  gleich,  die  Abstimmung  geheim.  Jeder  Preusse,  der 
die  Staatsangehörigkeit  seit  wenigstens  drei  Jahren  be- 
sitzt, das  25.  Lebensjahr  vollendet  hat  und  seit  einem  Jahr 
in  einer  Gemeinde  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  hat,  ist 
wahlberechtigt. 
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Der  Motivenbericht  des  Entwurfes  beruft  sich  auf 
die  Lehren  und  die  Ergebnisse  des  Weltkrieges.  „Nicht 
um  eine  Belohnung  des  Volkes  — heisst  es  hier  — für  die 
dargebrachten  Opfer  und  die  staatstreue  Haltung  kann 
es  sich  dabei  handeln;  es  handelt  sich  vielmehr  um  einen 
Akt  des  Vertrauens  in  das  Volk,  das  in  den  schweren 
Schicksalen  des  Krieges  seine  Reife  erwiesen  hat.“  Der  Mo- 
tivenbericht weist  darauf  hin,  dass  die  grosse  Reform  der 
Anregung  des  Herrschers  entspringt.  „Die  preussische 
Krone  hat  eine  grosse  innerpolitische  Folgerung  des 
Weltkrieges  gezogen.“  Nach  dem  Motivenbericht  wird 
der  preussische  Staat  nach  dem  Kriege  schwerer  wie- 
gende grosse  Aufgaben  zu  lösen  haben,  als  alle  bisherigen 
waren.  Er  wird  der  Opferwilligkeit,  der  organisatorischen 
Kraft  des  sozialen  Gefühls  und  der  Arbeitslust  des  ganzen 
Volkes  bedürfen.  „Ist  das  Volk  durch  den  Weltkrieg,  der 
seine  Kräfte  aufs  höchste  angespannt  und  unterschiedlos 
von  jedem  einzelnen  Staatsbürger  die  gleichen  Leistun- 
gen, die  gleichen  schweren  Opfer  für  Bestand  und  Zukunft 
des  Vaterlandes  gefordert  hat,  über  das  bestehende  Klas- 
senwahlrecht hinausgewachsen,  so  wird  diesem  reifge- 
wordenen Volke  die  Mitwirkung  an  der  Fülle  jener  Staats- 
aufgaben auf  dem  Boden  staatsbürgerlicher  Rechtsgleich- 
heit ohne  Bedenken  anvertraut  werden  können.“  Sodann 
beschäftigt  sich  der  Motivenbericht  mit  den  Verkehrtheiten 
des  Dreiklassensystems  und  stellt  fest,  „die  Notwendigkeit 
der  Wahlrechtsreform  sei  schon  seit  geraumer  Zeit  nicht 
strittig,  sondern  nur  ihr  Inhalt  und  ihrMass.“  Die  Erfahrun- 
gen und  die  Lehren  des  Krieges  haben  alle  Argumente 
umgestürzt,  die  in  der  Friedensepoche  von  der  Staats- 
regierung und  von  den  grossen  Parteien  gegen  das  gleiche 
Wahlrecht  geltend  gemacht  worden  sind.  Man  darf  den 
wachsenden  Einfluss  der  minder  vermögenden  Volksklässen 
nicht  fürchten.  „Der  Krieg  macht  es  sittlich  unmöglich,  dass 
wir  unter  den  Leistungen  der  Staatsbürger  aus  dem  Ge- 
sichtspunkte der  Menge  und  der  Eigenschaft  einen  Unter- 
schied machen.“  Der  Motivenbericht  schliesst  mit  den 
Worten:  „Die  preussischen  Männer,  die  ihr  Blut  auf  dem 
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Felde  der  Fhre  vergossen,  haben  Zeugnis  abgelegt  dafür, 
dass  die  dem  Staat  gebrachten  Opfer  aller  Bürger  eines 
gleichen  Wertes  sind,  dass  der  Staat  auf  den:  Unterschied 
öffentlicher  Geldleistungen  künftig  Abstufungen  der  poli- 
tischen Rechte  nicht  mehr  gründen  kann.  Der  gute 
preussische  Grundsatz,  dass  die  Leistung  für  den  Staat 
den  Rechten  im  Staat  das  Mass  setzen  soll,  tritt  heute  dem 
gleichen  Wahlrecht  zur  Seite.“ 

Unser  bulgarischer  Verbündete  bedurfte  während 
des  Krieges  keiner  Wahlrechtsreform,  weil  Bulgarien 
ein  an  die  21jährige  Altersgrenze  geknüpftes  reines  all- 
gemeines Wahlrecht  hat. 

Unser  anderer  Verbündete,  das  türkische  Reich 
musste  ebenfalls  nicht  während  des  Krieges  eine  Rechts- 
ausdehnung in  Angriff  nehmen,  weil  in  der  Türkei  jeder 
25jährige  Staatsbürger,  der  mit  einer  Steuer  von  noch  so 
geringem  Betrag  belastet  ist,  wahlberechtigt  ist. 

Von  den  gegen  uns  verbündeten  feindlichen  Staaten 
herrscht  in  Frankreich  seit  1848  das  System  des  reinen 
allgemeinen  Wahlrechts,  — Italien  aber  brauchte  während 
des  Krieges  für  keine  neuerliche  Rechtsausdehnung  und 
für  kein  Wahlrecht  der  Soldaten  zu  sorgen,  weil  es  im 
Jahre  1912,  unter  dem  Eindrücke  des  Tripolitanischen 
Krieges,  sein  Wahlrecht  schon  in  grossem  Masse  ausge- 
dehnt hat,  indem  es  bei  einer  Altersgrenze  von  30  Jahren 
jedem  Bürger,  zwischen  21  und  29  Jahren  aber  — abge- 
sehen von  den  bereits  geschilderten  anderweitigen  Wäh- 
lerkategorien — jedem  Soldaten,  der  seiner  Dienstpflicht 
nachgekommen  ist,  das  Wahlrecht  gewährte. 

England  jedoch  begann,  obwohl  es  durch  seine  von 
Zeit  zu  Zeit  sich  wiederholenden  Reformen  sich  dem  all- 
gemeinen Wahlrechte  schon  lange  genähert  hatte,  sich 
während  des  Krieges  mit  gesteigerter  Aufmerksamkeit 
mit  dem  Problem  des  Wahlrechts  zu  beschäftigen.  Sozu- 
sagen alle  englischen  Parteien,  die  ganze  öffentliche 
Meinung  stimmten  darin  überein,  das  Wahlrecht  müsse 
sich  den  Erfahrungen  des  Krieges  entsprechend  umgestal- 
ten und  das  zusammentretende  neue  Parlament  müsse 
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schon  aus  dem  neuen  Wahlrecht  hervorgehen.  Über  Auf- 
forderung Asquiths  bildete  sich  schon  im  Oktober  1916 
unter  der  Leitung  des  Präsidenten  des  Abgeordneten- 
hauses eine  Kommission  aus  Mitgliedern  beider  Häuser, 
um  die  Punkte  der  Reform  zu  diskutieren  und  — 
wie  der  Präsident  sagte  — „zu  trachten,  dem  Staate 
einen  Dienst  zu  leisten,  der  für  ihn  von  grösstem  Werte 
ist,  weil  er  ein  die  Nation  wahrhaft  vertretendes  Unter- 
haus schafft.“  Die  Kommission  fasste  37  Beschlüsse,  und 
zwar  mit  Ausnahme  von  drei  Punkten  einstimmig.  Es 
fanden  sich  in  England  kaum  einige  Politiker,  die  dem 
Plan,  das  Wahlrecht  auszudehnen,  die  kriegerische  Lage 
als  Argument  entgegengehalten  hätten.  Mit  deutlicher 
Einfachheit  drücken  die  allgemeine  Stimmung  die  Worte 
Asquiths  aus:  „Niemand  von  uns  will  dem  Krieg  die  Auf- 
merksamkeit oder  die  Energien  entziehen  und  sie  rein 
auf  die  inneren  Angelegenheiten  lenken.  Doch  handelt  es 
sich  um  eine  Frage,  die  während  des  Krieges  in  irgend- 
einer Weise  gelöst  werden  muss.  Wir  müssen  ein  Wäh- 
lerpublikum haben,  an  das  wir  uns  wenden  können,  und 
zwar  eines,  das  nicht  nur  Schein  und  Blendwerk  ist,  son- 
dern ein  die  Ansicht  und  den  Willen  der  Gänze  der  Nation 
ausdrückendes  wirkliches  Wählerpublikum.“  Auf  Grund 
der  Beschlüsse  der  Kommission  kam  der  Entwurf  der 
Regierung  zustande,  den  das  Abgeordnetenhaus  im  März 
1917  schon  unter  der  Ministerpräsidentschaft  Lloyd 
Georges  in  Verhandlung  zog.  Der  Entwurf  dehnt  das 
Wahlrecht  der  Männer  noch  mehr  aus.  Er  vereinfacht  die 
im  Verlaufe  der  historischen  Entwicklung  entstandenen 
verwickelten  Rechtstitel,  setzt  die  als  Vorbedingung  des 
Wahlrechts  erforderte  Dauer  des  Wohnsitzes  oder  der 
Innehabung  von  12  Monaten  auf  6 Monate  herab,  und  be- 
stimmt sogar,  dass  bei  Soldaten  auch  die  Dauer  von  einem 
Monate  genügt.  „Wir  haben  die  bisherigen  verwickelten 
und  geheimnisvollen  Qualifikationen  hinweggefegt  und  an 
ihre  Stelle  zwei  einfache  Qualifikationen  (Wohnsitz  oder 
Geschäft)  gesetzt“,  sagte  Long  bei  dem  Einreichen  des  Ent- 
wurfes. Der  Entwurf  vermehrt  die  Zahl  der  männlichen 
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Wähler,  die  nach  dem  amtlichen  Ausweise  vom  Jahre 
1915  8,357.000  war,  um  zwei  Millionen.  (Rede  Caves. 
Times,  23.  Mai  1917.)  Der  Entwurf  will  auch  den  Frauen 
das  Wahlrecht  einräumen,  und  zwar  in  so  ausgedehntem 
Masse,  dass  neben  den  zehn  Millionen  übersteigenden 
männlichen  Wählern  die  Zahl  der  weiblichen  Wähler  bei- 
läufig sechs  Millionen  wäre.  Der  Entwurf  beschäftigt  sich 
auch  mit  zahlreichen  anderen  Fragen:  Er  vereinfacht  das 
lokale  autonome  Wahlrecht,  regelt  das  Universiiätswahl- 
recht,  die  Konskription  der  Wähler,  das  Wahlverfahren 
von  neuem,  schränkt  die  Möglichkeit  der  Abstimmung  jn 
mehreren  Bezirken  ein,  regelt  die  Abstimmung  der  Ab- 
wesenden und  ordnet  in  der  Absicht,  die  unverhältnis- 
mässig kleinen  Bezirke  abzuschaffen,  die  neuerliche  Ein- 
teilung der  Wahlbezirke  und  in  gewissem  Ausrnasse  die 
Proportionalvertretung  an. 

Der  Entwurf  wurde  im  Unterhause  im  Mai  1917  mit 
329  gegen  40  Stimmen  in  zweiter  Lesung  angenommen, 
worauf  im  Juli  seine  Kommissionsverhandlung  begann. 
Aus  der  Debatte  im  englischen  Unterhause  geht  hervor, 
dass  zwei  Gründe  die  Regierung  und  die  Mehrheit  des 
Hauses  zur  Reform  des  Wahlrechts  veranlasst  haben.  Der 
eine  ist  der  Gesichtspunkt,  dass  sie  das  Wahlrecht  der  auf 
dem  Schlachtfelde  kämpfenden  Soldaten  sichern,  und 
andererseits  hindern  wollten,  dass  diese  infolge  ihrer  Ab- 
wesenheit aus  der  Wählerliste  ausbleiben.  Der  andere 
Grund  ist,  dass  sie  alle  schwebenden  Fragen  des  Wahl- 
rechts, auch  das  Wahlrecht  der  Frauen  mitinbegriffen, 
schon  während  des  Krieges  ins  reine  bringen  wollten,  weil 
sie  wünschten,  dass  derartige  Fragen  die  nach  dem  Frie- 
densschluss auftauchende  Riesenarbeit  nicht  stören.  In  der 
Rede,  mit  der  Lloyd  George  die  unerlässliche  Notwendig- 
keit der  Reform  nachwies,  kamen  diese  Gesichtspunkte 
deutlich  zum  Ausdruck.  Er  führte  aus,  das  nach  dem 
Friedensschluss  zusammentretende  Parlament  werde  be- 
rufen sein,  über  Fragen  zu  entscheiden,  die  „nicht  nur  das 
Schicksal  Grossbritanniens,  sondern  auch  das  des  ganzen 
Britischen  Reiches  und  einer  ganzen  Reihe  von  künftigen 
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Generationen  entscheiden  werden“.  Diese  Arbeit  kann 
nach  seiner  Ansicht  nicht  durch  ein  Parlament  versehen 
werden,  das  auf  Grund  des  alten  Wahlrechts  und  der 
alten  Wählerlisten  zustande  gekommen  ist,  denn  „dadurch 
würden  wir  diejenigen  ausschliessen,  die  das  neue  Britan- 
nien möglich  gemacht , diejenigen  Männer  und  Frauen,  die 
die  Grundlagen  des  neuen  Englands  vorbereitet  haben“. 
Auch  der  Einreicher  des  Entwurfes,  Long,  stellte  fest, 
„sowohl  das  Haus,  wie  das  Land  haben  schon  entschieden, 
es  könne  nicht  mehr  eine  Wahl  geben,  in  der  unsere 
Kämpfer  zur  See  und  zu  Lande  nicht  mit  einem  Wahlrecht 
ausgestattet  wären“.  Cave  aber  schloss  seine  den  Entwurf 
schildernde  und  verteidigende  Rede  mit  den  Worten: 
„Diese  Fragen  gelangten  während  des  Krieges  in  wahre 
Beleuchtung.  Tiefentrüstet  würde  ich  es  sehen,  wenn  wir 
uns  nach  dem  Kriege  in  Diskussionen  und  in  Kämpfe  über 
die  wahlrechtlichen  Qualifikationen  einlassen  müssten. 
Alldas  muss  jetzt  erledigt  werden,  damit  wir  nach  dem 
Kriege  unsere  ungeteilte  Aufmerksamkeit  so  grossen 
Fragen  zuwenden  können,  wie  die  Einheit  des  Reiches,  die 
nationale  Verteidigung,  die  Wahrung  der  Kraftquellen  des 
Reiches,  die  Regelung  von  Handel,  Arbeits-,  Wohnungs- 
und  Erziehungswesen,  wie  auch  der  Hygiene  sind.  Auch 
der  Finanzminister  Bonar  Law  wies  darauf  hin,  der  Krieg 
habe  in  den  Ansichten  epochale  Veränderungen  hervor- 
gerufen: „Wer  hätte  es  vor  drei  Jahren  noch  vorauszu- 
sagen gewagt,  dass  eine  zum  grösseren  Teile  aus  Mit- 
gliedern der  Unionistenpartei  bestehende  Regierung  einen 
Gesetzentwurf  einreichen  wird,  der  das  Wahlrecht  der 
Männer  beinahe  allgemein  macht,  und  auch  den  Frauen 
ein  Wahlrecht  gewährt?  Doch  der  Krieg  hat  in  unseren 
Ansichten  unermessliche  Veränderungen  herbeigeführt.“ 
Dieser  Gedanke,  den  Lloyd  George  folgendermassen  aus- 
drückte: „Wer  gekämpft  hat,  hat  auch  das  Recht,  darein- 
zureden, was  mit  der  Frucht  seiner  Selbstgefährdung  ge- 
schehen soll“,  entfaltete  sich  auch  im  Verlaufe  der  Spezial- 
debatte mit  übermächtiger  Kraft.  Obwohl  der  Entwurf  den 
Soldaten,  die  am  Kriege  teilgenommen  haben,  in  mehreren 
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Punkten  Begünstigungen  gewährt  und  bestimmt,  für  sie 
sei  während  des  Krieges  und  noch  zwölf  Monate  nach  dem 
Kriege  der  Rechtszustand  entscheidend,  der  vor  ihrem 
Einrücken  bestanden  hat,  forderten  dennoch  einzelne  Mit- 
glieder des  Hauses  noch  weitergehende  Bestimmungen, 
ein  in  Wahrheit  besonderes  Kombattantenwahlrecht.  Die 
Altersgrenze  des  englischen  Wahlrechts  ist  niedrig:  21 
Jahre.  Dennoch  forderten  die  Abgeordneten  auch  für  die 
mindestens  19jährigen  Soldaten,  die  im  Kriege  aktiven 
Dienst  geleistet  haben,  ein  Wahlrecht.  Die  Regierung 
konnte  sich  der  allgemeinen  Stimmung  nicht  verschliessen 
und  versprach,  die  Frage  nach  Beendigung  der  Kommis- 
sionsverhandlungen neuerlich  vor  das  Haus  zu  bringen. 
Das  geschah  auch  bei  der  dritten  Lesung  des  Entwurfes 
in  der  Sitzung  des  Unterhauses  am  20.  November  1917. 
Wohl  erhielten  die  jungen  Soldaten  auf  Grund  ihres 
Militärdienstes  kein  besonderes  Wahlrecht,  doch  nahm 
das  Haus  mit  Zustimmung  der  Regierung  den  Antrag  an, 
dass  Soldaten,  die  am  Kriege  teilgenommen  haben,  wenn 
sie  sonst  über  die  in  dem  Entwurf  zum  Wahlrecht  gefor- 
derten Bedingungen  verfügen,  schon  mit  Erreichen  ihres 
19.  Lebensjahres  Wähler  sein  können,  wenn  sie  ihr  19. 
Lebensjahr  während  des  Kriegsdienstes  vollendet  haben. 

England  beschäftigt  sich  daher  während  des  Krieges 
seit  Oktober  1916  eingehend  mit  der  Ausdehnung  des 
Wahlrechts  und  es  bereitet  sich  durch  eine  der  Umgestal- 
tung der  Gesellschaft  entsprechende  epochale  Reform  für 
seine  künftigen  Aufgaben  vor.  Seine  führenden  Männer 
sehen  in  der  grossen  Wahlrechtsreform  eine  Garantie  des 
inneren  Friedens  und  der  schöpferischen  Arbeit.  Ihre  An- 
sichten fassen  gleichsam  die  Worte  Caves  zusammen: 
„Das  Einrücken  der  neuen  Schichten  in  das  Wahlrecht 
bedeutet  Beruhigung  und  Gleichgewicht.  Es  rettet  den 
Staat  vor  den  inneren  Zwistigkeiten  der  bürgerlichen  Ge- 
sellschaft und  vermehrt  die  Stärke  des  Thrones 

Die  umgestaltende  Kraft  des  Krieges  blieb  auch  für 
die  neutralen  Staaten  nicht  ohne  Wirkung.  Der  Ernst  der 
Zeiten  stellte  auch  die  Gesellschaft  dieser  Staaten  vor  neue 
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Aufgaben,  steigerte  ihre  Reife  und  gab  in  der  Verteilung 
der  sozialen  Arbeit  auch  bei  ihnen  zu  abwechselnden 
Gruppierungen  Anlass. 

Dänemark , dessen  Wahlrecht  auch  schon  vor  dem 
Kriege  auf  Grund  des  reinen  allgemeinen  Wahlrechts  auf- 
gebaut  war,  hat  unter  dem  Eindruck  des  Krieges  mit  seinen 
avitischen  Einrichtungen  gebrochen.  Es  Hess  die  30jährige 
Altersgrenze  fallen  und  setzte  sie,  bei  stufenweiser  Ver- 
wirklichung, auf  25  Jahre  herab.  Es  hat  ferner  den  in 
den  dänischen  Überlieferungen  tief  wurzelnden  Aus- 
schliessungsgrund abgeschafft,  dass  der  häusliche  Ange- 
stellte (Dienstbote),  wenn  er  nicht  einen  besonderen  Haus- 
halt hat,  des  Wahlrechts  nicht  teilhaftig  werden  kann.  Es 
hat  auch  die  avitische  öffentliche  Abstimmung  abgeschafft 
und  an  ihre  Stelle  die  mit  strengen  Garantien  umgebene 
geheime  Abstimmung  gesetzt.  Ausserdem  machte  es. 
gleichsam  als  Abschluss  all  dieser  Reformen,  auch  noch 
den  mutigen  Schritt,  dass  es  unter  ganz  denselben  Bedin- 
gungen wie  den  Männern  auch  den  Frauen  das  allgemeine 
Wahlrecht  gewährte. 

In  Norwegen  fällt  die  Schaffung  des  am  18.  August 
1915  datierten  neuen  Wahlrechtsgesetzes  schon  in  die 
Epoche  des  Weltkrieges.  Norwegen  hatte  schon  seit  1898 
ein  reines  allgemeines  Wahlrecht,  das  es  im  Jahre  1907 
durch  das  Wahlrecht  der  Frauen  erweiterte,  denen  es  aber 
kein  allgemeines  Wahlrecht  gab,  da  es  von  ihnen  den 
Zensus  eines  besteuerten  Einkommens,  und  zwar  in 
Städten  im  Betrage  von  400,  in  kleineren  Gemeinden  in 
dem  von  300  Kronen  forderte.  Das  Gesetz  vom  18.  August 
1915  schafft  diesen  Zensus  ab  und  dehnt  das  allgemeine 
Wahlrecht  auch  auf  die  Frauen  aus.  Auch  dieses  Gesetz 
regelt,  so  wie  der  englische  Entwurf,  auch  die  Abstimmung 
der  abwesenden  Wähler. 

In  Holland  siegte  das  reine  allgemeine  Wahlrecht 
während  des  Krieges.  Die  Entwicklung  des  holländischen 
Wahlrechts  gleicht  in  vielem  der  des  englischen.  Auch 
dieses  Wahlrecht  suchte  den  Zensus  der  Selbständig- 
keit und  auch  hier  wiederholte  sich,  sowie  in  England,  von 
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Zeit  zu  Zeit  das  Werk  der  Rechtsausdehnung.  Das  Wahl- 
recht vom  Jahre  1848  wurde  zuerst  im  Jahre  1887  refor- 
miert, bei  welchem  Anlasse  die  Zahl  der  Wähler  von 
135.000  auf  350.000  erhöht,  später  im  Jahre  1896,  in 
welchem  die  Zahl  der  bisherigen  Wähler  abermals  ver- 
doppelt wurde.  Das  die  Verfassung  abändernde  Grund- 
gesetz vom  18.  Mai  1917  und  das  vom  selben  Tage 
datierte  Wahlrechtsgesetz  schaffen  das  an  den  Nachweis 
vieler  verschiedener  spezieller  Bedingungen  geknüpfte 
Wahlrecht  ab  und  gewähren  jedem  25jährigen  nieder- 
ländischen Mann  das  Wahlrecht.  Nach  dem  erwähnten  die 
Verfassung  abändernden  Grundgesetz  kann  ein  besonderes 
Gesetz  auch  den  Frauen  das  Wahlrecht  gewähren,  von 
ihnen  auch  besondere  Bedingungen  fordern,  aber!  nichto  auf 
Grund  von  Vermögen  oder  Besitz.  Dagegen  hat  das  neue 
Wahlrechtsgesetz  den  Frauen  schon  das  passive  Wahl- 
recht eingeräumt,  da  es  den  Paragraphen  ausdrücklich 
abgeschafft  hat,  der  zu  der  Wählbarkeit  das  männliche 
Geschlecht  fordert.  Nach  der  holländischen  Verfassung 
muss  jedes  die  Verfassung  abändernde  Gesetz  durch  den 
Landtag  auch  ein  zweitesmal  votiert  werden.  Das  Wahl- 
rechtsgesetz wurde  von  der  zweiten  Kammer  des  Land- 
tages auch  schon  zum  zweitenmal  angenommen. 

Wenn  sich  nun  vor  uns  nach  dieser  Aufzählung  das 
Bild  dessen  entwickelt,  wie  der  Krieg  überall  das  Wahl- 
recht vorwärts  gebracht  hat,  wird  es  für  uns  nicht  mehr 
überraschend  und  erstaunlich  sein,  dass  der  Krieg  auch 
bei  uns  die  radikale  Reform  des  Wahlrechts  zur  Reife  ge- 
bracht hat.  Als  daher  Stefan  Rakovszky  am  29.  April 
1915  für  jeden  20jährigen  Mann,  der  auf  dem  Schlachtfelde 
Militärdienst  geleistet  hat,  das  Wahlrecht  forderte,  ge- 
horchte er  eigentlich  nur  dem  universellen  gebietenden 
Gesetze  der  menschlichen  Seele,  das  sich  — wie  wir  ge- 
sehen haben  — in  dem  mit  uns  verbündeten  Deutschen 
Reich,  in  dem  gegen  uns  kämpfenden  England  und  in  den 
neutralen  Staaten  Holland,  Dänemark  und  Norwegen  ge- 
offenbart  hat.  Dieser  Antrag  und  die  durch  ihn  herbei- 
geführte parlamentarische  Debatte  bilden  den  Ausgangs- 
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punkt  der  jüngsten  Epoche  unseres  Wahlrechtskampfes. 
Die  Details  dieses  Kampfes  sind  uns  noch  lebhaft  in  Er- 
innerung; es  scheint  daher  überflüssig,  sie  hier  zu 
schildern.  Der  Antrag  Rakovszkys  wollte  nur  noch  eine 
partielle,  eine  Zwischenreform,  die  schroffe  Zurückweisung 
seiner  Anregung  Hess;  jedoch  die  Frage  anschwellen  und 
so  entstand  aus  dem  Wahlrecht  der  Kombattanten  die 
Forderung  nach  dem  allgemeinen  Wahlrecht.  Heute  ist 
der  Einwand,  den  man  erst  dem  Wahlrecht  der  Kom- 
battanten, dann  aber  dem  allgemeinen  Wahlrecht  ent- 
gegenhielt, dass  der  Krieg  nämlich  zur  Erledigung  von 
Wahlrechtsreformen  nicht  geeignet  sei,  bereits  ein  totes 
Argument.  Das  von  dem  damaligen  Ministerpräsidenten 
Grafen  Stefan  Tisza  gekennzeichnete  allerhöchste  könig- 
liche Handschreiben  vom  28.  April  1917  erhebt  die  These, 
das  Wahlrecht  müsse  während  und  wegen  des  Krieges 
ausgedehnt  werden,  zu  einer  von  allen  Parteien  anerkann- 
ten Wahrheit,  indem  es  an  die  damalige  Regierung  die 
folgende  Aufforderung  richtet: 

„Mir  entsprechende  Vorschläge  zu  unterbreiten,  die 
Meine  dankbare  Anerkennung  für  die  wunderbare  Kraft- 
entfaltung und  patriotische  Haltung,  die  die  Nation  in  den 
schicksalsentscheidenden  Tagen  des  gegenwärtigen  Welt- 
ringens bekundet,  in  einer  Reihe  von  Volks  wohlfahrts- 
einrichtungen  und  einer  derartigen  Ausdehnung  des  Wahl- 
rechts zum  Ausdruck  bringen  sollen,  die  mit  Berücksich- 
tigung der  Daseinsinteressen  des  ungarischen  Staates  der 
Grösse  der  gegenwärtigen  Zeit  und  den  vom  Volke  ge1 
brachten  Opfern  entspricht.“ 

Die  amtliche  Regierungserklärung,  die  als  Kommen- 
tar zu  dem  allerhöchsten  königlichen  Handschreiben  am 
29.  April  1917  erschienen  ist,  äusserte  sich  auch  schon 
über  einzelne  Details  der  notwendigen  Abänderungen 
des  G.-A.  XIV  : 1913,  ebenso  wie  die  Rede,  die  Graf 
Stefan  Tisza  am  24. , Mai  1917  nach  seiner  Demission 
von  der  Ministerpräsidentschaft  gehalten  hat,  und  in  der 
er  die  notwendigen  Verfügungen  in  drei  Gruppen  ein- 
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teilte:  „Der  Ausdruck  des  Haukes  gegenüber  denjenigen, 
die  sich  auf  dem  Schlachtfelde  besonders  ausgezeichnet 
haben;  Ausfüllung  der  Lücke,  die  die  vollkommene 
Beseitigung  des  Territorialzensus  bedeutet;  Verbesserung 
der  Lage,  die  auf  Grund  des  G.-A.  XIV  : 1913  für  die 
gewerblichen  Arbeiter  eingetreten  ist.“ 

Heute  ist  daher  der  Zeitpunkt  der  Wahlrechtsreform 
ebensowenig  mehr  eine  strittige  Frage,  wie  ihre  unauf- 
schiebbare Notwendigkeit. 

Oer  einzige  strittige  Punkt  ist  das  Mass  der  Reform. 

Wir  bekennen  uns  zu  der  Überzeugung,  „den  gegen- 
wärtigen grossen  Zeiten  und  den  durch  das  Volk  ge- 
brachten Opfern“  entspreche  nicht  irgendeine  eng  be- 
grenzte Flickwerkreform,  deren  leitender  Gedanke  nicht 
die  Rechtsausdehnung,  sondern  der  ist,  wie  die  Massen 
von  den  Rechten  entfernt  gehalten  werden  können,  die 
mit  besorgter  Furcht  auf  der  Goldwage  die  kleinlichen 
Wählerrechtstitel  abwiegt,  während  die  Massen  ohne 
Furcht  und  ohne  Wägen  ihr  Leben  oder  ihre  gewohnte 
Lebensordnung  aufs  Spiel  setzen. 

In  unserem  Entwurf  wollen  wir  das  Programm  ver- 
wirklichen, das  der  Ministerpräsident  Graf  Moritz  Ester- 
hazy am  21.  Juni  1917  verkündet  und  das  unsere  Regie- 
rung sich  in  seiner  Gänze  zu  eigen  gemacht  hat:  „Wir 
wollen  die  Wahlberechtigung,  die  Altersgrenze  auf 
24  Jahre  herabsetzend,  auf  Rechtstiteln  aufbauen, 
dank  denen  das  Wahlrecht  radikal,  ehrlich  und  breit- 
geschichtet sein  soll,  und  dass  es  nicht  mit  der  Kraft 
einer  unwillig  gewährten  fragmentarischen  Reform,  son- 
dern mit  derjenigen  einer  sich  auf  die  Massen  der  Arbei- 
tenden und  Kämpfenden  erstreckenden,  mit  aufrichtigem 
Herzen  durchgeführten  allgemeinen  und  gleichen  Reform 
wirken  wird,  auf  dass  diese  Frage  endlich  auf  einen 
Ruhepunkt  gelange.“ 

Wir  haben  gesehen,  dass  unsere  Nation  seit  1848 
keine  Wahlreform  gehabt  und  dass  das  Gesetz  vom 
Jahre  1874  sogar  einen  Rückfall  bedeutet  hat.  Heute, 
69  Jahre  nach  der  ersten  grossen  rechtsausdehnenden 
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Reform,  wo  Europa  rings  um  uns  sich  unter  noch 
grösseren  Stürmen  und  in  grösserem  Masse  als  im  Jahre 
1848  umgestaltet,  müssen  wir  auf  dem  Wege  der  Rechts- 
ausdehnung um  einen  mutigen  Schritt  vorwärtsschreiten, 
der  dem  Geist  der  1848er  Gesetze  entspricht:  wir  müssen 
den  Pfad  des  allgemeinen  Wahlrechts  betreten. 

Wenn  es  auch  wahr  ist,  dass  jede  Nation  sich  nach 
ihren  Eigentümlichkeiten  und  nach  ihrem  Bedarf  Gesetze 
schafft,  so  ist  es  auch  gewiss,  dass  nicht  eine  einzige 
Nation  sich  von  der  Welt  loszureissen  vermag.  Im  Jahre 
1848  fügten  wir  uns  in  die  europäische  verfassungs- 
mässige Demokratie  ein.  Seither  aber  sind  wir  mit  un- 
serem Wahlrecht  weit  zurückgeblieben  hinter  Völkern, 
denen  wir  einmal  voraus  waren.  Heute  haben  die  De- 
batten, die  mit  der  Anerkennung  oder  mit  der  Wider- 
legung der  Lehre  Lockes  und  Rousseaus  darüber  geführt 
wurden,  ob  das  Wahlrecht  ein  Naturrecht  sei  oder  keines, 
keinen  Sinn  mehr.  Das  Leben  hat  diese  Debatten  hinweg- 
gefegt, es  hat  selbst  die  Frage  ausgetragen,  und  das 
System  des  allgemeinen  Wahlrechts  zieht  im  Triumph 
durch  ganz  Europa.  Allgemein  und  gleich  ist  das  Wahl- 
recht in  Österreich,  bei  den  Wahlen  für  das  Deutsche 
Reich,  in  Bulgarien,  in  Frankreich,  in  Spanien,  in  der 
Schweiz,  in  Schweden,  in  Norwegen,  in  Dänemark  und 
in  Holland;  wenn  auch  auf  Grund  der  Selektion,  so 
kommen  doch  dem  allgemeinen  Wahlrecht  nahe  England, 
die  Türkei,  Italien. 

Das  einzige  Asyl  des  engbegrenzten  Wahlrechts  ist 
Ungarn. 

Die  Lehren  des  Krieges  und  die  grossen  Aufgaben 
der  Zukunft  fordern  es  gleichermassen,  dass  die  Rechts- 
ausdehnung nunmehr  auch  bei  uns  radikal  und  allge- 
mein sei. 

Im  Kriege  hat  das  ganze  ungarische  Volk  das  Leben 
der  Nation  auf  dem  Schlachtfelde,  auf  dem  Ackerboden 
und  in  den  Werkstätten  verteidigt.  Der  Krieg  hat  eine 
erziehende,  aber  auch  eine  belehrende  Wirkung.  Jeder 
Soldat  und  jeder  produzierende  Arbeiter  fühlen  es,  dass 


auch  sie  zu  der  Aufrechterhaltung  der  Existenz  des 
Staates  beigetragen  haben  und  dass  auch  sie  an  dem 
Leben  des  Staates  teilnehmen.  Die  an  der  Front  Kämpfen- 
den sehen  von  Tag  zu  Tag  selbständige  Initiativen  und 
führen  auch  solche  aus.  Schon  der  Militärdienst  selbst 
hat  eine  disziplinierende  und  erziehende  Wirkung.  Die- 
jenigen aber,  die  zu  Hause  sind,  übernehmen  und  über- 
blicken den  Arbeitskreis  anderer,  und  sie  alle  werden 
unter  dem  Druck  bisher  unbekannter  Aufgaben  und  Sor- 
gen ernst.  Die  Schwierigkeiten  der  Kriegswirtschaft 
haben  es  notwendig  gemacht,  dass  die  Tätigkeit  des 
Staates  in  vielen  Richtungen  durch  neuere  Einrichtungen 
ergänzt  werde,  und  diese  organisatorische  Arbeit,  die 
die  bisher  unbekannte  Lebensfunktion  des  Staates  ent- 
hüllt, vollzieht  sich  vor  jedermanns  Augen  und  mit  jeder- 
manns Mitwirkung.  Das  Leben  des  modernen  Staates 
lag  noch  nie  so  offen  vor  den  Menschen  da:  der  Staat 
tritt  in  das  Leben  eines  jeden  Einzelnen  ein,  und  jeder  Ein- 
zelne sieht  und  empfindet  unmittelbar  seine  schützende, 
ordnende  und  führende  Gewalt.  Die  Dorfbevölkerung  hat 
in  bisher  nicht  bekanntem  Umfange  und  in  bisher  nicht 
dagewesener  Masse  ihren  Platz  verlassen.  Die  Men- 
schen haben  ihren  Wohnsitz  noch  nie  so  sehr  verändert, 
haben  nie  so  viel  Welt  gesehen  und  so  viel  Neues  er- 
fahren. Diese  Bevölkerung,  die  nun  staatsbürgerliches 
Selbstbewusstsein  hat,  eine  grössere  Verantwortung 
trägt,  den  Staat  kennt  und  einen  grösseren  Horizont  hat, 
ist  geeignet,  endlich  als  Wähler  im  politischen  Leben 
des  Landes  zu  Worte  zu  kommen. 

Die  grosse  Menge  der  Aufgaben,  die  der  Krieg  dem 
Staate  auferlegt  hat,  urgiert  es  heute  mehr  als  je,  dass 
zu  ihrer  Lösung  alle  in  dem  ungarischen  Volk  liegende 
Kraft  mitwirken  könne.  Aber  die  dem  Kriege  folgende 
Periode  wird  auch  ernste  finanzielle  Opfer  fordern.  Ein 
auf  der  Grundlage  eines  engbegrenzten  Wahlrechts 
zusammentretendes  Abgeordnetenhaus  hätte  gar  nicht  die 
initiatorische  Kraft,  um  diese  Schöpfungen  in  die  Wege 
zu  leiten,  noch  aber  die  sittliche  Berechtigung,  diese 
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schweren  finanziellen  Lasten  zu  bewilligen.  Das  Volk, 
das  das  Vaterland  und  seine  Verfassung  in  Waffen  und 
durch  Arbeit  verteidigt  und  erhalten  hat,  kann  mit  Recht 
verlangen,  ein  Teilhaber  an  den  verfassungsmässigen 
Rechten  zu  sein,  und  dass  man  seine  Stimme  höre,  wenn 
nach  Beendigung  des  Krieges  die  grossen  Probleme  des 
Friedens  und  des  Werkes  der  Reorganisation  zu  lösen 
sein  werden.  Auch  der  Ursprung  und  die  Geschichte  des 
Parlamentarismus  geben  der  Auffassung  recht,  dass  der 
Zunahme  der  Lasten  eine  Zunahme  der  Rechte  auf  den 
Fersen  folgen  müsse.  Sittlich  unmöglich  ist  aber, 
dass  wenn  das  ungarische  Volk  seine  Abgeordneten  von 
neuem  wählt,  aus  der  Reihe  der  Wähler  diejenigen  fehlen 
sollen,  die  auf  den  Schlachtfeldern  nicht  gefehlt  haben. 
Diese  Ausschliessung  würde  die  Harmonie  der  Rechte 
und  der  Pflichten,  diese  ethische  Grundlage  der  staat- 
lichen Ordnung,  stören. 

Eine  Wahlrechtsreform,  die  nicht  das  allgemeine  Wahl- 
recht bringt,  die  das  Wahlrecht  nicht  auf  die  breitesten 
Schichten  der  Nation  ausdehnt,  wäre  vollkommen  zweck- 
los, da  sie  keine  Beruhigung  zur  Folge  hätte.  Unser  Zweck 
aber  ist  eben,  die  dem  Kriege  folgende  Friedensperiode, 
die  zugleich  auch  eine  Periode  der  Reorganisation  und  der 
Schöpfungen  sein  muss,  vor  der  störenden  Wirkung  der 
Wahlrechtskämpfe  zu  bewahren.  Die  Periode,  in  der* 
auch  noch  die  Fragen  der  innern  Einrichtung  der  Ver- 
fassung strittig  sind,  kann  nur  eine  primitive  Periode  des 
öffentlichen  Lebens  sein.  Die  wahre,  gehaltreiche  und  wert- 
volle Politik  beginnt  dort,  wo  die  nationalen  Gesellschaften 
über  diese  primitiven  Grundfragen  schon  längst  hinweg- 
geschritten sind.  Aber  nicht  nur  aus  diesem  Gesichts- 
punkte wäre  irgendeine  partielle  Wahlrechtsreform  er- 
gebnislos, sondern  — wenn  es  auch  paradox  scheint  — 
auch  deshalb,  weil  eine  engbegrenzte  Wahlrechtsreform 
eine  Gefahr  für  die  konservative  Richtung  ist.  Eine  einem 
breitangelegten  Wahlrecht  entspringende  Volksvertretung 
ist,  entgegen  allem  Schein,  den  Einwirkungen  der  Dema- 
gogie viel  weniger  ausgesetzt  als  eine  Volksvertretung,  die 
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einem  engbegrenzten  Wahlrecht  ihr  Dasein  verdankt.  Das 
Abgeordnetenhaus  des  allgemeinen  Wahlrechts  ist  selbst 
die  öffentliche  Meinung,  während  bei  einem  eingeschränk- 
ten und  engbegrenzten  Wahlrecht  eine  ganze  Reihe  von 
öffentlichen  Meinungen  sich  dem  Abgeordnetenhause  ent- 
gegenstellen und  im  Namen  der  Nation  auftreten  kann. 
Abgesehen  davon,  finden  die  spät  geschaffenen  Wahl- 
rechtsreformen schon  die  organisierten  Massen  derjenigen 
sich  gegenüber,  die  von  den  Rechten  ausgeschlossen  ge- 
blieben sind.  Die  erpresste  Rechtsausdehnung  führt  aber 
nicht  mehr  zu  dem  geschwisterlichen  Gefühl,  das  bei  frei- 
willig gewährten  grossen  Rechtsausdehnungen  gleich  stark 
lebt  in  der  Brust  derjenigen,  die  das  Recht  ausgedehnt 
haben,  wie  auch  derjenigen,  die  neuerlich  in  die  Rechte 
aufgenommen  wurden.  Öffnet  eine  verspätete  Reform  die 
Schranken,  so  ziehen  durch  diese  schon  besonders 
organisierte,  entschlossene  und  der  bisherigen  führenden 
Gesellschaft  feindliche  Massen  zum  verfassungsmässigen 
Kampf  auf. 

Deshalb  müssen  wir  das  Wahlrecht  heute  schon  allge- 
mein machen  und  in  dem  Masse  ausdehnen,  dass  neben 
den  gewerblichen  Arbeitern  auch  die  grosse  Menge  der 
den  Kern  der  ungarischen  Nation  bildenden  ackerbautrei- 
benden Kleinbürger,  landwirtschaftlichen  Arbeiter  und 
Dienstboten  in  die  Reihen  der  Wähler  gelangen  können. 

So  finden  diese  neuen  Schichten  in  dem  vorhandenen 
Rahmen  Unterkunft  und  werden,  indem  sie  an  dem  Rechte 
teilnehmen.  Stützen  der  Ordnung.  Und  mit  der  Zeit  wird 
sich  dann  mittels  Ausübung  dieser  Rechte  die  Wahrheit 
offenbaren,  dass  die  organisierte  Demokratie  die  grösste 
konservative  Kraft  ist.  Ist  doch  die  Demokratie  nichts 
anderes,  als  durch  die  Kraft  der  Rechtsgleichheit  organi- 
sierte vollständigste  Ordnung  und  Gleichgewicht  gegen- 
über der  auf  Vorrechten  und  Privilegien  beruhenden  ge- 
künstelten gesellschaftlichen  Ordnung,  die  der  Schein  der 
Ruhe  und  des  Gleichgewichts  ohne  wahre  Ruhe  und 
wahres  Gleichgewicht  ist.  Wo  die  Demokratien  Wurzel 
gefasst  haben,  wie  zum  Beispiel  in  der  Schweiz  und  in  den 
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Vereinigten  Staaten  Amerikas,  ist  die  konservierende 
Kraft  der  Demokratie  offenbar.  Die  ununterbrochene  Aus- 
übung der  Rechte  und  das  Gewöhnen,  das  Vererben  der 
demokratischen  Einrichtungen  der  Verfassung  Generatio- 
nen hindurch  erzieht  in  den  Bürgern  ein  mit  der  Kraft  der 
Religiosität  wirkendes  verfassungsmässiges  Gefühl. 


VIII. 

Die  Grundprinzipien  unseres  Entwurfes. 

Bei  der  Kritik  des  G.-A.  XIV  : 1913  waren  wir  be- 
strebt, zu  beweisen,  dass  das  Gesetz  die  Versprechungen, 
die  in  früheren  Erklärungen  der  Regierung  enthalten 
waren,  nicht  eingelöst  hat.  Das  Gesetz  baute  sich  nicht 
auf  der  prinzipiellen  Grundlage  des  allgemeinen  Wahl- 
rechts auf,  denn  es  hat  nicht  einen  einzigen  Wahlrechts- 
titel festgestellt,  mit  dessen  Hilfe  die  grosse  Masse  der 
Staatsbürger  ohne  Schwierigkeit  zum  Wahlrecht  hätte 
gelangen  könen.  Die  30jährige  Altersgrenze,  das  Absol- 
vieren der  6.  Klasse  der  Elementarvolksschule,  der 
Steuerzensus  von  20  Kronen,  und  ausserdem  auch  noch 
die  Verwickeltheit  der  Rechtstitel,  die  mangelhafte  Rege- 
lung der  Konskription  der  Wähler:  all  das  wirkte  zusam- 
men, damit  die  auch  ohnehin  enggeplante  Reform  im 
Leben  einen  noch  ärmlicheren  Erfolg  habe. 

Durch  diese  Erfahrungen  klug  geworden,  fertigten 
wir  unseren  Entwurf  an. 

Wir  haben  nicht  sofort  von  dem  System  des  eng- 
begrenzten Wahlrechts  das  Gebiet  des  reinen  und  voll- 
kommenen allgemeinen  Wahlrechts  betreten,  denn  unser 
Entwurf  fordert  neben  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft 
und  dem  vollendeten  24.  Lebensjahr  der  Wähler  auch  noch 
den  Nachweis  der  Kenntnis  des  Schreibens  und  des  Lesens 
und  besonderer  Kriterien.  Dennoch  ist  der  Entwurf  auf  der 
Grundlage  des  allgemeinen  Wahlrechts  aufgebaut,  denn 
jedes  der  von  ihm  geforderten  besonderen  Kriterien  ist 


236 


so  allgemein  zu  finden,  dass  die  grosse  Masse  der  Staats- 
bürger es  mit  Leichtigeit  nachzuweisen  vermöge,  und  dass 
schon,  dank  einem  einzigen  Rechtstitel,  der  erfolgreichen 
Absolvierung  der  4.  Klasse  der  Elementarvolksschule, 
nahezu  eine  Million  mehr  in  die  Reihe  der  Wähler  gelan- 
gen könne,  als  die  Gesamtzahl  der  auf  Grund  des 
G.-A.  XIV  : 1913  zum  erstenmal  konskribierten  Wähler 
betragen  hat. 

Da  die  Anhänger  der  konservativen  und  die  der  radi- 
kalen Richtung  darin  einverstanden  waren,  dass  nunmehr 
die  Zeit  für  die  radikale  Ausdehnung  des  Wahlrechts 
gekommen  und  eine  so  allgemeine  Reform  notwendig  ist, 
die  der  1848er  Rechtsausdehnung  würdig  sei,  so  musste 
jetzt,  so  wie  damals,  der  Pfad  gefunden  werden,  auf  dem 
beide  Richtungen  im  Interesse  der  Verwirklichung  der 
Reform  Zusammengehen  können. 

Deshalb  haben  wir  als  prinzipielle  Grundlage  das  an 
die  Kenntnis  des  Schreibens  und  des  Lesens  gebundene 
Wahlrecht  angenommen,  das  sich  automatisch,  dur  ;i; 
eigene  Kraft  weiter  entwickelt,  in  einzelnen  Munizipien 
des  Landes  das  allgemeine  Wahlrecht  sofort  einführt, 
anderwärts  ihm  sich  nähert  und  es  mit  dem  stufen- 
weisen Fortschritt  der  Kultur  auch  überall  stufenweise 
verwirklicht. 

in  dem  System  unseres  Entwurfes  ist  die  Kenntnis 
des  Schreibens  und  Lesens  ebenso  ein  allgemeines  Kri- 
terium. wie  die  Staatsbürgerschaft  und  das  Lebensalter. 
Denn  nach  unserer  Ansicht  ist  bei  der  heutigen  wirtschaft- 
lichen und  kulturellen  Entwicklung  der  Gesellschaft,  bei 
dem  gegenwärtigen  Fortschritt  von  Verkehr,  Berührung, 
Kommunikation,  der  Literatur  und  der  Presse  die  Kenntnis 
des  Schreibens  und  des  Lesens  sozusagen  die  physische 
Möglichkeit  der  selbstbewussten  Ausübung  des  Wahl- 
rechts. Der  Wähler,  der  nicht  imstande  ist,  eine  an  ihn 
gerichtete  Aufforderung  zu  lesen,  über  die  Ereignisse  sich 
selbst  durch  Lesen  Orientierung  zu  verschaffen,  könnte 
heute,  wo  nicht  mehr  das  Wort,  sondern  die  Schrift  das 
übliche  Mittel  für  die  Verbreitung  der  Ansichten  ist,  nur 
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ausnahmsweise  ein  selbstbewusster  Wähler  sein.  Die 
geheime  Abstimmung  aber  .kann,  wie  immer  auch  geist- 
reich konstruierte  Systeme  für  die  Modalitäten  der  ge- 
heimen Abstimmung  der  Analphabeten  sorgen  mögen,  nur 
bei  dem  Wahlrecht  der  des  Schreibens  und  des  Lesens 
Kundigen  lebensvolle,  ernste  Wirklichkeit  werden. 

Die  Entwicklung  unseres  Wahlrechts  zeigte  uns,  dass 
der  Gedanke  des  Intelligenzzensus  auch  schon  den 
Schöpfern  des  G.-A.  Y : 1848  vor  Augen  geschwebt  hat. 
Bei  der  damaligen  Entwicklung  des  Schulbesuchs  ver- 
mochten sie  das  Wahlrecht  selbst  auf  den  niedrigsten 
Intelligenzzensus  nicht  zu  basieren,  weil  ihr  Wahlrecht 
dann  zu  eng  begrenzt  gewesen  wäre.  Sie  knüpften  daher 
das  Wahlrecht  an  eine  höhere  Intelligenz,  indem  sie  aber 
daneben  den  Zensus  des  Eigentums,  des  Einkommens 
und  der  Beschäftigung  aufnahmen,  taten  sie  das  in  der 
Voraussetzung,  dass  von  diesen,  „da  sie  ein  gewisses  Ver- 
mögen oder  Einkommen  besitzen,  mit  Wahrscheinlichkeit 
anzunehmen  ist,  dass  sie  sich  einigermassen  ausbilden 
können“.  Graf  Julius  Andrässy  der  Ältere  erklärte,  wie 
bereits  bemerkt,  die  1848er  Generation  habe  das  Schreiben 
und  dais  Lesen  für  eine  höhere  Qualifikation  betrachtet  als 
den  im  G.-A.  V:  1848  festgestellten  Zensus. 

Wir  haben  auch  gesehen,  dass  in  den  die  Ausdehnung 
des  Wahlrechts  bezweckenden  Aktionen  die  Idee  des 
Intelligenzzensus  von  Zeit  zu  Zeit  aufgeblitzt  hat  und  dass 
die  Kämpfe  um  das  allgemeine  Wahlrecht  in  einem  an  die 
Kenntnis  des  Schreibens  und  'des  Lesens  geknüpften  allge- 
meinen Wahlrecht  Beruhigung  gefunden  haben.  Doch 
die  Rolle  des  Schreibens  und  des  Lesens  und  des  In- 
telligenzzensus ändert  sich  in  dem  System  des  Wahl- 
rechts naturgemäss  in  demselben  Verhältnis,  in  dem  sich 
die  Volksschulen  des  Landes  entwickeln  und  die  Ver- 
breitung des  Schreibens  und  des  Lesens  zunimmt.  Julius 
Schwarcz,  der  in  seinen  theoretischen  Werken  und  im  Ab- 
geordnetenhause die  Lehren  der  „Kulturdemokratie“  ver- 
kündet hat,  forderte  im  Jahre  1872  das  an  die  Kenntnis 
des  Schreibens  und  des  Lesens  geknüpfte  Wahlrecht  noch 
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derart,  dass  auf  dieser  Grundlage  neben  den  Zensual- 
wählern  des  G.-A.  V : 1848  auch  die  des  Schreibens  und 
des  Lesens  Kundigen  als  eine  neue  Wählergruppe 
in  die  Reihen  der  Wähler  gelangen.  Wie  hätte 
er  auch  an  die  Kenntnis  des  Schreibens  und  des 
Lesens  als  an  ein  allgemeines  Kriterium  denken  kön- 
nen, da  wir  die  allgemeine  Schulpflicht  erst  im 
Jahre  1868  gesetzlich  inartikuliert  haben,  in  wel- 
cher Zeit  es  noch  in  5000  Dörfern  keine  Schulen  gab, 
und  von  100  Rekruten  78,  in  Siebenbürgen  sogar  91  nicht 
schreiben  konnten. 

In  jener  Periode  verlieh  vielleicht  die  Zurückgeblie- 
benheit unseres  Volksschulbesuches  dem  System  einen 
besonderen  Zauber,  das  das  Wahlrecht  mit  dem  Volks- 
unterricht in  Zusammenhang  bringen  wollte.  Dieser  Ge- 
danke zeigt  sich  gleichsam  kristallisiert  in  dem  Schreiben, 
das  Ludwig  Kossutli  am  3.  März  1868  eben  an  Julius 
Schwarcz  gerichtet  hat  und  in  dem  er  sich  unter  anderem 
folgendermassen  äussert:  „Was  mich  betrifft,  so  halte  ich 
den  unlösbaren  Zusammenhang  zwischen  Demokratie  und 
Kultur  für  so  wesentlich,  dass  ich,  eben  weil  ich  unserem 
Vaterlande  nur  bei  Erstarkung  der  Demokratie  eine 
Zukunft  zu  versprechen  mag,  wünschen  würde,  dass  der 
Staatsorganismus  und  die  politischen  Institutionen  durch 
das  Interesse  des  öffentlichen  Unterrichts,  dieses  hinwieder 
durch  die  politischen  Interessen  der  Nation  vollkommen 
durchdrungen  seien,  so  dass  sie  einander  gegenseitig  för- 
dern und  sichern.  Wie  segensreich  wäre  so  eine  gegen- 
seitige Wirkung  zwischen  den  politischen  Institutionen  und 
der  Kultur!  Ich  sage  nicht,  man  müsse  von  anderen  Arten 
der  Sicherung  der  Schulpflicht  absehen,  doch  ich  bin  über- 
zeugt, dass  dadurch,  wenn  das  Wahlrecht  an  die  Absol- 
vierung des  Elementarlehrkurses  geknüpft  wird,  der  Be- 
such der  Elementarschule,  ohne  irgendeine  Antipathie 
zu  erwecken,  mit  grösserem  Erfolg  verallgemeinert  wer- 
den könnte  als  durch  welchen  Zwang  immer.  Bei  der 
zweiten  Generation  würde  die  Anwendung  von  Zwangs- 
mitteln, Geldbussen  und  Strafen  nicht  mehr  notwendig 
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sein.  Das  Gesetz  hätte  den  souveränen  Vorteil,  den  die 
Naturgesetze  haben:  sich  selbst  zu  vollstrecken.“ 

Als  in  der  bereits  geschilderten  Abgeordnetenhaus- 
debatte vom  Jahre  1896  die  Forderung  nach  dem  allge- 
meinen Wahlrecht  bereits  mit  der  Kenntnis  des  Schrei- 
bens und  des  Lesens  in  Zusammenhang  gebracht  wurde, 
war  die  Zahl  der  Analphabeten  noch  immer  so  gross,  dass 
das  Wahlrecht  bei  dieser  Bedingung  kaum  hätte  ein  all- 
gemeines genannt  werden  können.  Konnten  doch  noch  im 
Jahre  1900  34’3  % der  männlichen  Bevölkerung  über 
20  Jahren  noch  immer  nicht  schreiben  und  lesen.  Die 
Daten  der  Volkszählung  vom  Jahre  1910  bieten  schon  ein 
günstigeres  Bild.  Von  der  4,251.000  betragenden  männ- 
lichen Bevölkerung  über  24  Jahren  können  schon 
3,019.000,  das  sind  71  %,  schreiben  und  lesen.  Die  in  den 
verschiedenen  Altersgruppen  sich  zeigenden  Verhältnis- 
ziffern aber  lassen  es  zweifellos  erscheinen,  dass  die  Zahl 
der  Analphabeten  seit  7 Jahren  ebenso  gesunken  ist,  wie 
sie,  ziffermässig  nachweisbar,  in  der  Zeit  von  1900 — 1910 
gesunken  war.  Im  Jahre  1910  war  bei  der  männlichen 
Bevölkerung  die  Verhältnisziffer  der  Analphabeten  in  den 
einzelnen  Altersgruppen  folgende: 


Unter  den  Männern  über  70  Jahren 
„ „ 60 — 69jährigen ... 


V 


50—59 

40—49 

30—39 

20—29 

15—19 

12—14 


V 


51 ‘4  Prozent 


42-1 
363 
2 
2L0 
18'8 
17*8 
15-1 


Bei  der  männlichen  Bevölkerung  über  12  Jahren  war 
daher  die  Verhältnisziffer  der  Analphabeten  25‘4  %. 

Es  ist  natürlich,  dass  die  den  Jahren  nach  älteren 
Schichten  der  Bevölkerung,  in  denen  die  Verhältnisziffer 
der  Analphabeten  gross  ist,  mit  der  Zeit  verschwinden 
und  dass  an  ihre  Stelle  die  jüngeren  Altersgruppen  treten, 
bei  denen  die  Verhältnisziffer  der  Analphabeten  wesent- 
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lieh  geringer  ist,  so  dass  das  Verhältnis  der  Analphabeten 
bei  der  männlichen  Bevölkerung  fortwährend  sinkt.  Aus 
dem  Gesichtspunkte  des  Wahlrechts  hat  sich  die  Lage 
von  Jahr  zu  Jahr  während  der  seit  dein  Jahre  1910  ver- 
strichenen sieben  Jahre  besonders  gebessert,  weil  die- 
jenigen, die  im  Jahre  1910  im  Alter  von  12 — 14  Jahren 
standen,  heute  19 — 21  jährig  sind,  die  aber,  die  im  Jahre 
1910  im  Alter  von  15 — 19  Jahren  standen,  heute  22 — 26 
Jahre  alt  sind  usw.,  so  dass  diese  heute  schon  das  Wahl- 
lebensalter erreicht  haben.  Die  Betrachtung  der  Analpha- 
beten nach  Altersgruppen  zeigt  schon  an  sich,  dass  die 
Zahl  der  des  Schreibens  und  des  Lesens  Kundigen  fort- 
während steigt. 

Dazu  kam  aber  noch  ein  anderer  Umstand.  Seit  1913 
begann  auch  der  Unterricht  der  Erwachsenen  sich  stärker 
zu  entwickeln,  und  wurden  insbesondere  Lehrkurse  für 
Schreiben  und  Lesen  geschaffen.  Nach  den  Ausweisen 
des  Landeskulturrates  haben  seit  1910  in  den  von  diesem 
veranstalteten  Lehrkursen  allein  85.000  Personen  schrei- 
ben und  lesen  gelernt,  und  diese  Unterrichtsarbeit  wurde 
noch  in  mehreren  derartigen  Lehrkursen  verrichtet, 
deren  Ausweise  wir  nicht  kennen.  Als  Verbreiter  des 
Schreibens  und  Lesens  tritt  aber  auch  die  Institution  des 
Heeres  auf.  Schon  nach  den  Daten  der  Volkszählung  vom 
Jahre  1910  war  unter  den  Soldaten  — die  Offiziere  und 
die  Gendarmerie  nicht  mitgerechnet  — die  Verhältnis- 
ziffer der  Analphabeten  nur  12*6  %.  Im  Kriege  aber  konnte 
das  Heer  diese  Arbeit  des  Unterrichts  wahrscheinlich  auf 
die  breiten  Schichten  des  Volkes  ausdehnen. 

Fassen  wir  all  dies  zusammen,  so  glauben  wir,  auch 
ohne  neuerliche  Volkszählungsdaten  beruhigt  behaupten 
zu  können,  dass  heute  von  der  männlichen  Bevölkerung 
über  24  Jahren  mindestens  75  % schreiben  und  lesen 
können. 

Ein  Wahlrecht  aber,  das  — ganz  abgesehen  vorläufig 
von  denen,  die  auf  Grund  des  alten  Rechts  stimmen  und 
auch  von  denjenigen,  die  im  Alter  unter  24  Jahren  ein  an 
die  Person  geknüpftes  Wahlrecht  haben  — drei  Vierteln 
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der  im  Wahlälter  stehenden  männlichen  Bevölkerung  mit 
geringer  Ausnahme  sofort  das  Wahlrecht  gewährt  und 
überdies  auch  noch  die  Zunahme  dieser  Zahl  von  Jahr  zu 
Jahr  ermöglicht,  kann  wohl  mit  Recht  als  allgemeines 
Wahlrecht  bezeichnet  werden. 

Die  Kenntnis  des  Schreibens  und  Lesens  ist  heute  in 
unserem  Vaterlande  in  einem  Grade  verbreitet,  dass  man 
sie  schon  zum  allgemeinen  Kriterium  des  Wahl- 
rechts machen  kann,  dass  das  aber  noch  nicht  über- 
flüssig ist. 

In  Frankreich  zum  Beispiel  hätte  das  Bedingen  des 
Schreibens  und  Lesens  im  Wahlrecht  kaum  einen  Sinn, 
da  im  Jahre  1910  von  den  Männern  über  25  Jahren  nur 
11*7%  Analphabeten  waren.  Andererseits  aber  war  Bul- 
garien nicht  imstande,  auf  dieser  Grundlage  ein  allge- 
meines Wahlrecht  zu  schaffen,  da  es  im  Jahre  1910  in  der 
männlichen  Bevölkerung  über  15  Jahren  noch  52*5  % 
Analphabeten  aufweist.  Italien  hat  im  Jahre  1882  seine 
grosse  Wahlrechtsreform  an  das  allgemeine  Kriterium 
des  Schreibens  und  Lesens  geknüpft  und  die  Zahl 
seiner  Wähler  auf  einmal  von  621.000  auf  2,017.000  erhöht. 
Doch  die  Wirkung  der  Reform  stockte  hier  lange  Zeit. 
Die  an  die  allgemeine  Schulpflicht  geknüpften  Hoffnungen 
haben  sich  in  Italien  nicht  bewährt.  Die  Kenntnis  des 
Schreibens  und  Lesens  hat  sich  nicht  rasch  genug  ver- 
breitet, und  diese  dem  hartnäckigen  Analphabetismus 
entspringende  Entwicklungsunfähigkeit  seines  Wahlrech- 
tes war  der  Grund  dessen,  dass  im  Jahre  1912  die  Kennt- 
nis des  Schreibens  und  Lesens  als  allgemeine  Voraus- 
setzung fallen  gelassen  werden  musste  und  dass  heute 
in  dem  Wahlrechte  der  21 — 29jährigen  den  Intelligenz- 
zensus nur  noch  der  an  die  Absolvierung  des  unteren 
Lehrganges  der  Elementarschulen  geknüpfte  Wahlrechts- 
titel vertritt.  Nach  dem  Motivenberichte  zu  dem  Gesetz 
vom  Jahre  1912  (Seite  40)  war  unter  den  auf  Grund  des 
reinen  allgemeinen  Wahlrechts  abstimmenden  30jährigen 
Wählern  im  Jahre  1912  die  Verhältnisziffer  der  Analpha- 
beten 41  %,  unter  den  gesamten  Wählern  aber  35*2  %. 
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Aus  dem  Gesagten  gellt  hervor,  dass  das  an  die 
Kenntnis  des  Schreibens  und  des  Lesens  geknüpfte  allge- 
meine Wahlrecht  durchaus  nicht  mit  der  Demokratie  im 
Widerspruch  steht.  Das  erste  Auftauchen  des  Gedankens 
finden  wir  in  der  Direktorialverfassung  vom  Jahre  1795. 
Diese  Verfassung  — die  ebenso  wie  das  Wahlrechtsge- 
setz vom  22.  Dezember  1789  und  die  Verfassung  vom 
3.  September  1791  das  Wahlrecht  an  einen  sehr  niedrigen 
Zensus  (an  eine  dem  Wert  eines  dreitägigen  Taglohns 
entsprechende  Steuer)  geknüpft  hat  und  zugleich  ohne 
jeden  Zensus  auch  denjenigen  Bürgern  das  Wahlrecht 
gewährte,  die  an  einem  Feldzug  teilgenommen  haben  — 
ist  die  einzige  französische  Verfassung,  die,  wenn  auch 
nicht  ausdrücklich,  doch  mittelbar,  durch  eine  besondere 
Bestimmung  den  Nachweis  der  Kenntnis  des  Schreibens 
und  Lesens  fordert.  Die  Vorbedingung  des  Wahlrechts 
ist  nämlich  die  Aufnahme  in  die  Namenslisten  der  Bür- 
ger. Diese  aber  kann  nur  nach  Vollendung  des  25.  Lebens- 
jahres und  nach  einem  Nachweis  der  Kenntnis  des  Schrei- 
bens und  Lesens  erfolgen. 

Aber  auch  die  ältesten  demokratischen  Gemein- 
schaften, auch  einzelne  Länder  der  Vereinigten  Staaten 
Amerikas  rechtfertigen  unsere  These,  dass  die  For- 
derung des  Nachweises  des  Schreibens  und  Lesens 
zu  dem  demokratischen  Wahlrecht  nicht  im  Gegen- 
satz steht.  In  den  Staaten  Kalifornien,  Delaware, 
Massachussets,  Maine,  Mississippi  kann  nicht  stimmen, 
wer  die  Staatsverfassung  nicht  englisch  zu  lesen 
vermag;  ausserdem  fordern  noch  Kalifornien,  Dela- 
ware, Massachussets  und  Maine  auch  noch,  dass 
der  Wähler  seinen  Namen  schreiben  könne.  In  New- 
Hampshire  kann  nicht  stimmen,  der  des  Schrei- 
bens nicht  kundig  ist,  in  Virginien,  wer  nicht  selbst  das 
Gesuch  um  Aufnahme  in  die  Reihe  der  Wähler  zu  schrei- 
ben vermag,  in  Washington,  wer  nicht  englisch  schreiben 
und  lesen  kann. 

Das  an  die  Kenntnis  des  Schreibens  und  Lesens  ge- 
knüpfte Wahlrecht  war  auch  in  der  Theorie  immer  das 
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Programm  der  „Kulturdem'okratie“.  Jeremy  Bentham, 
dessen  ausdauernde  wissenschaftliche  Tätigkeit  von  agi- 
tatorischer Kraft  den  englischen  Radikalismus  der  Neu- 
zeit begründet  hat,  betrachtet  in  seinen  für  das  allgemeine 
Wahlrecht  und  für  die  parlamentarische  Reform  kämpfen- 
den Werken  die  Kenntnis  des  Schreibens  und  Lesens  als 
ein  notwendiges  Kriterium  des  Wahlrechts.  Im  Jahre  1819 
veröffentlichte  Bentham  einen  Entwurf  der  Wahlrechts- 
reform (Radical  Reform  Bill,  The  Works  of  Jeremy 
Bentham,  III.  558 — 597).  Nach  seiner  Ansicht  ist  „das 
Wesen  der  radikalen  Reform  die  geheime,  allgemeine, 
gleiche  und  jährliche  Abstimmung“.  Der  Zensus  des  Be- 
sitzes und  der  direkten  Steuer  widerspricht  dem  allge- 
meinen Wahlrecht,  dagegen  ist  das  Bedingen  der  Kennt- 
nis des  Schreibens  und  Lesens  nicht  von  ausschliessender 
Wirkung  und  sogar  erspriesslich.  Das  Kriterium  der 
Kenntnis  des  Schreibens  und  Lesens  — sagt  er  — scheint 
wohl  auf  den  ersten  Blick  eine  ausschliessende  Kraft  zu 
haben,  doch  können  alle  Erwachsenen,  in  deren  Augen  die 
Berechtigung  dieses  Opfer  wert  ist,  in  zwei,  drei  Monaten, 
in  den  Mussestunden,  aus  Zeitvertreib  es  erlernen.  Ist  sie 
aber  jemandem  das  nicht  wert,  so  darf  dieser  sich  nicht 
beklagen.  Das  Volk  hat  seine  ganze  Kraft  dem  Lesen  zu 
verdanken,  die  Kraft,  vor  der  die  Tyrannen  zittern  (Loc. 
cit.  S.  560),  Bentham  — der  sein  berühmtes  Werk  über  die 
Beratungsordnung  (Essay  on  political  tactics,  1791)  ge- 
radezu in  der  Absicht  schrieb,  auf  die  französische  Natio- 
nalversammlung einzuwirken  — stand  nicht  nur  mit 
den  Franzosen  in  engem  Verkehr,  die  ihm  zur  Zeit  der 
grossen  Revolution  honoris  causa  den  Titel  „Citoyen“ 
verliehen,  sondern  auch  mit  amerikanischen  Schrift- 
stellern und  Politikern.  Es  kann  nicht  konstatiert  werden, 
doch  ist  es  daher  nicht  unmöglich,  dass  wir  in  der  fran- 
zösischen Direktorialverfassung  und  in  den  Wahlgesetzen 
einzelner  amerikanischer  Staaten  Spuren  seiner  Lehren 
sehen. 

Die  Lehren  Benthams  entwickelte  weiter  sein  Schü- 
ler, die  hervorragende  Gestalt  des  englischen  wissen- 
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schaftlichen  Radikalismus,  John  Stuart  Mill  in  seinem  vor 
der  Reformbill  von  1867  erschienenen  Werke  (Conside- 
ration  on  Representative  Gouvernement,  1861).  Das  Werk 
ist  auch  im  Ungarischen,  von  Franz  Jänosi  übersetzt, 
erschienen.  Mill  steht  auf  der  Grundlage  der  Proportional- 
vertretung und  des  allgemeinen  Wahlrechts,  das  er  auch 
schon  auf  die  Frauen  ausdehnen  wollte,  während  Bentham 
noch  geschrieben  hat:  „Niemand  denkt  daran,  dass  das 
Kind,  das  eben  nur  sprechen  gelernt  hat,  stimmen  soll, 
und,  wie  es  scheint,  denkt  auch  niemand  daran,  dass  die 
Frauen  ein  Stimmrecht  bekommen.“  (Loc.  cit.  S.  .559.) 
Mill  fordert  zur  Ausübung  des  Wahlrechts  unbedingt  die 
Kenntnis  des  Schreibens  und  Lesens.  „Ich  halte  es  für 
vollkommen  unzulässig,  dass  jemand,  der  des  Schreibens 
und  Lesens,  und  ich  füge  noch  hinzu,  des  Rechnens  nicht 
mächtig  ist,  an  der  Abstimmung  teilnehmen  könne.  Hat 
die  Gesellschaft  ihre  Pflicht  dadurch  nicht  erfüllt,  dass 
sie  jedem  zu  so  viel  Kenntnissen  verhilft,  dann  ist  die 
Ausschliessung  streng,  aber  die  Strenge  ist  zu  billigen. 
Hat  die  Gesellschaft  es  vernachlässigt,  zwei  ihrer  feier- 
lichen Pflichten  zu  erfüllen,  so  hat  sie  in  erster  Reihe  die 
wichtigste  und  die  bedeutendste  zu  erfüllen:  der  Unter- 
richt muss  dem  allgemeinen  Wahlrecht  vorangehen.  (Loc. 
cit.  S.  167 — 168.)  Das  Programm  der  durch  den  eng- 
lischen wissenschaftlichen  Radikalismus  derart  begrün- 
deten „Kulturdemokratie“  fasst  der  belgische  Schrift- 
steller Emil  Laveleye  in  einigen  Worten  zusammen: 
„Wissenschaft  ist  die  Quelle  jedes  wirtschaftlichen  Wohl- 
standes und  jeder  militärischen  Mapht.  Der  Volksunter- 
richt aber  ist  die  Grundlage  jeder  rationellen  Demo- 
kratie.“ (Essay  sur  les  formes  du  gouvernement  dans  les 
societes  modernes  1872.  Dieses  Werk  wurde  von  Lorenz 
Töth  ins  Ungarische  übersetzt.) 

Das  ist  der  Ideenkreis,  in  dem  sich  die  Lehren  Ludwig 
Kossuths  und  auch  die  Schriften  Julius  Schwarcz’ 
bewegen. 

Die  über  die  Verbreitung  der  Kenntnis  des  Schreibens 
und  Lesens  mitgeteilten  Daten  lassen  es  zweifellos  er- 
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scheinen,  dass  bei  uns  ein  an  die  Kenntnis  des  Schreibens 
und  Lesens  geknüpftes  Wahlrecht  den  gleichen  Wert  hat, 
wie  ein  allgemeines  Wahlrecht,  das  automatisch  durch  die 
Kraft  des  Gesetzes  und  der  natürlichen  Entwicklung 
stufenweise  ins  Leben  tritt. 

Unter  dem  Eindruck  dieses  Systems  fördern  Wahl- 
recht und  Kultur  einander  gegenseitig.  Mit  der  Ver- 
breitung der  Kultur  nimmt  die  Zahl  der  Wähler  zu,  das 
Wahlrecht  aber  vermehrt,  indem  das  Gesetz  das  Wahl- 
recht an  die  Kenntnis  des  Schreibens  und  Lesens  als  an 
eine  allgemeine  Bedingung  knüpft  und  es  schon  nach  er- 
folgreicher Absolvierung  der  vierten  Klasse  der  Elemen- 
tarvolksschule gewährt,  die  Zahl  der  des  Schreibens  und 
Lesens  Kundigen,  wie  auch  derjenigen,  die  sich  die 
Elementarkennitnisse  aneignen.  Schon  nach  der  Schaffung 
des  G.-A.  XIV  : 1913  — der,  abgesehen  von  dem 
40-Kronen-Steuerzensus  der  Analphabeten  und  des  an  die 
Person  und  an  den  Ort  geknüpften  Wahlrechts  der  in  die 
Namensliste  für  das  Jahr  1913  aufgenommenem  Analpha- 
beten, von  jedem  Wähler  ebenfalls  mindestens  den  Nach- 
weis der  Kenntnis  des  Schreibens  und  Lesens  fordert  — 
war  die  Wirkung:  ein  gewisser  Aufschwung  im  Unterricht 
Erwachsener,  wahrnehmbar.  Das  an  die  Kenntnis  des 
Schreibens  und  Lesens  als  an  eine  allgemeine  Bedingung 
und  an  die  Absolvierung  der  vierten  Klasse  der  Elementar- 
volksschule als  an  einen  grundlegenden  Hauptrechtstitel 
geknüpfte  Wahlrecht  zwingt  jede  Richtung,  jede  Partei, 
die  ihre  Prinzipien  im  Volke  verbreiten  wollen,  ihre 
Stärke  in  dem  Unterricht  und  in  der  Aufklärung  des 
Volkes  zu  suchen.  Nach  dem  System  unseres  Entwurfes 
jedoch  will  der  Staat  die  Erfüllung  dieser  Kulturaufgabe 
nicht  nur  der  Tätigkeit  einzelner  oder  von  Parteien  über- 
lassen. Wir  sind  ernstlich  bestrebt,  die  Mängel  und  die 
Lücken  der  Vergangenheit  zu  ersetzen.  Und  indem  wir  das 
Recht  von  der  Aneignung  der  Elementarkenntnisse  ab- 
hängig machen  wollen,  wollen  wir  auch  den  Un- 
terricht nicht  nur  des  Schreibens  und  Lesens,  son- 
dern auch  der  Elementarkenntnisse  durch  die  Kraft 
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des  Staates  organisieren.  Der  Entwurf  ermächtigt 
den  Minister  für  Kultus  und  Unterricht,  zur  An- 
eignung der  der  vierten  Klasse  der  Elementarvolks- 
schule entsprechenden  Bildung,  wie  auch  der  Kennt- 
nis des  Schreibens  und  Lesens  für  Erwachsene 
Lehrkurse  zu  errichten  und  ihre  Organisation  durch 
Verordnung  zu  regeln.  Das  ist  der  staatliche  Volks- 
unterricht der  Erwachsenen,  mit  dessen  Hilfe  nicht  nur 
die  Kenntnisse  der  Elementarvolksschule,  sondern  auch 
dem  Volke  nützliche  wirtschaftliche  Kenntnisse  verbreitet 
werden  können. 

Diesen  Gedanken  wollen  wir.  auch  schon  bei  der 
Regelung  des  Nachweises  für  die  Kenntnis  des  Schreibens 
und  Lesens  verwirklichen.  Gemäss  unserem  Entwürfe 
sorgt  der  Kultus-  und  Unterrichtsminister  für  die  Ausgabe 
eines  Buches  in  der  ungarischen  Staatssprache  und  in 
anderen,  im  Lande  massenhaft  gebrauchten  Sprachen,  das 
aus  dem  Gesichtspunkte  der  erwachsenen  Bevölkerung 
wichtige  verfassungsrechtliche  und  wirtschaftliche  Kennt- 
nisse zu  enthalten  hat.  Der  Minister  des  Innern  stellt  das 
Buch  mit  Vermittlung  des  Zentralausschusses  den  Kon- 
skriptionskommissionen in  der  nötigen  Zahl  von  Exempla- 
ren zur  Verfügung.  Die  Kommission  hat  sowohl  bei  dem 
Nachweis  der  Kenntnis  des  Schreibens  und  Lesens 
wie  auch  zu  Zwecken  des  Lesens  und  des  Dik- 
tierens  dieses  Buch  zu  benützen.  Es  erscheint  die 
Hoffnung  berechtigt,  dass  alle  diejenigen,  die  sich  zur 
Prüfung  über  Schreiben  und  Lesen  melden  wollen,  dieses 
Werk  schon  vorher  zur  Hand  nehmen  und  zugleich  mit 
dem  Schreiben  und  Lesen  auch  die  Rechte  und  Pflichten 
des  ungarischen  Staatsbürgers  erlernen  und  sich  die 
wichtigsten  Kenntnisse  aneignen  werden. 

Darüber,  in  welchem  Masse  die  Kenntnis  des 
Schreibens  und  Lesens  sich  in  einzelnen  Munizipien  ver- 
breitet hat,  teilen  wir  zwei  Tabellen  mit,  und  zwar  beson- 
ders für  die  Städte  mit  Munizipalrecht  und  besonders  für 
die  Komitate. 
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^ Das  Verhältnis  der  des  Schreibens  und  Lesens 
Kundigen  unter  den  Männern  über  24  Jahren  in  Prozenten. 

Reihenfolge  der  Städte  mit  Munizipalrecht. 

1.  Sopron ...  ...  97-7  15.  Szatmärnemeti 84-3 

2.  Budapest  95’8  16.  Temesvär  ...  838 

3.  Pozsony  ...  94  7 17.  Hödmezöväsärhely  ...  82'2 

4.  Szekesfehervär  _.  ...  ...  93  3 18.  Arad.  ...  ...  817 

5.  Györ ...  924  19.  Kolozsvär ...  ...  81‘4 

6.  Komärom 9P2  20.  Ujvidek ...  ...  79‘5 

7.  Miskolc...  ...  — ...  90’2  21.  Baja ~ ...  77  7 

8.  Kassa  894  22.  Szeged 77'6 

9.  Fiume  88  4 23.  Versec  77  6 

10.  Nagyvärad ...  ...  ...  87  5 24.  Pancsova  ...  ...  — — 754 

11.  Selmec-  es  Belabänya  87'2  25.  Kecskemet...  ...  717 

12.  Pecs..  ...  ...  ...  874  26.  Zombor  ..  ...  60'4 

13.  Debrecen  ...  ...  ...  ...  85  6 27.  Szabadka  ...  ...  ...  ...  58’9 

14.  Marosväsärhely  ...  ...  84‘6 

Das  Verhältnis  der  des  Schreibens  und  Lesens  Kun- 
digen unter  den  Männern  über  24  Jahren  in  Prozenten. 

Reihenfolge  der  Komitate. 

1.  Moson  ...  ...  92-3  21.  Hajdu  ... 814 

2.  Sopron 924  22.  Bars..  ...  ...  ...  ...  ...  806 

3.  Esztergom ...  ...  87'8  23.  Turöc  ,_l  ...  ...  ...  ...  802 

4.  Veszprem  ...  ...  87  5 24.  Borsod  ...  ...  ...  ...  ...  79  6 

5.  Komärom  ...  874  25.  Nögräd...  ...  ...  ...  ...  78'8 

6.  Vas...  ...  ...  870  26.  Jäsz-Nagykun-Szolnok.  77'6 

7.  Tolna  86  4 27.  Zala  ..  ...  77‘5 

8.  Hont 1..  ...  863  28.  Bäcs-Bodrog  ...  76  7 

9.  Pozsony..  ...  ...  ...  ...  864  29.  Ärva ..  ...  ...  ...  ...  ...  76'0 

10.  Györ 86-0  30.  Abauj-Torna  74-6 

11.  Zölyom 85  0 31.  Csanäd ...  ...  ...  74'4 

12.  Liptö  ...  84  9 32.  Szepes  ...  ...  ...  ...  ...  738 

13.  Gömör  es  Kis-Hont  ...  84  6 33.  Heves  ...  72  7 

14.  Fejer  ...  ...  ...  843  34.  Csongräd  ...  ...  ...  ...  704 

15.  Brassö  ...  ...  ...  844  35.  Nagy-Küküllö ...  70’0 

16.  Bäkes  83  9 36.  Udvarhely  ...  ..1  ...  ...  69'8 

17.  Somogy ...  82  7 37.  Szeben  ...  ....  ... 687 

18.  Pest-Pilis-Solt-Kiskun . 826  38.  Trencsen.  ...  ...  ...  ...  684 

19.  Baranya 81  5 39.  Torontäl 67  9 

20.  Nyitra  81  3 40.  Szabolcs  ...  66‘0 
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41.  Temes  ...  ... 

659 

53.  Kis-Küküllö 

504 

42.  Häromszäk...  ...  ...  ... 

650 

54.  Arad..  ... 

493 

43.  Zemplän  ... 

64-5 

55.  Ung ... 

490 

44.  Fogaras  ..  

61-2 

56.  Ugocsa...  ...  ...  ...  ... 

476 

45.  Krassö-Szöreny  

46.  Säros 

592 

575 

57.  Szilägy ...  ...  ...  

428 

47.  Csik 

572 

58.  Alsö-Fehär 

396 

48.  Szatmär..  ...  ...  ...  ... 

56-3 

59.  Torda-Aranyos  

386 

49.  Bereg  ... 

540 

60.  Hunyad ...  ...  ...  ...  .. 

356 

50.  Bihar  

537 

61.  Kolozs  ...  ...  ...  

349 

51-  Maros-Torda  

532 

62.  Szolnok-Doboka  ...  ... 

284 

52.  Beszterce-Naszöd 

529 

63.  Märamaros 

279 

Diese  Tabellen 

machen 

es  in  Abstufungen 

er- 

sichtlich,  in  welchem  Verhältnis  das  allgemeine  Wahlrecht 
in  einzelnen  Munizipien  ins  Leben  tritt.  Von  dem  Volk 
selbst  hängt  es  ab,  die  auf  einer  höheren  Kulturstufe  ste- 
henden Munizipien  zu  erreichen,  da  der  Staat  ihm  in 
diesem  Bestreben  auch  selbst  hilfreiche  Hand  bietet.  Ein 
Überblicken  dieser  Tabellen  widerlegt  zugleich  die  ver- 
breitete irrige  Ansicht,  als  wäre  ein  an  die  Kenntnis  des 
Schreibens  und  Lesens  geknüpftes  Wahlrecht  einseitig  für 
die  städtische  Bevölkerung  günstig.  In  vielen  Komitaten 
ist  das  Verhältnis  der  des  Schreibens  und  Lesens  Kun- 
digen günstiger  als  in  einzelnen  Munizipalstädten.  Zum 
Beweis  dessen  dienen  folgende  Daten: 

Von  27  städtischen  Munizipien  gibt  es  nur  vier,  in 
denen  der  Prozentsatz  der  des  Schreibens  und  Lesens 
Kundigen  bei  der  männlichen  Bevölkerung  ungarischer 
Staatsbürgerschaft  im  Alter  von  24  Jahren  grösser  ist, 
als  in  irgendeinem  Komitate.  Diese  vier  Städte  sind 
Sopron,  Budapest,  Pozsony  und  Szekesfehervär. 

Die  fünfte  in  der  Reihe  der  Städte  ist  die  Stadt  Györ 
(92T  %).  Das  erreichen  aber  schon  zwei  Komitate,  das 
Komitat  Sopron  mit  92T  % und  das  Komitat  Moson  mit 
92-3  %,  das  daher  die  Stadt  Györ  schon  überragt. 

Insgesamt  gibt  es  neun  städtische  Munizipien,  in 
denen  die  Zahl  der  des  Schreibens  und  Lesens  Kundigen 
unter  den  24jährigen  Männern  88  % übersteigt. 
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In  der  10.,  11.  und  12.  Reihe  folgen  sodann  Nagy- 
värad  mit  87‘5  %,  Selmec-  und  Belabänya  mit  87*2  % und 
Pecs  mit  87’ 1 %.  Diesen  gleichwertig  sind  folgende  Ko- 
mitate:  Esztergom  87’8  %,  Veszprem  87*5%,  Komärom 
871  %;  nahe  kommen  diesen  Städten  die  Komitate:  Vas 
87  %,  Tolna  86*4  %,  Hont  86’3  %,  Pozsony  861  % und 
Györ  86  %,  also  8 Komitate. 

Demnach  erreicht  die  Zahl  der  des  Schreibens  und 
Lesens  Kundigen  unter  den  24jährigen  Männern  86  % in 
12  städtischen  und  in  10  Komitatsmunizipien. 

Mit  einem  Prozentsatz  unter  86  % figuriert  unter  den 
Städten  Debrecen  mit  85’6  %.  Dem  entspricht  das  Komitat 
Zölyom  mit  85  %. 

Über  84  % finden  wir  in  den  Städten  Marosväsärhely, 
84'6  %,  und  Szatmärnemeti,  84'3  %.  Diesen  entsprechen 
die  Komitate:  Liptö  84-9  %,  Gömör  84-6  %,  Fejer  84’3  % 
und  Brasso  841  %.  Von  den  24jährigen  Männern  können 
daher  mindestens  84  % schreiben  und  lesen  in  15  städti- 
schen und  ebenso  in  15  Komitatsmunizipien. 

An  16.  Stelle  steht  Temesvär  83'8  %.  Dem  entspricht 
das  Komitat  Bekes  83’9  %. 

17.  Hödmezöväsärhely  82*2  %.  Dieses  überragen  die 
Komitate  Somogy  827  % und  Pest  82’6  %. 

18.  und  19.  Arad  817  % und  Kolozsvär  8L4  %.  Mit 
diesen  stehen  auf  einer  Stufe  die  Komitate  Baranya 
81'5  %,  Nyitra  8P3  % und  Hajdu  811  %. 

20.  Ujvidek  79‘5  %.  Das  wird  überragt  von  den  Komi- 
taten  Bars  80*6  %,  Turöc  807  %.  Auf  derselben  Stufe  steht 
das  Komitat  Borsod  79’6  % und  nahe  kommt  dieser  Stadt 
das  Komitat  Nögräd  78-8  %. 

78  % übersteigt  daher  die  Zahl  der  des  Schreibens 
und  Lesens  Kundigen  unter  den  24jährigen  Männern  in 
20  städtischen  und  in  25  Komitatsmunizipien. 

21 — 23.  Von  den  Städten  folgen  nun  Baja  777  %, 
Szeged  77'6  %,  Versec  77-6  %.  Diesen  entsprechen  die 
Komitate  Jäsz-Nagykun-Szolnok  77-6  % und  Zala  77-5  %, 
während  ihnen  nahekommen  die  Komitate  Bäcs-Bodrog 
767  % und  Ärva  76  %. 
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Mehr  als  76  % finden  wir  daher  in  2 3 städtischen  und 
29  Komitatsmunizipien. 

24.  Pancsova  75*  1 %.  Dem  nähern  sich  die  Komitate 
Abauj-Torna  74‘6  % und  Csanäd  74-4  %. 

25.  Kecskemet  717  %.  Diese  Stadt  überragen  die  Ko- 
mitate Szepes  73*8  %,  Heves  727  %.  Nahe  kommen  ihr 
die  Komitate  Csongräd  707  % und  Nagyküküllö  70  %. 

So  wie  in  Kecskemet  ist  daher  die  Zahl  der  des 
Schreibens  und  Lesens  Kundigen  unter  den  24jährigen 
Männern  mindestens  70  % oder  darüber  in  25  städtischen 
und  in  35  Komitatsmunizipien,  demnach  in  mehr  als  der 
Hälfte  der  Komitatsmunizipien. 

Nehmen  wir  noch  Zombor  hiezu  mit  60'4  %,  welchen 
Prozentsatz  44  Komitatsmunizipien  erreichen,  und  Sza- 
badka  (58*9  % wird  in  45  Komitatsmunizipien  erreicht), 
so  können  wir  konstatieren,  dass  die  Zahl  der  des  Schrei- 
bens und  Lesens  Kundigen  in  26  städtischen  und  in 
44  Komitatsmunizipien,  also  in  mehr  als  zwei  Drittel  der 
letzterwähnten,  sich  über  60  % bewegt. 

Das  auf  der  Kenntnis  des  Schreibens  und  Lesens  be- 
ruhende System  unseres  Entwurfes  kennt  eine  einzige 
Ausnahme.  Der  Entwurf  bestimmt  (§  3),  entsprechend 
dem  Q.-A.  XIV  : 1913,  § 12:  „Derjenige,  der  in  eine  für 
das  Jahr  1914  gültige  Namensliste  rechtskräftig  aufge- 
nommen wurde,  ist  insolange  wahlberechtigt,  als  sein  alter 
Rechtstitel  in  der  Gemeinde  (Stadt)  besteht,  in  deren 
Namensliste  er  für  das  Jahr  1914  aufgenommen  wurde. 

Ohne  die  im  Absatz  1 bestimmte  Einschränkung  ist 
derjenige  wahlberechtigt,  der  in  eine  für  das  Jahr  1914 
gültige  Namensliste  unter  dem  Rechtstitel  der  auf 
G.-A.  XXXIII:  1874,  § 2 beruhenden  alten  Berechtigung 
aufgenommen  wurde.“ 

Wenn  auch  bei  einer  so  umfangreichen  Rechtsaus- 
dehnung. wie  sie  der  Entwurf  plant,  und  auf  dem  Gebiete 
der  öffentlichen  Rechte  überhaupt  kaum  von  einer  Ver- 
letzung erworbener  Rechte  gesprochen  werden  kann,  so 
ist  diese  Bestimmung  des  Entwurfes  dennoch  billig, 
zweckmässig  und  den  Überlieferungen  der  ungarischen 
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Rechtsausdehnung  entsprechend.  G.-A.  V : 1848,  § 1,  be- 
gann mit  den  Worten:  „Der  gegenwärtige  Reichstag  kann 
sich  nicht  berufen  fühlen,  den  Genuss  politischer  Rechte 
denjenigen,  die  ihn  bisher  hatten,  zu  entziehen.“ 
G.-A.  XXXIII  : 1874  hat  ebenfalls  die  alte  Berechtigung 
respektiert.  Dieser  Spur  folgte  auch  G.-A.  XIV  : 1913, 
dessen  Bestimmung  der  gegenwärtige  Entwurf  nur  in- 
soweit abändert,  dass  er  anstatt  der  Namensliste  vom 
Jahre  1913,  die  jüngste,  die  Namensliste  vom  Jahre  1914, 
als  Grundlage  anmimmt.  Es  wäre  unbillig,  den  Analphabe- 
tenwählern, die  schon  an  früheren  Wahlen  teilgenommen 
haben,  die  Wahlberechtigung  zu  entziehen,  aber  auch  ab- 
gesehen hievon,  würde  in  einzelnen,  namentlich  nordöst- 
lichen und  siebenbürgischen  Komitaten,  in  denen  die  Ver- 
hältnisziffer der  des  Schreibens  und  Lesens  Kundigen  nicht 
genug  günstig  ist,  ein  an  die  Kenntnis  des  Schreibens  und 
Lesens  geknüpftes  Wahlrecht  ohne  diesen  Übergang  die 
Zahl  der  Wähler  in  viel  zu  grossem  Masse  vermindern. 
Unter  diesem  Rechtstitel  würden  auch  sonst  nach  den 
statistischen  Daten  aus  der  Reihe  der  Analphabeten  ins- 
gesamt 170.000  Wähler  hineinkommen.  Diese  Zahl  würde 
sich  natürlich  von  Jahr  zu  Jahr  vermindern,  aber  die  Ab- 
nahme würde  andererseits  durch  die  zu  erwartende  Zu- 
nahme der  des  Schreibens  und  Lesens  Kundigen  wett- 
gemacht werden 

Ein  an  die  Kenntnis  des  Schreibens  und  Lesens  ge- 
knüpftes Wahlrecht  wird  in  der  Wirklichkeit  des 
Lebens  nur  dann  ein  ernstes  Recht  werden,  wenn 
das  Gesetz  den  Nachweis  der  Kenntnis  des  Schrei- 
bens und  Lesens,  ohne  dass  der  Ernst  des  erforder- 
lichen Masses  darunter  leidet,  institutionell,  durch  alle 
möglichen  Mittel  erleichtert.  Ohne  dies  würde  das  For- 
dern dieses  Kriteriums  für  den  Wähler  eine  schwere  Last 
bedeuten  und  das  den  Buchstaben  des  Gesetzes  nach  ge- 
währte Wahlrecht  in  der  Praxis  durch  die  Schwierigkeit 
seines  Erwerbens  einschränken.  Unser  Entwurf  rechnet 
mit  dieser  Schwierigkeit  und  begnügt  sich  nicht  mit  der 
Bestimmung  des  G.-A.  XIV  : 1913,  § 51,  dass  von  dem 
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Beweis  der  Kenntnis  des  Schreibens  und  Lesens  bei  den- 
jenigen abzusehen  ist,  die  eine  Stellung  oder  eine  Be- 
schäftigung haben  oder  hatten,  die  durch  das  Gesetz  an 
eine  Schulbildung  geknüpft  ist  oder  geknüpft  war  zu  der 
Zeit,  in  der  der  Betreffende  die  Stelle  bekleidet  oder  die 
Beschäftigung  betrieben  hat;  dass  ferner  davon  abzu- 
sehen ist  bei  denjenigen,  die  kraft  der  Natur  der  Beschäf- 
tigung — wenn  auch  diese  an  keine  gesetzliche  Qualifi- 
kation gebunden  ist  — die  Kenntnis  des  Schreibens  und 
Lesens  nicht  entbehren  könne.  Unser  Entwurf  zählt  ein- 
zeln jene  Gruppen  der  Wähler  auf,  bei  welchen  das  Vor- 
handensein des  Kriteriums  der  Kenntnis  des  Schreibens 
und  Lesens  anzunehmen,  und  von  denen  demzufolge  der 
Nachweis  dieses  Kriteriums  nicht  zu  verlangen  ist. 

Überdies  will  der  Entwurf  eine  Methode  der  Kon- 
skription (Fassionszwang,  amtliche  Zählblätter)  organisie- 
ren, die  den  Bürger  mit  Hilfe  des  Staates  zu  seinem  Wahl- 
rechte kommen  lässt. 

Unser  Entwurf  enthebt  auf  Grund  der  Vermutung  die 
Folgenden  des  Nachweises  des  Kriteriums  des  Schrei- 
bens und  Lesens  (§  20) : 

1.  wer  die  erfolgreiche  Absolvierung  der  vierten 
Klasse  der  Elementarvolksschule,  oder  einer  gleichwerti- 
gen Schule,  oder  eines  gleichwertigen  Lehrkurses,  oder 
das  Ablegen  der  zum  Nachweis  der  der  vierten  Klasse  der 
Elementarvolksschule  entsprechenden  Bildung  dienenden 
Prüfung  (§  4)  nachgewiesen  hat,  wie  auch  für  den  gemäss 
§ 21  die  erfolgreiche  Absolvierung  der  vierten  Klasse  der 
Elementarvolksschule  ohne  besonderen  Nachweis  als 
erwiesen  gilt; 

2.  wer  ein  öffentlicher  Beamter  im  Dienste  des  Staates, 
eines  Munizipiums  oder  einer  Gemeinde,  ferner  wer  der  Be- 
amte einer  öffentlichen  Anstalt,  einerFundation,  eines  staat- 
lichen, kommunalen  oder  anderen  öffentlichen  Betriebes, 
eines  Vereins,  einer  Stiftung  oder  eines  zur  öffentlichen 
Rechnungslegung  verpflichteten  Unternehmens  ist,  wie 
auch  zu  dessen  gegenwärtigen  oder  früheren  Stellung  oder 
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Beschäftigung  kraft  ihrer  Natur  die  Kenntnis  des  Lesens 
und  Schreibens  unbedingt  notwendig  ist; 

3.  wer  im  Dienste  der  bewaffneten  Macht  oder  der 
Gendarmerie  den  Grad  eines  Unteroffiziers  erreicht  hat; 

4.  wer  auf  Grund  einer  Gewerbelizenz  oder  eines 
Gewerbezertifikats  ein  Gewerbe  oder  einen  Handel 
betreibt; 

5.  wer  in  einem  gewerblichen  Geschäft  oder  Unter- 
nehmen dauernd  angestellt  ist  (§  6) ; 

6.  wer  nach  einer  von  einer  Behörde,  von  einem 
öffentlichen  Amt  oder  von  einer  Einrichtung  öffentlichen 
Charakters  stammenden  Angabe  schreiben  und  lesen  kann; 

7.  wer  das  Zählblatt  (§  54)  eigenhändig  ausgefüllt  und 
unterfertigt  hat,  wenn  nicht  ein  Zweifel  darüber  auf- 
getaucht ist,  ob  die  Ausfüllung  und  die  Unterfertigung  von 
dem  Datierenden  selbst  stammt,  oder  ob  der  Datierende 
über  die  Kenntnis  des  Schreibens  und  Lesens  in  dem  im 
1.  Absatz  des  gegenwärtigen  Paragraphen  erforderten 
Masse  verfügt; 

8.  wer  einen  durch  den  Landeskulturrat  zur  Aneig- 
nung der  Kenntnis  des  Schreibens  und  Lesens  für  Er- 
wachsene veranstalteten  Lehrkurs  mit  Erfolg  absolviert 
hat  und  das  durch  ein  Original-  oder  in  einer  beglaubigten 
Abschrift  ausgestelltes  Zeugnis  nachweist; 

9.  wer  laut  einem  Original-  oder  in  beglaubigter  Ab- 
schrift ausgestellten  Zeugnisse  der  gemäss  § 22  organi- 
sierten Kommission  schreiben  und  lesen  kann. 

Das  im  Entwurf  geplante  System  der  Konskription 
schliesst  es  aus,  dass  Analphabeten  — die  auf  Grund  des 
an  die  Person  und  an  den  Ort  gebundenen  Rechtes  in  die 
Namensliste  vom  Jahre  1914  aufgenommenen  aus- 
genommen — in  die  Reihe  der  Wähler  gelangen  können 
Wer  des  Schreibens  und  Lesens  nicht  mächtig  ist,  kann 
das  Zähl-(Melde-)Blatt  nicht  ausfüllen,  die  Richtigkeit 
seiner  Fassion  nicht  durch  eigenhändige  Unterschrift  be- 
kräftigen, und  kann  nicht  auf  dem  Zählblatte  das  Ersuchen 
Vorbringen,  in  die  Wählerliste  aufgenommen  zu  werden. 
Wer  in  seiner  Fassion,  sei  es  für  sich,  sei  es  für  Dritte, 
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bewusst  unwahre  Daten  angibt,  wird  mit  Strafe  bedroht. 
Stellt  es  sich  aber  über  jemanden  nachträglich  unzweifel- 
haft heraus,  dass  er  ein  Analphabet  ist,  so  kann  er  in  die 
Wählerliste  selbst  dann  nicht  aufgenommen  werden,  wenn 
er  zu  einer  Gruppe  der  Bürger  gehört,  bei  der  das  Vor- 
handensein des  Kriteriums  der  Kenntnis  des  Schreibens 
und  Lesens  laut  dem  Entwurf  anzunehmen  ist. 

Passen  wir  nun  zusammen,  inwiefern  unser  Entwurf 
bei  der  Bestimmung  der  allgemeinen  Kriterien  des  Wahl- 
rechts von  dem  G.-A.  XIV  : 1913  abweicht. 

G.-A.  XIV  : 1913  gewährt  das  Wahlrecht  nur  den  zu 
dem  männlichen  Geschlechie  Gehörigen.  Unser  Entwurf 
räumt  auch  den  Frauen  das  Wahlrecht  ein  und  bestimmt 
hierüber  in  einem  besonderen  Abschnitte. 

Die  ungarische  Staatsbürgerschaft  ist  eine  so  natür- 
liche Bedingung  des  Wahlrechts,  dass  unser  Entwurf 
dieses  allgemeine  Kriterium  unverändert  übernimmt.  Doch 
will  er  auch  dafür  sorgen,  dass  das  Vorhandensein  dieses 
Kriteriums  ernstlich  kontrolliert  werde.  Bei  der  Zusam- 
menstellung der  Wählerliste  wurde  bisher  darauf,  wer 
ungarischer  Staatsbürger  ist,  nicht  genug  Sorgfalt  ver- 
wendet. Es  kam  oft  vor,  dass  nichtungarische  Staats- 
bürger in  Ungarn  Jahre  hindurch  das  Wahlrecht  ausgeübt 
haben.  Da  infolge  des  Krieges  sehr  viele  fremde  Staats- 
bürger sich  in  Ungarn,  namentlich  in  grösseren  Städten, 
niedergelassen  haben,  hat  sich  die  Bedeutung  der  Kon- 
trolle der  Staatsbürgerschaft  bei  ausgedehntem  Wahl- 
recht noch  gesteigert.  Der  Entwurf  will  für  diese  Kontrolle 
durch  eine  einfache  Verfügung  derart  Sorge  tragen,  dass 
er  bindend  bestimmt,  in  den  Wählerlisten  sei  ausser  den 
bisherigen  Rubriken  auch  eine  Rubrik  über  den  Geburts- 
ort zu  führen,  und  in  jedem  Falle,  in  dem  es  sich  um  einen 
Geburtsort,  der  nicht  in  Ungarn  liegt,  handelt,  den  beson- 
deren Nachweis  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft  obli- 
gatorisch macht. 

G.-A.  XIV  : 1913  kennt  zweierlei  Wahlalter 
(Altersgrenzen);  bei  den  Besitzern  höherer  Intelligenz 
(erfolgreiche  Absolvierung  der  obersten  Klasse  einer 
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Mittelschule),  das  vollendete  24’  und  bei  anderen  im  allge- 
meinen das  vollendete  30.  Lebensjahr.  Unser  Entwurf 
knüpft  das  Wahlrecht,  in  Übereinstimmung  mit  dem  Mass 
der  privatrechtlicheini  Volljährigkeit,  an  das  vollendete 
24.  Lebensjahr.  Hievon  kennt  er  nur  eine  Ausnahme:  den- 
jenigen, die  auf  der  Grundlage  das  Wahlrecht  erlangen, 
dass  sie  Besitzer  einer  Tapferkeitsmedaille  sind  oder  das 
Karl-Truppenkreuz  erlangt  haben,  gewährt  er  ohne  Rück- 
sicht auf  ihr  Lebensalter  das  Wahlrecht. 

G.-A.  XIV  : 1913  hat  unter  seine  allgemeinen  Kriterien 
des  Wahlrechts  auch  den  Nachweis  des  dauernden 
Wohnsitzes  angenommen,  indem  er  bestimmt,  einen  zur 
Wahlberechtigung  erforderten  dauernden  Wohnsitz  habe 
derjenige,  der  auf  dem  'Gebiete  der  Wirksamkeit  dieses 
Gesetzes  seit  mindestens  einem  Jahre  in  einer  und  der- 
selben Gemeinde  wohnt  oder  eine  Wohnung  hat.  Wer  das 
Wahlrecht  erworben  hat,  verliert  es  mangels  des  Krite- 
riums des  dauernden  Wohnsitzes  auch  in  dem  Falle  nicht, 
in  dem  er  seine  Wohnung  innerhalb  eines  Jahres  einmal 
in  eine  andere  Gemeinde  verlegt  (§§  1 und  3).  Sodann 
führt  das  Gesetz  diejenigen  an,  bei  denen  ausnahmsweise 
das  Wohnen  während  welcher  kurzen  Zeit  immer  zur 
Wahlberechtigung  genügt.  Die  Zahl  dieser  Ausnahmen 
wollte  Graf  Stefan  Tisza  noch  vermehren,  denn  er  erklärte 
in  seiner  Rede  am  2.  Juni  1917:  „Für  die  gewerblichen 
ständigen  Arbeiter  wollen  wir  das  Kriterium  des  Domizils 
fallen  lassen.”  Unter  solchen  Umständen  kann  das  Bedin- 
gen eines  einjährigen  oder  richtiger  halbjährigen  Domizils 
kaum  mehr  eine  Bedeutung  haben.  Bei  einem  ausgedehn- 
ten Wahlrecht  müssten  wir  nämlich  bei  den  Massen  der 
Angestellten  und  der  Arbeiter  eine  Ausnahme  machen : wir 
würden  also  eben  diejenigen  von  dem  Nachweis  des 
Kriteriums  des  Domizils  befreien,  die  ihren  Wohnsitz 
wechseln.  Nun  wäre  es  aber  andererseits  kaum  zu  moti- 
vieren, dass  wir  eben  von  denjenigen  den  Nachweis  des 
einjährigen  oder  halbjährigen  Domizils  fordern,  bei  denen 
dieses  Kriterium  -ohnehin  vorhanden  ist.  Die  dem  Gesetz- 
entwurf des  G.-A.  XIV  : 1913  beigefügte  statistische  Bei- 


256 


läge  enthält  auf  der  sechsten  Seite  eine  Tabelle,  nach  deren 
Daten  unter  den  4,251.348  männlichen  ungarischen  Staats- 
bürgern über  24  Jahren  197.874  gefunden  wurden,  die  seit 
weniger  als  einem  Jahre  an  einem  Orte  wohnen,  während 
3,789.385  mindestens  seit  drei  Jahren  an  einem  Orte 
gewohnt  haben.  Bei  diesen  Zahlen  würde  es  keiner  ein- 
gehenden Begründung  bedürfen,  dass  das  Kriterium  des 
Domizils  fallen  gelassen  wird.  Wir  können  jedoch  noch 
hinzufügen,  dass  der  bei  uns  übliche  und  auch  dem  Entwurf 
nach  aufrechterhaltene  Modus  für  die  Entwertung  der 
Wählerlisten  es  ausschliesst,  dass  in  der  Wirklichkeit 
Personen,  die  nicht  mindestens  seit  einem  Jahre  in  dem 
betreffenden  Wahlbezirk  oder  Stimmbezirk  wohnen,  i-ni 
grösserer  Zahl  abstimmen  können.  Die  Entwertung  der 
Namenslisten  nimmt  ein  Jahr  in  Anspruch  und  die  Liste  ist 
für  das  folgende  Jahr  gültig.  Zur  Zeit  der  Wahl  kann  daher 
in  der  Regel  nur  derjenige  abstimmen,  der  auch  nach  dem 
Verstreichen  dieses  einen  Jahres  noch  an  dem  Orte  wohnt. 
Für  diejenigen,  die  inzwischen  in  andere  Bezirke  verzogen 
sind,  setzt  die  Entfernung  die  Möglichkeit  der  Abstimmung 
schon  physisch  auf  das  Minimum  herab.  Das  Domizil  kann 
nur  in  demjenigen  Wahlrechtssystemen  eine  Bedeutung 
haben,  bei  denen  die  Wählerlisten  einige  Monate  unmittel- 
bar vor  den  Wahlen  entworfen  werden. 

Q.-A.  XXXIII  : 1874  kannte  das  Kriterium  des  ein- 
jährigen oder  halbjährigen  Domizils  nicht.  Es  steht  ausser 
Zweifel,  dass  das  Domizil  bei  den  Munizipal-  und  bei  den 
Kommunailwahlen  Berechtigung  hat,  bei  denen  das 
ständige  Band  mit  der  lokalen  Gemeinsamkeit  zur  Aus- 
übung des  Wahlrechts  tatsächlich  notwendig  ist.  Auf  dem 
Gebiete  des  Landeswahlrechts  kehrt  unser  Entwurf  zu 
dem  System  des  G.-A.  XXXIII:  1874  zurück.  Das  Bedingen 
des  Domizils  wird  demnach  durch  die  Bestimmung  über 
die  Konskription  der  Wähler  ersetzt  werden,  der  gemäss 
entsprechend  dem  G.-A.  XXXIII  : 1874  § 38  der  Wähler  in 
demjenigen  Stimmbezirk  in  die  Namensliste  aufzunehmen 
ist,  in  dem  er  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  hat.  Dadurch 
schliessen  wir  die  Durchreisenden,  wie  auch  Elemente,  die 
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keinen  ordentlichen  Wohnsitz  haben,  ohnehin,  aus  der 
Reihe  der  Wähler  aus.  Wir  können  noch  bemerken,  dass 
das  Vorhandensein  des  Kriteriums  des  Domizils  im  Ver- 
laufe der  bisherigen  Konskriptionen  ohnehin  nicht 
kontrolliert  wurde  und  dass  das  ganze  System  eben  in  den 
Städten,  wo  es  von  Bedeutung  sein  kann,  eigentlich  auf 
dem  Papier  geblieben  ist. 

G.-A.  XIV  : 1913  macht  die  Kenntnis  des  Schreibens 
und  Lesens  nicht  zum  allgemeinen  Kriterium  des  Wahl- 
rechts. Im  Wesen  erfordert  er  sie  aber  als  besonderes 
Kriterium  von  jeder  Gruppe  der  Wähler:  denn  er  fordert 
bei  den  besonderen  Kriterien  des  Wahlrechts  den  Nach- 
weis entweder  der  Absolvierung  der  höchsten  Klasse  der 
Mittelschule,  oder  der  sechsten  Klasse  der  Elementar- 
schule, oder  der  Kenntnis  des  Schreibens  und  Lesens. 
G.-A.  XIV:  1913  kennt  hier  nur  zwei  Ausnahmen.  Erstens: 
bei  dem  an  die  Person  und  an  den  Ort  gebundenen  Wahl- 
recht der  in  die  Namensliste  vom  Jahre  1913  aufgenom- 
menen. Diese  Bestimmung  übernimmt,  indem  er  an  Stelle 
der  Namensliste  vom,  Jahre  1913  die  vom  Jahre  1914  setzt, 
auch  unser  Entwurf.  Zweitens:  gewährt  G.-A.  XIV:  1913 
das  Wahlrecht  denjenigen  Analphabeten,  die  mit  einer 
direkten  Staatssteuer  von  mindestens  40  Kronen  belastet 
sind.  Unter  diesem  Rechtstitel  wurden  in  die  Namensliste 
vom  Jahre  1915/16  im  ganzen  Lande  insgesamt  18.656 
Wähler  aufgenommen.  Unser  Entwurf  übernimmt  diese 
Bestimmung  nicht,  weil  er  es  nicht  für  zweckmässig  hält, 
abgesehen  von  den  Wählern  auf  Grund  des  alten  Rechtes 
denjenigen  das  Wahlrecht  zu  gewähren,  die  selbst  heute 
noch  nicht  schreiben  und  lesen  können.  Den  Umstand 
aber,  dass  jemand,  der  eine  direkte  Staatssteuer  von  mehr 
als  40  Kronen  bezahlt,  dennoch  nicht  schreiben  und  lesen 
lernt,  hält  der  Entwurf  nicht  für  besonderer  Anerkennung 
wert,  denn  hier  ist  nicht  einmal  die  Entschuldigung  des 
Analphabetismus  bei  Personen  in  bescheideneren  Ver- 
hältnissen zu  finden. 

Darin,  dass  die  Kenntnis  des  Schreibens  und  Lesens 
der  allgemeine  Rahmen  des  Wahlrechts  ist,  stimmt  unser 
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Entwurf  mit  dem  Q.-A.  XIV:  1913  überein.  Doch  will  er 
innerhalb  dieses  Rahmens  nicht  ein  engbegrenztes,  son- 
dern ein  allgemeines  Wahlrecht  schaffen. 

Der  Hauptrcchtstitel  des  Entwurfes  ist  die  erfolg- 
reiche Absolvierung  der  4.  Klasse  der  Elementar  Volks- 
schule. 

Neben  diesem  Hauptrechtstitel  kennt  unser  Entwurf 
mehrere  Auxiliär  rechtstitel,  die  er  in  zweifacher  Absicht 
anwendet:  1.  deshalb,  damit  von  den  des  Schreibens  und 
Lesens  Kundigen  diejenigen,  die  die  4.  Klasse  der  Ele- 
mentarvolksschule wohl  nicht  absolviert  haben,  aber 
schätzbare  Mitglieder  der  Gesellschaft  sind,  in  möglich 
grosser  Zahl  zum  Wahlrecht  gelangen  können;  anderer- 
seits, um  denjenigen,  die  wohl  die  4.  Klasse  der  Elemen- 
tarvolksschule absolviert  haben,  diesen  Umstand  aber  nur 
schwer  zu  beweisen  vermöchten,  den  Erwerb  des  Wahl- 
rechts zu  erleichtern. 

Der  erste  Auxiliarrechtstitel  des  Entwurfes  ist  der 
Steuerzensus.  Den  im  G.-A.  XIV:  1913  geforderten 
Steuerzensus  von  20  Kronen  setzt  unser  Entwurf  auf 
10  Kronen  herab. 

Der  zweite  Auxiliarrechtstitel  ist  das  Wahlrecht  der 
Soldaten.  Unser  Entwurf  will  nicht  nur  denjenigen  Solda- 
ten das  Wahlrecht  gewähren,  die  Besitzer  einer  Tapfer- 
keitsmedaille sind  oder  das  Karl-Truppenkreuz  erlangt 
haben,  sondern  er  will  bei  der  Bestimmung  des  Wahl- 
rechts den  Militärdienst  in  vollem  Masse  würdigen,  und 
gewährt  denjenigen  das  Wahlrecht,  die  ihrer  aktiven 
Militärdienstpflicht  entsprochen,  oder  während  des  Krie- 
ges mindestens  zwei  Jahre  lang  — wenn  auch  mit  Unter- 
brechungen — aktiven  Militärdienst  geleistet  haben. 

G.-A.  XIV:  1913  kennt  diesen  Rechtstitel  überhaupt 
nicht,  er  gewährt  nur  denjenigen  das  Wahlrecht,  die  im 
Militär-  oder  Gendarmeriedienst  den  Grad  eines  Unter- 
offiziers erreicht  haben.  Unser  Entwurf  behält  das  Wahl- 
recht der  Unteroffiziere  bei,  enthebt  aber  die  Unteroffi- 
ziere, da  es  ausser  Zweifel  steht,  dass  sie  schreiben  und 
lesen  können  und  dass  ihre  Bildung  der  Absolvierung  der 
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4.  Klasse  der  Elementarvolksschule  mindestens  gleich- 
wertig ist,  des  Nachweises  der  Kenntnis  des  Schreibens 
und  Lesens. 

Ausserdem  kennt  unser  Entwurf  noch  zwei  Auxiliär - 
, rechtstitel,  deren  Grundlage  die  Ausübung  einer  gewissen 
Beschäftigung  ist.  Er  gibt  namentlich  von  den  selbständi- 
gen, den  Weisungen  des  G.-A.  V:  1848  folgend,  derart 
denjenigen  das  Wahlrecht,  die  auf  Grund  einer  Gewerbe- 
lizenz oder  eines  Gewerbezertifikats  ein  Gewerbe  oder 
einen  Handel  betreiben;  ebenso  lässt  er  die  ständigen 
gewerblichen  Arbeiter,  die  ständigen  landwirtschaftlichen 
Arbeiter  und  auch  die  landwirtschaftlichen  Dienstboten 
zu  einem  Wahlrecht  gelangen,  indem  er  bestimmt,  wahl- 
berechtigt sind  diejenigen,  die  in  einem  gewerblichen  Ge- 
schäft oder  Unternehmen  - — den  Bergbau,  den  Handel 
und  den  gewerbmässig  betriebenen  Verkehr  mitinbegrif- 
fen — dauernd  angestellt,  oder  bei  der  Urproduktion  als 
Arbeiter  oder  Dienstbote  dauernd  angestellt  sind  (§  2, 
Punkt  6),  wobei  er  noch  besonders  regelt,  was  als  dauernde 
Anstellung  zu  gelten  hat.  Der  grösste  Teil  derjenigen,  die 
auf  Grund  der  Beschäftigung  stimmen,  sind  übrigens 
eigentlich  schon  auf  Grund  der  erfolgreichen  Absolvierung 
der  4.  Klasse  der  Elementarvolksschule,  des  Steuerzen- 
sus, und  des  Wahlrechts  der  Soldaten  ohnehin  wahlbe- 
rechtigte 

Diese  Rechtstitel  treffen  natürlich  zusammen.  Das  ist 
auch  klar,  da  doch  von  den  des  Schreibens  und  Lesens 
kundigen  3,019.027  Männern  über  25  Jahren'  unter  dem 
Hauptrechtstitel  unseres  Entwurfes,  auf  Grund  der  erfolg- 
ten Absolvierung  der  4.  Klasse  der  Elementarvolksschule, 
2,624.995,  also  mit  Ausnahme  von  394.032,  das  sind  13  %, 
sämtliche  im  Wahlalter  befindlichen  des  Schreibens  und 
Lesens  kundigen  Männer  Wähler  sind. 

Deshalb  können  die  übrigen  Rechtstitel  als  aushel- 
fende bezeichnet  werden. 

Auf  Grund  des  direkten  Staatssteuerzensus  von  10 
Kronen  können  von  den  des  Schreibens  und  Lesens  kun- 
digen Männern  im  Wahlalter  1,305.546  zum  Wahlrecht 
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gelangen  (also  um  470.000  mehr,  als  auf  Grund  des  im 
G.-A.  XIV:  1913  geforderten  direkten  Staaitssteuerzensus 
von  20  Kronen). 

Unter  dem  Wahlrechtstitel  der  Soldaten  können  nach 
den  vorgenommenen  Berechnungen  von  den  des  Schreibens 
und  Lesens  kundigen  Männern  über  24  Jahren  1,741.000 
in  die  Reihe  der  Wähler  gelangen.  Zählen  wir  die  Zahl 
derjenigen  Besitzer  einer  Tapferkeitsmedaille,  wie  auch 
derjenigen,  die  das  Karl-Truppenkreuz  erlangt  haben,  und 
die  nach  unserem  Entwurf  im  Alter  von  weniger  als  24 
Jahren  zum  Wahlrecht  gelangen  würden,  hinzu,  so  haben 
unter  dem  Wahlrechtstitel  der  Soldaten  insgesamt 

2.184.000  des  Schreibens  und  Lesens  kundige  männliche 
ungarische  Staatsbürger  auf  das  Wahlrecht  Anspruch. 

Das  sind  alles  in  die  Millionen  gehende  Zahlen. 

So  erweist  es  sich,  dass  unser  Entwurf  das  allgemeine 
Wahlrecht  gewährt,  weil  seine  hauptsächlicheren  Rechts- 
titel die  ganzen  Massen  der  Staatsbürger  umfassen.  Ge- 
wiss wird  jeder  Wähler  sein  Wahlrecht  unter  dem  Rechts- 
titel beanspruchen,  dessen  Nachweis  ihm  am  leich- 
testen ist. 

Die  auf  Grund  des  Entwurfes  zu  erwartende  Zahl  der 
Wähler  und  ihre  Verteilung  werden  wir  noch  eingehend 
behandeln.  Aber  schon  hier  teilen  wir  die  zusammenfas- 
senden Ergebnisse  mit: 

Von  den  des  Schreibens  und  Lesens  kundigen  Män- 
nern über  24  Jahren  können  auf  Grund  des  Entwurfes 

2.982.000  Wähler  sein. 

Die  Zahl  der  Analphabetenwähler  auf  Grund  des 
alten  Rechtes  ist  170.000. 

Das  macht  zusammen  3,152.000. 

Die  Zahl  der  Wähler  unter  24  Jahren  auf  Grund  des 
Besitzes  einer  Tapferkeitsmedaille  oder  des  Erreichens 
des  Karl-Truppenkreuzes  ist  443.000. 

Das  macht  zusammen  3,595.000. 

Die  zuletzt  erwähnte  Gruppe  der  Wähler  ist  aber  nur 
eine  transitorische,  da  diese  Altersklassen  keinen  Nach- 
wuchs haben.  Die  Zahl  der  männlichen  Wähler  ist  daher 
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auf  Grund  unseres  Entwurfes  transitorisch  3,595.000, 
ständig  aber  3,152.000. 

Die  Zahl  der  weiblichen  Wähler  ist  nach  unseren  Be- 
rechnungen 260.033. 

Die  Zahl  sämtlicher  Wähler  ist  daher:  transitorisch 
3,855.033,  ständig  aber  3,412.033. 

Unser  Entwurf  ist  bei  der  Auswahl  der  Wählerrechts- 
titel  nicht  willkürlich,  sondern  er  will  den  Gedanken  ver- 
wirklichen, dass  den  staatsbürgerlichen  Pflichten  Rechte, 
den  Rechten  aber  Pflichten  entsprechen.  Die  Folge  der 
Erfüllung  der  Schulpflicht  ist  das  am  die  erfolgreiche  Ab- 
solvierung der  4.  Klasse  der  Elementarvolksschule  gebun- 
dene Wahlrecht.  Der  Steuerpflicht  entspricht  der  Wahl- 
rechtstitel des  Staaitssteuerzensus  von  10  Kronen.  Der 
Wehrpflicht  entspringt  die  Anerkennung  der  Leistung  des 
Militärdienstes  bei  der  Bestimmung  des  Wahlrechts. 
Schliesslich  ist  die  Würdigung  der  dauernd  geleisteten 
nützlichen  gesellschaftlichen  Arbeit  das  Wahlrecht,  das 
auf  Grund  dauernder  Beschäftigung  ausgeübt  werden 
kann. 

So  baut  sich  unser  Entwurf  auf  der  Harmonie  zwi- 
schen Rechten  und  Pflichten  auf,  denn  er  will  jeden  Bür- 
ger, der  seine  Pflichten  erfüllt,  ain  der  Arbeit  der  nationa- 
len Gesellschaft  teilnimmt,  auch  an  der  Verfassung  teil- 
nehmen lassen. 

IX. 

Die  besonderen  Kriterien  (Rechtstitel)  des  Wahlrechts. 

Ohne  vorerst  von  dem  Wahlrecht  der  Frauen  zu 
sprechen,  wollen  wir  die  besonderen  Kriterien,  die  einzel- 
nen Rechtstitel  des  Wahlrechts  besonders  zum  Gegen- 
stand der  Untersuchung  machen. 

Erfolgreiche  Absolvierung  der  4.  Klasse  der  Elemen- 
tarvolksschule. Der  Hauptrechtstitel  des  Entwurfes  ist 
die  erfolgreiche  Absolvierung  der  vierten  Klasse  der  Ele- 
mentarvolksschule. 
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Schon  bei  der  Kritik  des  ö.-A.  XIV : 1913  haben  wir 
es  begründet,  warum  wir  die  4.  anstatt  der  6.  Klasse  der 
Elementarvolksschule  aufgenommen  haben.  Die  erfolg- 
reiche Absolvierung  der  4.  Klasse  der  Elementarvolks- 
schule ist  an  sich  ein  Rechtstitel.  Abgesehen  von  dem 
Vorhandensein  der  allgemeinen  Kriterien  (ungarische 
Staatsbürgerschaft,  Wahlalter)  hat  daher  der  männ- 
liche Wähler  kein  anderes  Kriterium  nachzuweisen.  Na- 
türlich ist  es  auch  nicht  notwendig,  dass  er  von  den  allge- 
meinen Kriterien  die  Kenntnis  des  Schreibens  und  Lesens 
nachweise,  weil  dieses  die  erfolgreiche  Absolvierung  der 
4.  Klasse  der  Elementarvolksschule  ohnehin  beweist. 

Nach  den  Daten  der  Volkszählung  vom  Jahre  1910 
haben  von  der  männlichen  Bevölkerung  ungarischer 
Staatsbürgerschaft  über  24  Jahren  2,625.000  die  vier  Ele- 
mentarsclmlklassen  absolviert.  Die  auf  Grund  des  G.-A. 
XIV:  1913  entworfene  erste  Wählerliste  weist  nur 
1,627.136  Wähler  aus.  Der  Rechtstitel  der  Absolvierung 
von  vier  Elementarvolksschulklassen  bedeutet  daher 
schon  an  sich  gegenüber  dem  G.-A.  XIV:  1913  eine  Wäh- 
lerzunahme von  nahezu  einer  Million  und  werden  unter 
diesem  Rechtstitel  auch  selbständige  Landwirte,  Gewer- 
betreibende, Kaufleute,  wie  auch  gewerbliche  und  land- 
wirtschaftliche Arbeiter  und  Dienstboten  in  beträchtlicher 
Zahl  wahlberechtigt. 

Von  den  2,625.000  Männern  über  24  Jahren,  die  vier 
Elementarvolksschulklassen  absolviert  haben,  sind  unga- 
rischer Muttersprache  1,687.000,  das  sind  64‘3  %,  deut- 
scher 13-4%,  slowakischer  10*4%,  rumänischer  6*9%, 
ruthenischer  0-4%,  serbischer  2-3%,  kroatischer  1%.  Von 
den  des  Schreibens  und  Lesens  Kundigen  über  24  Jahren 
sind  demgegenüber  Ungarn  63*1  % , Deutsche  12*8%, 
Slowaken  10%,  Rumänen  8-6%,  Ruthenen  0‘6%,  Serben 
2-4%,  Kroaten  Ll%.  Die  Verhältnisziffer  des  Ungartums 
in  der  gesamten  männlichen  Bevölkerung  über  24  Jahren 
ist  55%,  die  der  Deutschen  10'4%,  der  Slowaken  9*5%, 
der  Rumänen  17-4%,  der  Ruthenen  2%,  der  Serben  2'8%, 
der  Kroaten  Ll%.  Das  Verhältnis  des  Ungartums  ist  daher 
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grösser  bei  denen,  die  vier  Elementarvolksschulklassen 
absolviert  haben,  als  bei  den  des  Schreibens  und  Lesens 
Kundigen,  und  bei  den  Letzterwähnten  wieder  grösser,  als 
in  der  Qesamtbevölkerung. 

Die  folgenden  zwei  Tabellen  machen  es  besonder 
nach  den  Städten  mit  Munizipalrecht  und  besonders  nach 
den  Komitaten  ersichtlich,  in  welchem  Masse  die  Absol- 
vierung der  vierten  Klasse  der  Elementarvolksschule  im 
Lande  sich  verbreitet  hat. 


Das  Verhältnis  der  Männer  über  24  Jahren,  die  vier 
Elementarvolksschulklassen  absolviert  haben,  in  Pro- 
zenten. 

Reihenfolge  der  Städte  mit  Munizipalrecht. 


1.  Sopron ...  ...  95-0 

2.  Budapest  91 -6 

3.  Pozsony  88‘5 

4.  Györ  87’0 

5.  Komärom  ...  ...  ...  ...  849 

6.  Kassa  82'5 

7.  Miskolc  ....  ...  ...  ...  824 

8.  Szekesfehervär  82-1 

9.  Pecs  81  1 

10.  Fiume  79  3 

11.  Selmec-  es  Belabänya  763 

12.  Debrecen  76’1 

13.  Nagyvärad 75’8 

14.  Szatmärnemeti ..  ...  ...  74’8 


15.  Temesvär  ...  ...  ...  ...  728 

16.  Arad 72- 1 

17.  Kolozsvär ...  69  8 

18.  Marosväsärhely  ...  ...  68-8 

19.  Szeged  ...  ...  ..' 68  6 

20.  Ujvidäk 678 

21.  Versec 67’3 

22.  Baja. 65  7 

23.  Pancsova  64  6 

24.  Kecskemet ...  525 

25.  Hödmezöväsärhely  ...  49-7 

26.  Zombor 449 

27.  Szabadka  ...  31  0 


Das  Verhältnis  der  Männer  über  24  Jahren,  die  vier 
Elementarvolksschulklassen  absolviert  haben,  in  Pro- 
zenten. 

Reihenfolge  der  Komitate. 


1.  Moson 88-0  . 9.  Tolna  80  9 

2.  Sopron ...  88'0  10.  Liptö  80  7 

3.  Veszprem  — — — ...  83'3  11.  Esztergom ...  ...  ...  80'4 

4.  Vas 82  7 12.  Györ 78  8 

5-  Hont..  82-5  13.  Pozsony.. 784 

6.  Zölyom 82'0  14.  Baranya ...  775 

7.  Gömör  es  Kis-Hont  ...  8P5  15.  Fejer 77-4 

8.  Komärom  81  -5  16.  Brassö  77  0 


i 


264  • 


17.  Somogy 

768 

41.  Zemplän  ... 

533 

18.  Bekes  

747 

42.  Szabolcs  

53  1 

19.  Pest-Pilis-Solt-Kiskün 

73-9 

43.  Fogaras ..  ...  

48-3 

20.  Türöc  ...  ...  

735 

44.  Csongräd  

477 

21.  Nyitra  

73  1 

45.  Säros  ...  ...  

46-8 

22.  Borsod  ...  . ...... 

729 

46.  Bihar  

465 

23.  Bars  ..  

72-8 

47.  Krassö-Szöreny  ... 

460 

24.  Nögräd 

727 

48.  Szatmär..  ...  

455 

25.  Ärva_.  

70  8 

49.  Csik ..  . 

443 

26.  Szepes  

70-4 

50.  Maros-Torda  ...  

435 

27.  Hajdu  ... 

687 

51.  Bereg  ...  ...  ... 

42-9 

28.  Abauj-Torna  

67- 1 

52.  Beszterce-Naszöd  . ... 

41-7 

29.  Bäcs-Bodrog  

66  1 

53.  Kis-Küküllö . ... 

40-3 

30.  Zala ...  ...  ... 

635 

54.  Arad..  ...  ...  ...  ...  . 

38-2 

31.  Nagy-Küküllö ... 

632 

55.  Ung ...  ...  ...  ... 

36-4 

32.  Heves  ...  ... 

629 

56.  Ugocsa  ...  ... 

32-7 

33.  Jäsz-Nagykün-Szolnok 

62-6 

57.  Szilägy  ...  . . 

28-4 

34.  LJdvarhely  ...  

35.  Szeben  . . ... 

62  2 
592 

58.  AIsö-Fehär ...  ... 

27-5 

36.  Csanäd  ... 

58-2 

59.  Torda-Aranyos 

270 

37.  Temes  ...  

57-9 

60.  Kolozs  ...  ...  ...  

25-3 

38.  Häromszek  ..  ...  ... 

578 

61.  Hunyad.  ...  

24-8 

39.  Trencsen  ...  ...  ...  ... 

573 

62.  Märamaros  ..  ...  ...  ... 

18-0 

40.  Torontäl  ..  ...  ...  ... 

573 

63.  Szolnok-Doboka  ...  ... 

15  9 

Ein  Blick  auf  diese  Tabellen  zeigt  wieder,  dass  das 
an  vier  Elementarvolksschulklassen  gebundene  Wahlrecht 
ebenfalls  keinen  einseitigen  städtischen  Charakter  hat. 
Mehr  als  80  % der  im  Wahlalter  stehenden  männlichen 
Bevölkerung  haben  die  vierte  Klasse  der  Elementarvolks- 
schule in  9 Städten  mit  Munizipalrecht  und  in  11  Komi- 
faten,  mehr  als  70  % in  16  Städten  mit  Mnnizipalrecht  und 
in  26  Komitaten,  mehr  als  60  % in  23  Städten  mit  Muni- 
zipalrecht und  in  34  Komitaten  absolviert. 

Vergleichen  wir  nun  die  Zahl  der  des  Schreibens  und 
des  Lesens  Kundigen  mit  der  Zahl  der  Absolventen  von 
vier  Elementarvolksschulklassen,  so  erlhalten  wir  folgende 
Ergebnisse:  Nach  den  Daten  der  Volkszählung  vom  Jahre 
1910  war  die  Seelenzahl  der  des  Schreibens  und  Lesens 
kundigen  männlichen  Bevölkerung  ungarischer  Staats- 
bürgerschaft über  24  Jahren  3,019.027,  die  der  Absolven- 
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ten  von  vier  Elementarvolksschulklassen  aber  2,624.995. 
Der  Unterschied  zwischen  diesen  beiden  Zahlen  ist  daher 
gering,  insgesamt  394.032  oder  im  Durchschnitt  13  %. 
ln  einzelnen  Munizipien,  dort  wo  die  Kinder  wenigstens 
vier  Klassen  besucht  haben,  ist  sie  geringer,  anderwärts 
aber,  wo  die  Kinder  schon  früher  aus  der  Schule  aus- 
geblieben sind  und  nur  schreiben  und  lesen  gelernt  haben, 
grösser.  In  der  Stadt  Sopran  z.  B.  ist  der  Prozentsatz  der 
des  Schreibens  und  Lesens  Kundigen  unter  den  Männern 
über  24  Jahren  977  °/o,  der  der  Absolventen  von  vier 
Elementarklassen  aber  95  %,  der  Unterschied  ist  daher  im 
ganzen  27  %.  In  Budapest  ist  die  Verhältnisziffer  der  des 
Schreibens  und  Lesens  Kundigen  95*8  %,  den  Absolventen 
von  vier  Elementarschulen  aber  9L6%,  der  Unterschied 
daher  im  ganzen  47  %.  Von  ^en  Komitaten  ist  im  Mosoner 
die  Verhältnisziffer  der  des  Schreibens  und  Lesens  Kundi- 
gen 92*3  %,  die  der  Absolventen  von  vier  Elementar- 
schulen 88%,  der  Unterschied  daher  im  ganzen  47  %. 
Im  Komitat  Sopron  ist  die  Verhältnisziffer  der  des 
Schreibens  und  Lesens  Kundigen  927  %,  die  der  Absol- 
venten von  vier  Elementarvolksschulen  aber  88  %,  der 
Unterschied  daher  im  ganzen  47  %.  Im  Komitat  Veszprem 
sind  diese  Verhältnisziffern  87*5  % und  83*3  %,  so  dass  der 
Unterschied  im  ganzen  47  % beträgt. 

Wie  wir  sehen,  bedeutet  das  an  die  Absolvierung  der 
vierten  Klasse  der  Elementarvolksschule  gebundene 
Wahlrecht  in  einzelnen  Munizipien  schon  das  allgemeine 
Wahlrecht.  Die  an  die  Kenntnis  des  Schreibens  und 
Lesens  geknüpften  Auxiliarrechtstitel  aber  mussten  eben 
deshalb  aufgenommen  werden,  damit  das  Wahlrecht  auch 
dort  allgemein  werde,  wo  der  Unterschied  zwischen  der 
Zahl  der  Absolventen  von  vier  ElementarvolksschuL 
klassen;  und  der  Zahl  der  des  Lesens  und  Schreibens  Kun- 
digen grösser  ist.  Mit  der  erfreulichen  Entwicklung 
unserer  Volksschulen  wird  auch  die  Zahl  derjenigen 
Wähler  immer  grösser  werden,  die  unter  dem  Rechtstitel 
der  erfolgreichen  Absolvierung  der  vierten  Klasse  der, 
Elementarvolksschule  in  die  Reihe  der  Wähler  gelangen. 
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Während  in  der  Zeit  von  1880 — 1910  die  Bevölke- 
rung von  13,749.603  auf  18,264.533  gestiegen  ist,  also  um 
4,514.930,  das  sind  32’8  %,  zugenommen  hat,  ist  die 
Gesamtzahl  der  Volksschullehrer  von  20.720  auf  32.609 
gestiegen,  hat  also  um  11.889,  das  sind  57'4  %,  zu- 
genommen.  Zu  bemerken  ist,  dass  das  wahre  Mass  für  die 
Entwicklung  des  Elementarvolksschulunterrichts  nicht  die 
Zunahme  in  der  Zahl  der  Schulen,  sondern  in  der  der 
Lehrer  ist.  Während  der  fraglichen  dreissig  Jahre  hat 
daher  die  Zahl  der  Lehrer  in  einem  wesentlich  grösseren 
Verhältnis  zugenommen  als  die  der  Bevölkerung.  Daraus 
folgt,  dass  auch  die  Zahl  der  die  Schule  besuchenden 
Zöglinge  und  unter  diesen  der  Absolventen  der  4.  Klasse 
ständig  zunimmt. 

Auf  Grund  dieser  Daten* ist  die  Annahme  berechtigt, 
dass  in  der  Zukunft  sozusagen  die  volle  Zahl  der  des 
Schreibens  und  Lesens  Kundigen  auch  die  4.  Klasse  der 
Eiern entarv olksschule  absolvieren  wird,  und  dass  derart 
nach  nicht  langer  Zeit  alle  wertvollen  Elemente  der  unga- 
rischen Gesellschaft  unter  dem  Rechtstitel  der  Kultur  an 
dem  politischen  Leben  der  Nation  werden  teilnehmen 
können. 

Die  Lage  des  Ungartums  in  der  jüngsten  Entwicklung 
unseres  Schulbesuchs  geht  aus  folgenden  Daten  hervor: 

Im  Jahre  1907/8  waren  von  sämtlichen  Schülern 
547  % und  von  den  Knabenschülern  der  4.  Klasse  55-90/o 
ungarischer  Muttersprache.  In  Siebenbürgen  aber  waren 
38-4  % sämtlicher  Schüler  und  4L4  % der  Knabenschüler 
der  4.  Klasse  Ungarn.  Im  Jahre  1910/11  waren  55'8  % von 
sämtlichen  Schülern  und  57'2  % von  den  Knabenschülern 
der  4.  Klasse  ungarischer  Muttersprache,  in  Siebenbürgen 
aber  40‘4  % von  sämtlichen  Schülern  und  43‘6  % von  den 
Knabenschülern  der  4.  Klasse.  Im  Jahre  1913/14  waren 
56 ’2  % von  sämtlichen  Schülern  und  47'8  % von  den 
Knabenschülern  der  4.  Klasse  ungarischer  Muttersprache, 
in  Siebenbürgen  aber  40'8  % der  gesamten  Schüler  und 
437  % von  den  Knabenschülern  der  4.  Klasse. 
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Aus  diesen  Daten  ergibt  sich,  dass: 

1.  in  allen  drei  Schuljahren  das  Verhältnis  der  Kin- 
der ungarischer  Muttersprache  unter  den  Knabenschülern 
der  4.  Klasse  grösser  ist,  als  unter  sämtlichen  Schülern; 

2.  in  jedem  folgenden  Zeitabschnitt  das  Verhältnis 
der  Kinder  ungarischer  Muttersprache  unter  sämtlichen 
Schülern,  und  insbesondere  unter  den  Knabenschülern 
der  4.  Klasse  steigt. 

Die  Ausbreitung  des  Ungartums  in  der  Reihe  der  Ab- 
solventen der  4.  Elementarklasse  kann  also  auch  in  der 
Zukunft  als  ständig  gelten. 

In  der  Zeit  von  1903/04  bis  1913/14  ist  in  Ungarn 
unter  den  die  tägliche  Schule  besuchenden  Schülern  das 
Verhältnis  der  Kinder  ungarischer  Muttersprache  von 
53*1  % auf  56\3  % gestiegen,  das  der  deutschen  aber  von 
13‘5  % auf  1 1*8  %,  das  der  Slowaken  von  1 3*2  % auf 
13%  und  das  der  Rumänen  von  13  % auf  11*7%  gesun- 
ken. Von  den  17  siebenbürgischen  Munizipien  ist  in  15 
das  Verhältnis  der  Schüler  ungarischer  Muttersprache  ge- 
stiegen, und  zwar  von  0'1  % auf  9'2  % und  nur  in  zwei  Mu- 
nizipien (Häromszek,  Udvairhely)  gesunken.  Das  Verhältnis 
der  Schüler  deutscher  Muttersprache  ist  in  13  Munizipien 
gesunken  um  0-1  bis  3*9  %,  hat  sich  in  drei  Munizipien 
nicht  geändert  und  ist  nur  in  einem  (Csik)  gestiegen. 
Das  Verhältnis  der  Kinder  rumänischer  Muttersprache  ist 
in  elf  Munizipien  um  0*2  bis  9-l  % gesunken  und  ist  in 
sechs  Munizipien  (Beszterce-Naszöd,  Brassö,  Häromszek, 
Kis-Küküllö,  Nagy-Küküllö,  Szeben)  gestiegen.  In  Sieben- 
bürgen ist  daher  das  Verhältnis  der  Schüler  ungarischer 
Muttersprache  durchschnittlich  um  4-2  % gestiegen,  das 
der  Deutschen  durchschnittlich  um  1*4%  und  auch  das 
der  Rumänen  um  2*8  % gesunken.  Auch  dies  beweist  die 
Ausbreitung  des  Ungartums  im  Schulbesuch. 

Der  äusseren  Entwicklung  des  ungarischen  Volks- 
schulunterrichts entspricht  auch  die  jüngste  Gestaltung 
seiner  inneren  Entwicklung.  Immer  stehen  ihm  besser 
ausgebildete  Lehrer  zur  Verfügung.  In  der  jüngsten  Zeit 
wurde  die  ständige  Fachaufsicht  der  Lehrerbildungs- 
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anstalten  ausgebaut  und  traten  die  die  gesellschaftlichen 
und  die  nationalen  Gesichtspunkte  berücksichtigenden 
neuen  Lehrpläne  ins  Leben.  In  den  neuen  Lehrplänen  der 
Elementarvolksschulen  selbst  kommen  die  Ansprüche  des 
nationalen  und  des  modernen  wirtschaftlichen  Lebens 
vollkommen  zur  Geltung.  Heute  rüstet  die  Elementar- 
volksschule die  Schüler,  die  die  4.  Klasse  absolviert  haben, 
ausser  der  vollkommeneren  Kenntnis  des  Schreibens  und 
Lesens  auch  mit  den  die  vaterländische  Geographie  und 
Geschichte  betreffenden  Kenntnissen  aus  und  impft  ihnen 
nationales  Gefühl  ein.  Parallel  damit  erstarkt  der  Einfluss 
des  Staates  in  der  Kontrolle  des  inneren  Lebens  der 
Volksschulen  jeden  Charakters. 

G.-A.  XXVII  : 1907  macht  den  erfolgreichen  Unter- 
richt der  ungarischen  Sprache  und  den  aus  nationalem 
Gesichtspunkt  einwandfreien  Unterricht  bei  Meidung  der 
Disziplinarstrafe  zur  Pflicht  der  Volksschulen  jeden  Cha- 
rakters. G.-A.  XVI  : 1913  überträgt  die  Qualifizierung  der 
Lehrer,  also  die  Überprüfung  ihrer  nationalen  und  kultu- 
rellen Arbeit,  Organen  des  Staates.  Die  Zahl  der  staat- 
lichen Volksschulunterrichtsanstalten  an  sich  wächst  fort- 
während. Wie  den  mitgeteilten  Tabellen  zu  entnehmen  ist, 
Maren  im  Jahre  1880  unter  den  20.720  Elementarvolks- 
schullehrern insgesamt  410,  das  sind  2 % staatliche 
Lehrer,  im  Jahre  1910  aber  finden  wir  unter  den  32.609 
Elementarvolksschullehrern  schon  7687,  das  sind  23-6  % 
staatliche.  Und  während  in  diesem  Zeitraum  von  30  Jahren 
die  Gesamtzahl  der  Lehrer  um  11.889,  das  sind  57-4  % 
gestiegen  ist,  ist  bei  den  staatlichen  Lehrern  eine  Zunahme 
von  7277,  das  sind  1 77'5  % zu  konstatieren. 

Können  wir  von  der  äusseren  Entwicklung  unserer 
Schule  eine  stufenweise  Zunahme  der  Wählerzahl  erM'ar- 
ten,  so  können  wir  andererseits  aus  der  jüngsten  inneren 
Entwicklung  der  ungarischen  Schulen  die  Überzeugung 
schöpfen,  dass  diejenigen,  die  auf  Grund  ihrer  in  den 
Schulen  und  in  dem  für  ErM'achsene  staatlich  organisier- 
ten Lehrkursen  erM'orbenen  Kenntnisse  mit  der  Zeit  an 
den  verfassungsmässigen  Rechten  teilnehmen  M'erden, 
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auch  vollkommeneres  Verständnis  und  innigere  Liebe  für 
den  ungarischen  nationalen  Staat  mit  sich  bringen. 

Indem  unser  Entwurf  an  die  Absolvierung  der 
4.  Klasse  der  Elementarvolksschule  ein  Wahlrecht  knüpft, 
will  er  nicht  nur  in  der  Theorie  ein  Recht  gewähren,  son- 
dern er  will  zugleich  auch  den  Nachweis  dieses  Rechts- 
titels erleichtern.  In  der  Erleichterung  geht  er  weiter  als 
G.-A.  XIV : 1913,  § 51,  demgemäss  von  dem  Beweis  der  er- 
folgreichen Absolvierung  der  6.  Klasse  der  Elementar- 
volksschule bei  denjenigen  abzusehen  ist,  die  eine  Stel- 
lung oder  Beschäftigung  haben  oder  hatten,  die  durch 
das  Gesetz  an  eine  Schulbildung  geknüpft  ist  oder  gebun- 
den war  zu  der  Zeit,  in  der  der  Betreffende  die  Stellung 
bekleidet,  oder  die  Beschäftigung  betrieben  hat.  Unser 
Entwurf  geht  weiter:  er  bestimmt,  der  Nachweis  der  er- 
folgreichen Absolvierung  der  Elementarvolksschule  sei 
auch  von  demjenigen  nicht  zu  verlangen,  „bei  dem 
— wenn  auch  nicht  ein  Gesetz  seine  Stellung  oder  seine 
Beschäftigung  an  eine  Schulbildung  bindet  — die  erfolg- 
reiche Absolvierung  der  4.  Klasse  der  Elementarvolks- 
schule kraft  der  Natur  seiner  gegenwärtigen  oder  frühe- 
ren Stellung  oder  Beschäftigung  nicht  zweifelhaft  ist“. 
Hierher  gehören  zum  Beispiel  die  Privatangestellten, 
deren  Anstellung  es  zweifellos  erscheinen  lässt,  dass  sie 
eine  mindensten  der  Absolvierung  der  4.  Klasse  der  Ele- 
mentarvolksschule entsprechende  Bildung  haben. 

Eine  bedeutende  Erleichterung  ist  ferner  die  Bestim- 
mung des  Entwurfes,  dass  in  dem  Falle,  in  dem  jemand 
nicht  imstande  ist,  das  Schulzeugnis  vorzulegen,  aber,  sei 
es  bei  der  Ausfüllung  des  Zähl-(Melde-)blattes,  sei  es 
später,  angibt,  in  welcher  Schule  und  mindestens  beiläufig 
wann  er  die  4.  Klasse  der  Elementarvolksschule  absolviert 
hat  — insofern  er  nicht  unter  einem  anderen  Rechtstitel 
aufgenommen  werden  könnte  — , die  Beschaffung  des 
Zeugnisses  oder  der  notwendigen  Angabe  von  Amts 
wegen  zu  verfügen  ist. 

Die  bedeutungsvollste  Neuerung  des  Entwurfes  aber 
ist,  dass  er  nicht  nur  zum  Nachweis  der  Kenntnis  des 
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Schreibens  und  des  Lesens,  sondern  auch  zum  Nachweis 
der  der  4.  Klasse  der  Elementarvolksschule  entsprechen- 
den Bildung  die  Organisierung  ständiger  staatlicher  Kom- 
missionen anordnet,  und  dabei  den  Minister  für  Kultus 
und  Unterricht  ermächtigt,  den  staatlichen  Volksunter- 
richt Erwachsener  zu  organisieren.  Derartige  ständige 
Kommissionen  würden  in  jeder  Stadt  mit  Munizipalrecht, 
ferner  am  Sitze  eines  jeden  Komitatsmunizipiums  und 
schliesslich  dort  wirken,  wo  sich  eine  kön.  Schulinspekto- 
rats-Expositur  befindet.  Damit  jedoch  auch  die  Bevölke- 
rung der  übrigen  Städte  mit  geregeltem  Magistrat,  wie 
auch  die  der  Klein-  und  der  Qrossgemeinden  Gelegenheit  er- 
halten können,  die  der  4.  Klasse  der  Elementarvolksschule 
entsprechende  Bildung  nachzuweisen,  würde  in  jeder 
Stadt  mit  geregeltem  Magistrat,  vorausgesetzt,  dass  dort 
keine  ständige  Kommission  wirkt,  ferner  in  jeder  Gross- 
gemeinde und  ausserdem  noch  mindestens  am  Sitze  eines 
jeden  Kreisnotariats  jährlich  einmal  unter  Mitwirkung  des 
kön.  Schulinspektors  oder  seines  Stellvertreters  sich  eine 
derartige  Kommission  bilden  und  an  Ort  und  Stelle  er- 
scheinen, um  ihre  Arbeit  zu  versehen. 

Für  die  vor  diesen  Kommissionen  abgelegte  Prüfung 
sind  natürlich  die  Bestimmungen  des  G.-A.  XXVII:  1907 
§ 19  massgebend.  Stellen  wir  uns  auch  gegenüber  dem 
alten  Elementarschulzeugnis  nicht  auf  die  Basis  des  gel- 
tenden Gesetzes,  so  ist  es  andererseits  ausser  Zweifel,  dass 
für  die  nach  dem  Inslebentreten  des  Gesetzes  abzulegende 
Wählerprüfung  nur  das  lebendige  Gesetz  massgebend 
sein  kann.  Laut  dem  angerufenen  Paragraphen  des  Ge- 
setzes ist  die  ungarische  Sprache  auch  in  Elementar- 
schulen mit  nichtungarischer  Unterrichtssprache  in  dem 
Masse  zu  unterrichten,  dass  das  Kind  nichtungarischer 
Muttersprache  nach  Absolvierung  des  4.  Jahrganges  im- 
stande sei,  seine  Gedanken  in  Wort  und  Schrift  ungarisch 
auszudrücken.  Dadurch  würde  daher  die  Wählerprüfung 
auch  zugleich  ein  Mittel  für  die  Verbreitung  der  unga- 
rischen Staatssprache,  und  zwar  in  der  schönsten  Form, 
da  durch  sie  jeder  ungarische  Staatsbürger,  welcher  Na- 
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tionalifät  immer,  ein  verfassungsmässiges  Recht  erlangen 
würde. 

Indem  der  Staat  jedoch’  nicht  nur  Prüfungskommis- 
sionen errichtet,  sondern  auch  den  staatlichen  Unterricht 
Erwachsener  organisiert,  beweist  er,  dass  er  die  Pfeiler 
des  nationalen  Staates  nicht  auf  die  Grundlagen  der  Un- 
wissenheit basieren  will,  sondern  durch  seine  Schulen  wie 
auch  durch  seine  Lehrkurse  die  Ausdehnung  der  Rechte, 
durch  die  Ausdehnung  der  Rechte  aber  die  Kultur  zu  för- 
dern wünscht. 

Direkter  Staatssteuerzensus  von  mindestens  zehn 
Kronen.  Einem  der  zum  Wahlrecht  geforderten  beson- 
deren Kriterien  (Rechtstitel)  entspricht  auch  derjenige 
Mann,  der,  sei  es  aus  einer,  sei  es  aus  mehreren  Steuer- 
gattungen zusammen  — siei  es  in  einer  und  derselben,  sei 
es  in  mehreren  Gemeinden  — , mit  einer  direkten  Staats- 
steuer von  mindestens  zehn  Kronen  belastet  ist.  Unser 
Entwurf  kehrt  nicht  auf  den  Territorialzensus  zurück.  Bei 
der  Schilderung  der  historischen  Entwicklung  unseres 
Wahlrechts  haben  wir  gesehen,  dass  die  Missverhältnisse 
des  an  eine  Viertelurbarialsession  geknüpften  Zensus 
schon  im  Jahre  1848  erkannt  wurden,  dass  man  sie  bei 
den  Verhandlungen  des  Entwurfes  vom  Jahre  1872  und 
des  G.-A.  XXXIII  : 1874  neuerdings  nachgewiesen  hat, 
und  dass  seither  die  Ansicht,  der  Territorialzensus  müsse 
aus  unserem  Wahlrecht  ausgemerzt  werden,  sozusagen 
allgemein  geworden  ist. 

Gegenüber  dem  im  G.-A.  XIV  : 1913  geforderten 
direkten  Staatssteuerzensus  von  20  Kronen,  dem  835.000 
des  Schreibens  und  Lesens  kundige  Männer  über  24 
Jahren  entsprochen  haben,  vermehrt  der  Entwurf  die 
Zahl  der  Wähler  auf  Grund  dieses  Rechtstitels  um  471.000, 
da  von  den  des  Schreibens  und  Lesens  kundigen  Männern 
im  Wahlalter  1,305.546  mit  einer  direkten  Staatssteuer 
von  mindestens  10  Kronen  belastet  sind.  In  dieser  Gruppe 
der  Wähler  ist  die  Verhältnisziffer  des  Ungartums  64-4  0/o, 
also  um  1*3  % günstiger,  als  in  der  Zahl  sämtlicher  des 
Schreibens  und  Lesens  Kundigen,  in  der  die  Verhältnis- 
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Ziffer  des  Ungartums  63-1  % ist;  die  Verhältnisziffer  der 
Deutschen  aber  ist  15i  %,  also  um  2-3  % günstiger,  als 
unter  sämtlichen  des  Schreibens  und  Lesens  Kundigen,  wo 
sie  12*8  % beträgt.  In  einer  besonderen  Tabelle  werden 
wir  noch  das  Zusammentreffen  der  verschiedenen  Rechts- 
titel ausweisen;  doch  weisen  wir  schon  hier  darauf  hin, 
dass  der  Steuerzensus  in  der  Tat  nur  ein  Auxiliarrechts- 
titel  ist,  da  von  den  auf  dieser  Grundlage  in  die  Reihe  der 
Wähler  gelangenden  1,305.546  Wählern  1,142.000  die 
vierte  Klasse  der  Elementarvolksschule  absolviert  haben. 
Dieser  Rechtstitel  hat  daher  auch  noch  die  Bedeutung  und 
den  Wert,  dass  auch  derjenige,  der  wohl  die  vierte  Klasse 
der  Elementarvolksschule  absolviert  hat,  das  besondere 
Kriterium  des  Steuerzensus  jedoch  leichter  nachzuweisen 
vermag,  zu  dieser  Art  des  Nachweises  greifen  wird. 

Unser  Entwurf  regelt  den  Nachweis  dieses  Rechts- 
titels sehr  genau  und  trachtet  ihn  zu  erleichtern.  Den 
königlichen  Steuerämtern  und  den  kommunalen  (städti- 
schen) Organen  macht  er  es  zur  Pflicht,  über  die  Männer, 
die  mit  einer  direkten  Staatssteuer  von  10  Kronen  und 
darüber  belastet  sind,  zu  Zwecken  der  Konskription  der 
Wähler  alljährlich  eine  Liste  zusammenzustellen.  Die 
Regelung  des  Nachweises  des  Schreibens  und  Lesens 
andererseits  macht  es  den  mit  der  Vorbereitung  der  Kon- 
skription betrauten  Organen  und  den  Konskriptionskorn- 
missionen zur  Pflicht,  von  den  in  der  Liste  enthaltenen 
alldiejenigen,  bei  denen  die  Kenntnis  des  Schreibens  und 
des  Lesens  zu  vermuten  ist,  unter  die  Berechtigten  ein- 
zutragen, so  dass  von  diesen  ein  Nachweis  dieses  Kri- 
teriums nicht  zu  fordern  ist. 

Das  Wahlrecht  der  Soldaten.  Das  Wahlrecht  der  Sol- 
daten wurde  durch  den  Krieg  auf  die  Oberfläche  gebracht. 
Der  Gedanke  forderte  in  seiner  ersten  Erscheinungsform 
für  diejenigen  das  Wahlrecht,  die  auf  dem  Schlachtfelde 
Militärdienst  geleistet  haben.  Unser  Entwurf  verwirklicht 
das  auf  dem  Militärdienst  beruhende  Wahlrecht  in  wei- 
terem Kreise  und  in  vollständigerem  Masse:  einem  der 
zum  Wahlrecht  geforderten  besonderen  Kriterien  ent- 
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spricht  nicht  nur  derjenige  Mann,  der  Besitzer  einer 
Tapferkeitsmedaille  ist  oder  das  Karl-Truppenkreuz  er- 
langt hat.  Dieses  an  die  Person  gebundene  Wahlrecht  mit 
dem  Charakter  einer  Auszeichnung,  in  dem  die  dankbare 
Anerkennung  der  Nation  für  diejenigen  sich  äussert,  die 
an  den  Kämpfen  für  die  Verteidigung  des  Landes  aktiv 
teilgenommen  haben,  schafft  eine  wertvolle  Gruppe  der 
Wähler,  die  im  Laufe  der  Zeit  fortwährend  abnimmt,  ohne 
dass  sie  einen  entsprechenden  Nachwuchs  hätte.  Die  ge- 
rechte Forderung  nach  dem  auf  der  Militärdienstleistung 
beruhenden  Wahlrecht  würde  wohl  dadurch  für  einige 
Zeit  Befriedigung  erlangen,  doch  bald  nach  den  eintreten- 
den Abgängen  nur  mit  erneuerter  Kraft  auferstehen.  Des- 
halb will  der  Entwurf  auch  demjenigen  das  Wahlrecht  ge- 
währen, der  (sei  es  im  Frieden,  sei  es  im  Kriege)  seiner 
ordentlichen  aktiven  Dienstpflicht  entsprochen,  oder  zur 
Kriegszeit  mindestens  zwei  Jahre  lang  — wenn  auch  mit 
Unterbrechungen  — als  Reservist,  Ersatzreservist,  Land- 
sturmmann aktiven  Militärdienst  geleistet,  oder  ohne 
Rücksicht  auf  seine  Dienstzeit  im  Dienste  der  bewaffneten 
Macht  oder  der  Gendarmerie  den  Grad  eines  Unteroffi- 
ziers erreicht  hat. 

Von  jeder  dieser  Gruppen  kann  gesagt  werden,  dass 
sie  mit  Recht  einen  Platz  in  der  Reihe  der  Wähler  be- 
anspruchen kann. 

Die  ordentliche  aktive  Militärdienstpflicht  dauert 
gegenwärtig,  laut  dem  von  der  Wehrmacht  handelnden 
G.-A.  XXX  : 1912,  § 8,  im  allgemeinen  2,  bei  der  Kavallerie 
und  bei  der  reitenden  Artillerie  3,  bei  der  Marine  aber 
4 Jahre.  Die  im  Verbände  des  Heeres  verbrachte  längere 
Zeit  hat  ohne  Zweifel  eine  erziehende  und  disziplinierende 
Wirkung,  sie  vermehrt  das  Wissen  auch  des  einfachsten 
Mannes,  erweitert  seinen  Horizont.  Die  derart  erworbene 
Bildung  der  des  Schreibens  und  Lesens  kundigen  Soldaten 
kann  mit  Recht  als  der  Absolvierung  der  4.  Klasse  der 
Elementarvolksschule  gleichwertig  gelten.  Der  Kriegs- 
dienst aber  bringt  mit  seinem  Abwechslungsreichtum, 
mit  seiner  Lebhaftigkeit  und  seinem  gesteigerten  Ver- 
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antwortlichkeitsgefühl  bei  den  Soldaten  die  Erfahrungen 
noch  rascher  zur  Reife  als  im  Frieden.  Das  ist  die  Be- 
gründung des  an  den  mindestens  zweijährigen  aktiven 
Dienst  zur  Kriegszeit  geknüpften  Wahlrechts. 

Nach  den  Daten  der  Volkszählung  vom  Jahre  1910 
haben  von  den  3,019.027  des  Schreibens  und  Lesens 
kundigen  Männern  über  24  Jabren  1,201.584,  das  sind 
39-8  %,  der  aktiven  Militärdienstpflicht  entsprochen.  Von 
diesen  waren  779.432,  das  sind  647%,  ungarischer  Mutter- 
sprache; 144.554,  das  sind  12  %,  Deutsche,  120.300,  das 
sind  10  %,  Slowaken,  96.225,  das  sind  8 %,  Rumänen. 
Demnach  ist  unter  den  des  Schreibens  und  Lesens  kundi- 
gen gedienten  Soldaten  die  Verhältnisziffer  der  ungari- 
schen Muttersprache  um  1'6%  günstiger  als  unter  sämt- 
lichen des  Schreibens  und  Lesens  Kundigen  im 
Wahlalter. 

Von  denjenigen,  die  im  Frieden  ihrer  ordentlichen 
aktiven  Militärdienstpflicht  entsprochen  haben,  haben  die 
4.  Klasse  der  Elementarvolksschule  1,045.700  absolviert. 
Auch  hier  sehen  wir  daher,  mit  welcher  Kraft  der  Haupt- 
rechtstitel  des  Entwurfes  zur  Geltung  kommt.  Der  Bürger, 
der  als  Soldat  dient,  hat  aber  auch  hier  den  Vorteil,  sein 
Wahlrecht  auf  Grund  des  Militärdienstes  nachweisen  zu 
können,  wenn  ihm  der  Nachweis  eines  anderen  Rechts- 
titels schwerer  fallen  sollte. 

Es  ist  natürlich,  dass  auch  dieser  Rechtstitel  mit  den 
auf  Grund  des  Militärdienstes  gewährten  übrigen 
Wahlrechtstiteln  zusammentrifft,  da  doch  unter  den- 
jenigen, die  ihrer  ordentlichen  aktiven  Militärdienstpflicht 
im  Frieden  Genüge  geleistet  haben,  sich  auch 
solche  befinden,  die  auch  im  Kriege  gedient  haben, 
Besitzer  einer  Tapferkeitsmedaille  sind,  das  Karl- 
Truppenkreuz  erlangt  oder  den  Grad  eines  Unter- 
offiziers erreicht  haben.  Nach  den  Berechnungen, 
die  das  Statistische  Zentralamt  auf  Grund  der  von  dem 
Honvedminister  beschafften  Daten  angestellt  hat,  könnten 
von  den  1,201.584  Personen  über  24  Jahren,  die  unter 
diesem  Rechtstitel  berechtigt  sind,  540.000  auch  auf 
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Grund  des  Karl-Truppenkreuzes  und  180.000  auf  Grund 
des  Unteroffiziersgrades  das.  Wahlrecht  beanspruchen. 

Über  die  Zahl  derjenigen,  die  im  Kriege  bisher  min- 
destens zwei  Jahre  lang  aktiven  Militärdienst  geleistet 
haben , erhielten  wir  — ohne  die  Zahl  natürlich  endgültig 
abzuschliessen  — mit  Vermittlung  des  Honvedministers 
Daten;  eine  detaillierte  Statistik  darüber  aber  können  wir 
natürlich  nicht  haben.  Es  ist  anzunehmen,  dass  auch  die 
Verteilung  dieser  Gruppe  im  grossen  und  ganzen  mit  der 
der  erwähnten  übereinstimmt. 

Nach  den  Berechnungen  des  Statistischen  Zentral- 
amtes wäre  — diejenigen,  die  schon  auf  Grund  der  im 
Frieden  erfüllten  ordentlichen  aktiven  Militärdienstpflicht 
zu  einem  Wahlrecht  gelangen  könnten,  abgerechnet  — die 
Zahl  derjenigen  des  Schreibens  und  Lesens  kundigen 
Soldaten  über  24  Jahren,  die  im  Krieg  mindestens  zwei- 
jährigen aktiven  Dienst  geleistet  haben,  418.000.  Von 
diesen  könnten  auch  auf  Grund  des  Karl-Truppenkreuzes 
209.000  und  auf  Grund  des  Unteroffiziersgrades  60.000  auf 
das  Wahlrecht  Anspruch  machen. 

Im  Kreise  des  Wahlrechts  der  Soldaten  ragt  die 
Gruppe  des  Wahlrechts  der  an  der  Front  Kämpfenden 
hervor. 

Hieher  gehören  diejenigen,  die  Besitzer  einer  Tapfer- 
keitsmedaille sind  oder  das  Karl-Truppenkreuz  erlangt 
haben.  Von  dieser  Gruppe  der  Soldatenwähler  verlangt 
der  Entwurf  nicht  die  Vollendung  des  24.  Lebensjahres, 
sondern  er  bestimmt,  dass  sie  ohne  Rücksicht  auf  ihr 
Lebensalter  wahlberechtigt  sind.  Das  Karl-Truppenkreuz 
wurde  von  ,Sr.  Majestät  mit  dem  am  13.  Dezember  1916 
erlassenen  allerhöchsten  Armee-  und  Flottenbefehl 
gestiftet,  in  welchem  er  folgendes  sagt: 

„Unter  allen  Meinen  braven  Kriegsleuten  ist  in  diesem 
Kriege  den  Truppen  die  schwierigste  Aufgabe  zugefallen. 
Sie  sind  es,  die  in  Kämpfen  von  bisher  noch  nicht  gekann- 
ter Heftigkeit  und  Dauer  heldenmütig  ihre  Pflicht  erfüllen 
in  fortdauernder  Gefahr,  treu  ihrem  Eid,  ihr  Leben  einzu- 
setzen für  unsere  gerechte  Sache.  Um  diesen  Braven. 
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Meine  Dankbarkeit  und  Anerkennung  zu  erweisen,  stifte 
Ich  das 

Karl-Truppenkreuz “ 

Die  Statuten  des  Karl-Truppenkreuzes  regeln  es  ganz 
detailliert,  wer  und  unter  welchen  Bedingungen  auf  das 
Karl-Truppenkreuz  Anspruch  hat.  Von  diesen  Bedingun- 
gen ist  folgende  die  wichtigste: 

„ . . . wenn  sie  eine  mindestens  zwölfwöchige  Gesamt- 
Felddienstleistung  vor  dem  Feinde  bei  den  zum  Kampf 
bestimmten  Teilen  der  Truppe  aufweisen  und  während 
dieser  Felddienstleistung  bei  den  vorbezeichneten  Teilen 
an  einem  Kampfe  teilgenommen  haben.“ 

Es  ist  wahrscheinlich,  dass  jeder,  der  Besitzer  einer 
Tapferkeitsmedaille  ist,  zugleich  auch  das  Karl-Truppen- 
kreuz erlangt  hat;  in  der  grösseren  Gruppe  ist  die  kleinere 
jedenfalls  enthalten.  Da  es  sich  aber  dennoch  ereignen 
kann,  dass;  es  einen  Soldaten  gibt,  der  eine  Tapferkeits- 
medaille besitzt,  nach  den  Statuten  aber  auf  das  Karl- 
Truppenkreuz  keinen  Anspruch  hat,  musste  neben  dem 
Erlangen  des  Karl-Truppenkreuzes  auch  der  Besitz  einer 
Tapferkeitsmedaille  alternativ  aufgenommen  werden.  Bei 
der  Zusammenstellung  der  statistischen  Daten  beschäf- 
tigen wir  uns  jedoch  nicht  besonders  mit  den  Besitzern 
einer  Tapferkeitsmedaille,  sondern  wir  betrachten  sie,  in 
Anbetracht  der  Geringfügigkeit  der  Abweichung,  so.  als 
wären  sie  in  der  Zahl  derjenigen,  die  das  Karl-Truppen- 
kreuz erlangt  haben,  enthalten. 

Über  die  Zahl  der  Karl-Truppenkreuzler  haben  wir 
verschiedene  statistische  Angaben.  Die  eine  ist  der  Aus- 
weis des  Honvedministers  darüber,  wieviel  ungarische 
Staatsbürger  bis  10.  Oktober,  später  aber  bis  23.  Novem- 
ber 1917  nach  den  eingelangten  Berichten,  mit  Ausnahme 
der  kroatisch-slawonische  Gemeindezuständigkeit  Be- 
sitzenden, tatsächlich  das  Karl-Truppenkreuz  erlangt 
haben,  beziehungsweise  wieviele  für  dessen  Verleihung  in 
Vorschlag  gebracht  wurden.  Die  derart  ausgewiesenen 
Zahlen  sind  fixe  Zahlen,  aber  natürlich  noch  nicht  abge- 
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schlossene,  da  die  Feststellung  der  Ansprüche  noch  im 
Zuge  ist.  Nach  diesen  Ausweisen  ist  die  Zahl  der  bis  10. 
Oktober  mit  dem  Karl-Truppenkreuz  faktisch  Bedachten 
133.718,  der  in  Vorschlag  gebrachten  297.693,  der  voraus- 
sichtlich anspruchsberechtigten  Verwundeten  28.762, 
daher  die  Gesamtzahl  460.173.  Zu  bemerken  ist,  dass  in 
dieser  Zahl  diejenigen  Karlkreuzler  nicht  enthalten  sind, 
die  den  Unteroffiziersgrad  erreicht  haben.  Über  die  Un- 
teroffiziere haben  wir  einen  besonderen  Ausweis;  ihre 
Zahl  war  bis  10.  Oktober  1917  183.456.  Wir  können  noch 
erwähnen,  dass  bis  zu  derselben  Zeit  von  der  Mannschaft 
mit  der  Goldenen  oder  Silbernen  Tapferkeitsmedaille 
38.647,  mit  der  Bronzenen  Tapferkeitsmedaille  aber 
153.535  ausgezeichnet  wurden.  Die  Zunahme  in  der  Zwi- 
schenzeit macht  der  Ausweis  vom  23.  November  ersicht- 
lich. Demnach  war  die  Zahl  der  bis  23.  November  mit 
dem  Karl-Truppenkreuz  faktisch  Bedachten  142.619 
(Zunahme  8901),  die  der  in  Vorschlag  gebrachten  316.582 
(Zunahme  18.889),  die  der  voraussichtlich  anspruchs- 
berechtigten Verwundeten  28.880  (Zunahme  118),  daher 
die  Gesamtzahl  488.081  (Zunahme  27.908).  Die  Zahl  der 
Unteroffiziere  war  bis  23.  November  191.103  (Zunahme 
7647).  Von  der  Mannschaft  war  bis  zu  derselben  Zeit  die 
Zahl  der  mit  der  Goldenen  oder  mit  der  Silbernen  Tapfer- 
keitsmedaille Ausgezeichneten  40.829  (Zunahme  2182)  und 
der  mit  der  Bronze-Tapferkeitsmedaille  Ausgezeich- 
neten 167.803  (Zunahme  14.268). 

Ausserdem  hat  das  Statistische  Zentralamt  auf  Grund 
der  Mitteilungen  des  Honvedministers  eine  Wahrschein- 
lichkeitsberechnung auch  darüber  vorgenommen,  wie 
gross,  wenn  auch  schon  die  zurückkehrenden  Kriegsge- 
fangenen mit  in  Rechnung  gezogen,  die  eine  kroatisch- 
slawonische  Gemeindezuständ'igkeit  besitzenden  aber  ab- 
gerechnet werden,  die  Maximalzahl  derjenigen  ungari- 
schen Staatsbürger  sein  kann,  die  — ohne  Rücksicht  auf 
die  Altersgrenze  und  auf  die  Kenntnis  des  Schreibens  und 
Lesens  — Anspruch  auf  das  Karl-Truppenkreuz  haben 
können.  Nach  diesen  Berechnungen  ist  die  zu  erwartende 
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Maximalzahl  1,600.000.  In  dieser  Zahl  sind  aber  auch 
schon  die  Unteroffiziere  enthalten.  Detailliert  wären  unter 
ihnen  unter  24  Jahren  540.000,  im  Alter  von  24 — 29  Jahren 
460.000  und  über  30  Jahren  600.000.  Nach  einer  Durch- 
schnittsberechnung wären  in  der  ersten  Gruppe  443.000 
des  Schreibens  und  Lesens  kundig,  97.000  (18  %)  Anal- 
phabeten, in  der  zweiten  Altersgruppe  374.900  des  Schrei- 
bens und  Lesens  kundig,  85.100  (18*5  %)  Analphabeten, 
in  der  dritten  Altersgruppe  aber  450.000  des  Schreibens 
und  Lesens  kundig  und  150.000  (25  %)  Analphabeten.  Die 
Bruttozahl  der  des  Schreibens  und  Lesens  kundigen  Karl- 
kreuzler  wäre  daher  1,267.900,  die  der  Analphabeten  aber 
332.100.  Als  Grundlage  dieser  Wahrscheinlichkeitisstatistik 
konnten  natürlich  nur  die  Angaben  und  die  Verteilung  der 
des  Schreibens  und  Lesens  kundigen  männlichen  Bevöl- 
kerung dienen. 

Prüfen  wir  nun,  um  wieviel  unter  dem  Titel  des  Karl- 
Truppenkreuzes  die  Zahl  der  Wähler  zunimmt,  so  müssen 
wir  einen  Unterschied  machen  zwischen  denjenigen  über 
24  Jahren  und  denjenigen,  die  unter  diesem  Alter  geblie- 
ben sind.  Unterhalb  der  ordentlichen  Wahlaltersgrenze 
finden  wir  443.000  des  Schreibens  und  Lesens  kundige 
Karlkreuzler;  das  ist,  wenn  auch  transitorisch,  eine  reine 
Zunahme  der  Wählerzahl.  Über  24  Jahren  sind  824.900 
des  Schreibens  und  Lesens  kundig;  von  diesen  aber  wür- 
den nach  den  durchschnittlichen  Berechnungen  auf  Grund 
des  Militärdienstes  im  Frieden  schon  540.000,  auf 
Grund  des  zweijährigen  Militärdienstes  zur  Kriegs- 
zeit 209.000,  auf  Grund  der  Absolvierung  der  4.  Klasse 
der  Elementarvolksschule  720.700,  und  auf  Grund  des 
direkten  Saatssteuerzensus  von  10  Kronen  346.500  das 
Wahlrecht  erlangen.  Es  scheint  daher,  als  würde  der 
Rechtstitel  des  Karl-Truppenkreuzes  bei  dem  ausgedehn- 
ten Wahlrecht  des  Entwurfes  für  Personen  über  24  Jahren 
keine  grosse  Bedeutung  haben.  In  Wahrheit  aber  lässt 
dieser  Rechtstitel  den  Bürgern,  die  Militärdienst  geleistet 
haben,  den  Vorteil  zukommen,  dass  sie  weder  die  Absol- 
vierung der  4.  Klasse  der  Elementarvolksschule,  noch  den 
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einer  Änderung  ausgesetzten  direkten  Staatssteuerzensus 
von  10  Kronen  nachweisen- müssen,  sondern  auf  dieser 
Grundlage  ihr  Wahlrecht  leicht  und  auf  einmal  nachzu- 
weisen vermögen.  Dadurch  wird  auch  dieser  Rechtstitel 
ein  Faktor  bei  der  Vermehrung  der  Wähler  werden  und 
zu  der  Verwirklichung  der  Absicht  des  Entwurfes  bei- 
tragen, das  Wahlrecht  möge  in  der  Praxis  des  Lebens 
auch  nicht  im  geringsten  hinter  dem  durch  das  Gesetz 
gewährten  Wahlrecht  Zurückbleiben. 

In  dem  bisher  Gesagten  haben  wir  immer  die  Wahr- 
scheinlichkeitsberechnungen des  Statistischen  Zentral- 
amtes als  Grundlage  angenommen.  Das  derart  erhaltene 
Bild  ändert  sich  jedoch,  wenn  wir  in  Betracht  ziehen,  dass 
zwischen  den  Verhältnissen  der  Soldaten  und.  der  Gesamt- 
bevölkerung sich  uns  auch  bisher  schon  zwei  Abweichun- 
gen gezeigt  haben.  Wir  haben  gesehen,  dass  die  Verhält- 
nisziffer betreffend  die  Kenntnis  des  Schreibens  und  Le- 
sens unter  den  aktiven  Dienst  leistenden  Soldaten  (bei  der 
Mannschaft  gibt  es  nur  12-6  % Analphabeten)  günstiger 
ist,  als  in  der  gesamten  männlichen  Bevölkerung  über 
24  Jahren.  Die  Abweichung  ist  grösser,  als  dass  sie  nur 
durch  die  Verschiedenheit  der  Altersgruppen  erklärt  wer- 
den könnte.  Ihre  Erklärung  ist  vielmehr  die,  dass  die  Ein- 
gereihten während  des  Militärdienstes  schreiben  und 
lesen  erlernen.  Wir  haben  ferner  gesehen,  dass  unter  den 
Männern  über  24  Jahren,  die  ihrer  ordentlichen  aktiven 
Dienstpflicht  Genüge  geleistet  haben,  die  Verhältnisziffer 
des  Ungartums  günstiger  ist  (um  L6  %)  als  in  der  ge- 
samten männlichen  Bevölkerung  desselben  Alters.  Es 
scheint  zweifellos,  dass  dieselben  Erscheinungen  sich  bei 
den  Karlkreuzlern  wiederholen.  Die  Zahl  der  Analphabe- 
ten ist  daher  unter  diesen  gewiss  kleiner,  die  Verhältnis- 
ziffer des  Ungartums  aber  grösser,  als  wir  nach  den 
Wahrscheinlichkeits-Durchschnittsberechnungen  erwarten 
können. 

Im  September  1917  begannen  wir  eine  Detailaufnahme 
der  statistischen  Daten  über  die  Karlkreuzler.  Die  ver- 
sendeten Zählblätter  haben  über  alle  Umstände,  die  aus 
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dem  Gesichtspunkte  unseres  Waihlrechtsentwurfes  in  Be- 
tracht zu  nehmen  sind,  Fragen  enthalten. 

Infolge  der  kriegerischen  Verhältnisse  sind  die  Zähl- 
blätter nur  langsam  eingelangt,  dennoch  haben  wir  schon 
bisher  mehr  als  300.000  individuelle  Antworten  auf  unsere 
Fragen  erhalten.  Die  Aufarbeitung  dieser  Daten  ist  im 
Zuge.  Und  wenn  wir  auch  aus  ihren  Ergebnissen  keine 
fixe,  sondern  sogenannte  Repräsentativzahlen  erhalten, 
so  werden  wir  aus  diesen  dennoch  mit  Recht  auf  die 
durchschnittlichen  Verhältnisse  schliessen  können.  Schon 
aus  dem  Bisherigen  kann  konstatiert  werden,  dass  unsere 
Voraussetzungen  über  das  günstige  Verhältnis  der  Kennt- 
nis des  Schreibens  und  Lesens  und  bei  der  Verhältniszif- 
fer des  Ungartums  richtig  waren. 

Die  bis  Ende  November  aufgearbeiteten  233.667  Zähl- 
blätter machen  folgende  Ergebnisse  ersichtlich:  Von  der 
gesamten  Zahl  entfallen  auf  Personen  über  24  Jahren 
163.286,  auf  solche  unter  24  Jahren  aber  70.381.  Die  Zahl 
der  unter  24  Jahren  alten  macht  daher  30-1  % der  Gesamt- 
zahl aus.  Demnach  wäre  die  Zahl  der  jugendlichen  Karl- 
kreuzler  um  3-6  % kleiner,  als  wir  bei  den  Wahrschein- 
lichkeitsberechnungen nach  der  Verteilungsverhältniszif- 
fer  der  Altersgruppen  der  Gesamtbevölkerung  angenom- 
men haben.  Die  Zahl  der  des  Schreibens  und  Lesens  Kun- 
digen ist  bei  den  über  24  Jahren  alten  137.860,  die  der  An- 
alphabeten 25.426.  Von  den  unter  24  Jahren  alten  sind  des 
Schreibens  und  Lesens  kundig  63.559,  nicht  kundig  6822. 
Nach  den  Ergebnissen  der  Probeaufarbeitung  ist  daher 
das  Verhältnis  der  Kenntnis  des  Schreibens  und  Lesens 
hier  bedeutend  günstiger,  als  bei  der  männlichen  Bevöl- 
kerung im  entsprechenden  Alter.  Von  den  Karlkreuzlern 
über  24  Jahren  können  84-4  % schreiben  und  lesen,  wäh- 
rend in  der  männlichen  Bevölkerung  des  entsprechenden 
Alters  (hier  haben  wir  die  25 — 40jährigen  aufgenornmenf 
diese  Verhältnisziffer  79-4  % ist.  Die  Verhältnisziffer  der 
im  Wahlalter  stehenden  Karlkreuzler  ist  daher  um  5 % 
günstiger.  Von  den  Karlkreuzlern  unter  24  Jahren  können 
90-3  % schreiben  und  lesen,  während  in  der  männlichen 
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Bevölkerung  desselben  Alters  (hier  haben  wir  in  Ermang- 
lung einer  vollkommen  übereinstimmenden  Altersgruppe 
die  Verhältniszin'er  der  20— 24jährigen  angenommen)  die 
Verhältnisziffer  der  des  Schreibens  und  Lesens  Kundigen 
nach  den  Daten  der  Volkszählung  8E4  % ist;  hier  ist  daher 
der  Unterschied  schon  grösser;  8‘9  %.  Von  den  Karlkreuz- 
lern über  24  Jahren  (die  des  Schreibens  und  Lesens  kun- 
digen und  die  Analphabeten  zusammen)  sind  Ungarn 
62-2  %,  von  denen  unter  24  Jahren  aber  61*8  %.  Nach  den 
Daten  der  Probeaufarbeitung  ist  daher  das  Verhältnis  des 
Ungartums  unter  den  Karlkreuzlern  um  5 — 6 % günstiger 
als  bei  der  Gesamtbevölkerung  des  entsprechenden  Alters. 
Auch  unter  den  des  Schreibens  und  Lesens  kundigen  Karl- 
kreuzlern ist  die  Verhältnisziffer  des  Ungartums  günstiger 
als  bei  den  entsprechenden  Altersgruppen  der  Gesamt- 
bevölkerung: Von  denen  über  24  Jahren  sind  Ungarn 
66 '2  %,  bei  der  des  Schreibens  und  Lesens  kundigen 
männlichen  Bevölkerung  ähnlichen  Alters  aber  63’5  %,  — 
die  Verhältnisziffer  der  Karlkreuzler  ist  daher  um  2-7  % 
günstiger;  von  den  des  Schreibens  und  Lesens  kundigen 
Karlkreuzlern  unter  24  Jahren  aber  sind  Ungarn  64*1  %, 
bei  der  des  Schreibens  und  Lesens  kundigen  männlichen 
Bevölkerung  ähnlichen  Alters  aber  63-1  %.  Das  Verhält- 
nis ist  daher  bei  den  Karlkreuzlern  auch  noch  in  dieser 
Altersgruppe  um  1 % günstiger. 

Unser  Entwurf  knüpft  das  Wahlrecht  auf  Grand  des 
Rechtstitels  einer  Tapferkeitsmedaille  und  des  Karl- 
Truppenkreuzes  deshalb  nicht  an  eine  Altersgrenze,  weil 
der  Dienst  auf  dem  Schlachtfelde  nach  unserer  Ansicht 
auch  den  jugendlichen  Soldaten  so  ernst  und  reif  macht, 
dass  er  durch  seine  das  Vaterland  verteidigende  Hand- 
lungen schon  selbst  seine  staatsrechtliche  Eigenberechti- 
gung erwirbt.  Als  wir  die  im  Kriege  entstandenen  Wahl- 
rechtsreformen und  -entwürfe  des  Auslandes  schilderten, 
haben  wir  gesehen,  dass  man  in  England,  obwohl  die 
Wahlaltersgrenze  dort  das  21.  Lebensjahr  ist,  auch  den 
19jährigen  Soldaten  schon  das  Wahlrecht  gewähren  will. 
Die  Zaihl  der  jugendlichen  Soldatenwähler  wäre  übrigens 
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in  Wirklichkeit  nicht  so  gross,  als  die  Wahrscheinlichkeits- 
berechnung ausgewiesen  hat,  gelten  doch  unter  ihnen  die 
23jährigen  schon  als  im  Wahlalter  stehend,  und  diese 
werden  auch  gewiss  zur  Zeit  der  Konskription  dieses  Alter 
schon  erreicht  haben.  Die  auf  Grund  der  an  den  Honved- 
minister  eingelangten  Berichte  angefertigten  Ausweise 
machen  auch  die  Geburtsjahrgänge  ersichtlich,  und  so 
zeigt  es  sich,  dass  von  den  bis  23.  November  1917  (ohne 
die  Unteroffiziere)  ausgewiesenen  488.081  Karlkreuzlern 
132.846,  das  sind  27*2  %,  im  Alter  von  18 — 22  Jahren 
standen.  Beiläufig  dieselbe  Verhältnisziffer  kann  auch  mit 
Recht  auf  die  zu  erwartende  Gesamtzahl  der  Karlkreuzler 
angewendet  werden.  Gehen  wir  von  der  höchsten,  mit 
1,600.000  angenommenen  Zahl  der  Karlkreuzler  aus,  so 
würden  auf  die  18 — 22jährigen  435.200  entfallen.  Von 
dieser  Zahl  sind,  wenn  wir  die  aus  der  Aufarbeitung  der 
Blätter  der  Karlkreuzler  geschöpfte  Verhältnisziffer 
(90‘3  %)  als  Grundlage  annehmen,  393.000  * des  Schrei- 
bens und  Lesens  Kundige,  42.200  Analphabeten.  Die  wahr- 
scheinliche Zahl  der  Karlkreuzler  unter  24  Jahren  ist  dem- 
nach nicht  443.000,  sondern  um  50.000  weniger.  Dazu 
kommt  noch,  dass  die  jugendlichen  Karlkreuzler,  bevor 
sie  das  ordentliche  Wahlalter  erreichen,  eigentlich  nur 
einmal  stimmen  könnten,  da  sie  im  folgenden  Zyklus 
schon  alle  das  ordentliche  Wahlalter  erreicht  hätten. 

Der  Vollständigkeit  halber  müssen  wir  noch  des 
Wahlrechtes  der  Unteroffiziere  gedenken.  Nach  unserem 
Lntwurf  entspricht  einem  der  zu  dem  Wahlrecht  gefor- 
derten besonderen  Kriterien  auch  derjenige  Mann,  der 
— ohne  Rücksicht  auf  seine  Dienstzeit  — im  Dienste  der 


* Die  Gesamtzahl  der  des  Schreibens  und  Lesens  Kundigen  aber 
verteilt  sich  nach  Muttersprachen  ebenfalls  unter  Berücksichiigung  der 
bisherigen  Ergebnisse  der  Aufarbeitung  etwa  folgendermassen : 
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bewaffneten  Macht  oder  der  Gendarmerie  den  Grad  eines 
Unteroffiziers  erreicht  hat.  - 

Auch  G.-A.  XIV  : 1913  gewährte  schon  den  Unter- 
offizieren das  Wahlrecht,  jedoch  nur  bedingt  von  der  er- 
folgreichen Absolvierung  der  6.  Klasse  der  Elementar- 
volksschule oder  von  dem  Nachweis  des  Schreibens  und 
Lesens.  Diese  Einschränkung  war  vollkommen  überflüssig, 
da  doch  die  Unteroffiziere  ohne  Zweifel  alle  schreiben  und 
lesen  können.  Ganz  unverständlich  aber  ist  es,  welchen 
Zweck  das  Bedingen  der  höheren  Qualifikation  (sechs 
Elementarklassen)  haben  kann,  wenn  schon  die  niedrigere 
das  Wahlrecht  gewährt. 

Bei  der  auf  Grund  des  G.-A.  XIV  : 1913  erfolgten 
ersten  Konskription  der  Wähler  waren  unter  diesem 
Rechtstitel  mit  sechs  Elementarvolksschulklassen  4992, 
auf  Grund  der  Kenntnis  des  Schreibens  und  Lesens  20.938, 
zusammen  daher  25.930  Wähler. 

Unser  Entwurf  enthebt  die  Unteroffiziere  dessen,  die 
Kenntnis  des  Schreibens  und  Lesens  nachzuweisen.  Die 
Zahl  der  unter  diesem  Titel  zu  erwartenden  Wähler  ist 
gegenwärtig  viel  grösser,  als  das  früher  angegebene  Er- 
gebnis, weil  die  Zahl  der  Unteroffiziere  im  Kriege  zuge- 
nommen hat  und  die  Erleichterung  des  Nachweises  dieser  * 
Zunahme  volle  Geltung  verschaffen  wird.  Die  zu  erwar- 
tende Zahl  der  wahlberechtigten  Unteroffiziere  über 
24  Jahren  ist  nach  unseren  Berechnungen  285.000,  doch 
wird  ein  grosser  Teil  von  diesen  natürlich  auch  unter 
einem  anderen  Soldatenrechtstitel  wahlberechtigt  sein 
können. 

Unser  Entwurf  regelt  auch  die  Modalitäten  für  den 
Nachweis  des  Soldatenwahlrechts  detailliert  (§§  24  und 
181).  Ein  anderer  ist  der  Modus  des  Nachweises,  wenn 
die  Konskription  in  Friedenszeiten,  und  ein  anderer,  wenn 
sie  zur  Kriegszeit  erfolgen  sollte.  In  beiden  Fällen  jedoch 
ist  nach  dem  konsequenten  System  des  Entwurfes  die 
Namensliste  der  Berechtigten  von  Amts  wegen  zusammen- 
zustellen. Im  Frieden  erfolgt  der  Nachweis  in  der  Regel 
auf  Grund  der  bei  der  Gemeindevorstehpng  (bei  dem 
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städtischen  Magistrat)  geführten  Evidenzhaltung  von 
Amts  wegen;  im  Frieden  teilen  die  Militärbehörden  zu 
Zwecken  der  Evidenzhaltung  besonders  der  nach 
den  Aufenthaltsorten  zuständigen  Gemeindevorstehung 
/städtischem  Magistrat)  nur  über  diejenigen  Daten  mit,  die 
gemäss  den  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen 
keiner  Meldepflicht  unterliegen  (§  24).  Sollte  die  Kon- 
skription der  Wähler  zu  Kreigszeiten  erfolgen,  so  würde 
das  Ministerium  den  Modus  für  die  Konskription  derjeni- 
gen aktiven  Militärdienst  leistenden  Personen  regeln 
(§  181),  die  einem  der  Soldaten-Wahlrechtstitel  des  Ent- 
wurfes entsprechen. 

Das  Wahlrecht  selbständiger  Gewerbetreibender  und 
Kaufleute.  Unser  Entwurf  gewährt  auch  demjenigen  das 
Wahlrecht,  der  auf  Grund  einer  Gewerbelizenz  oder  eines 
Gewerbezertifikats  ein  Gewerbe  oder  einen  Handel  treibt. 
Schon  G.-A.  V : 1848  bestimmt:  Wähler  sind,  „die  als 
Handwerker  oder  Kaufleute,  Fabrikanten  sesshaft  sind, 
eine  eigene  Werkstätte  oder  Handelsniederlassung  oder 
Fabrik  besitzen  und,  soweit  sie  Handwerker  sind,  ständig 
mindestens  mit  einem  Gehilfen  arbeiten“.  Wir  haben  ge- 
sehen, dass  im  Jahre  1848  die  städtischen  Abgeordneten 
* für  die  Handwerker  ein  von  jeder  Bedingung  freies  Wahl- 
recht verlangten.  Wie  bereits  erwähnt,  erhob  diese  For- 
derung auch  im  Namen  der  Unabhängigkeitspartei  bei 
den  Verhandlungen  des  G.-A.  XXXIII:  1874  Ferdinand  Sze- 
derkenyi,  der  das  Wahlrecht  verlangte  für  all  diejenigen, 
„die  als  Kaufleute,  Fabrikanten,  Handwerker  ihr  Geschäft 
gemäss  den  Gewerbegesetzen  selbständig  ausüben“.  Die 
Bestimmung  unseres  Entwurfes  folgt  daher  historischen 
Spuren. 

Wir  mussten  aber  diesen  besonderen  Rechtstitel  auch 
deshalb  bestimmen,  weil  dieser  gleichsam  die  natürliche 
Folge  und  Ergänzung  des  Wahlrechts  der  gewerblichen 
dauernd  Angestellten  ist. 

Nach  den  Daten  der  Volkszählung  vom  Jahre  1910 
betreiben  von  den  des  Schreibens  und  Lesens  kundigen 
Männern  über  24  Jahren  auf  Grund  einer  Gewerbelizenz 
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oder  eines  Gewerbezertifikats  379.200  selbständig  Ge- 
werbe oder  Handel.  Von  diesen  sind  250.800  (66'2  %) 
ungarischer  Muttersprache.  Doch  könnten  von  ihnen  auf 
Grund  der  erfolgreichen  Absolvierung  der  4.  Klasse  der 
Elementarvolksschule  337.500,  auf  Grund  des  direkten 
Staatssteuerzensus  von  10  Kronen  265.400,  wenn  wir  aber 
auch  die  hinzurechnen,  die  unter  den  mit  dem  Militär- 
dienst zusammenhängenden  Rechtstiteln  hineingelangen, 
unter  all  diesen  Rechtstiteln  zusammen  373.900,  das  sind 
98-6  Prozent,  wahlberechtigt  sein,  und  gibt  es  daher  im 
ganzen  5300,  das  sind  L4  %,  solche,  die  unter  dem  beson- 
deren Rechtstitel  gewerblicher  oder  kommerzieller  Be- 
schäftigung das  Wahlrecht  erlangen  können.  Auch  diese 
Daten  beweisen,  dass  dieser  besondere  Wahlrechtstitel 
eigentlich  nur  eine  Erleichterung  des  Nachweises  für  die 
selbständigen  Gewerbetreibenden  und  Kaufleute  bedeutet. 
Diesen  mussten  wir  ihnen  aber  zukommen  lassen,  weil 
auch  das  Wahlrecht  der  gewerblich  dauernd  Angestellten 
nur  ähnlichen  Zwecken  dient.  Bei  dieser  Gruppe  der 
Wähler  nimmt  der  Entwurf  schon  kraft  der  Natur  ihrer 
Beschäftigung,  bei  der  sie  das  Schreiben  und  Lesen  nicht 
entbehren  können,  das  Vorhandensein  des  Kriteriums  der 
Kenntnis  des  Schreibens  und  Lesens  an  und  verlangt  dem- 
entsprechend von  ihnen  nicht  den  Nachweis  dieses 
Kriteriums.  Von  den  selbständigen  Gewerbetreibenden 
können  92’2  %,  von  den  selbständigen  Kaufleuten  92*1  % 
und  von  den  selbständigen  Personen  des  Verkehrs  71  % 
schreiben  und  lesen. 

Der  Nachweis  dieses  Rechtstitels  erfolgt  von  Amts 
wegen  auf  Grund  der  Listen  der  Gewerbebehörden  erster 
Instanz. 

Das  Wahlrecht  der  gewerblich  dauernd  Angestellten. 

Unser  Entwurf  gewährt  demjenigen  das  Wahlrecht,  der 
in  einem  gewerblichen  Geschäft  oder  Unternehmen  — den 
Bergbau,  den  Handel  und  den  gewerbsmässig  betriebenen 
Verkehr  mitinbegriffen  — dauernd  angestellt  ist.  Als 
dauernd  angestellt  gilt  derjenige,  der,  sei  es  bei  einem,  sei 
es  bei  mehreren  Arbeitgebern  innerhalb  der  verflossenen 
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zwei  Jahre  — wenn  auch  mit  Unterbrechungen  — min- 
destens zwölf  Monate  hindurch,  oder  innerhalb  des  ver- 
flossenen einen  Jahres  — wenn  auch  mit  Unterbrechun- 
gen — mindestens  sechs  Monate  hindurch  in  Verwendung 
stand. 

Wir  lassen  daher  die  Einschränkungen  des 
G.-A.  XIV  : 1913  fallen.  Dieses  Gesetz  gewährt  den  ge- 
werblichen Angestellten  teils  bei  Nachweis  der  Absolvie- 
rung der  6.  Elementarklasse,  teils  bei  Nachweis  der 
Kenntnis  des  Schreibens  und  Lesens  das  Wahlrecht;  mit 
sechs  Elementarklässen  hat  derjenige  gewerbliche  Ange- 
stellte ein  Wahlrecht,  der  seit  wie  lange  immer,  aber  nicht 
nur  als  gelegentlich  aufgenommener  Taglöhner  angestellt 
ist;  auf  Grund  der  Kenntnis  des  Schreibens  und  Lesens 
derjenige,  der  nicht  nur  als  gelegentlich  aufgenommener 
Taglöhner  angestellt  ist,  wenn  er  Gewerbelehrling  war, 
nach  Beendigung  des  Lehrverhältnisses  von  der  Gewerbe- 
behörde ein  Zeugnis  erhielt,  oder  wenn  er  innerhalb  der 
jüngsten  fünf  Jahre,  sei  es  ununterbrochen,  sei  es  mit 
Unterbrechungen,  mindestens  drei  Jahre  hindurch  in  einer 
und  derselben  gewerblichen  Arbeitsgattung  (Fach)  ge- 
arbeitet hat. 

Unser  Entwurf  gewährt  bekanntlich  schon  auf  Grund 
der  Absolvierung  der  4.  Klasse  der  Elementarvolksschule 
ohne  Nachweis  irgendeines  sonstigen  besonderen  Krite- 
riums das  Wahlrecht.  Von  den  484.800  des  Schreibens  und 
Lesens  kundigen  über  24  Jahre  alten  Angestellten  im  ge- 
werblichen Verkehr  würden  daher  schon  unter  diesem 
Rechtstitel  410.300  das  Wahlrecht  erlangen  können.  Wenn 
wir  nun  vorerst  davon  gar  nicht  sprechen,  wie  viele  von 
ihnen  auch  auf  Grund  der  Soldaten-Wahlrechte  zu  einem 
Wahlrecht  gelangen  können,  ist  es  dennoch  klar,  dass  in 
unserem  ausgedehnten  Wahlrechtssystem  das  besondere 
Wahlrecht  der  gewerblich  dauernd  Angestellten  nur  von 
untergeordneter  Bedeutung  sein  kann.  Wenn  wir  diesen 
Wahlrechtstitel  dennoch  bestimmt  haben,  so  ist  das  haupt-  > 
sächlich  deshalb  geschehen,  weil  die  Gesellschaft  der  ge- 
werblichen Angestellten  das  aus  dem  Gesichtspunkt  des 
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leichteren  Nachweises  ihres  Wahlrechts  für  wünschens- 
wert gehalten  hat  und  weil  - wir  auch  hier  die  Absicht 
unserer  radikalen  Reform  verwirklichen  wollten,  in  jeder 
Richtung  Beruhigung  zu  schaffen. 

Die  Unrichtigkeit  der  Bestimmungen  des  Q.-A.  XIV 
vom  Jahre  1913  wurde  auch  schon  von  den  Verfassern 
und  von  den  Unterstützern  des  Entwurfes  anerkannt.  Es 
kann  keinerlei  Wert  haben,  wenn  wir  danach  forschen, 
ob  der  Angestellte  dauernd  bei  einem  gewissen  Fach 
bleibt.  Die  Stabilität  des  Faches  ist  bei  den  heutigen  Pro- 
duktionsverhältnissen der  modernen  Industrie  nicht  das 
wahre  Kriterium  der  Stabilität  der  Anstellung.  Der  zum 
Beweis  der  Stabilität  geforderte  Zeitraum  aber  ist  in  An- 
betracht der  Natur  der  gewerblichen  Arbeit  unbegründet 
lang.  Unser  Entwurf  lässt  auch  die  Einschränkung  fallen, 
die  unter  den  gewerblichen  Angestellten  einen  Unterschied 
machen  will  und  das  Wahlrecht  auf  die  Gruppe  der  Fach- 
arbeiter beschränkt.  Bei  dem  heutigen  entwickelten  Zu- 
stand der  ungarischen  Industrie  ist  diese  aus  der  Periode 
des  Handwerks  überkommene  Unterscheidung  nicht  be- 
gründet. Bei  dem  herrschenden  System  der  Arbeitsteilung 
und  bei  dem  heutigen  Fortschritt  der  Maschinentechnik 
ist  eine  sichere  Grenzlinie  zwischen  Facharbeiter  und 
.Nichtfachairbeiter  schwer  zu  finden.  Eine  solche  Schei- 
dung der  Gesellschaft  der  gewerblichen  Arbeiter  wäre 
daher  nicht  gerecht  und  würde  überflüssigerweise  Er- 
bitterung hervorrufen. 

Die  Folge  der  einschränkenden  Bestimmung  des 
G.-A.  XIV  : 1913  war,  dass  bei  der  auf  Grund  des  Ge- 
setzes erfolgten  ersten  Konskription  auf  Grund  der  6.  Ele- 
mentarklasse 24.220,  auf  Grund  der  Kenntnis  des  Schrei- 
bens und  Lesens  aber  77.989  gewerblich  dauernd  Ange- 
stellte, zusammen  daher  nur  102.209  in  die  Reihe  der 
Wähler  gelangten. 

Unser  Entwurf  fordert  ausschliesslich  die  Stabilität 
der  gewerblichen  Arbeit  und  nimmt  bei  der  Bestimmung 
der  Stabilität  auf  die  Natur  der  gewerblichen  Arbeit 
Rücksicht. 
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Ebenso  nahmen  wir  bei  dem  Forschen  nach  dem  Kri- 
terium der  Stabilität  auf  den  alten  Wunsch  der  gewerb- 
lichen Angestellten  Rücksicht,  zu  Zwecken  des  Nach- 
weises die  die  gewerblichen  Angestellten  in  Evidenz  hal- 
tenden Einrichtungen  zu  benützen.  Nach  dem  Entwurf  er- 
folgt für  den  in  einem  gewerblichen  Geschäft  oder  Unter- 
nehmen Angestellten  der  Nachweis  der  dauernden  Anstel- 
lung in  der  Regel  durch  den  Ausweis,  dass  der  Angestellte 
innerhalb  der  jüngsten  zwei  Jahre  — wenn  auch  mit 
Unterbrechungen  — mindestens  12  Monate  hindurch  oder 
während  des  jüngsten  einen  Jahres  — wenn  auch  mit 
Unterbrechungen  — mindestens  6 Monate  hindurch  ein 
— der  Versicherungsverpflichtung  für  den  Krankheitsfall 
unterliegendes  — versichertes  Mitglied  einer  Bezirks- 
Arbeiterversicherungs-  oder  Unternehmungs-Kranken- 
unterstützungskasse  (Bruderlade),  beziehungsweise  einer 
in  einer  staatlichen  Tabakfabrik  bestehenden  Kranken- 
unterstützungskasse war.  Die  erwähnten  Kassen  haben 
ihre  der  Versicherungsverpflichtung  für  den  Krankheitsfall 
unterliegenden  Mitglieder  derart  in  Evidenz  zu  halten, 
dass  die  Liste  derjenigen  versicherten  Männer,  die  das 
23.  Lebensjahr  vollendet  haben  und  dem  Kriterium  der 
aus  dem  Gesichtspunkte  des  Wahlrechts  geforderten 
dauernden  Anstellung  entsprechen,  zum  Zwecke  der  Kon- 
skription der  Wähler  alljährlich  nach  Gemeinden,  bezie- 
hungsweise nach  Stimmbezirken  zusammengestellt  werden 
können  (§  26).  Wir  regeln  hier  detailliert  die  Modalitäten 
der  Evidenzhaltung  und  der  Anmeldung  und  wir  führen  auch 
hier  konsequent  den  Grundgedanken  unseres  Entwurfes 
durch,  dass  schon  im  Verlaufe  der  Vorbereitung  der  Kon- 
skription zu  erheben  und  festzustellen  ist,  wer  den  Kriterien 
des  Wahlrechts  entspricht.  Eben  dies  verleiht  dem  beson- 
deren Wahlrecht  der  gewerblichen  Angestellten  Wert 
und  Bedeutung.  Die  gewerblichen  Angestellten  wohnen  in 
grösseren  Massen  hauptsächlich  in  grösseren  Städten,  in 
denen  die  amtliche  Evidenzhaltung  der  Wähler  viel 
schwieriger  ist,  als  in  kleineren  Gemeinden.  Sie  wechseln 
kraft  der  Natur  ihrer  Beschäftigung  ihren  Wohnsitz  und 
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ihre  Wohnung  häufiger,  als  die  übrigen  Klassen  der  Be-, 
völkerung.  Deshalb  muss  ihnen  die  Möglichkeit  geboten 
werden,  ohne  besondere  Bemühung,  mit  Benützung  der 
Evidenzhaltungen  der  in  ihrem  Interesse  geschaffenen 
Einrichtungen  ihr  Wahlrecht  nachzuweisen.  Dass  das. 
besondere  Wahlrecht  der  gewerblichen  Angestellten  in 
der  Tat  nur  eine  Erleichterung  des  Nachweises,  nicht  aber, 
ein  begünstigtes  materielles  Wahlrecht  ist,  wird  durch 
den  Umstand  bewiesen,  dass  von  den  484.800  des  Schrei- 
bens und  Lesens  kundigen  gewerblichen  Angestellten  über 
24  Jahren  456.700,  das  sind  94*2  %,  unter  anderen  Rechts- 
titeln unseres  ausgedehnten  Wahlrechts  auch  sonst  zum, 
Wahlrechte  gelangen  würden,  so  dass  die  Zahl  derjeni- 
gen, die  nur  unter  dem  besonderen  Rechtsititel  der  ge- 
werblich dauernd  Angestellten  in  die  Reihe  der  Wähler 
kommen  würden,  insgesamt  28.100,  das  sind  5*8  %,  ist. 

Das  Wahlrecht  der  bei  der  Urproduktion  dauernd 
angestellten  Arbeiter  und  Dienstboten.  Nach  unserem 
Entwurf  ist  Wähler,  wer  bei  der  Urproduktion  als  Arbeiter 
oder  als  Dienstbote  dauernd  angestellt  ist.  Als  dauernd 
angestellt  gilt  derjenige,  der,  sei  es  bei  einem,  sei  es  bei 
mehreren  Arbeitgebern  innerhalb  der  jüngsten  fünf  Jahre 
— wenn  auch  mit  Unterbrechungen  — drei  Jahre  hindurch 
in  Verwendung  stand. 

Q.-A.  XIV  : 1913  kennt  diesen  Rechtstitel  in  solchem 
Umfange  und  in  solcher  Form  nicht.  Unter  den  bei  der 
Urproduktion  angestellten  Arbeitern  enthält  er  nur  Be- 
stimmungen über  Angestellte,  die  entweder  als  Vorarbeiter 
oder  als  Aufseher  beschäftigt  sind.  Diese  stattet  er, 
insoweit  sie  die  6.  Klasse  der  Elementarvolksschule  ab- 
solviert haben  oder  schreiben  und  lesen  können,  auf  Grund 
noch  so  kurzer  Verwendung  mit  dem  Wahlrecht  aus.  Der: 
grossen  Massen  der  bei  der  Urproduktion  angestellten 
Arbeiter  und  Dienstboten  jedoch  gedenkt  er  nicht  be- 
sonders, sondern  er  regelt  das  Wahlrecht  der  im  öffent- 
lichen oder  im  privaten  Dienste  dauernd.  Angestellten  im 
allgemeinen  und  gewährt  diesen,  sofern  sie  sechs 
Elementarklassen  absolviert  haben,  unter  der  Bedingung 
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das  Wahlrecht,  dass  sie  bei  einem  und  demselben  Arbeit- 
geber seit  mindestens  drei  Jahren  dauernd  angestellt  sind, 
sofern  sie  aber  lesen  und  schreiben  können,  unter  der  Be- 
dingung, dass  sie  bei  einem  und  demselben  Arbeitgeber 
seit  mindestens  fünf  Jahren  in  Verwendung  stehen. 

Bei  der  auf  Grund  des  G.-A.  XIV  : 1913  erfolgten 
ersten  Konskription  gelangten  als  -Vorarbeiter  bei  der 
Urproduktion  mit  sechs  Elementarklassen  2374,  mit  der 
Kenntnis  des  Schreibens  und  Lesens  aber  13.591,  zusam- 
men daher  15.965  in  die  Reihe  der  Wähler.  Es  konnte 
nicht  festgestellt  werden,  wieviele  von  den  übrigen  stän- 
digen landwirtschaftlichen  Arbeitern  oder  Dienstboten 
das  Wahlrecht  erhielten,  da  das  Gesetz  — wie  wir  gesehen 
haben  — für  alle  Beschäftigungskreise  des  öffentlichen 
oder  privaten  Dienstes  ein  einheitliches  Kriterium  fest- 
gestellt hat.  Nur  die  eine  Angabe  steht  uns  zur  Verfügung,, 
dass  von  sämtlichen  im  öffentlichen  und  im  Privatdienst 
dauernd  Angestellten  mit  sechs  Elementarklassen  und  mit 
dreijährigem  Dienst  bei  einem  und  demselben  Arbeitgeber 
25.572,  mit  der  Kenntnis  des  Schreibens  und  Lesens  und 
mit  fünfjährigem  Dienst  bei  einem  und  demselben  Arbeit- 
geber aber  85.500,  zusammen  daher  111.072  in  die  Reihe 
der  Wähler  aufgenommen  wurden.  Diese  Ziffer  enthält 
jedoch  sämtliche  dauernd  Angestellten  des  öffentlichen 
Dienstes,  des  Gewerbes,  des  Handels,  des  Verkehrs  und 
der  privaten  Haushaltungen. 

Die  Volkszählung  vom  Jahre  1910  weist  unter  dem 
Titel  des  landwirtschaftlichen  Gesinde-  und  Forsthilfs- 
personals 149.282  des  Schreibens  und  Lesens  kundige 
Männer  über  24  Jahren  aus.  Von  diesen  sind  121.550,  das 
sind  76 *3  %,  ungarischer  Muttersprache.  Unter  dem  Titel 
landwirtschaftlicher  und  Forstarbeiter  und  Taglöhner  hat 
die  Volkszählung  451.145  des  Schreibens  und  Lesens  kun- 
dige Männer  über  24  Jahren  gefunden,  von  denen  287.655, 
das  sind  63*8  %,  ungarischer  Muttersprache  sind.  Die 
Verhältnisziffer  des  Ungartums  ist  daher  bei  dem  land- 
wirtschaftlichen Gesinde  wesentlich  (um  13-2  %),  unter 
den  landwirtschaftlichen  Arbeitern  aber  in  geringerem 
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Masse  (um  07  %)  grösser,  als  unter  sämtlichen  des 
Schreibens  und  Lesens  kundigen  Männern. 

Die  Unterscheidung  der  Vorarbeiter  und  Aufseher 
unter  den  Arbeitern  halten  wir  nicht  für  richtig.  Es  kann 
nicht  zweckmässig  sein,  ein  öffentliches  Recht  von  dem 
Entschluss  und  von  der  Bestimmung  von  Privatpersonen 
abhängig  zu  machen,  und  dass  ein  derartiges  Avancement 
das  Wahlrecht,  eine  derartige  Degradierung  aber  eine 
Rechtsberaubung  zur  Folge  habe.  Wir  mussten  auch  die 
Bedingung  fallen  lassen,  nach  der  ein  bei  der  Urproduk- 
tion verwendeter  Arbeiter  oder  Dienstbote  nur  dann  als 
dauernd  angestellt  gelten  soll,  wenn  er  drei  oder  fünf 
Jahre  bei  einem  und  demselben  Arbeitgeber  gedient  hat. 
Das  ist  wieder  die  Konfusion  privatrechtlicher  und  öffent- 
lichrechtlicher Verhältnisse,  und  könnte  in  gewissen 
Fällen,  in  denen  der  Arbeitgeber  von  seinem  Privatrecht 
ganz  unbegründet  Gebrauch  macht,  zu  der  Verdächtigung 
Anlass  geben,  er  verfolge  öffentlichrechtliche  Absichten. 
Sobald  wir  einmal  mit  der  alten  Auffassung  gebrochen 
haben  — von  der  sich  selbst  die  französischen  Revolu- 
tionsverfassungen und  sogar  die  Jakobinerverfassung  vom 
Jahre  1793  nicht  loszusagen  vermochten,  und  die  auch  in 
dem  modernen  Lande  des  allgemeinen  Wahlrechtes,  in 
Dänemark,  sich  bis  1915  erhalten  hat  — , dass  nämlich 
Dienstboten  und  in  Privathaushaltungen  verwendete  Per- 
sonen überhaupt  nicht  Wähler  sein  können,  müssen  wir 
sofort  anerkennen,  dass  die  Anstellung  nicht  ein  Verhält- 
nis der  Abhängigkeit  ist.  Haben  wir  uns  von  diesem  Vor- 
urteil befreit,  so  kann  es  bei  der  Feststellung  der  Stabilität 
der  Anstellung  keinen  Unterschied  mehr  machen,  ob  der 
Arbeiter  oder  der  Dienstbote  bei  einem  und  demselben 
oder  bei  verschiedenen  Arbeitgebern  dauernd  ange- 
stellt ist. 

Unser  Entwurf  fordert  von  dem  bei  der  Urproduktion 
angestellten  Arbeiter  oder  Dienstboten  nur  die  Stabilität 
der  Anstellung,  und  insoweit  er  als  Kriterium  der  dauern- 
den Anstellung  scheinbar  eine  längere  Zeitdauer  be- 
stimmt, als  bei  der  gewerblichen  Arbeit,  so  wurzelt  dieser 
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Unterschied  in  der  Verschiedenheit  der  Arbeitsverhält- 
nisse bei  dem  Gewerbe  und  bei  der  Urproduktion  und  in 
der  grösseren  Stabilität  der  Urproduktionsarbeit. 

Auch  hier  müssen  wir  wiederholen,  was  wir  schon 
bei  dem  besondern  Wahlrecht  der  gewerblich  dauernd 
Angestellten  bemerkt  haben.  Das  besondere  Wahlrecht 
der  dauernd  angestellten  Arbeiter  und  Dienstboten  der 
Urproduktion  ist  in  dem  System  unseres  ausgedehnten 
Wahlrechts  von  vollkommen  untergeordneter  Bedeutung 
und  hat  nur  als  besonderer  Nachweismodus  einen  Wert. 
Von  den  496.500  * des  Schreibens  und  Lesens  kundigen 
landwirtschaftlichen  Arbeitern  und  Dienstboten  über 
24  Jahren  könnten  nämlich  schon  auf  Grund  der  Absol- 
vierung der  Elementarvolksschule  416.500,  auf  Grund  der 
aktiven  Militärdienstleistung  212.600,  auf  Grund  des  Er- 
langens des  Karl-Truppenkreuzes  136.100,  auf  Grund  des 
direkten  Staatssteuerzensus  von  10  Kronen  99.300,  auf 
Grund  zweijährigen  Militärdienstes  im  Kriege  73.900,  auf 
Grund  des  Unteroffiziersgrades  35.000  das  Wahlrecht 
erlangen,  so  dass  von  ihnen  unter  anderen  Rechtstiteln 
insgesamt  469.400,  das  sind  94‘5  %,  das  Wahlrecht  er- 
langen können.  Ausschliesslich  auf  den  Rechtstitel  der 
dauernden  Anstellung  entfallen  von  dieser  Gruppe  daher 
nur  27.100,  das  sind  5’5  % der  ganzen  Gruppe.  Die  grossen 
Massen  der  des  Schreibens  und  Lesens  kundigen  land- 
wirtschaftlichen Arbeiter  und  Dienstboten  wären  daher 
auch  dann  in  die  Reihe  der  Wähler  hineingekommen, 
wenn  wir  diesen  besonderen  Rechtstitel  nicht  aufgenom- 
men  hätten.  Wir  haben  ihn  aber  dennoch  aufgenommen, 
weil  wir,  obgleich  der  Entwurf  unter  den  früher  erwähnten 
Rechtstiteln  den  grossen  Massen  der  des  Schreibens  und 
Lesens  kundigen  dauernd  angestellten  Arbeiter  und 
Dienstboten  im  Wesen  schon  faktisch  das  Wahlrecht  ge- 
währt hat,  selbst  den  Schein  dessen  vermeiden  wollten, 
als  wollten  nicht  auch  wir  für  ihr  Wahlrecht  in  vollem 
Masse  sorgen.  ■ 

* Hier  können  wir  natürlich  nur  die  beiläufige  etwa  80  Prozent 
der  Gesamtzahl  betragende  Zahl  derjenigen  annehmen,  die  dem 
bedungenen  Kriterium  der  Stabilität  entsprechen  werden. 

' I 


Zusammentreffen  der  Maximalzahl  und  der  Wahlrechtstitel  der  unter  verschiedenen  Rechtstiteln 
das  Wahlrecht  erlangenden,  des  Schreibens  und  Lesens  kundigen  Männer  über  24  Jahren. 
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Wir  hielten  es  ferner  für  billig,  auch  für  sie,  sowie 
für  die  dauernd  angestellten  gewerblichen  Arbeiter  eine 
Erleichterung  für  den  Nachweis  ihres  Wahlrechts  zu 
schaffen.  Zur  Erleichterung  dieses  Nachweises  verfügt 
unser  Entwurf,  der  Ackerbauminister  habe  die  Ausstellung 
der  Arbeitszertifikate  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter 
und  der  Dienstbücher  der  landwirtschaftlichen  Dienst- 
boten derart  zu  regeln,  dass  diese  auch  die  zur  Fest- 
stellung des  Wahlrechts  notwendigen  Personalangaben 
(Familien-  und  Zuname,  Geburtsort  und  -jahr,  Kenntnis 
des  Schreibens  und  Lesens)  enthalten  sollen. 

Wir  sind  überzeugt,  das  Wahlrecht  der  dauernd  an- 
gestellten landwirtschaftlichen  Arbeiter  und  Dienstboten 
werde  unsere  nationale  Gesellschaft  und  unser  ver- 
fassungsmässiges Leben  um  einen  neuen  Wert  bereichern. 
Der  Mangel  ihrer  Organisation  kann  kein  Grund  dafür 
sein,  dass  die  Rechtsausdehnung  ihnen  gegenüber  stief- 
mütterlich und  begrenzt  sei,  und  es  ist  sogar  ein  konser- 
vatives Interesse,  dass  auch  bei  ihnen  die  Massen  die 
Ausübung  der  verfassungsmässigen  Rechte  beginnen.  Der 
Mangel  einer  radikalen  Reform  würde  auf  diesem  Gebiete 
am  ehesten  verhängnisvoll  sein,  und  hier  würde  sich  die 
Wahrheit  unserer  These  erweisen,  dass  verspätete  Re- 
formen eine  zerstörende  Wirkung  haben. 

* 

Welche  Gruppen  die  einzelnen  Wahlrechtstitel  von 
den  des  Schreibens  und  Lesens  kundigen  Männern  über 
24  Jahren  umfassen,  ist  aus  der  auf  Seite  293  mitgeteilten 
Tabelle  zu  ersehen. 


X. 

Das  Wahlrecht  der  Frauen. 

Unser  Entwurf  will,  abweichend  von  unseren  bisheri- 
gen Wahlrechtsgesetzen,  auch  den  Frauen  das  Wahlrecht 
gewähren. 
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Sowohl  G.-A.  V : 1848,  wie  auch  G.-A.  XXXIII  : 1874 
und  G.-A.  XIV  : 1913  haben  das  Wahlrecht  ausschliesslich 
auf  die  Männer  beschränkt. 

Seit  Beginn  der  70er  Jahre  waren  auch  schon  in  un- 
serem Abgeordnetenhause  von  Zeit  zu  Zeit  einzelne  Pro- 
teste gegen  die  Ausschliessung  der  Frauen  zu  hören,  doch 
tritt  die  Aktion  für  das  Frauenwahlrecht  erst  in  der  jüng- 
sten Zeit  in  ernsterer  Form  in  Erscheinung. 

Bei  der  Verhandlung  des  von  der  Regelung  der  Ge- 
meinden handelnden  G.-A.  XVIII  : 1871  im  Abgeordneten- 
hause unterbreitete  in  der  Sitzung  vom  13.  März  1871 
Paul  Madocsdnyi  dem  Hause  eine  „von  mehreren  ver- 
witweten Damen  unterfertigte  Petition“,  in  der  sie  „bei 
der  im  Zuge  befindlichen  Regelung  der  Komitate  und  der 
Gemeinden,  wie  auch  bei  der  Schaffung  des  Wahlgesetzes 
um  Gewährung  des  auch  ihnen  zukommenden  Wahlrechts 
bitten“. 

Die  Forderung  nach  dem  Wahlrecht  der  Frauen 
schöpfte  daher  in  der  Form  ihrer  ersten  Erscheinung  ihre 
Kraft  offenbar  aus  den  Überlieferungen  der  Stände- 
verfassung, indemi  sie  das  Wahlrecht  in  Gemeinden,  in 
Munizipien  und  im  Reichstag  für  die  Witwen  verlangte. 

Auf  den  ungarischen  Reichstagen  vor  1848  konnten 
sich  nämlich  die  abwesenden  Prälaten,  Magnaten,  wie 
auch  die  zurückgebliebenen  Witwen  verstorbener 
Magnaten  durch  Betraute  vertreten  lassen.  (Ablegaten 
der  Abwesenden,  ablegati  absentium,  G.-A.  62  : 162.5, 
61  : 1655,  7 : 1723).  G.-A.  51  : 1681  bestimmt  über  das 
Entsenden  der  Ablegaten  der  Herren  Magnaten  und  ihrer 
Witwen  auf  den  Reichstag  folgendermassen:  „Und  da  die 
Stände  wahrgenommen  haben,  dass  einige  Ablegaten  der 
Herren  Magnaten  und  ihrer  Witwen  die  Betrauungen  von 
fünf,  sechs  und  sieben  Personen  zu  übernehmen  pflegen, 
was  unrichtig  genug  war,  haben  sie  beschlossen,  dass  in 
Zukunft  ein  Abgeordneter  welchen  Standes  auch  immer 
nur  als  Stellvertreter  von  zwei  ärmeren  Magnaten  oder 
ihren  Witwen  wirken  könne.“  Die  Ablegaten  der  Ab- 
wesenden nahmen  an  der  unteren  Tafel  Platz,  von  den 
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übrigen  Abgeordneten  durch  eine  Schranke  getrennt.  Sie 
hatten  kein  Stimmrecht,  sondern  nur  das  Recht  zu 
sprechen. 

Über  die  Wirkung  der  Unterbreitung  Madocsänyis 
weiss  das  Diarium  des  Abgeordnetenhauses  nur,  dass  sie 
„mit  Heiterkeit“  aufgenommen  wurde.  Wenn  das  nun  auch 
in  der  Frage  des  Frauenwahirechts  in  den  Munizipien  und 
zu  dem  Reichstag  die  herrschende  Stimmung  bezeichnete, 
so  wurde  das  Wahlrecht  der  Frauen  bei  der  Regelung 
des  Gemeindewahlrechts  dennoch  schon  im  Jahre  1871 

unter  gewissen  Formen  und  mit  gewissen  Einschränkun- 

' 

gen  aufgenommen.  Der  von  der  Regelung  der  Gemeinden 
handelnde  G.-A.  XVIII  : 1871  § 38  wendet  bei  Feststellung 
der  Kriterien  des  kommunalen  Wahlrechts  den  Ausdruck 
an:  „Jedpr  20jährige  Gemeindeinsasse“;  in  dem  die  Aus- 
schliessungsgründe abführenden  § 39  erwähnt  er  die 
Frauen  nicht,  spricht  aber  im  § 40  ausdrücklich  aus,  dass 
die  Frauen  bei  der  Wahl  durch  einen  Bevollmächtigten 
vertreten  werden. 

Diese  Bestimmung  hat  auch  der  G.-A.  XXII  : 1886 
über  die  Gemeinden  beibehalten. 

Laut  § 32  des  Gesetzes  besteht  die  Gemeinde- 
repräsentanz zur  Hälfte  aus  den  die  höchste  direkte 
Staatssteuer  zahlenden  Gemeindeinsassen  oder  gross- 
jährigen Grundbesitzern,  beziehungsweise  aus  den  Be- 
vollmächtigten der  nach  ihrem  auf  dem  Gebiete  der  Ge- 
meinde liegenden  Vermögen  die  höchste  Steuer  zahlenden 
ledigen,  verwitweten  oder  gesetzlich  geschiedenen 
Frauen,  und  der  juridischen  Personen  . . .,  zur  Hälfte  aber 
aus  den  Gewählten  des  Wählerpublikums,  und  ausser 
diesen  noch  aus  den  kraft  ihrer  Stellung  stimmberechtig- 
ten Vorstehungsmitgliedern.  Der  nach  dem  in  der  Gemeinde 
liegenden  Vermögen  die  höchste  Steuer  Zahlende  kann 
nur  dann  Mitglied  der  Repräsentanz  sein,  wenn  er  Staats- 
bürger ist,  und  die  Vertretung  kann  in  jedem  Falle  nur 
durch  einen  Bevollmächtigten  ausgeübt  werden,  der  gross- 
jähriger Staatsbürger  ist  und  der  durch  keinen  der  in 
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§ 34  angeführten  Ausschliessungsfälle  betroffen  wird. 
Nach  § 36  des  Gesetzes  aber  „ist  Gemeindewähler  jeder 
Gemeindeinsasse,  der  das  20.  Jahr  vollendet  hat,  nach 
seinem  eigenen  Vermögen  oder  Einkommen  in  der  Ge- 
meinde schon  seit  zwei  Jahren  Staatssteuer  zahlt;  der 
jedoch  ausser  der  Erwerbsteuer  erster  Klasse  eine  andere 
Steuer  nicht  zahlt,  nur  dann,  wenn  er  nicht  unter  dienst- 
herrlicher Gewalt  steht“.  Nach  § 38  vertreten  bei  der 
Wahl  die  Minderjährigen  und  Entmündigten,  die  in  der 
Gemeinde  liegendes  Vermögen  haben,  der  Vormund,  be- 
ziehungsweise der  Pfleger,  die  grossjährigen  Frauen, 
Körperschaften,  Institute,  Gesellschaften,  Firmen  und  alle 
juridischen  Personen  überhaupt  der  Bevollmächtigte.  Eine 
Person  kann  nur  eine  Vollmacht  erhalten.  Hat  jemand  für 
eine  und  dieselbe  Wahl  mehrere  Vollmachten  ausgestellt, 
so  sind  alle  seine  Vollmachten  ungültig. 

Das  kommunale  Wahlrecht  der  Frauen  erstreckt  sich 
in  Siebenbürgen  in  einem  gewissen  untergeordneten 
Masse  auch  auf  das  Reichstagsabgeordneteiiwahlrecht. 
Der  siebenbürgische  G.-A.  II  : 1848  § 4,  wie  auch 
G.-A.  XXXIII:  1874  § 5,  Absatz  3 haben  nämlich  den  alten 
Rechtszustand  aufrechterhalten,  nach  dem  „jede  Ge- 
meinde, die  aiusser  den  auf  Grund  des  (siebenbürgischen) 
G.-A.  12  : 1791  Berechtigten  mindestens  100  Rauchfänge 
zählt,  durch  zwei,  kleinere  Gemeinden  aber  durch  einen 
freigewählten  Vertreter  auf  die  Abgeordnetenwahl  Ein- 
fluss nehmen  (G.-A.  XXXIII:  1874  § 5,  Absatz  3)“.  Über  die 
Feststellung  der  Zahl  der  Rauchfänge  und  über  die  Wahl 
der  Gemeindevertreter  verfügt  über  Aufforderung  des 
Zentralausschusses  das  Munizipium  derart,  dass  diese 
Wahl  mindestens  14  Tage  vor  Beginn  der  Konskription 
vor  sich  gehe.  Diese  Wahl  nehmen  die  im  G.-A.  XVIH 
Vom  Jahre  1871  (über  die  Regelung  der  Gemeinden)  § 38 
bezeichneten  Kommunalwähler  (unter  denen,  wie  aus  der 
Bestimmung  des  § 40,  Absatz  1 hervorgeht,  auch  Frauen 
zu  verstehen  sind)  in  der  im  § 49  desselben  Gesetzes  vor- 
geschriebenen Weise  vor.  Die  Gewählten  sind  durch  die 
Konskriptionskommission  in  die  Namensliste  des  be- 
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treffenden  Jahres  aufzunehmen  (ü.-A.  XXXHI  : 1874 
§ 109,  Absatz  1 — 3). 

An  Stelle  der  eben  zitierten  Paragraphen  des  von  der 
Regelung  der  Gemeinden  handelnden  G.-A.  XVIII:  1871 
sind  die  im  Wesen  identischen  §§  36  und  47  des  von  den 
Gemeinden  handelnden  G.-A.  XXII:  1886  getreten. 

Auf  dem  Wirksamkeitsgebiete  des  siebenbiirgischen 
G.-A.  II : 1848  haben  daher  auch  diejenigen  Frauen,  die 
gemäss  G.-A.  XVIII:  1871  § 38  und  des  an  dessen  Stelle 
getretenen  G.-A.  XXII:  1886  § 36  Gemeindewahlrecht  be- 
sitzen, mit  Vermittlung  eines  Bevollmächtigten  auch  ein 
mittelbares  Reichstagsabgeordnetenwahlrecht. 

Das  Reichstagswahlrecht  der  Frauen  verlangte,  ab- 
weichend von  der  Anregung  Madocsänyis,  schon  in  allge- 
meinerer Form  der  Reichstagsabgeordnete  der  StadtZenta, 
Stefan  Majoros,  der  am  20.  November  1871  einen  Gesetz- 
entwurf „über  die  Gleichberechtigung  der  Frauen  mit  den 
Männern“  unterbreitete  und  diesen  in  seiner  am  13.  Januar 
1872  gehaltenen  Rede  auch  besonders  begründete.  Nach 
§ 1 des  Entwurfes  werden  „die  dem  weiblichen  Geschlecht 
Angehörenden,  die  in  diesem  Vaterlande  geboren  oder 
naturalisiert  wurden,  ohne  Ausnahme  in  dem  Genuss  aller 
politischen  Rechte  mit  den  Männern  gleichberechtigt“, 
nach  § 2 aber  werden  „alle  bisher  bestandenen  Gesetze, 
die  das  weibliche  Geschlecht  von  der  Ausübung  der 
Bürger-  und  der  politischen  Rechte  ausgeschlossen  haben, 
hiemit  ausser  Kraft  gesetzt.“ 

Bei  der  Verhandlung  des  Wahlrechtsgesetzentwurfes 
vom  Jahre  1872  forderte  in  der  Sitzung  vom  23.  Februar 
1872  Edmund  Kdllay,  ohne  einen  bestimmten  Antrag  zu 
stellen,  mit  Berufung  auf  die  alten  ungarischen  Überliefe- 
rungen das  Reichstagswahlrecht  der  Frauen:  „Ich  be- 
antrage etwas,  was  auch  die  aristokratische  Welt  vor  1848 
den  Witwen  nicht  verweigert  hat.“  Die  Ausschliessung  der 
Frauen  ist  nach  seiner  Ansicht  unlogisch:  „Was  berechtigt 
die  Männerwelt,  das  Stimmrecht  den  Frauen  zu  ver- 
weigern, da  sie  demjenigen,  der  eine  Viertelsession  be- 
sitzt, jedoch  gar  keine  Schulbildung  hat,  das  Stimmrecht 


299 


gewähren,  den  Frauen  aber,  mögen  sie  noch  so  gebildet 
und  vermögend  sein  und  über  ein  noch  so  grosses  Ein- 
kommen verfügen,  es  verweigern.“ 

Bei  der  Verhandlung  des  Q.-A.  XXXIII  : 1874  betont 
am  8.  Juli  1874  Stefan  Majoros  abermals  die  Ungerechtig- 
keiten der  Ausisehliessung  der  Frauen  und  beantragt,  es 
möge  in  den  § 1 des  Entwurfes  die  Bestimmung  aufgenom- 
men werden:  „Das  Wahlrecht  kommt  den  Staatsbürgern 
ohne  Unterschied  des  Geschlechts  zu.“  Im  weiteren  Ver- 
laufe derVerhandlung  aber  verlangte  er,  diejenigen  Frauen 
mögen  das  Wahlrecht  erhalten,  die  „in  irgendeiner  Fach- 
wissenschaft bei  einer  öffentlichen  Prüfung  ein  Be- 
fähigungsdiplom  erhalten  haben“.  Diesen  Antrag  unter- 
stützte auch  Emerich  Stanescu,  der  ausserdem  auch  für 
diejenigen  Frauen  das  Wahlrecht  forderte,  „die  eine  un- 
serem Wechselgesetz  entsprechend  protokollierte  Firma 
haben  und  daher  Kaufleute  sind“,  ferner  „für  die  diplo- 
mierten Professorinnen,  Telegraphistinnen,  Postbeam- 
tinnen, Hebammen  usw.“.  Das  Haus  hat  alle  diese  Ab- 
änderungsanträge verworfen,  weil  das  Wahlrecht  der 
Frauen  damals  unter  den  Abgeordneten  nur  sporadisch 
Anhänger  hatte.  Deshalb  sagte  Stefan  Majoros:  „Ich 
bin  nicht  allein  da.  Ich  habe  hier  im  Hause,  wenn  auch  nur 
wenige,  aber  Gott  sei  Dank  doch  noch  einige  Freunde,  auf 
die  ich  rechnen  kann  und  die  mit  mir,  was  die  Ausdehnung 
der  Bürgerrechte  auf  die  Frauen  anlangt,  überein- 
stimmen.“ 

Mit  der  Umgestaltung  der  wirtschaftlichen  und  der  kul- 
turellen Verhältnisse  des  Landes  hat  sich  im  Verlaufe  der 
neunziger  Jahre  auch  die  wirtschaftliche  und  die  kulturelle 
Lage  der  Frauen  geändert.  Der  Meilenweiser  dieser  Um- 
gestaltung ist  das  Reskript,  das  der  Kultus-  und  Unter- 
richtsminister Julius  Wlassics  am  19.  Dezember  1895 
an  die  Senate  der  Budapester  und  der  Kolozsvärer  Univer- 
sität gerichtet  hat.  Dieses  Reskript,  das  den  Frauen  die 
philosophische,  die  ärztliche  und  die  Apothekerlaufbahn 
eröffnete,  ist  in  seinen  Ausführungen  so  kräftig  und  in  der 
Schilderung  der  Umgestaltungen  so  klar,  dass  einzelne 


seiner  Sätze  mehr  sagen,  als  lange  Erörterungen:  „Die 
Umgestaltung  der  gesellschaftlichen  Verhältnisse,  die  Er- 
schwerung des  Existenzkampfes  hat  auch  in  der  gesell- 
schaftlichen Lage  der  Frauen  eine  grosse  Veränderung 
hervorgerufen.  Heute  sind  auch  schon  die  den  gebil- 
deteren Kreisen  angehörenden  Frauen  in  immer  grösserer 
Zahl  gezwungen,  an  den  Kämpfen  des  Lebens  .teilzu- 
nehmen, und  oft  müssen  sie  den  ruhigeren  Kreis  des  Fa- 
milienlebens mit  der  schweren  und  ermüdenden  Arbeit 
des  Broterwerbes  vertauschen.  Es  kann  nicht  /geleugnet 
werden,  dass  die  Erwerbsarten,  die  die  frühere  gesell- 
schaftliche Auffassung'  den  Frauen  — stiefmütterlich 
genug  — bestimmt  hatte,  sich  nicht  als  genügend  erwiesen 
haben.  Die  geänderten  gesellschaftlichen  und  kulturellen 
Verhältnisse  haben  die  Frauen  gezwungen,  anstatt  der 
bisher  gewohnten  Beschäftigungen  sich  nach  einem  die 
Existenz  besser  sichernden  Erwerb  umzusehen  und  sich 
die  für  diesen  Zweck  notwendigen  Kenntnisse  anzueignen. 
Die  Folge  davon  war,  dass  bei  der  stufenweisen  Stei- 
gerung der  allgemeinen  Bildung  und  des  Kenntniskreises 
der  Frauen  sich  ihnen  nach  und  nach  auch  Berufskreise 
geöffnet  haben,  für  die  ein  gewisser  Grad  wissenschaft- 
licher Bildung  erfordert  wird  und  die  die  gesellschaftliche 
Auffassung  früher  als  ausschliessliche  Lebensbahn  der 
Männer  betrachtet  hat.  Die  Umgestaltung  der  Auffassung 
über  die  weiblichen  Berufskreise  hat  sich  vor  den  Augen 
dieser  Generation  vollzogen  und  der  Ansicht  der  Gesell- 
schaft folgte  die  Appretiation  des  Staates  auf  den  Fersen, 
der  auch  bei  seinen  Instituten  Frauen  in  Stellungen,  die 
früher  ausschliesslich  von  Männern  bekleidet  wurden,  in 
grosser  Zahl  verwendet  hat,  und  zwar,  wie  allgemein  be- 
kannt. mit  vollem  Erfolg.  Die  frühere  gesellschaftliche 
Auffassung  ist  daher  infolge  der  Verfügungen,  die  der 
Staat  durch  die  Ausdehnung  des  weiblichen  Berufskreises 
auch  schon  bisher  getroffen  hat,  einer  neueren  Auffassung 
gewichen,  und  diese  ist,  dass  die  Frau  auch  ernstere  Lauf- 
bahnen auszufüllen  vermag,  wenn  sie  hiezu  Neigung, 
Talent  und  Beruf  hat.“ 
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Unter  dem  Eindruck  der  geänderten  Verhältnisse 
springt  der  Gegensatz  zwischen  der  vollständigen  privat- 
rechtlichen Handlungsfähigkeit  der  Frauen  und  der 
Mangelhaftigkeit  ihrer  öffentlichrechtlichen  Handlungs- 
fähigkeit immer  mehr  in  die  Augen.  Die  das  Wahlrecht 
der  Frauen  urgieretide  Bewegung  beginnt  sich  auszu- 
dehnen, dennoch  bildet  das  Frauenwahlrecht  bis  jetzt 
noch  nicht  einen  ergänzenden  Teil  der  Wahlrechtsreform- 
entwürfe 

Am  8.  Mai  1907  wenden  sich  der  Landesverein  der 
weiblichen  Beamten  und  der  Feministenverein  mit  einer 
Petition  an  das  Abgeordnetenhaus,  dieses  möge  bei  der, 
bevorstehenden  Ausdehnung  des  Wahlrechts  auch  die 
Frauen  berücksichtigen.  Der  am  11.  November  1908  ein- 
gereichte Entwurf  des  Grafen  Julius  Andrdssy  beschränkte 
jedoch  das  Wahlrecht  ebenfalls  noch  auf  die  Männer,  in- 
dem er  bemerkt:  „Praktische  Zweckmässigkeitsgesichts- 
punkte haben  die  überwiegende  Mehrheit  der  Gesetz- 
gebungen bisher  veranlasst,  die  Frauen  von  der  Aus- 
übung der  politischen  Rechte  auszuschliessen.“  Ebenso 
schliesst  der  G.-A.  XIV:  1913  die  Frauen  vom  Wahlrechte 
aus.  Der  ministerielle  Motivenbericht  begründet  das  damit, 
dass  infolge  der  Ausdehnung  des  Wahlrechts  ein  neues 
Wählerpublikum  in  die  Ausübung  der  politischen  Rechte 
eintritt  und  dass  es  deshalb  „nicht  zeitgemäss  wäre,  die 
Erschütterungen  des  Überganges  noch  dadurch  zu  stei- 
gern, dass  wir  eben  jetzt  auch  die  Frauen  in  den  politi- 
schen Kampf  einbeziehen“.  Während  der  Verhandlung 
des  Gesetzentwurfes  im  Abgeordnetenhause  brachte 
Georg  Lukdcs  einen  durch  die  Unterschriften  von 
17  Abgeordneten  unterstützten  Antrag  ein,  der  verlangte, 
dass  bei  der  Bestimmung  der  allgemeinen  Kriterien  des 
Wahlrechts  die  Bedingung,  „dem  männlichen  Geschlecht 
angehörend“,  gestrichen  werde.  Als  ersten  Schritt  for- 
derte der  Antrag  nur  für  diejenigen  Frauen,  die  eine 
höhere  oder  eine  Mittelschule  absolviert  haben,  das  aktive 
und  das  passive  Wahlrecht. 
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Aus  dem  Gesagten  geht  deutlich  hervor,  dass  die 
Frage  des  Frauenwahlrechts  im  ungarischen  Parlament 
bisher  keine  grössere  Aufregung  hervorgerufen  hat;  doch 
ist  das  nicht  zu  verwundern,  wenn  wir  bedenken,  dass  sie 
auch  in  den  ausländischen  europäischen  Staaten  sozu- 
sagen erst  im  verflossenen  Jahrzehnt  mit  grösserer  Kraft 
aufgetreten  ist  und  erst  im  Weltkriege  wirklich  reif  wurde. 
Als  der  Motivenbericht  des  Andrässyschen  Gesetzentwur- 
fes im  Jahre  1908  erschien,  hatten  die  Frauen  nur  in  vier 
Staaten  der  Amerikanischen  Union  (Wyoming,  Colo- 
rado, Idaho,  Utah),  im  Australischen  Staatenbund  und  in 
Finnland  das  allgemeine  Wahlrecht,  während  sie  auf  der 
kleinen  Insel  Man  und  in  Norwegen  in  einem  beschränk- 
teren Masse,  als  das  Wahlrecht  der  Männer  bestimmt,  an 
dem  Parlamentswaihlrecht  teil  hatten.  Seit  1908  haben  wei- 
tere 14  Staaten  der  Amerikanischen  Union,  6 Provinzen 
Kanadas,  Dänemark  und  Island  den  Frauen  das  Wahl- 
recht gewährt,  und  auch  Norwegen  hat  ihnen  das  allge- 
meine Wahlrecht  eingeräumt.  Holland  hat  in  seinem 
neuen  Wahlrechtsgesetz  die  Bestimmung  gestrichen,  die 
zur  Wählbarkeit  das  männliche  Geschlecht  erforderte  und 
hat  durch  eine  Änderung  seiner  Verfassung  das  Entstehen 
eines  Gesetzes  möglich  gemacht,  das  den  Frauen  auch 
ein  aktives  Wahlrecht  gewähren  kann.  Der  grösste  Teil 
der  rechtsausdehnenden  Reformen  entfällt  auf  die  Zeit  des 
Weltkrieges,  das  gilt  für  die  Reformen  von  7 Staaten  der 
Amerikanischen  Union  (1914 — 1917),  von  6 Provinzen 
Kanadas  (1916 — 1917),  von  Dänemark  und  von  Island 
(1915),  von  Norwegen  (1915)  und  von  Holland  (1917). 

Das  grösste  Ereignis  in  der  Periode  des  Weltkrieges 
auf  dem  Gebiete  des  Frauenwahlrechts  ist  jedoch  der 
englische  Wahlrechtsreformentwurf,  dessen  das  Frauen- 
wahlrecht betreffenden  Teil  das  Unterhaus  am  19.  Juni 
1917  mit  385  gegen  55  Stimmen  auch  in  der  Kommissions- 
verhandlung angenommen  hat.  In  England  hatten  die  selb- 
ständigen Frauen  (grossjährige  ledige,  verwitwete  und 
geschiedene  Frauen)  bei  den  Wahlen  der  lokalen  Auto- 
nomie schon  längst  das  Wahlrecht,  und  sie  haben  1894 
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und  1907  stufenweise  auch  das  passive  Wahlrecht  erlangt; 
die  verheirateten  Frauen  aber  konnten,  wenn  sie  die- 
jenigen Kriterien  nachzuweisen  vermochten,  an  die  das 
Gesetz  bei  den  Männern  das  Wahlrecht  knüpft,  nur  in  den 
untersten  autonomen  Einheiten  zum  Wahlrecht  gelangen. 
Der  Reformentwurf  vom  Jahre  1917  gewährt  auch  den 
Frauen  das  Parlamentswahlrecht,  doch  bestimmt  er  die 
Altersgrenze  bei  den  Frauen  anders  als  bei  den  Männern; 
die  Altersgrenze  der  männlichen  Wähler  bleibt  das 
21.  Jahr,  während  die  der  weiblichen  Wähler  das  30.  Jahr 
ist.  Die  Erklärung  dieser  Bestimmung  ist,  dass  die  eng- 
lische Rechtsaiusdehnung  von  grossem  Umfange  ist  und 
dass  ohne  Unterschied  in  der  Altersgrenze  das  Ergebnis 
eingetreten  wäre,  dass  die  Zahl  der  neuen  weiblichen 
Wähler  die  der  männlichen  erreicht  und  sogar  überstiegen 
hätte.  Das  Parlamentswahlrecht  hat  bei  der  30jährigen 
Altersgrenze  jede  Frau  britischer  Staatsbürgerschaft,  die 
in  der  lokalen  Autonomie  wahlberechtigt  oder  die  Gattin 
eines  solchen  männlichen  Wählers  ist.  Die  verheiratete 
Frau  stimmt  daher  auf  Grund  des  Rechtes  ihres  Gatten, 
die  selbständige  Frau  aber,  wenn  sie  selbst  berechtigt  ist. 
In  der  Reihe  der  Universitätswähler  können  die  Frauen 
ebenfalls  mit  30jähriger  Altersgrenze  nur  auf  Grund  ihres 
eigenen  Rechtes,  im  sonstigen  nur  unter  denselben  Bedin- 
gungen wie  die  Männer  wahlberechtigt  sein.  Dieselbe 
Einschränkung  wendet  der  Entwurf  auch  bei  dem  Wahl- 
recht der  lokalen  Autonomie  an.  Hier  kann  die  Gattin 
nicht  auf  Grund  des  Rechtes  des  Gatten  wahlberechtigt 
sein,  und  auf  Grund  eines  und  desselben  Eigentums  oder 
einer  und  derselben  Pachtung  kann  von  den  Eheleuten 
entweder  nur  der  Gatte  oder  nur  die  Gattin,  nicht  aber 
beide,  das  Wahlrecht  ausüben.  Der  Entwurf  räumt  den 
Frauen  das  Recht  der  Wählbarkeit  für  Parlamentswahlen 
nicht  ein.  Bei  diesem  Punkte  ist  der  Gegensatz  zwischen 
England  und  Holland  interessant:  Das  eine  gewährt  sechs 
Millionen  Frauen  das  aktive  Wahlrecht  ohne  das  Recht 
der  Wählbarkeit,  das  andere  gewährt  den  Frauen  das 
Recht  der  Wählbarkeit,  hat  aber  bisher  noch  nicht  ein- 
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mal  einen  Entwurf  über  das  aktive  Wahlrecht  der 
Frauen  ausgearbeitet.  Von  den  sechs  Millionen  englischen 
weiblichen  Wählern  würden  fünf  Millionen  auf  Grund  des 
Rechtes  ihrer  Gatten,  eine  Million  aber  auf  Grund  eigenen 
Rechtes  zum  Wahlrecht  gelangen.  Bei  der  Bestimmung 
des  Parlamentswahlrechts  der  Frauen  hat  daher  der  eng- 
lische Entwurf  zwei  Schranken  errichtet,  durch  die  er  das 
Wahlrecht  für  die  Frauen  an  strengere  Bedingungen  ge- 
knüpft hat  als  für  die  Männer:  die  eine  ist  die  höhere 
Lebensgrenze,  die  andere,  dass  die  Grundlage  des  Parla- 
mentswahlrechts für  die  Frauen  das  lokalautonome  Wahl- 
recht ist,  das  auch  nach  dem  Entwurf  enger  begrenzt  ist 
als  das  Parlamentswahlrecht,  dessen  Grundlage  der  Wohn- 
sitz oder  das  Geschäft  bildet,  während  die  des  autonomen 
Wahlrechts  das  Eigentum  oder  die  Pachtung  ist. 

Aus  den  parlamentarischen  Verhandlungen  über  das 
Frauenwahlrecht  ergibt  sich,  dass  die  Erfahrungen  des 
Krieges  die  Geister  für  das  Frauenwahlrecht  erobert 
haben.  Asquith,  der  früher  ein  entschiedener  Gegner  des 
Frauenwahlrechts  war,  hat  in  seiner  Rede  alle  Argumente, 
die  er  früher  gegen  dasFr-auenwahlrechtvorgebracht  hatte, 
gleichsam  feierlich  widerrufen : „Ich  glaube,  sagte  er,  dass 
mit  mir  viele  diese  Frage  nicht  mehr  aus  dem  Gesichts- 
winkel betrachten,  aus  dem  sie  sie  vor  dem  Kriege  be- 
trachtet haben.  Während  meines  ganzen  politischen 
Lebenslaufes  bin  ich  den,  das  partielle  oder  das  voll- 
ständige Landtagswahlrecht  der  Frauen  betreffenden  ver- 
schiedenen Entwürfen,  die  von  Zeit  zu  Zeit  dem  Par- 
lament unterbreitet  wurden,  entgegengetreten,  obgleich 
ich  während  dieser  Zeit  meine  beste  Arbeit  dem  widmete, 
den  Frauen  Tätigkeitskreise  zu  eröffnen,  die  in  der  Ver- 
gangenheit ausschliesslich  den  Männern  Vorbehalten 
waren.  Mein  Widerstand  gegen  das  Frauenwahlrecht 
beruhte  immer  und  ausschliesslich  auf  der  Erwägung  des 
öffentlichen  Interesses.  Wie  ich  mich  erinnere,  habe  ich 
vor  Jahren  einmal  gesagt:  „Die  Frauen  mögen  für  ihre 
Erlösung  arbeiten.“  Wohlan,  während  des  Krieges  haben 
sie  diese  Arbeit  geleistet.  Gibt  es  doch,  abgesehen  von  dem 
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Waffendienst  auf  dem  Schlachtfelde,  kaum  ein  üebiet  der 
Tätigkeit,  auf  dem  die  Frauen  nicht  mindestens  in  dem 
Masse  zu  dem  Kampfe  für  unsere  Sache  beigetragen 
hätten  wie  die  Männer.  Wohin  wir  auch  blicken,  überall 
sehen  wir,  dass  sie  mit  Begeisterung,  mit  Erfolg  und  ohne 
Abbruch  für  ihre  Frauenwürde  eine  Arbeit  verrichten,  von 
der  wir  noch  vor  drei  Jahren  geglaubt  haben,  dass  sie 
ausschliesslich  zu  den  männlichen  Beschäftigungen  gehört. 
Das  ist  nicht  mehr  eine  Gefühlsfrage,  sondern  eine  Frage 
ernster  Überzeugung  und  ernsten  Urteils.  Und  das  zwingt 
mich  zu  der  Erklärung,  dass  das  Problem  aus  dem  Ge- 
sichtspunkte der  Frage  der  nach  dem  Kriege  eintretenden 
Reorganisation  noch  von  viel  grösserer  Wichtigkeit  ist. 
Nach  meiner  Ansicht  ist  es  eine  die  Gerechtigkeit  und  die 
Zweckmässigkeit  gleichermassen  verletzende  Unmöglich- 
keit, dass  wir,  wenn  in  der  Periode  der  Reorganisation 
notwendigerweise  die  Frauenarbeit  und  die  Frauentätig- 
keit überhaupt  betreffende  Fragen  auftauchen  werden, 
bei  der  Entscheidung  dieser  Fragen  den  Frauen  das  Recht 
verweigern,  ihre  Stimme  unmittelbar  zu  Gehör  zu 
bringen.“ 

Fassen  wir  das.  Gesagte  zusammen,  so  entwickelt 
sich  vor  uns  die  Erscheinung,  dass  das  Frauenwahlrecht 
in  erster  Reihe  die  skandinavischen  und  die  angel- 
sächsischen Völker  erobert  hat,  während  es  bei  den 
lateinischen  Völkern  kaum  Erfolge  aufzuweisen  vermag. 
Obwohl  wir  unter  den  klassischen  wissenschaftlichen 
Kämpfern  für  das  Frauenwahlrecht  neben  dem  Engländer 
John  Stuart  Mill  auch  den  Franzosen  Eduard  Laboulaye 
finden,  sind  die  Franzosen  noch  bis  heute  auf  dem  Stand- 
punkt der  grossen  Revolution  geblieben,  in  der  trotz  der 
Unterstützung  durch  Condorcet  das  ihr  Wahlrecht 
urgierende  Gesuch  der  französischen  Frauen  zurück- 
gewiesen wurde.  Die  Stellungnahme  der  skandinavischen 
und1  der  angelsächsischen  Gesellschaft  hängt  ohne  Zweifel 
mit  ihrer  sittlichen  Weltanschauung  über  die  Frauen  zu- 
sammen, und  eben  weil  auch  die  Überlieferung  der 
ungarischen  Gesellschaft  schon  vor  den  wirtschaftlichen 
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Umgestaltungen  die  Wertschätzung  der  Frau  und  ihr 
besonderer  Rechtsschutz  war,  befinden  wir  uns  in  voller 
Übereinstimmung  mit  der  ungarischen  Auffassung,  indem 
wir  die  Lehren  des  Weltkrieges  ableiten,  seine  Erfahrun- 
gen verwerten  und  den  logisch  nicht  motivierbaren  Unter- 
schied zwischen  der  vollständigen  privatrechtlichen 
Handlungsfähigkeit  der  Frau  und  der  Mangelhaftigkeit 
ihrer  öffentlichrechtlichen  Handlungsfähigkeit  aufheben. 

Mit  Recht  hat  sich  am  9.  Dezember  1915  Alexander 
Giesswein , als  er  die  Streichung  des  „Geschlechtszensus“ 
forderte,  auf  die  infolge  des  Weltkrieges  eingetretenen 
Veränderungen  berufen. 

Auch  bei  uns  vertreten  zu  Hause  die  Frauen  die  auf 
dem  Schlachtfelde  kämpfenden  Männer.  Sie  versehen  in 
allen  Zweigen  der  Produktion  die  Arbeit  der  Männer. 
Doch  treten  sie  für  diese  auch  in  den  öffentlichen  Ämtern, 
in  der  Arbeit  der  Beamten,  des  Handels,  der  Industrie 
und  des  Kredits  mit  Erfolg  ein.  Auf  dem  Gebiete  der 
öffentlichen  Kriegswohltätigkeit  sind  sie  die  allerersten. 
Ihre  Arbeit  und  ihre  Opferwilligkeit  sind  Faktoren  der 
nationalen  Kraft,  der  wir  im  Kriege  unseren  Bestand  ver- 
danken. Während  die  Sorge,  der  Wunsch  nach  anständi- 
ger Existenz,  der  erschwerte  Kampf  ums  Leben  die  Frau 
in  den  verflossenen  Jahrzehnten  gezwungen  haben,  Brot- 
erwerbslaufbahnen zu  betreten,  verlässt  in  der  Periode 
des  Krieges  die  Frauenarbeit  den  Kreis  der  Interessen 
und  der  Geltendmachung  von  Individuen  und  von  Klassen 
und  wird  ein  allgemeines  Interesse.  Es  ist  daher  unmöglich, 
dass  wir,  indem  wir  das  Wahlrecht  der  Männer  auf  breite 
Schichten  ausdehnen,  die  Frauen  auch  weiterhin  vom 
Wahlrecht  vollkommen  ausschliessen,  welchen  Wert  sie 
auch  immer  in  der  Arbeit  der  Gesellschaft  vertreten 
mögen.  Konnten  wir  uns  daran  gewöhnen,  dass  die 
Frauen  öffentliche  Ämter  bekleiden,  also  auf  Grund  eines 
Rechtes  des  Staates  unmittelbar  handeln,  so  können  wir 
ihnen  nicht  länger  das  Wenigere  verweigern:  den  mittel- 
baren Einfluss  auf  die  Angelegenheiten  des  Staates  durch 
die  Ausübung  des  Wahlrechts.  Vertrauen  wir  den 
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Lehrerinnen  mit  Beruhigung  den  Unterricht  und  die  Er- 
ziehung der  Wähler  der  Zukunft  an,  so  können  wir  diese 
Intelligenzkraft  auch  bei  der  Ausübung  der  öffentlichen 
Rechte  nicht  zurückweisen. 

Unser  Entwurf  macht  bei  der  Bestimmung  der  allge- 
meinen Kriterien  des  Wahlrechts  zwischen  Frauen  und 
Männern  keinen  Unterschied.  Zur  Wahl  der  Reichstags- 
abgeordneten ist  daher  jede  Frau  berechtigt,  die  ihr 
24.  Lebensjahr  vollendet  hat,  ungarische  Staatsbürgerin, 
des  Schreibens  und  Lesens  kundig  ist,  und  ausserdem 
einem  der  angeführten  besonderen  Kriterien  entspricht. 

Auch  die  Bedingungen  der  Wählbarkeit  sind  bei  den 
Frauen  dieselben  wie  bei  den  Männern. 

Wir  haben  bei  den  Frauen  nicht,  wie  die  Engländer, 
eine  höhere  Altersgrenze  bestimmt,  denn  diese  Unter- 
scheidung hatte  in  England,  wie  bereits  erwähnt,  den 
Grund,  dass  ohne  sie  die  Zahl  der  weiblichen  Wähler 
eventuell  die  der  männlichen  überstiegen  hätte.  Da  wir 
bei  der  Inartikulierung  des  Prinzips  des  Frauenwahlrechts 
nicht  so  weit  gehen,  wie  der  englische  Entwurf,  und  es 
sich  bei  uns  nur  um  die  erste  Initiative  handelt,  so  kann 
hier  dieser  Gesichtspunkt  nicht  zur  Geltung  gelangen. 

Bei  der  Bestimmung  der  besonderen  Kriterien  des 
Wahlrechts  türmte  sich  vor  uns  das  Hindernis  auf,  dass 
die  Volkszählung  vom  Jahre  1910  mit  Bezug  auf  die 
Frauen  aus  dem  Gesichtspunkte  des  Wahlrechts  keine 
verlässlichen  Daten  enthält.  Es  kann  nur  konstatiert  wer- 
den, dass  die  Verhältnisziffer  der  des  Schreibens  und 
Lesens  Kundigen  bei  den  Frauen  ungünstiger  ist,  als  bei 
den  Männern,  was  auf  die  Zurückgebliebenheit  des  weib- 
lichen Schulbesuchs  zurückzuführen  ist.  Von  den  Frauen 
über  24  Jahren  konnten  im  Jahre  1910  nur  66  % schreiben 
und  lesen.  Dagegen  haben  wir  keine  Angabe  darüber,  wie- 
viele von  den  Frauen  über  24  Jahren  die  4.  oder  6.  Klasse 
der  Elementarvolksschule  absolviert  haben,  und  ebenso 
haben  wir  keine  Angaben  darüber,  wieviele  von  ihnen  und 
in  welchem  Betrage  mit  einer  direkten  Staatssteuer  be- 
lastet sind. 
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Die  Statistik  vom  Jahre  1910  unterscheidet  ohne 
Rücksicht  auf  das  Alter  zwischen  erwerbenden  und  im 
Haushalt  beschäftigten  Frauen,  gruppiert  die  erwerbenden 
Frauen  nach  Beschäftigungszweigen,  enthält  aber  auch 
hier  keine  aus  dem  Gesichtspunkte  der  besonderen  Krite- 
rien des  Wahlrechts  benützbare  detaillierte  Angaben. 
Die  Unterscheidung  zwischen  erwerbenden  und  nicht- 
erwerbenden Frauen  halten  wir  auch  sonst  nicht  für 
berechtigt.  Diese  Unterscheidung  ist  aus  sozialem  Ge- 
sichtspunkte nicht  begründet  und  namentlich  in  der  auf 
den  Krieg  folgenden  Periode  nicht  wünschenswert.  Eine 
derartige  Selektion  der  Frauen  würde  eine  Gering- 
schätzung des  Berufes  und  der  Arbeit  der  Gattin  und  der 
Mutter  bedeuten. 

Unter  solchen  Umständen  mussten  wir  unter  Beob- 
achtung des  Grundprinzips  unseres  Entwurfes  auch  bei 
der  Bestimmung  des  Frauenwahlrechts  den  Intelligenz- 
zensus als  Grundlage  annehmen,  und  zwar  bis  zu  der 
Grenze,  bis  zu  der  uns  eine  verlässliche  und  detaillierte 
Statistik  zur  Verfügung  steht.  Wir  haben  uns  nicht  damit 
zufrieden  gegeben,  das  Wahlrecht  auf  die  Frauen  zu  be- 
schränken, die  die  8.  Klasse  einer  Mittelschule  absolviert 
haben,  weil  ihre  Zahl  unter  den  Frauen  über  24  Jahren  im 
Jahre  1910  insgesamt  28.731  war.  Wir  haben  eine  detail- 
lierte Statistik  über  die  Zahl  derjenigen  Frauen  über 
24  Jahren,  die  die  4.  Klasse  der  Bürgerschule  oder  eine 
gleichwertige  Mittelschule  absolviert  haben.  Im  Jahre 
1910  war  ihre  Zahl  100.033.  Diese  Zahl  ist  seither  gestie- 
gen. Im  Jahre  1910  war  nämlich  die  Zahl  der  Frauen  über 
17  Jahren,  die  vier  Mittelschulen  absolviert  haben,  226.701. 
Diese  Altersgruppe  ist  während  der  verflossenen  sieben 
Jahre  im  ganzen  in  die  Reihe  der  mehr  als  24jährigen 
gelangt.  Doch  müssen  von  dieser  Zahl  die  während  der 
verflossenen  sieben  Jahre  verstorbenen  abgerechnet  wer- 
den, deren  Zahl  unter  Berücksichtigung  der  Sterblich- 
keitsangaben mit  25.000 — 30.000  angenommen  werden 
kann,  so  dass  wir  Ende  1917  daher  die  Zahl  der  Frauen 
über  24  Jahren,  die  4 Mittelschulen  absolviert  haben,  rund 
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auf  200.000  schätzen  können.  Bei  der  Gesamtziffer  der 
Wähler  jedoch  nehmen  wir,  wie  überall  in  unserem  Mo- 
tivenbericht,  die  Angaben  vom  Jahre  1910  als  Grundlage 
an.  Nach  diesen  Angaben  w'ar  von  den  160.033  Frauen 
über  24  Jahren  mit  4 Mittelschulklassen  die  Muttersprache 
bei  131.215,  das  sind  82  %,  die  ungarische,  bei  19.997 
(12-5%)  die  deutsche,  bei  1186  (07%)  die  slowakische 
und  bei  2657  (17  %)  die  rumänische. 

Der  Hauptrechtstitel  für  das  Wahlrecht  der  Frauen 
ist  daher  die  erfolgreiche  Absolvierung  der  4.  Klasse  der 
Bürgerschule.  Aus  dem  Gesichtspunkte  des  Wahlrechts 
ist  der  Absolvierung  der  4.  Klasse  der  Bürgerschule 
gleichwertig  die  Absolvierung  der  3.  Klasse  der  höheren 
Volksschule,  der  8.  Klasse  der  am  Tage  der  Kundmachung 
des  Gesetzes  schon  bestehenden  achtklassigen  Elementar- 
volksschulen, der  4.  Klasse  einer  höheren  Töchterschule 
oder  der  4.  Klasse  einer  Mittelschule.  Dasselbe  gilt  für 
Schulen,  Lehrkurse  und  Prüfungen,  die  das  Ministerium 
aus  dem  Gesichtspunkte  des  Wahlrechts  der  4.  Klasse 
für  der  Bürgerschule  gleichwertig  erklärt.  (&$  12  und  13.) 

Wenn  das  auch  ein  höherer  Intelligenzzensus  zu  sein 
scheint,  so  schafft  er  dennoch  kein  Klasseuwahlrecht  und 
hat  sogar  eine  demokratische  Wirkung.  Bei  der  stufen - 
weisen  Ausbreitung  des  weiblichen  Schulbesuches  be- 
suchen auch  Kinder  von  Bürgerfamilien  in  bescheidenerer 
Lage,  und  sogar  von  Arbeiterfamilien  die  Bürgerschule, 
um,  da  sie  eine  Broterwerbslaufbahn  betreten,  sich  die 
notwendige  Bildung  anzueignen.  So  gelangen  nicht  nur 
Ärztinnen,  Apothekerinnen,  Professorinnen,  Lehrerinnen 
und  Kinderbewahrerinnen,  sondern  auch  die  weiblichen 
Angestellten  derEisenbahn,  derPost,  desTelegraphen,  des 
Telephons,  sämtlicher  staatlicher  und  autonomer  Ämter, 
des  Handels,  der  Industrie  und  des  Kredits  zu  einem  Wahl- 
recht. Bei  der  sich  immer  mehr  verbreitenden  Bildung  aber 
werden  auch  diejenigen  Frauen  wahlberechtigt,  die  keine 
Broterwerbslaufbahn  betreten,  sondern  im  Familienkreise 
ihren  Beruf  erfüllen.  Die  vier  Bürger-  oder  Mittelschul- 
klassen sind  keine  exklusive  Schule  der  vermögenden 
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Gesellschaft,  und  wird  dieser  Rechtstitel  als  Grundlage 
angenommen,  so  war  sogar  damit  zu  rechnen,  dass  cs 
eben  in  der  vermögenderen  gesellschaftlichen  Schichte 
früher  nicht  üblich  war,  die  Mädchen  in  eine  öffentliche 
Schule  zu  schicken,  sondern  diesen  zu  Hause  eine  der 
Bildung  der  vier  Bürgerklassen  gleichwertige  oder  diese 
übersteigende  Bildung  zuteil  werden  zu  lassen.  Eben  des- 
halb sorgt  unser  Entwurf,  ebenso  wie  wir  bei  dem  Wahl- 
recht der  Männer  durch  Organisierung  ständiger  Kom- 
missionen dafür  gesorgt  haben,  dass  jeder  seine  der 
4.  Klasse  der  Elementarvolksschule  entsprechende  Bil- 
dung nachzuweisen  vermöge,  auch  dafür,  dass  auch  die 
Frauen  in  Ermanglung  eines  Schulzeugnisses  die  der 
4.  Klasse  der  Bürgerschule  entsprechende  Bildung  nach- 
weisen  können. 

Wir  haben  schon  ausgewiesen,  dass  die  Zahl  der 
Frauen,  die  unter  diesem  Titel  das  Wahlrecht  erlangen, 
seit  1910  um  etwa  40.000  gestiegen  ist.  Diese  Zahl  wird 
von  Jahr  zu  Jahr  steigen.  Das  an  einen  Intelligenzzensus 
geknüpfte  Wahlrecht  hat  nämlich  den  grossen  Vorteil, 
dass  es  entwicklungsfähig  ist  und  parallel  mit  der  Zu- 
nahme der  Bildung  die  Zahl  der  Wähler  vermehrt.  Da  die 
Bildung  der  Frauen  eben  in  der  jüngsten  Zeit  einen  Auf- 
schwung genommen  hat  und  die  Gesellschaft  mit  der  un- 
richtigen Ansicht  bricht,  als  würden  die  Frauen  den  inten- 
siveren Schulbesuch  nicht  brauchen  oder  als  würde  dieser 
ihrem  Frauenberuf  widersprechen,  so  steht  es  ausser 
Zweifel,  dass  unter  dem  Rechtstitel  der  vier  Mittelschulen 
die  Frauen  in  einer  von  Jahr  zu  Jahr  steigenden  Zahl  das 
Wahlrecht  erlangen  werden. 

Obgleich  der  Hauptrechtstitel  des  Frauenwahlrechts 
— wie  wir  nachgewiesen  haben  — demokratisch  ist,  so 
mussten  wir  dennoch  aus  dem  Gesichtspunkte  der  gesell- 
schaftlichen Gerechtigkeit  auch  für  einen  anderen  Rechts- 
titel sorgen.  Es  ist  nämlich  zweifellos,  dass  die  der  Ge- 
sellschaft der  kleinen  Landwirte  und  der  Gewerbe- 
treibenden wie  auch  der  Klasse  der  landwirtschaftlichen 
und  der  gewerbetreibenden  Angestellten  angehörenden 
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Frauen  unter  dem  Hauptrechtstitel  des  Frauenwahlrechts 
in  einem  verhältnismässig'  kleineren  Masse  des  Wahl- 
rechts teilhaftig  würden.  Indem  wir  die  Ausgleichung 
dieses  Missverhältnisses  suchen,  finden  wir  die  Hilfe  in 
dem  Ideenkreise,  der  bei  der  Bestimmung  des  Wahlrechts 
der  Männer  zur  Anerkennung  des  Wahlrechts  der  Kom- 
battanten geführt  hat.  So  gelangen  wir  zu  dem  Wahlrecht 
der  familienerhalt enden  Kriegswitwen.  Nach  unserem 
Entwurf  ist  wahlberechtigt  die  Frau,  deren  Qatte  in  dem 
im  Jahre  1914  ausgebrochenen  Kriege  aktiven  Militär- 
dienst (§  14)  geleistet  hat  und  gefallen  ist,  oder  infolge 
einer  in  diesem  Militärdienst  erworbenen  Krankheit  oder 
erlittenen  Verwundung  oder  Verletzung,  oder  infolge  der 
Kriegsstrapazen  gestorben  ist  (den  Heldentod  erlitten 
hat),  wenn  sie  von  diesem  Gatten  ein  — bei  dem  Ableben 
des  Gatten  am  Leben  befindliches  — eheliches  (legitimier- 
tes) Kind  geboren  hat  (§  12,  Punkt  2).  Von  dieser  Gruppe 
der  Frauenwähler  verlangen  wir  nur  den  Nachweis  des  all- 
gemeinen Kriteriums  der  Kenntnis  des  Schreibens  und 
Lesens.  Nach  den  Berechnungen  des  Statistischen  Zentral- 
amtes würden  unter  diesem  Rechtstitel  beiläufig  100.000 
Frauen  über  24  Jahren  das  Wahlrecht  erlangen.  Nehmen 
wir  die  Verteilung  der  des  Schreibens  und  Lesens  kun- 
digen Frauen  im  Alter  von  20 — 34  Jahren  nach  Mutter- 
sprachen als  Grundlage  an,  so  wären  unter  diesen  65*3  % 
Ungarinnen,  12*6  % Deutsche,  10-6  % Slowakinnen, 
5*8  % Rumäninnen,  07  % Rutheninnen,  Fl  % Kroatinnen 
und  27  % Serbinnen.  Die  Verhältnisziffer  des  Ungartums 
ist  daher  unter  den  des  Schreibens  und  Lesens  kundigen 
Frauen  noch  günstiger  als  unter  den  Männern. 

Dieses  Wahlrecht  ist  eine  Ehrung  der  verstorbenen 
Helden.  An  ihre  Stelle  treten  die  familienerhaltenden 
Witwen.  Ihr  Erbe  ist  nicht  nur  die  Pflicht,  anstatt  der  auf 
dem  Schlachtfelde  gefallenen  Familienerhälter  für  ihre 
Kinder  zu  sorgen,  sondern  sie  treten  auch  in  der  Ausübung 
der  öffentlichen  Rechte  ihr  Erbe  an.  Das  wird  eine  ernste 
und  achtenswerte  Schichte  der  Wähler  sein,  von  der  auch 
bei  einem  geringeren  Bildungsgrade  die  reife  und  er- 
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wogene  Beurteilung  der  öffentlichen  Angelegenheiten  zu 
erwarten  ist. 

Der  dritte  Wahlrechtstitel  der  Frauen  hat  kaum  eine 
in  Ziffern  sich  zeigende  Bedeutung.  Indern  der  Entwurf 
derjenigen  Frau  das  Wahlrecht  gewähren  will,  die  ein 
auf  dem  Gebiete  der  Wissenschaft,  der  Literatur  oder  der 
Kunst  tätiges  Mitglied  einer  seit  zwei  Jahren  wirkenden 
wissenschaftlichen,  literarischen  oder  künstlerischen  Ver- 
einigung oder  Gesellschaft  ist,  will  er  eigentlich  nur  die 
Verschrobenheit  vermeiden,  dass  aus  einem  auf  einem 
Intelligenzzensus  beruhenden  Wahlrecht  in  Ermangelung 
eines  Schulzeugnisses  oder  eines  vor  einer  ständigen 
Kommission  erfolgenden  Nachweises  Frauen  ausbleiben, 
die  auf  einem  Gebiete  der  Wissenschaft,  der  Literatur  oder 
der  Kunst  faktisch  tätig  sind. 

Die  Zahl  der  Frauenwähler  wäre  nach  dem  Gesagten, 
wenn  wir  die  zwei  liauptrechtstitel  zur  Grundlage 
nehmen,  260.033.  Von  diesen  sind  Ungarinnen  75*5  %, 
Deutsche  12*6  %,  Slowakinnen  4'5  %,  Rumäninnen  3*3  %. 
Rutheninnen  0*3  %,  Kroatinnen  0-6  %,  Serbinnen  L5  %. 
Wir  haben  schon  nachgewiesen,  dass  die  Zahl  der  Frauen 
über  24  Jahren,  die  vier  Mittelschulklassen  absolviert 
haben,  seit  1910  um  mindestens  40.000  zugenommen  hat. 
So  können  wir  in  Wirklichkeit  auf  300.000  oder  noch  etwas 
mehr  Frauenwähler  rechnen. 

Wir  wissen  auch  selbst,  dass  das  derart  geplante 
System  des  Frauenwahlrechtes  nur  fragmentarisch  ist. 
Doch  haben  wir  auf  den  Grund  seiner  Mangelhaftigkeit 
hingewiesen.  Auf  Grund  der  uns  zur  Verfügung  stehenden 
Angaben  konnten  wir  kein  vollkommeneres  Werk  schaf- 
fen. Bei  dem  ersten  Schritt  haben  wir  jedoch  darauf  ge- 
achtet, dass  die  Frauenwähler,  die  zum  erstenmal  bei 
unseren  Wahlen  erscheinen  werden,  durch  ihren  Ernst 
die  Berechtigung  und  die  erspriessliche  Wirkung  des 
Frauenwahlrechts  beweisen. 

Besteht  unsere  Initiative,  wie  wir  mit  Bestimmtheit 
hoffen,  diese  Probe  des  Lebens,  so  wird  die  Gesetzgebung 
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im  Besitze  entsprechender  Angaben  in  der  Ausdehnung 
der  Rechte  auch  auf  diesem  -Gebiete  weitergehen  können. 

In  allen  ausländischen  Staaten,  in  denen  die  Frauen 
mit  dem  Parlamentswahlrecht  ausgestattet  wurden,  haben 
sich  die  Frauen  nie  nach  besonderen  Fraueninteressen  zu 
einer  besonderen  Partei  gruppiert,  sondern  sie  haben  sich 
überall  den  Rahmen  der  bestehenden  politischen  Parteien 
angepasst  und  derart  ihren  politischen  Einfluss  im  Inter- 
esse des  allgemeinen  Wohles  geltend  gemacht.  Überall 
war  eine  ganze  Reihe  der  Gesetzesschöpfungen  von  so- 
zialem Werte  die  Folge  der  Inartikulierung  des  Frauen- 
wahlrechts. 

Wir  sind  überzeugt,  das  Frauenwahlrecht  werde  auch 
bei  uns  zu  diesem  Ergebnis  führen  und  die  Vermehrung 
der  Wähler  durch  die  ernsten  und  wertvollen  Mitglieder 
der  weiblichen  Gesellschaft  werde  auf  das  ganze  öffent- 
liche Leben  unseres  Vaterlandes  von  heilsamer  Wirkung 
sein. 


XI. 

Die  Neuerungen  im  Wahlverfahren. 

Nicht  minder  wichtig  als  die  Frage  des  materiellen 
Wahlrechts  ist  die  des  Wahlverfahrens.  Das  im  Gesetz 
gewährte  Wahlrecht  bleibt  nur  Theorie,  Versprechen, 
wenn  die  Ordnung  der  Konskription  nicht  dafür  sorgt,  dass 
jeder  Berechtigte  mit  tunlicher  Leichtigkeit  und  Gewiss- 
heit in  die  Wählerliste  gelange  und  wenn  nicht  die  Ein- 
richtungen des  Wahlverfahrens  Garantien  dafür  enthalten, 
dass  der  Wähler  sein  Wahlrecht  frei  und  ungestört  aus- 
üben könne. 

Auf  dem  Gebiete  des  Wahlverfahrens  haben  wir  die 
bewährten  Bestimmungen  des  G.-A.  XIV  : 1913  beibehal- 
ten und  an  den  Grundlagen  der  gewohnten  ungarischen 
Einrichtungen  festgehalten.  Nur  dort  führten  wir  Neuerun- 
gen ein,  wo  wir  das  im  Interesse  unseres  Zweckes  für  un- 
erlässlich notwendig  gehalten  haben. 
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Zentralausschuss.  Wir  haben  die  echt  ungarische  Ein- 
richtung des  Zentralausschusses  beibehalten.  Wir  erach- 
teten es  für  richtig,  dass  auch  fernerhin  dieses  Organ  der 
Autonomie  die  Entwertung  und  die  alljährliche  Richtig- 
stellung der  Wählerliste,  wie  auch  die  Vorbereitung  der 
Abgeordnetenwahlen  leite.  Wir  folgten  nicht  den  Beispie- 
len ausländischer  Gesetzgebungen,  die  die  Aufgaben  un- 
seres Zentralausschusses  zum  Teil  oder  im  ganzen  den 
Gerichtshöfen  erster  Instanz  übertragen  (Griechenland, 
Bulgarien),  oder  an  die  Spitze  der  unserem  Zentral- 
ausschuss ähnlichen  Organe  den  Gerichtshofpräsidenten, 
beziehungsweise  dessen  Stellvertreter  stellen  (Belgien, 
Spanien  und  zum  Teil  Frankreich). 

Aus  dem  Gesichtspunkte  der  Wahlfreiheit  konnten 
wir  natürlich  noch  weniger  das  System  annehmen,  das  bei 
der  Leitung  der  Wahlen  durch  Bestellung  von  Wahl- 
kommissären der  Regierungsgewalt  einen  entscheidenden 
Einfluss  sichert  (Deutsches  Reich,  einzelne  deutsche 
Staaten,  Österreich).  Wir  haben  an  der  Einrichtung  des 
Zentralausschusses  festgehalten,  an  seiner  Organisation 
im  Wesen  nichts  geändert,  doch  wollten  wir  dafür  sorgen, 
in  seiner  Wirksamkeit  die  Herrschaft  der  Gesetzmässig- 
keit zu  sichern,  die  zerstörende  Wirkung  der  Partei- 
herrschaft zu  verdrängen. 

Vertretung  der  Minorität  in  dem  Zentralausschuss. 

Der  Zentralausschuss  wird  mittels  Abstimmung  ge- 
bildet. Bei  heftigen  Parteikämpfen  kann  es  daher  ge- 
schehen, dass  die  in  der  Mehrheit  befindliche  Partei  die 
Minorität  aus  dieser  Einrichtung  vollkommen  verdrängt. 
Das  wollen  wir  verhindern  und  zu  diesem  Zwecke  die 
Vertretung  der  Minorität  gesetzlich  sichern.  Indem  wir 
der  ungarischen  Denkweise  Rechnung  tragen,  haben  wir 
uns  behufs  Verwirklichung  des  Zweckes  nicht  an  die  in 
den  ausländischen  Gesetzen  üblichen  komplizierten 
Methoden  gehalten.  Wir  haben  nicht  den  Standpunkt  ein- 
genommen, dass  die  Abstimmenden  nicht  auf  die  gesamte 
Zahl  der  zu  wählenden  Mitglieder  stimmen  können,  son- 
dern dass  ihr  Stimmrecht,  damit  auch  die  Minorität  zu 


315 


einem  Platz  gelangen  könne,  beschränkt  werde,  dass  sie 
zum  Beispiel,  wenn  12  Mitglieder  zu  wählen  sind,  auf  10, 
wenn  24  Mitglieder  zu  wählen  sind,  nur  auf  20  stimmen 
können.  Wir  schlagen  auch  nicht  die  italienische  Methode 
vor,  nach  der  der  Gemeinderat  (die  Repräsentanz)  die 
Mitglieder  der  die  Wählerliste  überprüfenden  Kommission 
derart  wählt,  dass  jeder  einzelne  Gemeinderat  nur  auf 
ein  Mitglied  stimmen  kann,  und  dass  diejenigen  als  ge- 
wählt gelten,  die  eine  grössere  Zahl,  zumindest  aber  drei 
Stimmen  erhalten  haben.  Wir  lösen  die  Frage  einfach 
durch  die  Möglichkeit,  dass  zwei  bis  vier  überzählige  Mit- 
glieder des  Zentralausschusses  gewählt  und  einberufen 
werden.  Nach  unserem  Entwurf  gelten  als  zu  Mitgliedern 
des  Zentralausschusses  gewählt  diejenigen,  die  die  rela- 
tive Mehrheit  der  abgegebenen  Stimmen  erlangt  haben. 
Insofern  es  jedoch  ausser  den  derart  Gewählten  auch 
solche  gibt,  auf  die  mindestens  ein  Viertel  der  abgege- 
benen Stimmen  entfallen  ist,  so  werden  von  den  letzt- 
erwähnten, wenn  mehr  als  24  Mitglieder  zu  wählen  waren, 
höchstens  4,  in  jedem  anderen  Falle  aber  2 in  der  Reihen- 
folge der  Zahl  der  erlangten  Stimmen  ebenfalls  gewählte 
Mitglieder  und  sind  als  solche  ausser  der  bestimmten  Zahl 
der  Mitglieder  in  den  Zentralausschuss  einzuberufen.  Die 
Minorität  erlangt  daher  eine  Vertretung,  ohne  dass  das 
Stimmrecht  der  Mehrheit  beschränkt  würde.  Auch  das 
ist  aber  nur  dann  der  Fall,  wenn  die  Minorität  nicht  ganz 
zwerghaft  ist,  sondern  einzelne  ihrer  Kandidaten  min- 
destens ein  Viertel  der  abgegebenen  Stimmen  erhalten. 

Dieses  System  ist  ganz  einfach  zu  handhaben.  Wo  es 
keinen  Parteikampf  gibt,  dort  wird  es  ausser  den  Mit- 
gliedern des  Zentralausschusses  in  der  gesetzlich  be- 
stimmten normalen  Zahl  keine  überzähligen  (Minoritäts-) 
Mitglieder  geben,  und  ebensowenig  dort,  wo  die  Minorität 
verschwindend  ist.  Doch  wird  es  andererseits  nicht  mehr 
möglich  sein,  dass  die  eine  Partei  die  andere,  obwohl  diese 
noch  ansehnlich  genug  ist,  durch  ihre  Mehrheitsmacht  aus 
dem  Zentralausschuss  vollkommen  verdränge.  Die  Ver- 
tretung der  Minorität  ist  bescheiden,  sie  beschränkt  sich 
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auf  2 bis  4 Mitglieder.  Wer  aber  die  Psychologie  der 
Körperschaften  kennt,  der  weiss,  dass  auch  die  Anwesen- 
heit von  2 bis  4 Minoritätsmitgliedern  die  Tätigkeit  des 
Zentralausschusses  wohltuend  und  wirksam  zu  kontrol- 
lieren vermag. 

Das  richterliche  Mitglied  des  Zentralausschusses. 

Zur  Sicherung  der  Gesetzmässigkeit  und  der  Unpartei- 
lichkeit dient  auch  die  Bestimmung  unseres  Entwurfes, 
dass  in  dem  Zentralciusschusse  ausser  den  gewählten 
Mitgliedern  auch  ein  königlicher  Richter  Platz  nimmt. 
Dieses  Mitglied  und  dessen  Stellvertreter  bestimmt  der 
Präsidialsenat  der  königlichen  Tafel  aus  der  Reihe  der 
Richter  der  Gerichte  erster  Instanz  oder  der  königlichen 
Tafel.  Sein  Wirkungskreis  ist  ein  doppelter:  1.  bei  der 
Verhandlung  der  gegen  die  einstweiligen  Namenslisten 
eingereichten  Reklamationen  und  Bemerkungen  und  über- 
haupt in  Fragen,  in  denen  gegen  den  Beschluss  ein  Ver- 
fahren vor  dem  Verwaltungsgerichtshof  statt  hat,  ist  es 
der  stimmberechtigte  Berichterstatter  des  Zentralaus- 
schusses;, 2.  in  allen  anderen  in  den  Wirkungskreis  des 
Zentralausschusses  gehörenden  Angelegenheiten  kann  es 
zu  dem  zu  fassenden  Entschluss  ausschliesslich  aus  dem 
Gesichtspunkte  der  Gesetzmässigkeit  das  Wort  ergreifen. 

Wir  gingen  daher  bei  der  Inanspruchnahme  der 
garantiellen  Mitwirkung  des  Gerichtes,  wie  bereits  er- 
wähnt, nicht  soweit,  wie  einzelne  ausländische  Staaten, 
die  den  Wirkungskreis  des  Zentralausschusses  entweder 
ganz  den  Gerichtshöfen  erster  Instanz  übertragen  oder 
an  die  Spitze  der  dem  Zentralausschusse  ähnlichen  Ein- 
richtung einen  Richter  stellen. 

Wir  taten  das  deshalb,  weil  der  Zentralausschuss 
nicht  nur  die  Wahlberechtigung  betreffende  Fragen  ent- 
scheidet, es  aber  auch  schon  aus  dem  Gesichtspunkte  des 
notwendigen  allgemeinen  Ansehens  der  Gerichte  nicht 
wünschenswert  wäre,  Richter  in  einem  Wirkungskreis  zu 
exponieren,  der  kein  eigentlicher  richterlicher  Wirkungs- 
kreis isr.  Wir  verwenden  und  behalten  daher  den  Richter 
in  einem  Geschäftskreise,  der  seines  Berufes  würdig 
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isf,  indem  wir  ihn  zum  Berichterstatter  von  Rechts- 
fragen machen  wollen,  in  denen  in  höchster  Instanz  ein 
Gericht  entscheidet,  und  indem  wir  ihm  ausschliesslich 
dazu  das  Recht  geben,  in  der  Frage  der  Gesetzmässigkeit 
das  Wort  zu  ergreifen.  So  wird  das  richterliche  Mitglied 
in  dem  Zentralausschusse  der  Hüter  und  der  Vertrauens- 
mann der  Gesetzmässigkeit.  Er  bleibt  jedem  Parteikampfe 
fern  und  ist  der  Vertreter  der  über  allen  Gesichtspunkten 
erhabenen  Gerechtigkeit.  Die  derart  umgrenzte  Mitwir- 
kung des  richterlichen  Mitgliedes  kann  nur  von  erspriess- 
licher  Wirkung  sein  und  zusammen  mit  der,  wenn  auch 
nur  in  bescheidenem  Masse,  erfolgenden  gesetzlichen 
Sicherung  der  Vertretung  der  Minoritäten  die  Unpartei- 
lichkeit und  den  allgemeinen  Kredit  des  Zentralaus- 
schusses nur  heben. 

Konskriptionskommission.  Neben  dem  Zentralaus- 
schuss haben  wir  auch  die  Einrichtung  der  durch  ihn 
gewählten  Konskriptionskommissionen  beibehalten.  Da 
jedoch  die  rechtzeitige  Entwertung  der  Wähler- 
listen ein  öffentliches  Interesse  ist,  haben  die  Mit- 
glieder der  Konskriptionskommission  nach  unserem 
Entwurf  die  Wahl  anzunehmen.  Demjenigen,  der 
die  Wahl  ohne  triftigen  Grund  nicht  annimmt  oder  den 
aus  seiner  erfolgten  Wahl  sich  ergebenden  Verpflichtun- 
gen ohne  triftigen  Grund  nicht  Genüge  leistet,  kann  der 
Zentralausschuss  eine  Geldbusse  von  50  bis  5000  Kronen 
auferlegen  und  zugleich  besetzt  er  auch  seine  Stelle. 

Gemeinde-(Kreis-)notäre  (Hilfsnotäre),  ferner  an  einer 
öffentlichen,  wie  auch  an  einer  mit  Öffentlichkeitsrecht 
bekleideten  Elementarschule  angestellte  männliche  Lehrer 
haben  anstatt  der  Geldbusse  bei  Meidung  disziplinärer 
Verantwortlichkeit  die  Wahl  anzunehmen  und  die  aus  der 
erfolgten  Wahl  sich  ergebenden  Pflichten  zu  erfüllen. 
Gegenüber  den  Bestimmungen  des  G.-A.  XIV  : 1913  hätte 
die  Konskriptionskommission  nach  unserem  Entwurf  nur 
gewählte  Mitglieder.  Wird  jedoch  der  Gemeinde-(Kreis-) 
notär  (Hilfsnotär)  nicht  durch  die  Wahl  Mitglied  der 
Kommission,  so  hat  er  dennoch  bei  dem  Verfahren  der 
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Konskriptionskommission  hei  Meidling  disziplinärer  Ver- 
antwortlichkeit anwesend  zu  sein.  Ebenso  ist  nach  dem 
Entwurf  auch  die  Anwesenheit  eines  Elementarvolks- 
schul-  oder  Bürgerschullehrers  notwendig,  den  der  kön. 
Schulinspektor  bestimmt.  Die  Anwesenheit  des  Gemeindc- 
(Kreis-)notärs  (Hilfsnotärs)  ist  zur  Erteilung  amtlicher  Auf- 
klärungen notwendig;  die  Anwesenheit  des  Lehrers  aber 
wird  dadurch  notwendig,  dass  er  den  eventuell  vor  der 
Konskriptionskommission  erfolgenden  Nachweis  der 
Kenntnis  des  Schreibens  und  Lesens  zu  leiten  hat. 

Die  Vorbereitung  der  Konskription.  Unser  Entwurf 
bestimmt  ein  neues  System  der  Konskription.  Unser 
leitender  Gedanke  ist,  dass  das  Wahlrecht  ein  öffentliches 
Recht  ist.  Wir  können  daher  seinen  Erwerb  nicht  dem 
Belieben  und  der  privaten  Tätigkeit  der  Berechtigten 
überlassen,  sondern  wir  erforschen  mit  der  unterstützen- 
den und  zwingenden  Kraft  des  Staates  die  Berechtigten 
und  sorgen  dafür,  dass  die  Wähler  in  die  Namensliste 
hineingelangen. 

Da  die  Zahl  der  Wähler  zunimmt,  wären  die  Kon- 
skriptionskommissionen  bei  dem  bisherigen  System  nicht 
imstande,  die  schwierige  Aufgabe  der  Konskription  zu  er- 
füllen. Wir  mussten  daher  für  die  Vorbereitung  der  Kon- 
skription sorgen.  Das  ist  eine  neue  Einrichtung  unseres 
Entwurfes.  Die  Vorbereitung  der  Konskription  versehen 
nach  den  Weisungen  des  Zentralausschusses  die  Gemein- 
den (Städte).  Die  Vorbereitung  besteht  darin,  dass  in  den 
Gemeinden  die  Notäre  (Kreisnotäre),  in  Städten  die  durch 
den  Magistrat  in  der  erforderlichen  Anzahl  bestimmten 
Beamten  teils  auf  Grund  amtlicher  Angaben,  teils  auf 
Grund  der  von  den  Bürgern  abgegebenen  Fassionen  von 
Amts  wegen  erheben,  wer  diejenigen  sind,  die  den  zu  dem 
Wahlrecht  geforderten  besonderen  Kriterien  entsprechen. 
Unser  Entwurf  geht  davon  aus,  die  amtliche  Erhebung  der 
Wahlberechtigten  sei  ebenso  eine  staatliche  Aufgabe,  wie 
die  Erhebung  der  Steuer-  oder  der  Wehrpflichtigen. 

Amtliche  Zählblätter.  — Fatierungszwang.  Der  Ge- 
meinde-(Kreis-)notär  oder  der  hiezu  bestimmte  städtische 
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Beamte  lässt  unter  der  Bevölkerung  auf  Staatskosten  amt- 
liche Zählblätter  verteilen.  Das  Zählblatt  hat  Fragen  über 
die  zur  Feststellung  des  Wahlrechts  notwendigen  Per- 
sonalangaben (Familien-  und  Zuname,  Geburtsort  und 
-jahr,  Stellung  oder  Beschäftigung,  Wohnsitz,  Kenntnis  des 
Schreibens  und  Lesens),  ferner  über  das  Vorhandensein 
der  Wahlrechtstitel  zu  enthalten.  Jedermann,  der  das 
23.  Lebensjahr  vollendet  hat,  hat  an  seinem  ordentlichen 
Wohnsitz  eine  Fassion  über  die  Daten  abzugeben,  die  zur 
Feststellung  dessen  notwendig  sind,  ob  er  ein  Wahlrecht 
hat.  Wer  ohne  triftigen  Grund  es  unterlässt,  die  Fassion 
in  der  vorgeschriebenen  Zeit  und  Weise  abzugeben,  ist 
wegen  Übertretung  an  Geld  bis  zu  200  Kronen  zu  be- 
strafen. Wer  aber  in  seiner  Fassion  bewusst  eine  unwahre 
Angabe  macht,  begeht  ein  Vergehen,  dessen  Strafe  Ge- 
fängnis bis  zu  zwei  Jahren  und  an  Geld  bis  2000 
Kronen  ist. 

Das  Zählblatt  ist  eigenhändig  auszufüllen  und  die 
Richtigkeit  der  Fassion  durch  eigenhändige  Unterschrift 
zu  bekräftigen.  Insofern  der  Fatierende  auf  Grund  der 
auf  die  Fragen  erteilten  Antworten  glaubt,  dass  er  unter 
irgendeinem  Rechtstitel  ein  Wahlrecht  hat,  so  bringt  er 
auf  dem  Zählblatte  die  Bitte  vor,  in  die  Wählerliste  aut- 
genommen  zu  werden.  Anstatt  denjenigen,  die  nicht  schrei- 
ben können  oder  wegen  eines  körperlichen  Gebrechens 
oder  aus  einem  anderen  Grunde  nicht  imstande  sind,  das 
Zählblatt  auszufüllen  und  zu  unterschreiben,  wie  auch 
anstatt  Abwesender  füllt  das  Zählblatt  der  Gemeinde- 
(Kreis-)notär  (hiezu  bestimmte  städtische  Beamte),  even- 
tuell der  Zählkommissär  aus.  In  einem  solchen  Falle  ist 
zu  erwähnen,  aus  welchem  Grunde  die  eigenhändige  Aus- 
füllung und  Unterfertigung  des  Zählblattes  unterblieben  ist. 

Diese  Bestimmung  unseres  Entwurfes  macht  es  sozu- 
sagen unmöglich,  dass  ein  Berechtigter  aus  der  Wähler- 
liste ausbleibe.  Jeder  erhält  das  Zählblatt  zu  Hause,  aa 
seinem  ordentlichen  Wohnsitz  zur  Hand,  und  indem  er  es 
eigenhändig  ausfüllt  und  eigenhändig  unterschreibt1,  liefert 
er  zugleich  auch  einen  Beweis  dafür,  dass  er  schreiben  und 


.320 


lesen  kann.  Einer  der  Vorteile  des  Fatierungszwanges  ist, 
dass  die  grosse  Masse  der  Wähler  von  dem  mühsamen 
Nachweis  des  Schreibens  und  Lesens  befreit  wird,  denn 
die  Konskriptionskommission  kann  — da  die  Wahrheit  der 
Fassion  unter  Strafsanktion  gestellt  ist  — nach  Aus- 
füllung und  Unterfertigung  der  Fassion  den  besonderen 
Nachweis  der  Kenntnis  des  Schreibens  und  Lesens  nur  in 
dem  Falle  verlangen,  in  dem  ein  Zweifel  darüber  auf-? 
getaucht  ist,  ob  die  Ausfüllung  und  Unterfertigung  von 
dem  Faticrenden  selbst  stammt  und  ob  der  Fatierende  über 
die  Kenntnis  des  Schreibens  und  Lesens  in  dem  im  Ge- 
setze geforderten  Masse  verfügt.  Sein  zweiter  Vorteil 
aber  ist,  dass  dieses  System  die  Analphabeten  sozusagen 
mit  automatischer  Kraft  ausschliesst,  indem  der  Ge- 
meinde-(Kreis-)notär  (der  hiezu  bestimmte  städtische 
Beamte)  oder  der  Zählkommissär  auf  dem  Zählblatte  ein- 
fach vermerkt,  dass  die  Betreffenden  nicht  schreiben  und 
lesen  können. 

Die  Ausfüllung  des  Zählblattes  und  das  Vorbringen 
der  Bitte  um  Aufnahme  des  Fatierenden  in  die  Wähler- 
liste hat  zur  Folge,  dass  der  Zentralausschuss  den  Be- 
treffenden in  dem  Falle,  wenn  die  Konskriptionskommis- 
sion  dieser  Bitte  nicht  stattgibt,  behufs  Wahrnehmung 
seines  Rechtes  zu  verständigen  hat. 

Die  Fatierungspflicht  der  Bürger  wird  ergänzt  durch 
die  Pflicht  der  Behörden,  Daten  zu  liefern.  Unser  Entwurf 
regelt  es  ganz  genau,  wie  die  einzelnen  Wahlrechtstitel 
nachzuweisen  sind,  und  bestimmt,  welche  Behörden  über 
welche  Angaben  eine  Evidenzhaltung  zu  führen  und  ihr 
Ergebnis  alljährlich  behufs  Vorbereitung  der  Konskription 
dem  Zentralausschuss,  beziehungsweise  dem  Gemeinde- 
(Kreis-)notär  oder  dem  städtischen  Magistrat  mitzuteilen 
haben.  So  stehen  im  Verlaufe  der  Vorbereitung  der  Kon- 
skription den  die  Konskription  vorbereitenden  Organen 
aus  zwei  Quellen  reichliche  Angaben  zur  Verfügung.  Die 
die  Konskription  vorbereitenden  Organe  überprüfen  so- 
dann die  Zählblätter  und  kontrollieren  auf  Grund  der 
ihnen  zur  Verfügung  stehenden  amtlichen  Angaben  die 
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Wahrheit  der  Fassionen.  In  Ermangelung  derartiger  amt- 
licher Angaben  oder  amtlicher  Kenntnis  erheben  sie  die 
zum  Nachweis  des  Vorhandenseins  der  einzelnen  Krite- 
rien geeigneten  Angaben  auch  von  Amts  wegen  und  for- 
dern zu  diesem  Zwecke  den  Fatierenden  nach  Bedarf  auf, 
weitere  Angaben  beizustellen  oder  seine  Urkunden  vorzu- 
legen. Vermag  der  Fatierende  die  Urkunde  nicht  vorzu- 
legen, so  wird  über  ihre  Anschaffung  von  Amts  wegen 
verfügt.  Die  Organe  haben  ferner  das  Recht,  fatierungs- 
pflichtige  Personen,  die  das  Zählblatt  nicht  ausgefüllt 
haben,  behufs  Ausfüllung  des  Zählblattes  vorzuladen. 

Derart  erhält  die  Konskriptionskommission  ein  vor- 
bereitetes und  überprüftes  Material  zur  Verfügung.  Die 
die  Konskription  vorbereitenden  Organe  sichern  schon  im 
vorhinein  die  Glaubwürdigkeit  der  in  den  Zählblättern 
enthaltenen  Fassionen,  doch  führen  sie  auch  diejenigen 
an,  die,  wenn  sie  auch  keine  Fassion  abgegeben  haben, 
den  amtlichen  Daten  gemäss  wahlberechtigt  sind.  Die 
Konskriptionskommission  selbst  aber  kann  auch  ohne 
Fassion  und  ohne  eine  von  Amts  wegen  ihr  zur  Verfügung 
stehende  Angabe  denjenigen  aufnehmen,  der  sein  Wahl- 
recht vor  ihr  besonders  nachweist. 

Die  neue  Einrichtung  der  Vorbereitung  der  Kon- 
skription erleichtert  die  Aufgabe  der  Konskriptions- 
kommission wesentlich.  Auch  bei  der  Tätigkeit  der  Kon- 
skriptionskommissdon  ist  es  ein  richtunggebendes  Prinzip, 
dass  sie  von  Amts  wegen  erhebt,  welche  Personen  den 
zum  Wahlrecht  geforderten  Kriterien  entsprechen  und  die 
das  Vorhandensein  dieser  Kriterien  beweisenden  Angaben 
— soweit  sie  nicht  von  Amts  wegen  zur  Verfügung  stehen 
oder  ihre  Anschaffung  nicht  im  Verlaufe  der  Vorbereitung 
der  Konskription  erfolgt  wäre  — von  Amts  wegen  be- 
schafft. Dem  Prinzip  der  Erhebung  entsprechend  musste 
der  Konskriptionskommission  das  Recht  des  Vorladungs- 
zwanges gewährt  werden.  .Auf  Vorladung  hat  jedermann 
bei  Meidung  einer  Geldbusse  vor  der  Konskriptions- 
kommission zu  erscheinen  und  über  Aufforderung  seine 
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Urkunden  vorzulegen.  Besonders  wichtig  ist  diese  Be- 
stimmung aus  dem  Gesichtspunkte  der  Möglichkeit,  die 
Kenntnis  des  Schreibens  und  Lesens  nachzuweisen.  Unser 
Entwurf  zählt  diejenigen  Gruppen  der  Wähler  auf,  bei 
denen  die  Kenntnis  des  Schreibens  und  Lesens  zu  ver- 
muten ist  und  von  denen  demzufolge  der  Nachweis  des 
Vorhandenseins  dieses  Kriteriums  nicht  verlangt  werden 
kann.  Zu  diesen  gehören,  wie  wir  gesehen  haben,  alle  die- 
jenigen, die  das  Zählblatt  in  unbedenklicher  Weise  eigen- 
händig ausgefüllt  und  unterschrieben  haben. 

Diese  Gruppen  der  Wähler  hat  die  Konskriptions- 
kommission so  zu  betrachten,  als  hätten  sie  die  Kenntnis 
des  Schreibens  und  Lesens  nachgewiesen  und  die  Kom- 
mission hat  sie,  insofern  sie  irgendeinem  Wahlrechtstitel 
entsprechen,  in  die  einstweilige  Wählerliste  aufzunehmen. 
Doch  kann  sie  auch  diejenigen  nicht  ohne  weitere  Er- 
hebung umgehen,  denen  gegenüber  sie  das  Bedenken  er- 
hebt, dass  sie  nicht  schreiben  und  lesen  können.  Diese  hat 
sie — mit  Ausnahme  derjenigen,  die  eingestandenermassen 
Analphabeten  sind  — vorzuladen,  damit  sie  vor  ihr  die 
Kenntnis  des  Schreibens  und  Lesens  nachweisen.  Und 
hier  begnügen  wir  uns  nicht  mit  der  Bestimmung  des 
G.-A.  XIV  : 1913,  dass  derjenige,  der  auf  eine  solche  Vor- 
ladung nicht  erschienen  ist,  so  zu  gelten  hat,  als  würde  er 
nicht  schreiben  und  lesen  können.  Deshalb  gewährten  wil- 
der Konskriptionskommission  das  Zwangsvorladungs- 
recht, damit  sie  einen  solchen  Bürger  zum  Erscheinen 
zwingen  könne  und  damit  die  Indolenz  oder  die  Nach- 
lässigkeit nicht  den  Verlust  des  Wahlrechts  herbeiführe. 

In  der  historischen  Entwicklung  des  italienischen 
Wahlrechts  finden  wir  ein  interessantes  Beispiel  dafür, 
in  welchem  Masse  die  Bequemlichkeit  der  Bürger,  wenn 
man  ihr  volle  Freiheit  gewährt,  die  Zahl  der  Wähler  zu 
vermindern  vermag.  Die  italienische  Wahlrechtsnovelle 
vom  II.  Juli  1894,  Z.  286,  enthielt  nämlich  die  Bestim- 
mung, derjenige  Wähler,  dessen  Kenntnis  des  Schrei- 
bens und  Lesens  bezweifelt  wurde,  habe  persönlich  zu  er- 
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scheinen  und  sich  in  einer  eigenhändig  geschriebenen 
und  unterfertigten  Erklärung  gegen  die  Bemängelung  zu 
verwahren.  War  er  nicht  erschienen,  so  galt  er  so,  als 
hätte  er  anerkannt,  nicht  schreiben  und  lesen  zu  können. 
Der  Motivenbericht  zu  dem  italienischen  Wahlrechts- 
gesetz vom  Jahre  1912  sagt  nun  (S.  13),  diese  Bestim- 
mung habe  zur  Folge  gehabt,  dass  die  Zahl  der  Wähler, 
während  sie  im  Jahre  1882  noch  2,934.000  war,  im  Jahre 
1885  auf  2,121.000  gesunken  ist.  Der  Motivenbericht  be- 
merkt, dieses  auffallende  Sinken  der  Wählerzahl  sei 
nicht  dem  zuzuschreiben,  als  würden  die  Nichterschiene- 
nen  nicht  schreiben  und  lesen  können,  sondern  es  war  eine 
Folge  der  Bequemlichkeit  und  der  Indolenz. 

Wir  haben  gesehen,  in  welcher  Weise  unser  Entwurf 
die  Wahlberechtigung  wahrt,  indem  er  bestimmt,  dass 
derjenige,  der  auf  dem  Zählblatte  eine  Fassion  abgegeben 
und  um  seine  Aufnahme  in  die  Wählerliste  angesucht  hat, 
ohne  besondere  Verständigung  aus  der  Reihe  der  Wähler 
nicht  ausgelassen  werden  kann.  Eine  andere  ähnliche 
Garantie  ist  die  Bestimmung,  dass  die  Konskriptioris- 
kommission  denjenigen,  der  nach  den  ihr  zur  Verfügung 
stehenden  amtlichen  Listen  und  Verständigungen,  oder' 
nach  anderen  amtlichen  Angaben  irgendeinem  Wahl- 
rechtstitel entspricht,  aus  dem  Entwurf  der  Namensliste 
nur  dann  auslassen  kann,  wenn  sie  das  Absehen  von  der 
Aufnahme  besonders  begründet.  Über  diejenigen,  von 
deren  Aufnahme  die  Konskriptionskommission  derart  abge- 
sehen hat,  ist  eine  besondere  Zusammenstellung  anzulegem 
Neu  ist  auch  die  Bestimmung,  dass  der  Wähler,  der  unter 
einem  keiner  Veränderung  unterliegenden  Rechtstitel  in 
die  Wählerliste  aufgenommen  war,  wenn  er  verzogen 
ist,  aus  der  Namensliste  wohl  ausgelassen  wird,  dass  die 
Konskriptionskommission  aber,  wenn  bekannt  ist,  wohin 
er  verzogen  ist,  die  Konskriptionskommission,  auf  deren 
Gebiet  der  Verzug  erfolgte,  von  dem  Auslassen  aus  der 
Namensliste  und  von  dem  Grund  dieser  Verfügung  unter' 
Mitteilung  des  keiner  Veränderung  unterliegenden 
Rechtstitels  zu  verständigen  hat.  : . > 
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Begünstigungen  für  Soldaten  bei  der  Konskription. 

Unser  Entwurf  will  bei  der  Konskription  denjenigen 
Wählern  besondere  Begünstigungen  sichern,  die  in  der 
Eigenschaft  von  Reservisten,  Ersatzreservisten  oder 
I.undsturmmännern  aktiven,  wie  auch  denjenigen,  die 
auf  Grund  der  Gesetze  über  die  Kriegsleistungen  einen 
persönlichen  Dienst  leisten.  Derartige  Wähler  sind  ins- 
besondere in  die  Namensliste  desjenigen  Stimmbezirkes, 
beziehungsweise  derjenigen  Gemeinde  aufzunehnien,  wo 
sie  unmittelbar  vor  ihrem  Dienst  gewohnt  haben  (§  64, 
Abs.  2).  Bei  dem  Nachweis  des  Wahlrechtstitels  hat  bei 
derartigen  Wählern,  wenn  sie  unmittelbar  vor  ihrem 
Dienst  in  einem  gewerblichen  Geschäft  oder  Unter- 
nehmen, beziehungsweise  bei  der  Urproduktion  angestellt 
waren,  die  Dauer  ihres  Militär-  oder  ihres  persönlichen 
Dienstes  aus  dem  Gesichtspunkte  der  Wahlberechtigung 
als  in  einer  Anstellung  in  einem  gewerblichen  Geschäft 
oder  Unternehmen,  beziehungsweise  bei  der  Urproduk- 
tion verbracht  zu  gelten  (§  6,  Abs.  3).  Anstatt  derjenigen, 
die  in  der  für  die  Abgabe  der  Fassion  vorgeschriebenen 
Zeit  in  der  erwähnten  Eigenschaft  aktiven  oder  persön- 
lichen Dienst  leisten,  kann  das  Zählblatt  — wenn  er  für 
die  Wahrheit  der  Angaben  die  gesetzliche  Haftung  über- 
nimmt — wer  immer  ausfüllen;  derartige  Wähler  hat  der 
(jemeinde-(Kreis-)notär  (der  hiezu  bestimmte  städtische 
Beamte)  auch  von  Amts  wegen  zu  erheben  und  anstatt 
ihrer  das  Zählblatt  vorschriftsmässig  auszufüllen  (§  54, 
Abs.  6).  Schliesslich  würde  nach  unserem  Entwurf  für 
den  Fall,  in  dem  die  Konskription  der  Wähler  zur  Kriegs- 
zeit erfolgen  sollte,  das  Ministerium  die  Ermächtigung 
erhalten,  betreffend  die  in  der  erwähnten  Eigenschaft 
aktiven  oder  persönlichen  Dienst  leistenden  Personen  für 
die  Fassion  und  für  den  Nachweis  der  Wahlrechts- 
kriterien durch  eine  Verordnung  von  den  im  Entwurf  ent- 
haltenen abweichende,  ausnahmsweise,  begünstigende 
Vorschriften  zu  bestimmen.  Der  Zentralausschuss  hat  die 
erwähnten  Personen  — wenn  sie  den  zu  dem  Wahlrecht 
geforderten  Kriterien  entsprechen  — in  die  Wählerliste 
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auch  nach  dem  Auslegen  der  einstweiligen  Namensliste 
zur  Einsichtnahme  (§  78)  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  in  dem 
die  Namensliste  gültig  wird,  von  Amts  wegen  aufzuneh- 
men. Bis  zu  diesem  Zeitpunkte  können  sie  daher  aus  dem 
Grunde  der  Verspätung  nicht  zurückgewiesen  werden. 
Den  Modus  für  -das  Auslegen  der  gefassten  Beschlüsse 
zur  Einsichtnahme,  wie  auch  den  Termin  der  gegen  die 
Beschlüsse  anwendbaren  Rechtsmittel  bestimmt  in  diesem 
Falle  der  Minister  des  Innern  durch  Verordnung  (§  181). 

Wählerzertifikat.  Zur  Erleichterung  des  Nachweises 
des  Wahlrechts  dient  auch  die  neue  Einrichtung  des 
Wühler  Zertifikats.  Dieses  Zertifikat  hat  demjenigen,  der 
in  die  Wählerliste  rechtskräftig  aufgenommen  wurde,  auf 
Wunsch  die  Gemeindevorstehung  auszufolgen.  Von  dem- 
jenigen, der  nach  einer  in  dem  Wählerzertifikat  enthaltenen 
Angabe  einem  keiner  Veränderung  unterliegenden  Rechts- 
titel (zum  Beispiel  erfolgreiche  Absolvierung  der  4.  Klasse 
der  Elementarvolksschule,  oder  der  Rechtstitel  eines 
militärischen  Wahlrechts)  entspricht,  kann  nie  mehr  der 
Nachweis  des  Rechtstitels  verlangt  werden,  ausgenommen 
den  Fall  eines  ernsten  und  begründeten  Bedenkens. 

Wenn  wir  hier  von  einer  Aufzählung  der  minder- 
bedeutenden Änderungen  absehen,  so  geht  aus  einer  Zu- 
sammenfassung des  bisher  Gesagten  klar  hervor,  dass  wir 
eine  neue  Ordnung  der  Konskription  der  Wähler  planen, 
die  mit  allen  möglichen  gesetzlichen  Mitteln  dafür  sorgt, 
dass  jeder  Berechtigte  zu  seinem  Rechte  gelange,  da  wir 
das  Erwerben  dieses  öffentlichen  Rechtes  weder  dem 
Belieben  der  Personen,  noch  der  freien  Erwägung  der 
Zusammenschreibenden  überlassen.  Wir  wollen,  dass 
ebenso  wie  bei  der  Konskription  der  Steuer-  und  der 
Wrehrpflichtigen  kaum  von  Ausgebliebenen  gesprochen 
werden  kann,  es  auch  bei  der  Konskription  der  Wahl- 
berechtigten kaum  Ausgebliebene  geben  könne.  Wir 
wollen  den  Begriff  der  amtlichen  Konskription,  der  bisher 
nur  mehr  eine  theoretische  Erklärung  war,  zur  Wirklich- 
keit machen.  Und  wenn  auch  die  neue  Ordnung  der  Kon- 
skription bei  dem  ersten  Anlasse  umständlich,  mit  mehr 


Arbeit  und  mit  mehr  Kosten  als  bisher  verbunden  sein 
wird,  so  schaffen  wir  dennoch  nur  durch  die  konsequente 
Durchführung  dieses  Systems  eine  wahrhaft  von  Amts 
wegen  erfolgende  Konskription. 

Rechtsmittel.  Bei  den  das  Wahlrecht  betreffenden 
Rechtsmitteln  haben  wir  das  bisherige  System  beibehalten 
und  nur  zwei  Änderungen  von  minderer  Bedeutung  vor- 
genommen. Wir  haben  das  Recht,  gegen  die  Beschlüsse 
des  Zentralausschusses  über  die  Reklamationen  und  Be- 
merkungen sich  mit  einer  Beschwerde  an  den  Verwal- 
tungsgerichtshof zu  wenden,  auf  jeden  ausgedehnt,  der  in 
die  einstweilige  Namensliste  des  betreffenden  Wahl- 
bezirkes aufgenommen  ist.  Indem  wir  es  aber  derart 
jedem  Wähler  ermöglicht  haben,  im  Namen  des  öffent- 
lichen Interesses  aufzutreten,  mussten  wir  zugleich  auch 
dafür  sorgen,  dass  dieses  Recht  nicht  missbraucht  werden 
könne.  Deshalb  haben  wir  in  unseren  Entwurf  die  ■ Be- 
stimmung aufgenommen,  dass  derjenige,  der  gegen  die 
Aufnahme  eines  Dritten  in  die  Wählerliste  offenbar  unbe- 
gründet mit  der  Absicht  der  Vexation  eine  Reklamation 
oder  eine  Beschwerde  einreicht  — insofern  die  Handlung 
nicht  unter  eine  schwerere  Strafbestimmung  fällt  , 
wegen  Vergehens  an  Geld  bis  zu  2000  Kronen  zu  be- 
strafen ist. 

Ausdehnung  der  geheimen  Abstimmung.  Die  wich- 
tigste Neuerung  in  der  Wahlordnung  ist  die  Ausdehnung 
der  geheimen  Abstimmung. 

G.-A  XIV  : 1913  (§  112)  steht  nicht  mehr  auf  der 
prinzipiellen  Grundlage  der  Zurückweisung  der  geheimen 
Abstimmung,  sondern  er  will  sie  partiell  einführen.  Nach 
diesem  Gesetze  wäre  die  Abstimmung  geheim  in  den 
Wahlbezirken  der  Haupt-  und  Residenzstadt  Budapest, 
der  Stadt  und  des  Distrikts  Fiume,  wie  auch  der  übrigen 
Städte  mit  Munizipalrecht,  während  die  Abstimmung  in 
den  anderen  Wahlbezirken  öffentlich  bliebe.  Da  der 
G.-A.  XV  : 1914  über  die  Bestimmung  der  Zahl  und  der 
Sitze  der  Reichstagsabgeordneten-Wahlbezirke  die  Ge- 
samtzahl der  Wahlbezirke  mit  435  bestimmt  hat  und  von 
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diesen  auf  die  angeführten  Städte  mit  Munizipalrecht 
66  Bezirke  entfallen  waren-,  so  wäre  nach  den  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  die  Abstimmung  in  369  Bezirken 
öffentlich,  in  66  aber  geheim. 

Auch  unser  Entwurf  ist  ein  Kompromiss  zwischen  den 
Anhängern  der  öffentlichen  und  denen  der  geheimen  Ab- 
stimmung und  will  die  geheime  Abstimmung  nicht  auf 
einmal  in  sämtlichen  Bezirken  einführen.  Doch  glaubt  er, 
dass  die  Bestimmungen  des  G.-A.  XIV  : 1913  selbst  als 
Versuch  zu  eng  begrenzt  sind.  Die  Vorbedingungen  für 
die  geheime  Abstimmung  bestehen  — selbst  wenn  wir 
die  einschlägige  Begründung  des  G.-A.  XIV  : 1913  an- 
nehmen — nicht  nur  in  den  Städten  mit  Munizipalrecht. 
In  derselben  Lage  wie  diese  befinden  sich  auch  die  Wahl- 
bezirke, die  aus  Einer  Stadt  mit  geregeltem  Magistrat, 
oder  aus  Einer  Gemeinde,  oder  aius  mehreren  Städten  mit 
geregeltem  Magistrat  gebildet  werden,  wie  auch  die- 
jenigen Wahlbezirke,  die  — obwohl  sie  aus  mehreren 
Gemeinden  gebildet  werden  — einen  industriellen 
Charakter  haben  (Industriezentren),  oder  auf  einer  hohen 
Stufe  der  kulturellen  und  wirtschaftlichen  Entwicklung 
stehen  und  dadurch  die  ernste  Durchführung  der  ge- 
heimen Abstimmung  in  unzweifelhafter  Weise  ermög- 
lichen. 

Nach  unserem  Entwürfe  wäre  die  Abstimmung  ge- 
heim in  den  Bezirken  der  Haupt-  und  Residenzstadt 
Budapest,  der  Stadt  und  des  Distrikts  Fiume  und  der 
übrigen  Städte  mit  Munizipalrecht,  ferner  in  den  aus 
Einer  Stadt  mit  geregeltem  Magistrat  oder  aus  Einer  Ge- 
meinde, oder  aus  mehreren  Städten  mit  geregeltem 
Magistrat  gebildeten  Wahlbezirken,  schliesslich  in  den- 
jenigen Wahlbezirken,  die  das  Gesetz  über  die  neuerliche 
Bestimmung  der  Wahlbezirke  und  ihrer  Sitze  besonders 
bestimmt.  Wir  haben  schon  angedeutet,  nach  welchen 
Gesichtspunkten  wir  in  dem  Gesetzentwurf  über  die 
neuerliche  Bestimmung  der  Wahlbezirke  und  ihrer  Sitze 
diejenigen  aus  mehreren  Gemeinden  bestehenden  Wahl- 


bezirke  bestimmen  wollen,  in  denen  die  Abstimmung  ge- 
heim wäre. 

Gemäss  G.-A.  XV  : 1914  wählen  folgende  Städte  mit 
geregeltem  Magistrat  selbständig  einen  Abgeordneten: 
Beszterce  (neu),  Brassö  (zwei  Bezirke),  Cegled,  Eszter- 
gom,  Jäszbereny,  Kaposvär  (neu),  Kiskunfelegyhäza, 
Kiskunhalas,  Lugos  (neu),  Makö,  Nagykanizsa  (neu), 
Nagykörös,  Nagyszeben  (zwei  Bezirke),  Nyiregyhäza, 
Szentes,  Szolnok  (neu),  Ujpest  (neu).  Selbständig  ab- 
stimmende  Gemeinde:  Bekescsaba.  Aus  drei  Städten  mit 
geregeltem  Magistrat  (Hätszeg,  Szäszväros,  Vajda- 
liunyad)  besteht  der  Szäszvaroser  Bezirk  und  aus  zwei 
Städten  mit  geregeltem  Magistrat  (Karcag  und  Kis- 
ujszälläs)  der  Kareager  Bezirk.  Das  sind  zusammen 
22  Bezirke. 

Ohne  hier  die  Fragen  zu  berühren,  die  zur  neueren 
Einteilung  der  Wahlbezirke  gehören,  so  ist  es  klar,  dass 
die  Zahl  der  Bezirke  mit  städtischem  Charakter,  in  denen 
die  Abstimmung  geheim  wäre,  auch  in  dem  Fall,  in  dem 
die  neue  Einteilung  die  Zahl  der  aus  Einer  Stadt  mit  ge- 
regeltem Magistrat  oder  aus  Einer  Gemeinde  oder  aus 
mehreren  Städten  mit  geregeltem  Magistrat  bestehenden 
Bezirke  nicht  vermehren  würde,  auch  wenn  die  Bezirks- 
einteilung des  G.-A.  XV  : 1914  als  Grundlage  angenommen 
wird,  sich  um  22  erhöhen  würde.  Dies  hervorzuheben  ist 
deshalb  wichtig,  weil  der  einschlägige  Teil  unseres  Ent- 
wurfes übergangsweise  schon  in  dem  Falle  ins  Leben 
treten  würde,  in  dem  noch  auf  Grund  der  G.-A.  XIV:  1913 
und  XV  : 1914  eine  allgemeine  Abgeordnetenwahl  durch- 
zuführen wäre. 

Im  Falle  einer  neuerlichen  Bezirkseinteilung  kann 
schon  die  Bestimmung  selbst,  dass  die  Abstimmung'  in 
einem  aus  Einer  oder  aus  mehreren  Städten  mit  geregel- 
tem Magistrat  oder  aus  Einer  oder  mehreren  Gemeinden 
gebildeten  Bezirk  geheim  wäre,  auch  eine  erhöhte  Be- 
deutung haben.  G.-A.  XIV  : 1914  hat  nämlich  eine  ganze 
Reihe  städtischer  oder  Gemeindebezirke,  die  das  Recht 
der  selbständigen  Entsendung  eines  Abgeordneten 


320 


hatten,  aufgehoben,  in  denen  die  Bevöikerungszahl  nach 
Angaben  der  Volkszählung-  vom  Jahre  1910  nahezu 
20.000  oder  mehr  beträgt.  Solche  Bezirke  sind.  Eger 
(28.252  Einwohner),  Gyula  (24.384),  Hajduböszörmeny 

(28.159) ,  Nagybecskerek  (26.000),  Nagykikinda  (26.795), 
Papa  (20.150),  Zenta  (29.666),  Gyöngyös  (18.314).  Ausser- 
dem haben  von  den  aufgehobenen  selbständigen  Bezirken 
die  folgenden  mehr  als  10.000  Einwohner:  Beszterce- 
bänya  (10.776),  Gyulafehervar  (11.616),  Szekelyudvarhely 
(10.244).  Von  den  aufgehobenen  selbständigen  Gemeinde- 
bezirken  zählen  mehr  als  20.000  Einwohner:  Bekes 
(26.877),  Csongräd  (25.300),  Szarvas  (25.879).  Es  wur- 
den daher  10  selbständige  städtische  und  Gemeinde- 
bezirke  aufgehoben,  deren  Bevölkerung  20.000  übersteigt, 
und  einer  (Gyöngyös),  dessen  Bevölkerung  dieser  Zahl 
nahekommt.  Zenta,  das  an  sich  29.666  Einwohner  hat, 
wurde  mit  einer  anderen  Stadt  mit  geregeltem  Magistrat, 
Magyarkanizsa,  die  17.000  Einwohner  hat,  zusammen- 
gespannt, und  ausserdem  wurden  noch  diesem  Bezirk 
zwei  Gemeinden  angeschlossen.  An  Bekes  (26.875)  wurde 
Mezöbereny  angeschlossen,  das  13.285  Einwohner  hat.  An 
die  Stadt  Gyula  (24.284)  wurden  4,  an  Szarvas  (25.879) 
2 Gemeinden  angeschlossen.  An  Hajduböszörmeny 

(28.159)  wurden  3,  an  die  Stadt  Gyöngyös,  die  18.314 
Einwohner  zählt,  18,  an  Nagybecskerek  (26.000)  4,  an 
Nagykikinda  (26.795)  10,  an  Szekelyudvarhely  (10.244)  17, 
an  Besztercebänya  (10.776)  19,  an  Papa  aber,  das  20.150 
Einwohner  hat,  14  Gemeinden  angeschlossen. 

G.-A.  XV  : 1914  begünstigt  auch  sonst  nicht  die  Bil- 
dung selbständiger  (aus  Einer  Gemeinde  bestehenden) 
Wahlbezirke.  Er  fasste  Städte  mit  20.000  Einwohnern  mit 
einer  anderen  Gemeinde  zusammen,  so  Szombathely 
(30.947),  Mezötur  (25.835),  Karcag  (22.996),  Märamaros- 
sziget  (21.370),  Sätoraljaujhely  (19.940),  oder  er  ver- 
einigte in  einen  Bezirk  zw?ei  Gemeinden,  wie  Erzsebetfalva 
und  Kispest,  obwohl  jede  von  ihnen  mehr  als  30.000  Ein- 
wohner zählt.  Dabei  kann  gar  nicht  behauptet  werden, 
dass  G.-A.  XV  : 1914  in  dieser  Frage  sich  an  irgendein 
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System  geklammert  hätte,  denn  es  machte  z.  B.  Besz- 
terce  mit  13.236  Einwohnern  zu  einem  selbständigen  Be- 
zirk — was  wir  nicht  bemängeln  — , und  beliess  in  einer 
auch  von  uns  gebilligten  Weise  Nagyszeben,  das  33.000 
Einwohner  zählt,  seine  zwei  Bezirke. 

Die  geheime  Abstimmung  wird,  wie  wir  schon  be- 
tont haben,  nicht  nur  in  Bezirken  mit  städtischem  Charak- 
ter eingebürgert  werden  können,  denn,  wie  die  statisti- 
schen Daten  beweisen,  finden  sich  auch  zahlreiche,  aus 
mehreren  Gemeinden  gebildete  Bezirke  dörfischen  Cha- 
rakters, deren  wirtschaftliche  und  kulturelle  Entwicklung 
mit  dem  Fortschritt  der  städtischen  Bezirke  wetteifert, 
wenn  sie  ihn  nicht  noch  überragt.  Die  Grundlage  des 
Kompromisses  zwischen  diesen  beiden  entgegengesetz- 
ten Prinzipien  ist,  dass  die  Anhänger  der  öffentlichen  Ab- 
stimmung erst  die  Wirkung  und  das  Ergebnis  der  ge- 
heimen Abstimmung  ausprobieren  wollen  und  nur  dann 
geneigt  sind,  in  der  vollen  Durchführung  des  Prinzips 
der  geheimen  Abstimmung  weiterzugehen. 

Da  es  sich  um  ein  Kompromiss  handelt,  hätte  es 
nur  wenig  Wert,  wenn  wir  diese  strittige  Frage  weiter- 
spinnen wollten  und  die  für  die  öffentliche  und  für  die 
geheime  Abstimmung  sprechenden  Argumente  gegenüber- 
stellen würden.  Von  diesen  können  ja  ohnehin  nur  zwei 
Argumente  Bedeutung  haben:  die  Anhänger  der  öffent- 
lichen Abstimmung  stellen  die  Verantwortlichkeit,  die  der 
geheimen  aber  die  Unabhängigkeit  der  Wähler  in  den 
Vordergrund.  Nach  der  Ansicht  der  einen  kann  in  dem 
Wähler,  der  geheim  stimmt,  ebensowenig  das  Bewusst- 
sein der  sittlichen  Verantwortlichkeit  leben,  wie  in  dem 
Schreiber  eines  anonymen  Briefes;  nach  der  Ansicht  der 
anderen  aber  vermag  nur  die  geheime  Abstimmung  den 
Wähler  von  der  wirtschaftlichen  oder  amtlichen  Pression 
und  von  dem  Gewissenszwang  unabhängig  zu  machen. 

Diese  Argumente  stammen  noch  aus  der  Periode,  in 
der  die  geheime  Abstimmung  die  ersten  Sturmangriffe 
gegen  das  System  der  öffentlichen  Abstimmung  richtete. 
Schon  Bentham  wies  in  seinem  im  Jahre  1819  veröffent- 
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lichten  Werke  „Radical  Reform  Rill“  darauf  hin,  ein  auf 
die  grossen  Massen  ausgedehntes  Wahlrecht  könne  ohne 
geheimes  Verfahren  nicht  bestehen:  „Der  geheime 

Charakter  ist  am  wichtigsten,  denn  wo  es  diesen  nicht 
gibt,  gibt  es  auch  keine  Freiheit  der  Abstimmung;  der 
Abstimmende  kann  immer  bestochen  werden  und  man 
kann  immer  einen  Zwang  auf  ihn  ausüben;  in  beiden 
Fällen  drückt  die  abgegebene  Stimme  nicht  den  Wunsch 
des  Abstimmenden,  sondern  den  des  Bestechenden  oder 
des  Pressionierenden  aus.  Unter  solchen  Umständen  aber 
wird  die  Wahl  nicht  durch  den  Wunsch  der  Menge  ent- 
schieden, den  die  Interessen  der  Menge  lenken,  sondern 
durch  den  Wunsch  der  Wenigen,  den  die  Interessen  der 
Wenigen  leiten.“  (Loc.  cit.  S.  558.) 

Als  Bentham  diese  Zeilen  schrieb,  war  die  geheime 
Abstimmung  in  England  noch  ein  kühner  Traum  und  Lord 
Brougham  konnte  den  Verfasser  des  Entwurfes  noch  ein- 
fach mit  den  Worten  abfertigen:  „Man  sieht,  dass  Sie  sich 
mehr  unter  Büchern  als  unter  Menschen  bewegt  haben.“ 
Damals  konnte  nur  noch  das  Beispiel  der  französischen 
Revolutionsverfassungen  wirken,  die  die  geheime  Ab- 
stimmung zur  Institution  gemacht  hatten,  und  die  Ver- 
suche Nordamerikas,  dessen  einige  Staaten  (Maryland 
1776,  der  Staat  New  York  1777)  der  Initiative  der  fran- 
zösischen Revolutionsverfassungen  zuvorgekommen 
waren,  wie  denn  die  angelsächsische  Rasse  die  Forderung 
nach  dem  allgemeinen  Wahlrecht  ebenfalls  früher  ver- 
kündet hat  als  die  französische : denn  der  Soldatenrat  der 
Cromwellschen  Armee  proklamierte  zuerst  das  Prinzip 
des  allgemeinen  Wahlrechts.  Mit  der  Ausdehnung  der 
Rechte  änderte  sich  die  Lage.  Es  trat  ein,  was  Bentham 
vorausgesehen  hatte:  Sobald  Massen  das  Wahlrecht  er- 
langten, siegte  notwendigerweise  auch  das  System  der 
geheimen  Abstimmung.  Schon  die  Umgestaltung  im  Jahre 
1848  eroberte  dem  Prinzip  der  geheimen  Abstimmung 
grosse  Gebiete.  Noch  vollkommener  wurde  sein  Fort- 
schritt, als  im  Jahre  1872  auch  England,  um  die  Wahl- 
korruption auszurotten,  mit  dem  traditionellen  Brauch  der 
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öffentlichen  Abstimmung  brach.  Zur  Zeit,  in  der  der 
Q.-A.  XIV  : 1913  entstand,  hatte  Ungarn  in  der  öffent- 
lichen Abstimmung  nur  noch  zwei  Kollegen:  Dänemark 
und  Preussen.  Seither  ist  Dänemark  im  Jahre  1915  auf 
das  System  der  geheimen  Abstimmung  übergegangen,  und 
der  jetzt  eingereichte  Entwurf  des  preussischen  Wahl- 
rechts will  ebenfalls  die  bisherigen  Systeme  der  öffent- 
lichen Abstimmung  niederreissen. 

Aber  auch  in  Ungarn  gibt  es  historische  Vorspiele 
der  Institution  der  geheimen  Abstimmung.  Bei  der  Schil- 
derung der  historischen  Entwicklung  des  ungarischen 
Wahlrechts  haben  wir  gesehen,  dass  auch  bei  uns  der 
Zusammenhang  wahrgenommen  wurde,  der  zwischen  der 
Ausdehnung  des  Wahlrechts  und  der  geheimen  Abstim- 
mung besteht.  Wir  haben  gesehen,  dass  die  Parteien,  so 
oft  in  den  parlamentarischen  Debatten  die  Reform  des 
Wahlrechts  zur  Sprache  kam,  zugleich  auch  die  Inarti- 
kulierung  der  geheimen  Abstimmung  verlangten.  Wir 
haben  gesehen,  dass  Desider  Szildgyi  den  Zusammenhang 
zwischen  den  beiden  Fragen  im  Jahre  1878  mit  der  Kraft 
des  in  die  Zukunft  Sehenden  konstatiert  hat:  „. . . in  jedem 
Staate  wurde  parallel  mit  der  demokratischen  Umgestal- 
tung der  Verfassung  auch  die  Einrichtung  der  geheimen 
Abstimmung  eingeführt.  Wird  das  bei  uns  ausgeschlossen 
werden  können,  wenn  auch  die  Umgestaltung  unserer 
Verfassung,  wie  ich  glaube,  trotz  einstweiliger  Rückfälle 
auf  diesem  Wege  fortschreiten  wird?“ 

Die  Forderungen  nach  der  geheimen  Abstimmung 
haben  sich  vor  der  Schaffung  des  Q.-A.  XXXIII  : 1874 
manchmal  auch  auf  den  O.-A.  V : 1848  berufen.  Sie  ver- 
teidigten die  These,  Q.-A.  V : 1848  habe  die  öffentliche 
Abstimmung  nicht  obligatorisch  gemacht,  sondern  auch 
die  Möglichkeit  der  geheimen  Abstimmung  zugelassen. 

Wie  bereits  erwähnt,  hat  diese  Frage  bei  der  Ver- 
handlung des  Entwurfes  vom  Jahre  1872  der  gewesene 
Justizminister  vom  Jahre  1849  Sabbas  Vukovich  berührt. 
Es  wird  vielleicht  nicht  ohne  Interesse  sein,  wenn  wir  die 
krage  an  der  Hand  der  Verhandlungen  des  Reichstages 
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vom  Jahre  1861,  auf  dem  diese  eingehend  diskutiert  wurde, 
zum  Gegenstand  einer  näheren  Prüfung  machen.  „Aus 
dem  Protokoll  des  Gewählten  der  Stadt  Györ,  Enterich 
Kozma,  ergibt  sich,  dass  die  Abstimmung  geheim  erfolgt 
ist,  die  Sektion  schlug  daher  die  Annullierung  der  Wahl 
vor.“  Daran  knüpfte  sich  am  23.  April  1861  eine  Debatte 
darüber,  wie  der  § 23  des  G.-A.  V : 1848  zu  deuten  sei. 
Im  Verlaufe  der  Debatte  stellte  sich  heraus,  dass  die 
Stadt  Györ  auch  schon  am  28.  Juli  1848  ihren  damaligen 
Abgeordneten  Alexander  Lukäcs  ebenfalls  in  geheimer 
Abstimmung  gewählt  hatte.  Es  stellte  sich  ferner  heraus, 
dass  der  § 32  G.-A.  V : 1848  in  der  in  Druck  erschienenen 
und  an  die  Behörden  versendeten  Ausgabe  eine  andere 
Fassung  hatte  als  die  uns  bekannte  authentische  Fassung 
ist.  Die  authentische  Fassung  wurde  im  Laufe  der  Debatte 
auf  Grund  des  im  Landes-Generalarchiv  aufbewahrten 
geschriebenen  Original-Gesetzexemplars  festgestellt. 
Danach:  „erfolgt  die  Abstimmung  mit  der  durch  die 
Kommission  vorgenommenen  Eintragung  des  Namens  des 
Abstimmenden  — und  zwar  ebenso  wie  das  Zusammen- 
zählen der  Stimmen  — öffentlich.“  Gegenüber  denjenigen, 
die,  wie  Paul  Somssich,  die  Verifikation  des  Mandats  auf 
der  Grundlage  verlangten,  weil  zwischen  dem  gedruckten 
und  dem  geschriebenen  Exemplar  des  Gesetzes  eine  Ab- 
weichung besteht  und  die  Wähler  der  Stadt  Györ  daher 
bei  der  geheimen  Abstimmung  guten  Glaubens  vorgegan- 
gen sind,  trat  Graf  Ladislaus  Teleki,  der  im  Jahre  1848 
an  der  Redaktion  des  § 32  teilgenommen  und  sogar  diese 
Fassung  beantragt  hatte,  dafür  ein,  der  G.-A.  V : 1848 
habe  die  Möglichkeit  der  geheimen  Abstimmung  nicht 
ausgeschlossen  und  die  Öffentlichkeit  nur  für  den  Verlauf 
des  Abstimmungsaktes  gefordert:  „Weder  ich,  noch  die- 
jenigen, die  mit  mir  gestimmt  haben,  verstanden  die  Sache 
so,  der  Paragraph  sei  derart  zu  deuten,  dass  die  Abstim- 
mung ungültig  sei,  wenn  nicht  eingetragen  wird,  wer  auf 
wen  gestimmt  hat.“  Er  berief  sich  auf  die  bisherige  Praxis 
mid  hält  die  einschränkende  Deutung  für  gesetzwidrig. 
Nicht  eine  Einschränkung,  sondern  eine  Ausdehnung  ist 


334 


notwendig,  denn  er  wolle  die  geheime  Abstimmung  ent- 
gegen dem  Geiste  des  Jahrhunderts  und  dieses  Gesetzes 
nicht  ausschliessen.“  In  ähnlicher  Weise  deuteten  den 
§ 32  G.-A.  V : 1848  Gabriel  Kluuziil  und  Graf  Gedeon 
Rdday.  Raday  fasste  den  Tatbestand  folgendermassen 
zusammen:  „Die  Sache  steht  in  Wahrheit  so,  dass  die 
Stände  im  Jahre  1848  die  geheime  Abstimmung  nicht 
ausschliessen  wollten,  aber  keinen  klaren  Ausdruck  dafür 
fanden,  dass  die  Abstimmung  wohl  geheim  oder  öffentlich 
erfolgen  könne,  die  Wahl  selbst  aber  vollkommen  öffent- 
lich vor  sich  zu  gehen  habe.“  Nach  Schluss  der  Debatte 
hat  das  Haus  das  bemängelte  Mandat  verifiziert. 

Heute,  wo  die  geheime  Abstimmung  schon  ganz 
Europa  erobert  hat,  müssen  wir  die  für  die  öffentliche  und 
für  die  geheime  Abstimmung  vorgebrachten  übrigen  Argu- 
mente einer  Revision  unterziehen.  Die  fortwährend  zu- 
nehmende Kraft  der  öffentlichen  Agitation  und  die  immer 
mehr  sich  kundgebende  Ausdehnung  der  Klassenorgani- 
sation lässt  der  Öffentlichkeit  auch  bei  geheimer  Abstim- 
mung eine  grosse  Rolle  zukommen.  Nur  durch  die  In- 
anspruchnahme der  mannigfachen  Mittel  der  öffentlichen 
Agitation  ist  es  möglich,  die  Massen  in  Bewegung  zu 
setzen;  die  in  wirtschaftlicher  Abhängigkeit  befindlichen 
aber  machen  sich  durch  die  Kraft  der  Organisation  un- 
abhängig. So  kann  manchmal  das  Paradoxon  eintreten, 
dass  die  durch  die  Konservativen  so  sehr  angefochtene 
geheime  Abstimmung  eben  die  Wahlfreiheit  der  konser- 
vativen Elemente  schützt.  Die  Geschichte  weist  übrigens 
auch  für  diese  Eigentümlichkeit  schon  ein  Beispiel  auf: 
Bei  den  Konventwahlen  der  grossen  französischen  Revo- 
lution war  nach  dem  Gesetz  die  Abstimmung  geheim. 
Die  Jakobiner  duldeten  es  aber  in  Paris  nicht,  dass  die 
Bürger  ihre  Stimme  geheim  abgeben,  sondern  forderten, 
dass  sie  ihre  revolutionären  Gefühle  offen  bekennen.  Je 
mehr  die  Gesellschaft,  die  Agitation  und  die  Organisation 
fortschreiten  und  sich  entwickeln,  umso  geringer  wird 
die  Zahl  derjenigen  sein,  deren  Unabhängigkeit  durch  den 
geheimen  Charakter  der  Abstimmung  zu  schützen  ist, 
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um  so  offener  und  um  so  mutiger  wird  die  Kundgebung 
der  politischen  Ansichten  sein.  Hat  die  geheime  Abstim- 
mung Wurzel  gefasst,  so  verliert  sie  immer  mehr  die 
Unverantwortlichkeit  und  das  Dunkel  des  geheimen  Cha- 
rakters, und  sie  hält  neben  der  Sicherung  der  Lauterkeit 
und  der  Freiheit  der  Wahlen  in  den  Bürgern  auch  das 
Bewusstsein  der  sittlichen  Verantwortlichkeit  rege. 

Der  Modus  der  geheimen  Abstimmung.  Das  Prinzip 
der  geheimen  Abstimmung  hat  in  der  Praxis  nur  dann 
einen  Wert,  wenn  der  Modus  der  Abstimmung  den  ge- 
heimen Charakter  ernstlich  wahrt.  Die  ausländischen 
Staaten,  in  denen  die  geheime  Abstimmung  sich  ein- 
gebürgert hat,  haben  zur  Sicherung  des  geheimen  Cha- 
rakters verschiedene  Systeme  angenommen.  Abgesehen 
von  Griechenland  und  von  Serbien,  welche  Länder  den 
Analphabeten  zuliebe  die  Methode  der  Ballotage  (Ab- 
stimmung mit  Kugeln)  angewendet  haben,  ordnet  das 
Gesetz  an,  die  Wähler  dürfen  nur  einen  auf  amtlichem 
Wege  hergestellten  Stimmzettel  verwenden,  oder  es 
schreibt  vor,  welche  Beschaffenheit  (Umfang,  Farbe, 
Papierqualität  . usw.)  der  annehmbare  und  gültige 
Stimmzettel  haben  muss.  Infolge  der  mit  der  Abstimmung 
gemachten  Erfahrungen  gelangte  man  jedoch  immer  mehr 
zu  der  Erkenntnis,  die  wichtigste  Garantie  für  den  ge- 
heimen Charakter  der  Abstimmung  sei  nicht  die  Be- 
schaffenheit des  Stimmzettels,  sondern  der  amtliche  Um- 
schlag, den  der  Wähler  am  Orte  der  Abstimmung  zur 
Hand  bekommt.  Dieser  Umschlag,  in  den  der  Wähler 
seinen  Stimmzettel  an  einem  abgesonderten  Platze  (be- 
sonderer Raum,  besonderer  Tisch  oder  besondere  Nische), 
durch  niemanden  beobachtet,  hineinlegt,  und  den  er  dann 
der  Skrutiniumskommission  geschlossen  übergibt,  wahrt 
den  geheimen  Charakter  der  Abstimmung  mit  grösster 
Sicherheit.  Das  System  des  amtlichen  Umschlages  wurde 
nun  schon  vom  Deutschen  Reiche  angenommen;  dieses 
System  wenden  die  einzelnen  deutschen  Staaten  an  und 
auf  dieses  System  ist  auch  Frankreich  im  Jahre  1914  über- 
gegangen, wo  die  geheime  Abstimmung  früher  sehr  mangel- 
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in  Dänemark,  in  Bulgarien,  in  Italien  und  in  Norwegen 
verwendet. 

G.-A.  XIV  : 1913  regelt  den  geheimen  Charakter  der 
Abstimmung  auf  den  ersten  Blick  in  genügender  Weise. 
Er  macht  die  Verwendung  der  amtlichen  Stimmzettel  obli- 
gatorisch und  bestimmt  — damit  auch  Analphabeten 
geheim  stimmen  können  — , dass  die  Stimmzettel  eines 
jeden  Kandidaten  von  anderer  Farbe  zu  sein  haben.  Er 
macht  auch  den  Gebrauch  des  amtlichen  Umschlages  obli- 
gatorisch. Der  Wähler  nimmt  in  einem  Nebenzimmer  oder 
in  einer  abgeschlossenen  Nische  von  den  dort  angebrach- 
ten amtlichen  Stimmzetteln  den  Stimmzettel  seines  Kan- 
didaten an  sich,  legt  ihn  in  den  Umschlag,  tritt  dann 
heraus  und  übergibt  den  den  Stimmzettel  enthaltenden 
Umschlag  dem  Präsidenten.  Es  scheint  daher,  als  wären 
bei  diesem  System  alle  Garantien  des  geheimen  Charak- 
ters vorhanden:  amtlicher  Stimmzettel,  abgesonderter 

Raum,  amtlicher  Umschlag.  Prüfen  wir  aber  diese 
Methode  des  näheren,  so  werden  ihre  Mängel  offenkundig. 
Nach  dem  Gesetz  „sind  die  amtlichen  Stimmzettel  in  dem 
Nebenzimmer  oder  in  der  abgesonderten  Nische  auf  ein- 
mal nur  in  kleinerem  Vorrat  auf  dem  Tische  anzubringen, 
und  wenn  der  Vorrat  im  Abnehmen  begriffen  ist,  verfügt 
der  Präsident  das  Anbringen  eines  neuen  Vorrates“. 

Der  Präsident  kann  derart  sehr  leicht  kontrollieren, 
wieviel  Stimmen  in  einem  Turnus  auf  gewisse  Kandidaten 
entfallen  sind,  denn  er  hat  nur  zu  untersuchen,  von  wel- 
chem Kandidaten  der  Vorrat  am  Stimmzetteln  früher  ver- 
griffen war.  Würde  aber  zur  Paralisierung  dieses  Übel- 
standes angeordnet  werden,  in  dem  abgesonderten  Raum 
sei  der  ganze  der  Gesamtzahl  der  Wähler  des  Stimm- 
bezirkes entsprechende  Vorrat  anzubringen,  so  würden 
wir  die  Möglichkeit  dazu  bieten,  dass  irgendeine  gewalt- 
tätige Minorität  durch  Verschwindenlassen  oder  durch 
Vernichtung  der  amtlichen  Stimmzettel  den-  Verlauf  der 
Wahl  ohne  Mühe  hindern  oder  für  längere  Zeit  unter- 
brechen könnte. 
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Es  ist  klar,  dass  die  wirkliche  Garantie  für  den  ge- 
heimen Charakter  der  Abstimmung  eigentlich  der  amt- 
liche Umschlag  ist.  Von  dieser  Erkenntnis  geht  unser  Ent- 
wurf aus.  Von  den  Bestimmungen  des  G.-A.  XIV  : 1913 
behalten  wir  die  obligatorische  Verwendung  des  amt- 
lichen Umschlages  bei.  Wir  behalten  dabei  auch  die  Ein- 
richtung der  amtlichen  Stimmzettel  bei,  machen  aber 
ihren  Gebrauch  nicht  obligatorisch.  Wir  lassen  sie  nicht 
fallen,  weil  der  G.-A.  XIV:  1913  für  die  Zeit  in 
der  noch  von  den  alten  Wählern  eventuell  auch 
Analphabeten  stimmen  können,  die  Frage  der  geheimen 
Abstimmung  der  Analphabeten  in  geistreicher  Weise  löst. 
Aber  auch  abgesehen  davon,  halten  wir  es  für  richtig, 
wenn  dem  Wähler  auch  am  Orte  der  Abstimmung  Stimm- 
zettel zur  Verfügung  stehen  und  er  dadurch  bei  der  Ab- 
stimmung von  den  Parteien  unabhängig  sein  kann.  Um 
aber  dem  Präsidenten  nicht  die  Möglichkeit  zu  bieten, 
aus  der  Abnahme  der  amtlichen  Stimmzettel  während  des 
Verlaufes  der  Abstimmung  darauf  folgern  zu  können,  für 
welchen  Kandidaten  gewisse  Gruppen  ihre  Stimmen  ab- 
gegeben haben,  und  um  auch  die  andere  mögliche  Gefahr 
zu  vermeiden,  dass  einzelne  durch  Verschwindenlassen 
oder  durch  Vernichtung  amtlicher  Stimmzettel  die  Wahl 
obstruieren  können:  gestatten  wir,  dass  der  Wähler 
bei  der  Abstimmung  nicht  nur  einen  amtlichen  Stimm- 
zettel benütze,  sondern  auch  einen  Stimmzettel  mit  sich 
bringen  könne,  der  den  Namen  des  Kandidaten  gedruckt 
oder  geschrieben  zu  enthalten  hat.  Dieser  Stimmzettel 
kann  nur  ein  Papierblatt  von  weisser  Farbe  sein  und  darf 
kein  Kennzeichen  haben. 

Hier  kann  die  Frage  auftauchen,  warum  wir  nicht  den 
Modus  gewählt  haben,  dass  der  Präsident  die  amtlichen 
Stimmzettel  dem  Abstimmenden  übergibt,  der  dann  in 
einem  besonderen  Raum  oder  in  einer  Nische  von  diesen 
den  Stimmzettel  seines  eigenen  Kandidaten  in  den  Um- 
schlag schliessen  würdte.  Diese  Lösung  wäre  möglich, 
wenn  auch  unser  Stimmzettel,  so  wie  die  englischen, 
belgischen  oder  niederländischen  Stimmzettel  die  Namen 
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sämtlicher  Kandidaten  nebeneinander  anführen  würde. 
Bei  einem  derartigen  System  macht  es  der  Abstimmende 
durch  Anbringen  eines  gewissen  Zeichens  ersichtlich,  für 
welchen  der  angeführten  Kandidaten  er  seine  Stimme  ab- 
gibt. Das  Zusammenzählen  der  Stimmen  ist  aber  bei 
einem  derartigen  Abstimmungsverfahren  schwerfällig, 
weshalb  auch  die  Benützung  eines  Stimmzettels  solcher 
Struktur  nicht  zu  empfehlen  ist.  Halten  wir  dagegen  die 
Ordnung  der  amtlichen  Stimmzettel  bei  — wie  sie 
Q.-A.  XIV  : 1913  bestimmt  — , dass  jeder  Kandidat  einen 
besonderen  Stimmzettel  hat,  dann  wäre  dadurch,  wenn  der 
Präsident  dem  Abstimmenden  die  besonderen  Stimmzettel 
sämtlicher  Kandidaten  übergeben  würde,  eine  sich  leicht 
darbietende  Gelegenheit  geschaffen,  dass  der  Wähler  nach 
der  Abstimmung  draussen  durch  Vorweisen  der  nicht- 
abgegebenen  Stimmzettel  nachweisen  könne,  für  wen  er 
gestimmt  hat.  Dieses  System  wäre  daher  geradezu  eine 
Prämie  für  den  korrupten  Wähler. 

Wahlurne.  Unser  Entwurf  regelt  es  zur  weiteren 
Sicherung  des  geheimen  Charakters  der  Abstimmung,  wie 
die  Wahlurnen  konstruiert  zu  sein  haben.  Einzelne  aus- 
ländische Gesetze  verwenden  auf  diese  Frage  grosse  Sorg- 
falt, teilen  sogar  die  Zeichnung  der  Urne  mit,  und  betrach- 
ten diese  als  ergänzenden  Teil  des  Gesetzes. 

G.-A.  XIV  : 1913  sagt  über  diesen  Gegenstand  nur 
(§  121):  „auf  den  Tisch  ist  eine  zugedeckte  und  verschlos  ' 
sene  Urne  zu  stellen,  die  mit  einer  zum  Einwerfen  der 
Stimmzettel  geeigneten  Öffnung  versehen  ist.“  Nach  unse- 
rer Ansicht  kann  es  nicht  den  einzelnen  Zentralausschüssen 
oder  dem  Wahlpräsidenten  überlassen  werden,  welche  Art 
von  Urnen  sie  benützen  sollen.  Dieser  Zustand  verträgt 
sich  nicht  mit  dem  geheimen  Charakter  der  Wahl  und  mit 
dem  Ernst  des  'Wahlaktes.  Unser  Entwurf  bestimmt,  die 
Urne  müsse  mit  einem  Schlüssel  derart  versperrbar  sein, 
dass  aus  der  Urne  ohne  Öffnen  des  Schlosses  ein  Stimm- 
zettel nicht  entfernt  werden  könne  und  ordnet  an,  dass  den 
Schlüssel  das  richterliche  Mitglied  der  Skrutiniums- 
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kommission  in  Verwahrung  zu  nehmen  habe.  Damit  der 
geheime  Charakter  der  Abstimmung  nicht  aus  technischen 
Gründen  zu  leiden  habe,  lässt  nach  unserem  Entwurf  der 
Minister  des  Innern  die  Urnen  einheitlich  hersteilen. 

Das  richterliche  Mitglied  der  Kommissionen.  Von  be- 
sonderer Wichtigkeit  ist  die  Neuerung  unseres  Entwurfes, 
dass  bei  öffentlicher  Abstimmung  jede  Wahlkommission, 
im  Falle  geheimer  Abstimmung  aber  überdies  jede 
Skrutiniumskommission  auch  ein  richterliches  Mitglied 
haben  wird.  Diese  richterlichen  Mitglieder,  sowie  ihre 
Stellvertreter  werden  durch  den  Präsidialsenat  der  könig- 
lichen Tafel  aus  der  Reihe  der  Richter  der  Gerichte  erster 
Instanz  oder  der  königlichen  Tafel  bestimmt.  Auch  hier 
sind  wir  nicht  so  weit  gegangen,  wie  einzelne  ausländische 
Gesetze,  die  zur  Sicherung  der  unparteiischen  Leitung  der 
Wahl  die  Aufgabe  des  Wahl-  oder  Kommissionspräsiden- 
ten Richtern  übertragen.  Dieser  leitende  und  verfügende 
Wirkungskreis  könnte  die  Richter  eventuell  einer  unge- 
rechten Beurteilung  durch  die  befangenen  Parteileiden- 
schaften aussetzen.  Wir  aber  stellen  den  Richter  wieder 
in  einen  Wirkungskreis,  der  seinem  richterlichen  Beruf 
entspricht,  indem  er  das  Kontrollorgan  der  Gesetzmässig- 
keit, der  Vertrauensmann  des  Gesetzes  wird.  Das  richter- 
liche Mitglied  der  Wahlkommission  hat  bei  der  Abgeord- 
netenkandidation, wie  auch  bei  jedem  Vorgang  der  Wahl- 
kommission, das  richterliche  Mitglied'  der  Skrutiniums- 
kommission aber  bei  jedem  Vorgang  dieser  Kommission 
anwesend  zu  sein.  Das  richterliche  Mitglied,  der  Wahl-  und 
der  Skrutiniumskommission  kontrolliert  die  Gesetzmässig- 
keit des  Verfahrens.  Bei  jeder  Verfügung  und  bei  jedem 
Beschluss  kann  es  ausschliesslich  aus  dem  Gesichtspunkte 
der  Gesetzmässigkeit  zur  Frage  sprechen.  Seine  Äusse- 
rungen und  seine  eventuellen  Bemerkungen  sind  auf 
Wunsch  zu  Protokoll  zu  nehmen.  Im  Falle  geheimer  Ab- 
stimmung verwahrt  das  richterliche  Mitglied  der  Skruti- 
niumskommission den  Schlüssel  der  Wahlurne.  Im  Falle 
der  Aussetzung  der  Abstimmung  -bringt  auch  er  an  der 
Abstimmungsurne  sein  Siegel  an,  , , . . 


22* 


340 


Die  kontrollierende  Rolle  des  richterlichen  Mitgliedes 
kommt  nach  unserem  Entwürfe  im  Falle  geheimer  Ab- 
stimmung in  grösserem  Masse  zur  Geltung  als  in  den  Be- 
zirken mit  öffentlicher  Abstimmung.  Denn  bei  der  ge- 
heimen Abstimmung  ist  die  Kontrolle  des  Verlaufes  der 
Abstimmung  wie  auch  des  Zusammenzählens  der  Stimmen 
notwendiger.  Aber  auch  technisch  wäre  es  kaum  möglich, 
für  die  Kommissionen  sämtlicher  Stimmbezirke  ent- 
sprechende richterliche  Mitglieder  zu  bestimmen.  Deshalb 
haben  wir  uns  hinsichtlich  der  Bezirke,  in  denen  die  Ab- 
stimmung öffentlich  ist,  auf  die  Garantie  beschränkt,  dass 
in  diesen  nur  die  Wahlkommission  ein  richterliches  Mit- 
glied haben  wird. 

Vertrauensmänner.  Zur  Sicherung  der  Lauterkeit 
der  Wahlen  will  unser  Entwurf  auch  den  Ver- 
trauensmännern der  Parteien  einen  entsprechenden  Wir- 
kungskreis sichern.  Nach  G.-A.  XIV  : 1913  kontrollieren 
die  Vertrauensmänner  die  Gesetzmässigkeit  der  Wahl; 
sie  können  nur  über  Aufforderung  oder  mit  Zustimmung 
des  Präsidenten  das  Wort  ergreifen.  Auch  wir  wollen  nicht* 
dass  die  Vertrauensmänner  den  Verlauf  der  Wahl  ohne 
Grund  hemmen  können,  andererseits  aber  erklären  wir 
vergebens,  dass  sie  die  Gesetzmässigkeit  des  Wahlver- 
fahrens kontrollieren  können,  wenn  sie  nur  mit  Zustim- 
mung des  Präsidenten  sprechen  dürfen,  aber  keinen  im 
Gesetz  gesicherten  Wirkungskreis  haben.  Die  öster- 
reichische Wahlordnung  gewährt  (§  21)  jedem  Wähler  das 
Recht,  bei  der  Abstimmung  in  der  Frage  der  Identität,  wie 
auch  in  der  Frage,  ob  einzelne  abgegebene  Stimmen 
gültig  oder  ungültig  sind,  mündlich  oder  schriftlich  Ein- 
wendungen zu  machen.  Eine  kleinere  Rolle  kann  auch  den 
Vertrauensmännern  nicht  zukommen.  Nach  unserem  Ent- 
wurf besteht  der  Wirkungskreis  der  Vertrauensmänner 
in  der  Kontrolle  über  die  Gesetzmässigkeit  des  Wahlver- 
fahrens und  über  die  Identität  der  Abstimmenden.  Im 
Rahmen  dieser  ihrer  Aufgabe  können  sie  sich  kurz  äussern 
und  verlangen,  dass  das  Wesen  ihrer  Äusserung  zu  Pro- 
tokoll genommen  werde.  Eine  weitere  Aufgabe  kommt 
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ihnen  bei  geheimer  Abstimmung  im  Falle  der  Aussetzung 
der  Abstimmung  zu,  bei  welchem  Anlasse  auch  sie  ihre 
Siegel  anwenden,  wie  sie  auch,  wenn  die  Wahlakten  von 
der  Skrutiniumskommission  dem  Wahlpräsidenten  über- 
mittelt werden,  sich  dem  Entsendeten  anschliessen 
können. 

Sicherung  der  Lauterkeit  und  der  Ungestörtheit  der 
Wahlen.  Die  bisher  geschilderten  Bestimmungen  fördern 
alle  die  Lauterkeit  der  Wahlen,  genügen  aber  an  sich  zum 
Erreichen  dieses  Zweckes  nicht.  Es  müssen  noch  der  Ernst 
der  Wahlen,  die  freie  und  selbstbewusste  Ausübung  der 
Abstimmung  und  die  Feierlichkeit  der  Wahlhandlung  ge- 
sichert werden,  die  sich  nicht  in  schreienden  und  kost- 
spieligen Äusserlichkeiten  und  in  Flitter  äussert,  sondern 
in  dem  Verständnis  für  die  sittliche  Bedeutung  der  Wahl. 
Von  dem  Wähler  ist  jeder  schädliche  Einfluss  fernzu- 
halten, der  sein  Selbstbewusstsein  verdunkeln,  sein  Ge- 
wissen ins  Wanken  bringen,  seine  Freiheit  einschränken 
würde,  möge  dieser  Nachteil  der  Quelle  des  Geldes,  des 
Alkohols  oder  des  Terrors  der  Gruppen  oder  des  Miss- 
brauchs der  Amtsgewalt  entspringen. 

Verbot  des  Gebrauchs  von  Fahnen.  Zur  Vermin- 
derung der  korrumpierenden  Kraft  des  Geldes  überneh- 
men wir  die  Bestimmungen  des  G.-A.  XVII  : 1915,  § 13, 
über  das  Verbot  des  Gebrauchs  von  Fahnen,  welche  Be- 
stimmungen wir  aber  wirksamer  ausgestalten.  Bei  allge- 
meinen Abgeordnetenwahlen  ist  es  von  dem  Tage  an,  an 
dem  die  den'  Wahltermin  anberaumende  Verordnung  des 
Ministers  des  Innern  in  dem  amtlichen  Blatte  veröffent- 
licht wurde,  bei  Ergänzungswahlen  aber  von  dem  Tage 
an,  an  dem  das  Abgeordnetenhaus  die  Wahl  angeordnet 
hat,  bis  zur  Beendigung  des  Wahlverfahrens  verboten,  in 
dem  Wahlbezirk  zu  den  Zwecken  der  Wahl  Fahnen  anzu- 
bringen oder  sonstwie  öffentlich  zu  gebrauchen.  Unser 
Entwurf  begnügt  sich  aber  nicht  damit,  dass  dieses  Ver- 
bot nur  im  Rahmen  der  Gerichtsbarkeit  über  die  Reichs- 
tagsabgeordnetenwahlen eine  Sanktion  habe,  sondern  er 


will  die  Verletzung  dieses  Verbots  auch  als  besondere 
Übertretung  bestrafen. 

Verbot  der  Beförderung  und  der  Verpflegung.  Nach 
der  Dezentralisation  der  Abstimmung  wäre  es  ganz  un- 
begründet, wenn  wir  es  auch  für  die  Zukunft  legitimieren 
wollten,  dass  es  gestattet  sei,  die  Wähler  an  den  Ort  der 
Abstimmung  zu  befördern  und  von  dort  zurückzubeför- 
dern, ferner  ihnen  am  Orte  und  während  der  Zeit  der  Ab- 
stimmung eine  Verpflegung  zuteil  werden  zu  lassen.  Die 
Duhrlöhne  und  die  sogenannte  „notwendige  Verpflegung“ 
öffnen  der  Wahlkorruption  notwendigerweise  Tür  und 
Tor.  Nach  unserem  Entwurf  haben  diese  daher  als  Vor- 
teile zu  gelten,  deren  Gewähren  oder  Versprechen  gemäss 
ü.-A.  XV:  1899  § 3,  die  Ungültigkeit  der  Wahl  nach  sich 
zieht  und  den  Tatbestand  der  Bestechung  feststellen  kann. 

Indem  wir  jedoch  die  Beförderung  der  Wähler  an  den 
Ort  der  Abstimmung  und  ihre  Zurückbeförderung  von 
dort  verbieten,  wollen  wir  andererseits  auch  dafür  sor- 
gen, dass  die  Wähler  unbedingt  an  den  Ort  der  Abstim- 
mung gelangen  können.  Die  Stimmbezirke  sind  nach  Tun- 
lichkeit so  zu  bilden,  dass  die  Wähler  in  der  Regel  ohne 
grössere  Schwierigkeit  auch  zu  Fuss  den  Ort  der  Abstim- 
mung erreichen  können.  Sollte  jedoch  irgendwo  eine  der- 
artige Feststellung  der  Stimmbezirke  sich  als  unmöglich 
erweisen,  so  ist,  da  nach  unserer  Ansicht  die  Ausübung 
des  Wahlrechts  ein  öffentliches  Interesse  ist,  mit  staat- 
licher Kraft  für  die  Beförderung  der  Wähler  an  den  Wahl- 
ort und  für  ihre  Rückbeförderung  zu  sorgen.  Deshalb  be- 
stimmt unser  Entwurf,  dass  in  einem  Wahl-,  beziehungs- 
weise in  einem  Stimmbezirk,  der  aus  mehreren  Gemein- 
den besteht,  die  Eisenbahn-  und  Schiffahrtunternehmun- 
gen des  öffentlichen  Verkehrs  die  Wähler  — gegen  eine 
vom  Staate  zukommende  Entschädigung  — an  den  Ort 
der  Abstimmung  und  von  dort  zurück  zu  befördern  haben. 
In  Ermanglung  derartiger  Verkehrsmittel  hat  der  Zentral- 
ausschuss — wenn  das  Gelangen  der  Wähler  von  ihrem 
Wohnsitz  an  den  Ort  der  Abstimmung  ohne  Benützung 
eines  Fuhrwerks  nicht  oder  nur  mit  grossen  Schwierig- 
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keiten  möglich  ist  — zu  diesem  Zwecke  von  Fall  zu  Fall 
die  Inanspruchnahme  der  im  Stimmbezirke  befindlichen 
geeigneten  Fuhrwerke  und  der  geeigneten  Tiere  anzu- 
ordnen. Im  Falle  der  Inanspruchnahme  gebührt  eine  Ent- 
schädigung, deren  Ausmass  auf  Vorschlag  des  Zentral- 
ausschusses der  Verwailtungsausschuss  bestimmt. 

Unser  Entwurf  will  den  Begriff  der  Bestechung  prä- 
ziser bestimmen,  als  das  bisher  geschehen  ist.  Unter  Erwei- 
terung des  G.-A.  XXIII:  1913,  § 9,  betrachtet  er  nicht  nur 
das  als  Bestechung,  wenn  jemand  dem  Wähler,  oder  mit 
Zustimmung  des  Wählers  seinem  Angehörigen,  sondern 
auch  wenn  er  irgendeinem  Dritten  ein  Geschenk,  eine 
Belohnung  oder  einen  anderen  Vorteil  gewährt,  zukommen 
lässt  oder  verspricht. 

Alkoholverbot.  Wir  wollen  den  Wähler  auch  gegen 
die  korrumpierende  Wirkung  des  Atkokols  schützen. 

Die  Lauterkeit  der  Wahlen  wird  durch  den  Miss- 
brauch mit  geistigen  Getränken  am  nachteiligsten  beein- 
flusst, weil  er  ausser  seiner  sittlich  zerstörenden  Wir- 
kung auch  die  selbstbewusste  Ausübung  des  Wahlrechts 
unmöglich  macht.  Er  ist  auch  andererseits  die  Ursache 
von  Zusammenstössen  und  leidenschaftlichen  Auftritten, 
die  zur  Wahrung  des  Ernstes  der  Wahl  nach  Tunlichkeit 
zu  verhindern  sind.  Anstatt  der  nachträglichen  Bestrafung 
haben  wir  daher  zu  einem  wirksameren  Mittel  gegriffen: 
zu  der  Vorbeugung.  Nach  unserem  Entwurf  ist  es  ver- 
boten, von  6 Uhr  nachmittags  des  dem  Wahltage  voran- 
gehenden Tages  angefangen  bis  zur  Beendigung  des 
Wahlverfahrens  in  dem  Wahlbezirk  geistige  Getränke  zu 
verschleissen,  zu  verteilen  oder  in  anderer  Weise  zum 
Zwecke  des  unmittelbaren  Verbrauchs  in  Verkehr  zu 
setzen,  und  wer  diese  Bestimmung  verletzt  oder  ausspielt, 
ist  mit  Haft  bis  zu  15  Tagen  und  an  Geld  bis  zu  200  Kronen 
zu  bestrafen.  Wollen  wir  der  verfassungsmässigen  Rolle 
des  Alkohols  radikal  ein  Ende'  machen,  so  können  wir 
keinen  anderen  Weg  wählen. 


Von  geringen  Änderungen  abgesehen,  rühren  wir  an 
dem  G.-A.  XXIII:  1913  über  den  strafrechtlichen  Schutz 
des  Wahlrechts  nicht,  der  die  Freiheit  der  Wahl  gegen- 
über gewalttätigen  Handlungen  von  Personen  und  von 
Gruppen  zu  schützen  trachtet. 

Sicherung  der  Unparteilichkeit  der  öffentlichen  Beam- 
ten. In  wirksamerer  Weise  aber  als  bisher  wollen  wir  es 
sichern,  dass  öffentliche  Beamte  ihre  Amtsgewalt  zur 
Verletzung  der  Lauterkeit  der  Wahl  nicht  missbrauchen 
können.  Die  Neuerungen,  durch  die  unser  Fntwurf  diesen 
Zweck  zu  erreichen  strebt,  lassen  sich  nach  folgenden 
Gesichtspunkten  gruppieren : 

1.  Die  bisherige  gesetzliche  Regelung  hat  für  die 
Bestrafung  einzelner  möglicher  Missbrauche  nicht  ge- 
sorgt, welchem  Mangel  wir  abzuhelfen  wünschen. 

2.  Die  Bestrafung  gewisser  Missbrauche  hat  die  bis- 
herige gesetzliche  Regelung  dem  Disziplinarverfahren 
unterzogen  und  als  letztes  Forum  den  Minister  des  Innern 
bestimmt.  Unser  Entwurf  nimmt,  wo  er  den  Missbrauch 
nur  als  Disziplinarverfahren  betrachtet,  die  Foren  des 
garantiellen  Disziplinarverfahrens  in  Anspruch  und  über- 
trägt die  disziplinäre  Beurteilung  in  letzter  Stufe  dem 
Verwaltungsgerichtshofe. 

3.  Einige  Missbräuche  jedoch  aber  sind  solchen  Cha- 
rakters, dass  sie  als  offenbar  böswillige,  bewusste  und 
kühne  Verletzung  des  gesetzlichen  Verbots  nicht  eine 
disziplinäre,  sondern  eine  kriminelle  Bestrafung  ver- 
dienen. 

G.-A.  XIV:  1913  hat  im  Wesen  die  Bestimmungen 
des  G.-A.  XV:  1899,  § 67,  übernommen  und  stellt  öffent- 
lichen Beamten  gegenüber  die  folgenden  Verbote  auf 
146):  „Einem  staatlichen,  munizipalen,  oder  einem  in 
einem  öffentlichen  Amte  einer  Stadt  mit  geregeltem  Ma- 
gistrat angestellten  Beamten,  einem  Gemeinde-(Kreis-) 
notär  ist  es  verboten,  an  der  Einberufung  von  politischen 
Parteiversanunlungeti,  die  mit  der  Abgeordnetenwahl  zu- 
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sammenhängen,  teilzunehmen,  als  ihr  Präsident  oder 
Schriftführer  zu  wirken  und  von  ihnen  eine  Betrauung 
anzunehmen,  an  den  Rundreisen  der  Abgeordnetenkandi- 
daten sich  zu  beteiligen,  die  Wähler  zu  sammeln  und  an 
den  Ort  der  Abstimmung  zu  führen.“  Wegen  Verletzung 
dieses  Verbots  hat  nach  dem  Gesetz  ein  ordentliches 
Disziplinarverfahren  vor  der  eigenen  Disziplinarbehörde 
des  öffentlichen  Beamten  statt. 

Eine  derartige  Regelung  der  Frage  ist  offenbar  nicht 
befriedigend.  Das  Gesetz  stellt  ein  klares,  entschiedenes, 
nicht  misszuverstehendes  Verbot  auf.  Das  kann  durch 
Straucheln  oder  Versehen  nicht  überschritten  werden, 
sondern  nur  mit  dem  bewussten  und  erwogenen  Ent- 
schluss der  Gesetzesverletzung.  Die  Bestrafung  eines  so 
kühnen  Vorgehens  kann  nur  auf  kriminellem  Wege  erfol- 
gen. Eben  deshalb  bestimmt  unser  Entwurf,  indem  er  auch 
an  der  Fassung  des  Paragraphen  unwesentliche  Ände- 
rungen vornimmt,  dass  derjenige,  der  dieses  Verbot  ver- 
letzt, wegen  Vergehens  mit  Haft  bis  zu  einem  Jahre,  wie 
auch  mit  der  Suspendierung  der  Ausübung  der  politischen 
Rechte  und  mit  Verlust  des  bekleideten  Amtes  zu  bestrafen 
ist;.-  Das  Verfahren  wegen  dieses  Vergehens  kann  nur  dann 
eingeleitet  werden,  wenn  jemand  die  Handlung  innerhalb 
30  Tage  von  ihrem  Begehen  an  gerechnet  angezeigt  hat. 
Hat  dieses  Vergehen  ein  in  die  Wählerliste  des  betreffen- 
den Wahlbezirkes  aufgenommener  Wähler  angezeigt,  so 
kommt  ihm  im  Verlaufe  des  Strafverfahrens  der  Rechts- 
kreis des  Verletzten  zu. 

G.-A.  XIV  : 1913  verbietet  im  weiteren  der  erwähnten 
Gruppe  der  öffentlichen  Beamten,  „die  Polizei,  die  Gen- 
darmerie und  die  bewaffnete  Macht  zu  einem  anderen 
Zwecke  als  zur  Aufrechterhaltung  der  Ruhe  und  Ordnung 
und  zum  Schutze  der  freien  Ausübung  des  Wahlrechts  in 
Anspruch  zu  nehmen,  oder  das  Bestimmungsrecht  über 
sie  einem  anderen  als  einem  behördlichen  Organ,  wenn 
auch  nur  zum  Teil,  zu  übertragen“.  Die  Bestrafung  der’ 
Verletzung  dieser  verbietenden  Vorschrift  weist  das  Ge- 
setz ebenfalls  dem  ordentlichen  Disziplinarverfahren  vor 
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der  eigenen  Disziplinarbehörde  des  öffentlichen  Be- 
amten zu. 

Unser  Entwurf  regelt  diese  Drage  (§  105)  zusammen 
und  gleichmässig  mit  den  identischen  Missbräuchen  der 
Präsidenten  der  Wahl-  und  der  Skrutiniumskommissionen. 
Die  Verletzung  des  Verbotes  bleibt  ein  Disziplinarvergehen, 
gehört  aber  unter  das  garantielle  Disziplinarverfahren; 
sein  letztes  Forum  ist  der  Verwaltungsgerichtshof.  Wir 
halten  eine  weitere  Begründung  dessen,  dass  die  Be- 
strafung des  Wahlmissbrauches  eines  öffentlichen  Beamten 
mit  Beruhigung  nur  einem  unabhängigen  Gerichte  anver- 
traut werden  kann,  für  überflüssig. 

(i.-A.  XIV  : 1913  verbietet  des  ferneren  dem  in  die 
erwähnte  Gruppe  gehörenden  öffentlichen  Beamten, 
„durch  eine  in  seinen  Wirkungskreis  fallende  Handlung 
oder  Unterlassung,  beziehungsweise  durch  ein  hierauf  be- 
zügliches Versprechen,  oder  eine  solche  Drohung,  wie 
überhaupt  mit  Benützung  seiner  amtlichen  Stellung  einen 
Wähler  zur  Abstimmung  für  oder  gegen  einen  bestimmten 
Abgeordnetenkandidaten  oder  dazu  zu  vermögen,  sich  der 
Abstimmung  zu  enthalten“.  Die  Verletzung  dieses  Ver- 
botes betrachtet  noch  G.-A.  XIV  : 1913  nur  als  ein  im 
ordentlichen  Disziplinarverfahren  zu  bestrafendes  Diszipli- 
narvergehen, G.-A.  XXIII  : 1913  über  den  strafrechtlichen 
Schutz  des  Wahlrechts  aber  qualifiziert  sie  im  § 11  — die 
Unterlassung  einer  in  den  amtlichen  Wirkungskreis 
fallenden  Handlung  ausgenommen  — als  Vergehen.  Unser 
Entwurf  will  das  Verbot  genau  bestimmen  (§  169,  Abs.  1), 
Es  steht  ausser  Zweifel,  dass*  der  Wähler  durch  das  Unter- 
lassen einer  in  den  amtlichen  Wirkungskreis  fallenden 
Handlung  oder  durch  deren  Inaussichtstellen  in  der  freien 
Ausübung  seines  Wahlrechts  ebenso  beeinflusst  werden 
kann,  wie  durch  eine  derartige  Handlung  oder  durch  ihr 
Inaussichtstellen.  Da  es  sich  andererseits  um  ein  Vergehen 
hardelt,  muss  gesagt  werden,  dass  der  öffentliche  Beamte 
dieses  Delikt  nur  durch  einen  Missbrauch  seiner  Amts- 
gewalt begehen  kann. 
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G.-A,  XIV  : 1913  bestimmt  ferner:  „Verboten  ist  es, 
dass  der  Amtsvorgesetzte  dem  ihm  Untergebenen  die 
Weisung  erteile,  für  irgendeinen  Kandidaten  zu  stimmen 
oder  nicht  zu  stimmen,  sein  Stimmrecht  überhaupt,  oder 
zu  welcher  Zeit  zu  üben,  sich  der  Abstimmung  zu  ent- 
halten, oder  seinen  Einfluß  in  irgendeiner  anderen 
Weise  für  oder  gegen  den  einen  oder  den  anderen  Kandi- 
daten oder  für  die  Enthaltung  der  Wähler  von  der  Ab- 
stimmung geltend  zu  machen.“ 

Die  Bestrafung  der  Übertretung  dieses  Verbotes  weist 
das  Gesetz  in  den  Kreis  des  ordentlichen  Disziplinarver- 
fahrens. Es  ist  offenbar,  dass  diese  Bestimmung  in  dieser 
Form  nicht  wirksam  sein  kann.  Däs  ist  wieder  einer  der 
Fälle,  in  denen  das  Begehen  des  Missbrauchs  mit  der 
Amtsgewalt  bewusst  erfolgt.  Nach  unserem  Entwurf  ist 
daher  die  Verletzung  dieses  Verbotes  nicht  ein  im 
Disziplinär-,  sondern  im  Strafverfahren  zu  ahndendes  Ver- 
gehen, dessen  Strafe,  ebenso  wie  in  dem  früher  erwähnten 
Falle,  Gefängnis  bis  zu  zwei  Jahren  und  an  Geld  bis  zu 
2000  Kronen  ist. 

G.-A.  XIV  : 1913  stellt  (§  144)  die  disziplinäre  Ver- 
antwortlichkeit aller  Organe,  die  bei  der  Entwertung,  bei 
der  Richtigstellung  und  bei  der  Aufbewahrung  der  Namens- 
lisfen,  wie  auch  bei  der  Abgeordnetenwahl  mitwirken  und 
einen  Eid  (ein  Gelöbnis)  abgelegt  haben,  fest.  Doch  macht 
er  einen  Unterschied  zwischen  dem  Disziplinarforum  des 
Wahlpräsidenten  und  des  Präsidenten  der  Skrutiniums- 
kommission  und  dem  der  übrigen  Organe.  In  dem  gegen 
den  Wahlpräsidenten  und  gegen  den  Präsidenten  der 
Skrutiniumskommissiion  eingeleiteten  Disziplinarverfahren 
entscheidet  in  letzter  Stufe  der  Verwaltungsgerichtshof, 
für  die  übrigen  Organe  aber  der  Minister  des  Innern. 

Unser  Entwurf  (§  163)  ändert  die  Fassung  dieses 
Paragraphen  den  Änderungen  im  Wahlverfahren  ent- 
sprechend unwesentlich  ab,  wesentlich  jedoch  ist  die 
Änderung,  dass  er  ohne  Unterschied  das  garantielle 
Disziplinarverfahren  anwend'et,  das  heisst,  dass  er  die 
Bestrafung  gesetzesverletzender  Handlungen  oder  Unter- 
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lassungen  dieser  Natur  in  letzter  Stufe  ohne  Ausnahme 
dem  Verwaltungsgerichtshof  überträgt. 

Bei  der  Regelung  der  Wahlpairteiversammlungen,  der 
Parteifeiern  oder  der  Umzüge  haben  wir  die  Bestimmun- 
gen des  G.-A.  XIV  : 1913  im  Wesen  beibehalten.  Indem 
wir  jedoch  für  die  Wahrung  der  Ordnung  und  der  öffent- 
lichen Sicherheit  sorgen  wollen,  suchen  wir  zugleich  eine 
Gewähr  auch  dagegen,  dass  unter  diesem  Titel  Miss- 
bräuche erfolgen  können.  Eine  Berufung  kann  in  diesen 
Fragen  nur  selten  oder  nur  verspätet  Abhilfe  schaffen. 
Deshalb  bestimmt  unser  Entwurf,  gegen  ein  Mitglied  der 
Polizeibehörde,  das  die  Abhaltung  einer  öffentlichen  Wahl- 
parteiversammlung offenbar  aus  einem  nicht  ernsten 
Grunde  hindert  oder  die  Veranstaltung  einer  Parteifeier 
oder  eines  Umzuges  offenbar  aus  einem  nicht  ernsten 
Grunde  verbietet,  das  Disziplinarverfahren  statt  hat,  in  dem 
in  letzter  Stufe  der  Verwaltungsgerichtshof  entscheidet. 

G.-A.  XIV:  1913  (§  75)  sorgt  dafür,  dass  jedermann 
sich  eine  Abschrift  der  endgültigen  Wählerliste  verschaffen 
könne.  Verweigert  oder  verzögert  der  Präsident  des  Zen- 
tralausschusses die  Ausfolgung  der  Abschrift,  so  kann  sich 
die  Partei  dagegen  an  den  Präsidenten  des  Verwaltungs- 
gerichtshofes wenden.  „Der  Präsident  des  Verwaltungs- 
gerichtshofes fordert  den  Präsidenten  des  Zentral- 
ausschusses auf,  innerhalb  einer  Notfrist  die  Abschrift 
auszufolgen  oder  die  Gründe  der  Verweigerung  oder 
Verzögerung  vorzulegen.  Demjenigen  Beamten,  der  wäh- 
rend der  anberaumten  Notfrist  weder  die  Abschrift  aus- 
folgt, noch  die  Verweigerung  oder  Verzögerung  ent- 
sprechend rechtfertigt,  kann  der  Präsident  des  Verwal- 
tungsgerichtshofes eine  Geldbusse  bis  zu  2000  Kronen 
auferlegen,  die  bei  wiederholtem  Ungehorsam  von  Fall 
zu  Fall  wiederholt  werden  kann.  Ausser  dieser  Geldbusse 
kann  der  Beamte  auch  auf  disziplinärem  Wege  zur  Ver- 
antwortung gezogen  werden.“ 

Auch  diese  Bestimmung  ist  ungenügend.  Die  Ver- 
zögerung kann  in  einem  solchen  Falle  unersetzbaren 
Schaden  herbeiführen  und  es  verträgt  sich  mit  dem  An- 
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sehen  des  Verwaltungsgerichtshofes  nicht,  dass  seinem 
Beschluss  der  Beamte  gegen  eine  Qeldbusse  Trotz  bie- 
ten könne.  Ein  derartig  hartnäckiger  und  missachtender 
Widerstand  verdient  strafrechtliche  Ahndung.  Eben  des- 
halb ist  nach  unserem  Entwurf  der  öffentliche  Beamte, 
der  innerhalb  der  durch  den  Präsidenten  des  Verwal- 
tungsgerichtshofes nach  dem  Auferlegen  der  Qeldbusse 
neuerlich  anberaumten  Frist  die  Abschrift  nicht  aus- 
folgt, wegen  Vergehens  mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre 
wie  auch  mit  der  Suspendierung  der  Ausübung  der  poli- 
tischen Rechte  und  mit  dem  Verluste  des  bekleideten 
Amtes  zu  bestrafen. 

Unser  Entwurf  trachtet,  noch  durch  zwei  Bestimmun- 
gen die  Freiheit  der  Wahl  wirksamer  zu  sichern.  Die  eine 
Bestimmung  ist,  dass  die  Bestrafung  der  in  den  §§  99, 
101,  103  und  105  des  Entwurfes,  wie  auch  der  in  dem 
G.-A.  XXIII : 1913  §§  19,  20  und  21  bestimmten  Über- 
tretungen nicht  unter  das  administrative  Übertretungs- 
verfahren, sondern  in  den  Wirkungskreis  der  kön.  Be- 
zirksgerichte gehört.  Der  Grund  für  diese  Änderung  ist, 
dass  wir  die  Beurteilung  der  wichtigeren  Wahlübertre- 
tungen von  der  Verwaltung  unabhängig  machen  wollen, 
weil  in  dem  administrativen  Übertretungsverfahren  der 
Minister  des  Innern  das  letzte  Forum  ist. 

Die  zweite  Bestimmung  ist,  dass  wir  im  Falle  ein- 
zelner gegen  die  Freiheit  der  Wahl  begangener  Ver- 
brechen und  Vergehen  (so  z.  B.  in  den  Fällen  des 
G.-A.  XXIII:  1913,  §§  10,  15  und  16)  eine  actio  popularis 
einräumen,  indem  nach  dem  Entwurf,  wenn  ein  in  die 
Wählerliste  des  betreffenden  Wahlbezirkes  aufgenom- 
mener Wähler  das  Verbrechen  oder  das  Vergehen  ange- 
zeigt hat,  ihm  im  Verlaufe  des  Strafverfahrens  der  Rechts- 
kreis des  Verletzten  zukommt. 

Die  Wählbarkeit  des  öffentlichen  Beamten.  In  diesem 
Abschnitt  müssen  wir  auch  der  Frage  der  Wählbarkeit 
des  öffentlichen  Beamten  Erwähnung  tun. 

Schon  G.-A  XIV:  1913  hat  diejenigen  öffentlichen 
Beamten  aufgezählt,  die  — insoweit  sie  in  der  Zeit  zwi- 
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sehen  der  Anberaumung  des  Wahltages  und  der  Wahl 
noch  ein  öffentliches  Amt  bekleiden  — zum  Reichstags- 
abgeordneten nicht  wählbar  sind. 

Unser  Entwurf  ergänzt  diese  Aufzählung,  indem  er 
dieselbe  Vorschrift  auf  den  Obergespan  (Oberbürger- 
meister), auf  den  Vizegespan  und  auf  den  Bürgermeister 
der  Stadt  mit  Munizipalrecht  oder  mit  geregeltem  Ma- 
gistrat anwendet.  All  diese  üben  auf  dem  Gebiete  des 
Wahlbezirkes  ebenfalls  ein  Imperium  aus,  und  so  würde 
ihre  Kandidation,  wenn  sie  in  der  erwähnten  Zeit  noch 
ein  öffentliches  Amt  bekleiden,  die  Freiheit  der  Wahlen 
einschränken. 

Einzelne  ausländische  Gesetze  regeln  diese  Frage 
noch  viel  strenger.  In  Frankreich  zum  Beispiel  können 
in  dem  Kreis  oder  in  der  Kolonie,  die  im  ganzen  oder 
zum  Teil  in  das  Gebiet  ihrer  Zuständigkeit  gehören,  wäh- 
rend der  Dauer  ihrer  Amtsfunktion  oder  vor  Ablauf  von 
sechs  Monaten  nach  dem  Endigen  ihres  Amtes  infolge 
Verzicht,  Absetzung  oder  Verzug  oder  aus  einem  anderen 
Grunde  nicht  zu  Abgeordneten  gewählt  werden:  1.  die 
ersten  Präsidenten,  Präsidenten  der  Oberlandesgerichte 
und  die  Mitglieder  der  neben  ihnen  wirkenden  Staatsan 
waltschaften;  2.  die  Präsidenten,  Vizepräsidenten,  die  or- 
dentlichen Richter,  die  Untersuchungsrichter  der  Land- 
gerichtshöfe und  die  Mitglieder  der  neben  ihnen  wirkenden 
Staatsanwaltschaften,  wie  auch  die  ordentlichen  Friedens- 
richter; 3.  der  Polizeipräfekt,  die  Prefets,  die  General- 
sekretäre der  Präfekturen,  die  Gouverneure,  die  Sektions- 
chefs für  innere  Angelegenheiten  und  die  General- 
sekretäre der  Kolonien;  4.  die  Oberingenieure  und  die 
Kreisingenieure;  5.  die  Rektoren  und  die  Schulinspek- 
toren der  Mittelschulen;  6.  die  Schulinspektoren  der  Ele- 
mentarschulen; 7.  die  Generalsteuereinheber  und  die 
Steuereinheber;  8.  die  Direktoren  der  direkten  und  der 
indirekten  Steuer,  der  Gebühren,  der  Staatsgüter  und  der 
Posten;  9.  die  Oberforstinspektoren  und  die  Forstinspek- 
toren. Die  Viceprefets  und  die  Mitglieder  des  Präfek- 
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turrats  können  in  keinem  Kreis  des  Departements,  in  dem 
sie  wirken,  gewählt  werden. 

Indem  wir  die  Wählbarkeit  gewisser  Gruppen  der 
öffentlichen  Beamten  derart  einschränken,  wollen  wir  aber 
andererseits:,  einem  Wunsche  der  Gesellschaft  der  öffent- 
lichen Beamten  entsprechend,  in  dem  Falle,  wenn  dadurch 
die  Freiheit  der  Wahl  nicht  berührt  wird,  ermöglichen, 
dass  ein  öffentlicher  Beamter  ebenfalls  eine  Abgeordneten- 
kandidatur annehmen  könne.  Nach  dem  bisherigen  Zustand 
hatte  der  öffentliche  Beamte,  wenn  er  zum  Abgeordneten 
gewählt  wurde  und  behufs  Aufhebung  der  Inkompatibilität 
auf  sein  Amt  verzichtet  hat,  keinen  unbedingten  Anspruch 
auf  Pension  oder  Endabfertigung.  Er  konnte  daher  eine 
Abgeordnetenkandidatur  nur  dann  übernehmen,  wenn  er 
mit  diesem  Umstande  gerechnet  hat,  oder  wenn  er  Hoff- 
nung hatte,  seine  Oberbehörde  werde  ihn  pensionieren, 
oder  ihm  eine  Endabfertigung  zuteil  werden  lassen. 

Der  Wunsch,  dass  die  im  G.-A.  XXIV:  1901  § 1 
bestimmte  Inkompatibilität  zwischen  der  Stellung  eines 
öffentlichen  Beamten  und  dem  Beruf  eines  Reichstags- 
abgeordneten aufgehoben  werde,  ist  nach  unserer  Ansicht 
nicht  erfüllbar.  Das  österreichische  Gesetz  bestimmt  wohl, 
dass  „die  zu  Abgeordneten  gewählten  öffentlichen  Be- 
amten zur  Ausübung  ihres  Abgeordnetenberufes  keines 
Urlaubs  bedürfen“;  in  ähnlicher  Weise  regeln  auch  die 
Gesetzgebung  des  Deutschen  Reiches,  wie  auch  einzelne 
grössere  deutsche  Staaten  die  Frage.  In  diesen  Ländern 
wurzelt  jedoch  eine  derartige  Regelung  in  der  Geschichte 
und  kein  einziger  dieser  Staaten  regelt  auch  auf  anderen 
Gebieten  die  Inkompatibilität  mit  der  Kraft,  wie  unsere 
Gesetzgebung.  In  den  auf  der  Basis  von  alten  demokra- 
tischen Verfassungen,  die  die  Freiheit  der  Wahl  eifer- 
süchtig wahren,  stehenden  westlichen  Staaten  dagegen 
begegnen  wir  auf  allen  Gebieten  der  strengsten  Sicherung 
der  Inkompatibilität. 

Unter  unseren  Verhältnissen  wäre  es  nicht  empfeh- 
lenswert, das  österreichische  und  deutsche  System  zu 
befolgen.  Dadurch  würde  das  System  der  Inkompatibilität 
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über  den  Haufen  geworfen,  die  Disziplin  gelockert,  aber 
auch  noch  Gelegenheit  dazu  geboten  werden,  dass  die 
herrschende  Partei  eine  grössere  Zahl  beurlaubter  öffent- 
licher Beamten  zu  Mandaten  gelangen  lasse  und  derart 
die  Unabhängigkeit  des  Abgeordnetenhauses  zerstöre. 
Auch  liicfür  gibt  es  ein  geschichtliches  Beispiel,  denn  die 
Bourbonenrestauration  hat  ihre  amtlichen  Kandidaten  mit 
besonderer  Vorliebe  unter  den  öffentlichen  Beamten 
gesucht. 

Dagegen  halten  wir  den  Wunsch  für  berechtigt,  dass 
der  öffentliche  Beamte,  insoweit  das  Gesetz  seine  Wähl- 
barkeit nicht  ausschliesst,  auch  ohne  Zustimmung  seiner 
Oberbehörde  eine  Kandidatur  annehmen  könne,  ohne  des- 
halb seinen  Anspruch  auf  Pension  oder  Endabfertigung  zu 
verlieren.  Ebenso  halten  wir  es  für  berechtigt,  dass  der 
öffentliche  Beamte  von  dem  Tage  an,  an  dem  die  amtliche 
Kandidation  erfolgt  ist,  bis  zum  Ablauf  des  der  Beendigung 
des  Wahlverfahrens  folgenden  zweiten  Tages  auf  Urlaub 
Anspruch  habe.  Nach  unserem  Entwurf  hat  daher  ein 
solcher  zum  Abgeordneten  gewählter  öffentlicher  Beam- 
ter, wenn  er  eine  mit  dem  Abgeordnetenberuf  inkompatible 
Stellung  einnimmt  und  innerhalb  dreissig  Tage  von  seiner 
endgültigen  Verifizierung  an  gerechnet  auf  sein  Abgeord- 
netenmandat nicht  verzichtet  hat,  als  in  den  endgültigen 
Ruhestand  versetzt  zu  gelten,  vorausgesetzt,  dass  er  die 
gemäss  den  bestehenden  Vorschriften  einen  Pensions- 
anspruch gewährende  kürzeste  Dienstzeit  vollendet  hat; 
hat  er  diese  kürzeste  Dienstzeit  nicht  vollendet,  so  ist  ihm 
gemäss  den  bestehenden  Vorschriften  eine  Endabfertigung 
zu  gewähren. 

Damit  aber  der  zum  Abgeordneten  gewählte  öffent- 
liche Beamte  sein  Abgeordnetenmandat  nicht  dazu  be- 
nützen könne,  um  nach  der  Rückkehr  in  ein  öffentliches 
Amt  in  dieser  Weise  einer  raschen  Vorrückung  teilhaftig 
zu  werden,  bestimmt  unser  Entwurf  zur  Wahrung  der 
l nabhängigkeit  des  Abgeordnetenberufs,  dass  der  in  den 
endgültigen  Ruhestand  versetzte  oder  einer  Endabferti- 
gung  teilhaftig  gewordene,  zum  Abgeordneten  gewählte 
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öffentliche  Beamte  von  diesem  Zeitpunkte  an  gerechnet 
bis  zum  Ablauf  von  drei,  von-  dem  Erlöschen  seines  Abge- 
ordnetenmandats gerechneten  Jahren  kein  mit  dem  Ab- 
geordnetenberuf inkompatibles  Amt  oder  keine  solche 
Stellung  erlangen  kann,  die  von  der  Kandidation  des 
Königs,  von  der  Ernennung  des  Königs,  oder  der  Regie- 
rung, oder  der  Regierungsorgane  abhängt  und  mit  einer 
höheren  Dotation  verbunden  ist,  als  das  Amt  oder  die 
Stellung,  auf  Grund  deren  er  in  den  endgültigen  Ruhestand 
versetzt  oder  einer  Endabfertigung  teilhaftig  wurde.  Aus- 
ländische Gesetze  enthalten  über  die  Inkompatibilität  auch 
noch  strengere  Bestimmungen.  So  können  zum  Beispiel 
in  Belgien  die  Mitglieder  der  Kammern  auf  ein  mit  einer 
Dotation  verbundenes  Staatsamt  „(ausgenommen  auf  die 
Stelle  eines  Ministers,  eines  Diplomaten,  eines  Gouver- 
neurs oder  eines  Departementsobernotärs)  überhaupt  nur 
nach  Ablauf  eines  Jahres  von  dem  Erlöschen  ihres  Man- 
dats an  gerechnet  ernannt  werden.  In  Belgien  muss  auch 
derjenige  Abgeordnete  sich  einer  Neuwahl  unterziehen, 
der  den  nicht  für  Militärverdienste  verliehenen  Leopold- 
orden annimmt,  oder  der  vom  König  einen  Adelsbrief 
erhalten  hat. 

Wir  sind  überzeugt,  dass  die  geplante  Umgestaltung 
des  Wahlverfahrens  uns  in  grossem  Masse  dem  Zwecke 
näherbringt,  das  im  Gesetze  gewährte  Wahlrecht  möge 
im  Verlaufe  der  Konskription  nicht  verlorengehen,  und  es 
möge,  wenn  an  seine  tatsächliche  Ausübung  die  Reihe 
kommt,  nicht  zerfetzt  werden. 


XII. 

Schwebende  Fragen. 

Unser  Entwurf  bestimmt  über  das  Inslebentreten 
des  Gesetzes  entsprechend  der  Natur  der  einzelnen  Be- 
stimmungen. Die  Bestimmungen  über  die  Lauterkeit  und 
die  Ungestörtheit  der  Wahlen,  wie  auch  über  die  Wähl- 
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barkeit  der  öffentlichen  Beamten  treten  — da  sie  keine 
organischen  Änderungen  erheischen  — ohne  jede  Ein- 
schränkung sofort  nach  der  Kundmachung  des  Gesetzes 
ins  Leben.  Sie  sind  daher  auch  schon  bei  Zwischenwahlen 
wirksam,  die  nach  der  Kundmachung  des  Gesetzes 
während  der  Bauer  des  gegenwärtigen  Reichstages  vor- 
genommen würden. 

Am  'Page  der  Kundmachung  des  Gesetzes  treten  auch 
die  Bestimmungen  des  von  der  Wahl  handelnden  Ab- 
schnittes ins  Leben;  aber  — da  nur  der  G.-A.  XIV  : 1913 
die  geheime  Abstimmung  kennt  — natürlich  mit  der  Ein- 
schränkung, dass  diese  Bestimmungen  bei  den  früher  er- 
wähnten Zwischenwahlen  noch  nicht,  sondern  nur  in  dem 
Falle  angewendet  werden  können,  wenn  auf  Grund  des 
ü.-A.  XIV:  1913  und  nach  der  Bezirkseinteilung  des 
G.-A.  XV  : 1914  allgemeine  Wahlen  ausgeschrieben 
würden.  Sollte  daher  die  Notwendigkeit  eintreten,  in 
dieser  Weise  und  auf  dieser  Grundlage  allgemeine  Ab- 
geordnetenwahlen durchzuführen,  bevor  neue  Wähler- 
listen entstehen  könnten,  die  gemäss  dem  in  Gesetzeskraft 
erwachsenen  Entwurf  gültig  sind,  so  wären  die  neuen 
Bestimmungen  über  die  Ausdehnung  und  über  den  Modus 
der  geheimen  Abstimmung,  über  das  richterliche  Mitglied 
der  Wahl-  und  der  Skrutiniumskommissionen  usw.  auch 
schon  bei  dieser  allgemeinen  Wahl  anzuwenden. 

Die  sonstigen  Bestimmungen  des  Gesetzes  treten  an 
dem  Tage  des  Inslebentretens  des  Gesetzes  über  die 
neuerliche  Bestimmung  der  Wahlbezirke  und  ihrer  Sitze 
ins  Leben.  So  die  Bestimmungen  über  das  Wahlrecht, 
über  den  Nachweis  der  Kriterien  des  Wahlrechts,  über 
den  Zentralausschuss  und  die  Konskriptionskommissionen 
und  über  die  Wählerliste. 

Die  erste  zu  lösende  schwebende  Frage  ist  daher  die 
Ausarbeitung  des  Gesetzentwurfes  über  die  neuerliche 
Bestimmung  der  Wahlbezirke  und  ihrer  Sitze.  Unsere 
Absicht  ist,  diesen  Entwurf  möglichst  dringlich  zu  unter- 
breiten. 
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Die  zweite  schwebende  Frage  ist  eine  entsprechende 
Revision  des  Q.-A.  XV  : 1899  über  die  Gerichtsbarkeit  in 
Sachen  der  Reichstagsabgeordnetenwahlen,  sowie  eine 
notwendige  Folge  der  neuen  Bestimmungen  des 
G.-A.  XIV:  1913  der  G.-A.  XVII:  1915  war,  der  das 
früher  erwähnte  Gesetz  abgeändert  hat.  Es  ist  natürlich, 
dass  in  dem  Falle,  wenn  unser  Entwurf  Gesetzeskraft 
erlangt,  die  Wahlgerichtsbarkeit  mit  den  Bestimmungen 
des  neuen  Gesetzes  in  Einklang  zu  bringen  ist.  Unser 
Entwurf  bestimmt  daher,  dass  über  die  Gerichtsbarkeit 
in  Sachen  der  Abgeordnetenwahlen  ein  besonderes  Gesetz 
verfügt. 

Schwebende  Fragen  sind  ferner  die  neuerliche 
Regelung  des  Munizipalwahlrechts  und  des  Wahlrechts  zu 
der  Generalversammlung  der  Sächsischen  Universität. 
Unser  Entwurf  betrifft  ausschliesslich  die  Reichstagsabge- 
ordnetenwahl. Über  das  Munizipalwahlrecht,  ferner  über 
die  Wahl  der  Generalversammlungsmitglieder  der  Säch- 
sischen Universität  wird  ein  besonderes  Gesetz  verfügen. 
Bis  dieses  besondere  Gesetz  entsteht,  bleiben  die  Bestim- 
mungen des  G.-A.  VI:  1915  über  das  Munizipalwahlreclit 
und  des  G.-A.  XII:  1916  über  die  Verlängerung  der  Be- 
trauung der  Generalversammlungsmitglieder  der  Sächsi- 
schen Universität  in  Geltung. 

Schliesslich  wird  eine  entsprechende  Änderung  des 
von  der  Ergänzung  des  § 7 G.-A.  XLVI:  1908  über 
den  unentgeltlichen  Volksschulunterricht  handelnden 
G.-A.  XXXVII:  1913  notwendig  werden.  Da  nämlich 
unser  Entwurf  nicht  die  Absolvierung  der  6.,  son- 
dern die  der  4.  Klasse  der  Elementarvolksschule 
als  einen  Rechtstitel  annimmt,  ist  für  die  Regelung 
der  Gültigkeit  der  hierüber  auszustellenden  Zeug- 
nisse zu  sorgen.  In  Verbindung  damit  wird  auch  dem 
Mangel  abgeholfen  werden  können,  dass  bisher  nur  die 
Schulen  über  die  ausgefolgten  Zeugnisse  Stammbücher 
geführt  haben,  so  dass  die  Zeugnisse,  wenn  sie  in  Verlust 
geraten  sind,  kaum  ersetzt  werden  konnten.  Es  scheint 
die  Bestimmung  der  gesetzlichen  Pflicht  wünschenswert, 
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dass  die  Schulerhalter  das  Verzeichnis  der  ausgefolgten 
Zeugnisse  dem  zuständigen  königlichen  Schulinspektor 
oder  eventuell  dem  Munizipium  mitzuteilen  haben;  auf 
diese  Weise  würden  die  Verzeichnisse  in  einem  amtlichen 
zweiten  Exemplar  in  dem  Archiv  des  königlichen  Schul- 
inspektors oder  der  Munizipien  aufbewahrt  werden  und 
dort  zur  Verfügung  stehen. 
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